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Beginn: 09:04 Uhr 
 
Präsidentin Birgit Hesse: Meine sehr geehrten Damen 
und Herren, ich begrüße Sie zur 134. Sitzung des Land-
tages von Mecklenburg-Vorpommern. Ich stelle fest, 
dass der Landtag ordnungsgemäß einberufen wurde und 
beschlussfähig ist. Die Sitzung ist eröffnet. Die Tages-
ordnung der heutigen Sitzung liegt Ihnen vor. Zwischen 
den Fraktionen wurde vereinbart, den Tagesordnungs-
punkt 14 nach dem Tagesordnungspunkt 16 aufzurufen 
und die Reden zu diesem Tagesordnungspunkt zu Pro-
tokoll zu geben. Ich sehe und höre keinen Widerspruch, 
dann ist das so beschlossen.  
 
Gemäß Paragraf 4 Absatz 3 unserer Geschäftsordnung 
benenne ich für die 134. und 135. Sitzung den Abgeord-
neten Stephan Reuken zum Schriftführer.  
 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, bevor ich den 
Tagesordnungspunkt 16 aufrufe, komme ich noch einmal 
zurück auf die gestrige Sitzung. Ich hatte die Überprü-
fung einer Äußerung von Hannes Damm angeordnet. Im 
Ergebnis dieser Prüfung – es handelt sich um eine Äuße-
rung gegenüber der Fraktion der AfD – weise ich diese 
Äußerung als unparlamentarisch zurück.  
 
Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 16: Befragung der 
Landesregierung.  
 
Befragung der Landesregierung  
– Drucksache 8/6611(neu) – 
 
Meine Damen und Herren, die von den Abgeordneten 
gemäß Paragraf 65 unserer Geschäftsordnung einge-
reichten Themen sind der Drucksache 8/6611(neu) zu 
entnehmen. Gemäß unserer Geschäftsordnung ist zu 
jeder Frage eine Nachfrage zulässig. Die Fragen sollen 
nicht länger als zwei Minuten dauern und kurze Antwor-
ten ermöglichen. 
 
Ich rufe auf den Geschäftsbereich des Ministers für Fi-
nanzen und Digitalisierung und bitte den Abgeordneten 
David Wulff, die Frage zum Thema Nummer 1 zu stellen. 
 
David Wulff, FDP: Guten Morgen, Frau Präsidentin! 
Guten Morgen, Herr Minister!  
 
Wir hatten uns im Dezember des vergangenen Jahres 
ja schon einmal zu dem Thema „einheitlicher IT-
Arbeitsplatz“ unterhalten. Da hatten Sie ausgeführt ge-
habt, dass in mehreren Häusern eine Prüfung läuft, dass 
auch eine Umstellung von Windows 10 auf Windows 11 
erfolgen soll und Sie in diesem Jahr da entsprechende 
Fortschritte machen wollen. Und da hatten wir ja einan-
der versprochen, dass wir in diesem Jahr – und so viele 
Gelegenheiten haben wir nicht mehr – uns noch mal dem 
Stand des MV-PCs beziehungsweise dem vITA, einheitli-
chen IT-Arbeitsplatz, widmen.  
 
Da wollte ich nur mal fragen: Wie ist denn der Stand? 
 
Minister Dr. Heiko Geue: Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin!  
 
Sehr geehrter Herr Abgeordneter Wulff, genau, es ist 
wichtig für uns, dass wir diesen einheitlichen Arbeitsplatz, 
IT-Arbeitsplatz, jetzt auch tatsächlich ausrollen. Das ist 
wichtig für alle Fragen der IT-Sicherheit, aber auch stan-
dardisierte Beschaffungen. Und ich kann Ihnen sagen, 

bereits erfolgreich ausgerollt sind das LAF, die Staats-
kanzlei und das ZDMV, Rollout in den nächsten Wochen 
beim Finanzministerium, Wissenschaftsministerium und 
Wirtschaftsministerium.  
 
Ich bedanke mich auch bei allen Ministerien, die waren in 
der Vergangenheit zum Teil auch ein bisschen zurückhal-
tend, das gilt auch für mein Ministerium, deswegen darf 
ich das durchaus sagen, und jetzt also gerade auch mit 
dem – vielen Dank an den Chef der Staatskanzlei –, dass 
die Staatskanzlei hier vorneweg mit unterwegs ist, ist es 
jetzt eher so, wer darf als Erster und als Nächster. Und 
wir gehen davon aus – wahrscheinlich wäre das jetzt Ihre 
Nachfrage –, dass wir dann auch im Herbst mit dem 
Ausrollen dann durch sind. 
 
Präsidentin Birgit Hesse: Herr Abgeordneter, möchten 
Sie trotzdem noch eine Nachfrage stellen? 
 
David Wulff, FDP: Ja, eine ... 
 
Minister Dr. Heiko Geue: Gerne.  
 
David Wulff, FDP: ... noch, und zwar zum Hardware-
bestand. Wenn Sie jetzt sagen, das soll die nächsten 
Wochen ausgerollt werden, heißt das, da ist jetzt neuer 
Hardwarebestand auf Lager und wird ausgeliefert, oder 
ist das in einem ständigen Zulauf? 
 
Minister Dr. Heiko Geue: Also, Herr Abgeordneter, das 
weiß ich gar nicht genau, ob wir schon die Geräte da 
haben und die ausgerollt werden. Es soll ... 
 

(Patrick Dahlemann, SPD: 
Alles schon erfolgt. Alles schon erfolgt.) 

 
Ein Teil ist erfolgt, das ist klar, aber die Frage war ja, ob 
wir die Geräte schon haben oder ob die, ob die jetzt noch 
in der Beschaffung sind. Das, muss ich sagen, das weiß 
ich jetzt nicht genau. Klar ist, es sollen alle Notebooks 
haben, alle ein bis zwei Bildschirme. Das kommt dann 
darauf an, manche arbeiten tatsächlich jetzt schon mit 
zwei Bildschirmen. Das ist ja in manchen, ich brauche es 
nicht lange zu erklären, das moderne Arbeiten, Office 2024, 
auch Windows 11, das Betriebssystem. Das wollen wir 
aber dann schrittweise auch ablösen, wir wollen in Rich-
tung Open Desk gehen, und zwar so zügig wie möglich. 
 
Präsidentin Birgit Hesse: Ich bitte jetzt den Abgeordne-
ten David Wulff, die Frage zum Thema Nummer 2 zu 
stellen und dann auch die Nummer 3. 
 
David Wulff, FDP: Vielen Dank! Eine Premiere, dass ich 
anfangen darf in der Fragestunde.  
 
Das gleiche Thema, E-Akte. Da hatten wir auch im De-
zember zu gesprochen gehabt. Da ging es auch noch 
mal um das ganze Thema, wann wird das wie ausgerollt. 
Da wollten wir in diesem Jahr auch entsprechend weiter 
sein. Und auch da hatten wir einander versprochen, uns 
in diesem Jahr noch mal dem Thema zu widmen.  
 
Daher meine Frage: Wie ist denn der Stand bei der Ein-
führung der neuen E-Akte? 
 
Minister Dr. Heiko Geue: Sehr geehrte Frau Präsidentin! 
Sehr geehrter Herr Abgeordneter Wulff! Auch da kommen 
wir voran. Wir haben das Programm, die E-Akte ... Also 
es ist ja so, wir haben ja schon DOMEA in den obersten 
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Landesbehörden – das ist ja schon eine elektronische 
Akte, die wird aktualisiert – und in manchen Behörden 
haben wir noch keine elektronische Akte. Das ist sehr 
unterschiedlich noch.  
 
Wir haben mit dem Wirkbetrieb bereits in den Behörden, 
nachgeordneter Bereich des Sozialministeriums, im LAGuS, 
nachgeordneter Bereich des Innenministeriums, im LAiV 
begonnen, des Wirtschaftsministeriums, im Bergamt, und 
im LALLF, das ist das Landwirtschaftsministerium, da 
steht der Rollout unmittelbar bevor, als erste Landesbe-
hörde, auch da, Herr Chef der Staatskanzlei, also wirklich 
vorbildlich. Die Staatskanzlei wird dann jetzt im Laufe des 
Junis die Migration von ... 
 

(Zuruf von Patrick Dahlemann, SPD) 
 
David Wulff, FDP: Nicht zu viel loben, hat er gesagt. 
 
Minister Dr. Heiko Geue: Ich soll nicht so viel loben?  
 

(Zurufe aus dem Plenum: Mehr! Mehr! – 
Zurufe von Patrick Dahlemann, SPD, 

und Torsten Koplin, Die Linke) 
 
Noch mehr? Ach so!  
 

(Heiterkeit vonseiten der Fraktionen 
der SPD und Die Linke) 

 
Na ja, also für mich ist das als Fachminister super, wenn 
die Staatskanzlei vorweggeht, weil dann alle anderen 
sich drängeln, ich möchte als Nächster. Und wenn jetzt 
die Staatskanzlei sagt – noch mal, die Staatskanzlei hat 
schon eine elektronische Akte, nicht, dass das irgendwie 
hier missverstanden wird, sie hat DOMEA, die ist aber 
relativ alt, Ihnen brauche ich es nicht lang zu erklären, 
Sie wissen es –, die E-Akte wird da kommen. Zweite 
Landesbehörde, das Landwirtschaftsministerium, das sehr 
auch da unterwegs ist. Bei der Polizei haben wir einen 
höheren Aufwand, weil das natürlich eben aufgrund der 
vielen einzelnen Behörden durchaus herausfordernd ist, 
da hat aber auch schon das Einführungsprojekt begon-
nen. Also da sind wir auch im Zeitplan. Und der Plan ist 
auch da, im Herbst dann entsprechend das umgesetzt zu 
haben. 
 
Präsidentin Birgit Hesse: Herr Abgeordneter, möchten 
Sie dazu noch eine Nachfrage stellen? 
 
David Wulff, FDP: Ja, eine kurze Verständnisfrage: Also 
im Herbst umgesetzt heißt dann in allen Häusern ... 
 
Minister Dr. Heiko Geue: In allen ... 
 
David Wulff, FDP: ... oder Ministerien? 
 
Minister Dr. Heiko Geue: Entschuldigung!  
 
Ja, Herr Abgeordneter, das heißt, in allen obersten Lan-
desbehörden, das heißt dann halt den Ministerien, aber 
noch nicht in allen nachgeordneten Behörden. Das wird 
dann zügig, so rasch wie möglich gemacht. 
 
Präsidentin Birgit Hesse: Herr Wulff, ich würde Sie 
dann auch bitten, die Frage Nummer 3 zu stellen. 
 
David Wulff, FDP: Frage Nummer 3 ist jetzt was gänz-
lich anderes. Da geht es noch mal um das ganze Thema 

Beamtenbesoldung, Beamtenvergütung. Und das Bun-
desverfassungsgerichtsurteil von 2025 ist ja hinlänglich 
bekannt zur Beamtenbesoldung, insbesondere die amts-
angemessene Alimentation. Da hatten wir ja in verschie-
denen Kontexten ja auch schon mal dazu gesprochen.  
 
Und da ist meine Frage: Konkret welche Auswirkungen 
hat denn der Beschluss des Gerichts nach der bisherigen 
Prüfung der Landesregierung – Sie hatten ja gesagt, Sie 
prüfen noch – auf die Besoldung und die Versorgung hier 
in Mecklenburg-Vorpommern und dann auch entspre-
chend auf die unteren Besoldungsgruppen, also dieses 
interne Gefüge? Wie ist da weiterhin Ihre Einschätzung 
beziehungsweise wie ist denn die Prüfung gelaufen? 
 
Minister Dr. Heiko Geue: Ja, sehr geehrte Frau Präsi-
dentin, sehr geehrter Herr Abgeordneter Wulff, tatsäch-
lich dauert die Prüfung an, weil sie ist sehr komplex. Wir 
haben, ich habe aber mal meinen Leuten gesagt, wie war 
das denn mit der bisherigen Rechtsprechung des Verfas-
sungsgerichts? Nach der bisherigen, hätten wir da jetzt 
amtsangemessene Alimentation, ja oder nein? Die bishe-
rige war ja 15 Prozent Mindestabstand zum Bürgergeld. 
Haben wir das? Ja, haben wir. Nach der bisherigen alten 
Rechtsprechung hätten wir keinen Handlungsbedarf, weil 
wir nämlich 17 Prozent, die unterste Stufe, die aller-
unterste, 17 Prozent drüber und die anderen natürlich 
entsprechend drüber.  
 
Jetzt müssen wir uns aber an der neuen Rechtspre-
chung – die hat ja gar nichts mehr mit diesem Abstands-
gebot zu tun, sondern mit dem Medianäquivalenzeinkom-
men, das aber dann auch an Tariflohn, an Nominallohn-
entwicklungen, an weiteren Entwicklungen abgeglichen 
werden muss –, und wir haben halt die Herausforderung, 
dass es nicht nur um die unteren Lohngruppen geht bei 
dieser Anpassungsreform, sondern die ganze Tabelle der 
Beamtenschaft bis hoch nach B10 und B11, also bis 
Staatssekretärsebene und dann analog über Minister-
gesetz natürlich Minister und Ministerpräsidentin. Und ich 
habe hier schon mal gesagt, aus meiner Sicht ist es ganz 
schwierig – und das müssen wir uns genau anschauen –, 
wenn eine Mindestlohngerichtsentscheidung zu höheren 
Löhnen dann bei Staatssekretärinnen und Ministern führt, 
und zwar deutlich höheren Löhnen.  
 
Wir hatten die Debatte beim Bundeskanzler. Wenn man 
das einfach so durchlaufen lässt, was das dann bedeutet. 
Sie wissen, dass ich das kritisch sehe, und deswegen 
schauen wir es uns genau an.  
 
Und interessanterweise – wir sind ja kritisiert worden, 
auch von manchen, also vom Richterbund zum Beispiel, 
dafür, dass wir nicht schneller sind –, aber ich finde es 
sehr interessant zu sehen, wir haben Schleswig-Holstein, 
die haben schnell geschossen, sehr teuer, und der Bund 
hatte seine Probleme, er hat es jetzt noch nicht um-
gesetzt, und ansonsten hat noch kein Bundesland die 
Lösung vorgelegt. Deswegen machen wir es weiter so, 
wie ich es hier angekündigt habe.  
 
Wir haben einen Besoldungsdialog mit den Gewerkschaf-
ten, mit dem Richterbund. Ich habe die Landesrechnungs-
hofpräsidentin dazugebeten, die kommt auch mit dazu. 
Und da werden jetzt die Gespräche auch im Juni bis in 
den Juli hinein laufen, damit wir dann für die nächste 
Legislaturperiode – das ist ja jetzt nicht mehr schaffbar –, 
aber schon auch vorbereiten können, dass das so zügig 
wie möglich dann auch umgesetzt wird. 
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Präsidentin Birgit Hesse: Herr Abgeordneter, möchten 
Sie dazu noch eine Nachfrage stellen? (Zustimmung) 
 
Bitte! 
 
David Wulff, FDP: Ja, vielen Dank!  
 
Also jetzt ist ja genau das passiert, was ich auch in die-
sem Hause schon immer gesagt habe, wenn man die 
Mindestlohnspirale halt einfach immer weiter nach oben 
dreht, dass es halt nicht im Wesentlichen unten trifft, 
sondern dass das nach oben halt sich alles durchwach-
sen muss, und das dauert halt entsprechend. Jetzt haben 
wir halt genau das.  
 
Meine Frage geht gar nicht so sehr, wie sieht das nach-
her in den obersten Besoldungsstufen aus, es trifft ja, 
klar, trifft Leute und das ist politisch eine relevante Ent-
scheidung, aber am Ende ist das ja nicht der dicke Ku-
chen, der den Landeshaushalt so sehr belastet, sondern 
da geht es tatsächlich eher so um den, ich sage mal, 
höheren Mittelbau, wenn man das so sagen möchte. Und 
wie ist denn da die bisherige Rückmeldung, ich sage 
mal so, aus der Belegschaft, Betriebsrat et cetera, also 
Arbeitnehmervertretung oder Beamtenvertretung? Halten 
die jetzt still oder wie ist da der aktuelle Stand, der Ge-
sprächsstand? 
 
Minister Dr. Heiko Geue: Ja, sehr geehrte Frau Präsi-
dentin, sehr geehrter Herr Wulff, es ist tatsächlich so, 
dass auch aus meiner Sicht es ganz wichtig ist, dass wir 
einen angemessenen Abstand haben. Deswegen fand 
ich eigentlich die alte Gerichtsentscheidung ganz gut, 
dass man über den Abstand gehen kann. Jetzt haben wir 
halt ein anderes Verfahren, aber die Menschen, die ar-
beiten, sollen auch mehr Geld bekommen als die Men-
schen, die nicht arbeiten. Das ist für mich ein ganz wich-
tiger Grundsatz, auch als Sozialdemokrat. Da weiß ich, 
dass Sie als Freidemokrat das genauso sehen.  
 
Und natürlich ist es für uns eine Debatte, zum Beispiel 
die unterste A4-Ebene wegzunehmen, was hätten wir 
dadurch dann gewonnen, aber auch andere Maßnah-
men, genau das ist das, was wir im Besoldungsdialog 
jetzt besprechen. Es gibt verschiedene Baustellen oder 
Regelmechanismen, die man ansetzen kann. Man kann 
jetzt, was in der Vergangenheit nicht möglich war, dass 
man auch mit Zulagen, die auch mitberücksichtigt, dass 
man also das Gesamteinkommen sieht, das ist alles 
möglich. Wir müssen uns klar werden darüber, wie stark 
wir das Einkommen des jeweiligen Partners mit berück-
sichtigen. Das kann man so und so machen. Also überall 
hat man Möglichkeiten, Stellschrauben, und die machen 
dann aber auch, sagen wir mal, aus, wie teuer am Ende 
auch die Reform wird.  
 
Wir werden etwas tun müssen, das kann ich hier ankün-
digen, damit wir wieder verfassungsgemäße Besoldung 
haben. Wie gesagt, nach der alten Rechtsprechung hät-
ten wir es gehabt, aber nach der neuen müssen wir ran, 
und das werden wir tun. Und ich kann Ihnen sagen, zur 
Beruhigung hier im Landtag, aber auch vor allen Dingen 
natürlich der Kolleginnen und Kollegen, wir haben ja für 
2025 geregelt, dass sie nicht haushaltsnahe Geltendma-
chung ihrer Ansprüche machen müssen. Und das werde 
ich auch, es ist gerade in der Vorbereitung, auch für 
2026, das will ich jetzt noch in den nächsten Wochen 
regeln, damit die Kolleginnen und Kollegen wissen, nie-
mand muss Sorge haben, niemand muss Beschwerde 

einreichen oder irgendwo klagen. Die Ansprüche für 2025 
und 2026 – 2025 war ja das Verfassungsgerichtsurteil –, 
die werden erhalten.  
 
Und auch wenn es erst in 2027 geregelt wird, wird es 
dann rückwirkend geregelt für die Kolleginnen und Kolle-
gen. Niemand verliert dadurch Geld, dadurch, dass wir 
jetzt ein bisschen länger brauchen. Der Vorteil, dass wir 
länger brauchen, wir können gucken, wie die anderen 
Bundesländer es regeln. Wir können uns daran orientie-
ren und dann hoffentlich die beste Reform dann für die 
nächste Legislaturperiode vorbereiten. 
 
Präsidentin Birgit Hesse: Vielen Dank, Herr Minister!  
 
Ich rufe auf den Geschäftsbereich des Ministers für Wirt-
schaft, Infrastruktur, Tourismus und Arbeit und bitte den 
Abgeordneten Michael Meister, die Frage zum Thema 
Nummer 4 zu stellen. 
 
Michael Meister, AfD: Guten Morgen, Herr Minister! 
Moin!  
 
Es geht, es geht um den Heiligen Gral der Sozialdemo-
kratie, es geht um das Tariftreue- und Vergabegesetz. 
Und, Herr Minister, die SPD und die rot-rote Landes-
regierung verkaufen das Tariftreue- und Vergabegesetz 
als großen Erfolg für gute Löhne, gegen Lohndumping 
und für mehr Tarifbindung.  
 

(Heiterkeit bei Rainer Albrecht, SPD: 
Das ist gut bemerkt.) 

 
Deshalb frage ich Sie, Herr Albrecht, deshalb frage ich 
Sie heute ganz konkret: Wie viele Arbeitnehmer in 
Mecklenburg-Vorpommern haben seit Einführung dieses 
Gesetzes nachweislich mehr Lohn erhalten, weil ihr Ar-
beitgeber einen öffentlichen Auftrag nach dem Tariftreue- 
und Vergabegesetz bekommen hat? Und ich möchte es 
betonen, es geht mir hier nicht um eine politische Bewer-
tung, sondern ich möchte wirklich konkrete Zahlen ha-
ben. Danke! 
 
Minister Dr. Wolfgang Blank: Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Werter Herr Abgeordneter! Sehr geehrter Herr 
Meister, danke für die Frage!  
 
Ich möchte doch noch mal auf den ersten Punkt einge-
hen, weil ich glaube, dass es ja ein Zeichen war, das die 
Landesregierung gesetzt hat. Und ich durfte ja auch im 
letzten Jahr die Mindestarbeitsbedingungenverordnung 
vertreten und kann sagen, ich stehe auch dazu, weil es 
geht ja in drei Richtungen. Deshalb möchte ich das politi-
sche Statement hier schon noch mal abgeben.  
 

(Rainer Albrecht, SPD: Sehr gut!) 
 
Faire Arbeitsbedingungen, guten Lohn, da gibt es Dinge, 
worüber ich auch, glaube ich, mit den Kollegen immer 
wieder spreche und auch an der einen oder anderen 
Stelle mehr sprechen würde, aber ich glaube, das ist ein 
Standard, der hier gesetzt wird, das ist eine deutsche 
Norm, die hier gesetzt wird, auch Richtung Arbeitneh-
merschaft, ganz, ganz wichtig.  
 
Zweiter Punkt: Gerade in den beschriebenen Branchen, 
da ist die Mobilitätsbranche ganz wichtig.  
 

(Zuruf von Thomas de Jesus Fernandes, AfD) 
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Wir regulieren hier den möglichen unfairen Wettbewerb. 
Also es geht um das Thema Lohndumping, es geht um 
Arbeitsbedingungen. Das ist auch ein Schutz der Arbeit-
geberinnen und Arbeitgeber.  
 
Und den dritten Punkt, es ist auch ein Zeichen nach 
außen. Dass man das immer hinterfragen muss, Danke 
für die Frage, da bin ich sehr bei Ihnen, und ich glaube, 
wir müssen in einem zweiten Block, also insofern hat das 
Tariftreue- und Vergabegesetz erst mal ein Zeichen ge-
setzt, ein politisches Zeichen, wenn ich so die Reaktio-
nen höre, dann hätte ich mir sogar noch mehr sozusagen 
Fragen auch an mich erwartet, dann ist das erst mal 
angekommen.  
 
Ich wäre da sehr für messbare Kriterien. Wenn es jetzt 
um die Aufträge geht, dann müssen wir davon nicht nur 
ausgehen, sondern dann ist es so, dass wir da einen 
Nachlauf haben. Wir haben das ja im Vorfeld beobachtet, 
wie viele Aufträge sind eigentlich betroffen. Ich habe die 
Zahlen gerade nicht parat, also sozusagen kann man das 
ja dann sich anschauen. Da bin ich dann gerne bereit, zu 
gegebener Zeit das auch nachzureichen. Das können wir 
anschauen. Die Zahlen sind ja verfügbar, wie viele Auf-
träge wurden vergeben.  
 
Das andere, was mir noch wichtig ist, wenn wir hier mes-
sen, ist, worum geht es, wenn es um Kritik geht, geht es 
um die bürokratische Belastung – auch ein ganz wichti-
ges Thema, ich glaube, das ist ein wichtiger Punkt gewe-
sen, der ist geregelt, das ist jetzt einfach auch gehand-
habt, es ist ein zweiseitiges Blatt, das ausgefüllt werden 
muss, ein Formular –, geht es um die zusätzliche Belas-
tung von Unternehmen, da sind wir bei der Frage, die Sie 
gestellt haben, und geht es dann um die Zufrieden- oder 
Unzufriedenheit derer, die vom Tariftreue- und Vergabe-
gesetz profitieren sollen, also von den Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmern. Und ich würde auch noch eines 
anschauen: Welche Beschwerden gibt es eigentlich? Das 
sieht man ja in anderen Bundesländern, das sollte man 
sich anschauen. Da gab es durchaus auch den einen 
oder anderen Fall, den man sich angucken muss. Also 
danke für die Fragen!  
 
Was die ganz konkrete Frage auf die dann Umsetzung 
nun seit einem Jahr beziehungsweise das Gesetz vor, 
ich glaube, es waren zwei Jahre, anbetrifft, schauen wir 
uns die Zahlen an, wenn sie denn vorliegen, und können 
gerne auch hier berichten. 
 
Präsidentin Birgit Hesse: Herr Abgeordneter, möchten 
Sie dazu noch eine Nachfrage stellen? 
 
Michael Meister, AfD: Ja, eine Verständnisfrage.  
 
Also es liegen Zahlen vor, die haben Sie nur nicht hier, 
oder Sie müssen die auch erst irgendwie ...  
 
Minister Dr. Wolfgang Blank: Ja, das ist ja nicht so 
ganz trivial, wenn Sie jetzt schauen, wie viele Aufträge 
sind denn öffentlich vergeben worden, das betrifft, das 
bezieht sich auf ganz verschiedene Ebenen. Es sind die 
Kommunen, die Aufträge vergeben, 
 

(Thomas Krüger, SPD: Genau so.) 
 
es sind die Landkreise, die Aufträge vergeben, es ist 
natürlich – könnte ich jetzt nach rechts schauen –, es ist 
der Finanzminister, es ist SBL, der einen Auftrag vergibt. 

Wir versuchen auf der einen Seite, Bürokratie zu entlas-
ten, ganz wichtig, ganz, ganz wichtiges Thema. Wir ha-
ben im Augenblick diese Daten noch nicht digital zur 
Verfügung, sonst würde ich es so machen, es wird wahr-
scheinlich auf den Bildschirm kommen. Ich glaube, das 
ist so die Vision, die wir alle haben. Das ist der Zeitver-
satz.  
 
Und wir können jetzt berichten von vor ungefähr einem 
Jahr oder etwas mehr als einem Jahr, als ich dann ins 
Amt kam, haben wir uns auch mal die Zahlen ange-
schaut, um wie viel geht es, um welchen Betrag. Und das 
jetzt natürlich mit dem zu vergleichen, wie heute oder 
gestern der Stand war, da braucht man eben auch diese 
Aufarbeitung. Und diese Zahlen können wir dann gerne 
auch bereitstellen. – Danke schön! 
 
Präsidentin Birgit Hesse: Vielen Dank, Herr Minister!  
 
Ich bitte jetzt den Abgeordneten Martin Schmidt, die 
Frage zum Thema Nummer 5 zu stellen. 
 
Martin Schmidt, AfD: Guten Morgen, Herr Minister! 
Guten Morgen, Frau Landtagspräsidentin!  
 
Ja, im Gegensatz zum Tariftreue- und Vergabegesetz gibt 
es bei der Deutschen Bahn klare Zahlen, die mir vorliegen, 
von der neuen Frühstrecke Rostock–Schwerin–Hamburg. 
Und da haben wir Auslastungen, die schwanken zwi-
schen 61 Fahrgästen im Zug in der Spitze und so unge-
fähr 140.  
 

(Patrick Dahlemann, SPD: Super! 
Jeder Einzelne ist ein guter Fahrer.) 

 
Und wenn man das alles mal zusammenrechnet, dann 
entsteht, ja, eine Auslastung von maximal 38 Prozent in 
den Tagen, die mir hier vorliegen.  
 

(Zuruf von Patrick Dahlemann, SPD) 
 
Das Ziel ist 50 Prozent Sitzplatzauslastung bei der Deut-
schen Bahn. Und auch aus diesem Grund wurde wahr-
scheinlich aufgrund der nicht vorhandenen Wirtschaft-
lichkeit der Betrieb dort eingestellt. Und ich frage Sie 
noch mal: Wie rechtfertigen Sie, diese Strecke morgens 
zu finanzieren als Land, wenn sechs Minuten später ein 
Regionalzug fährt? 
 

(Zuruf von Patrick Dahlemann, SPD – 
Heiterkeit bei Enrico Schult, AfD) 

 
Minister Dr. Wolfgang Blank: Ich bin jetzt hier etwas, 
ich war zunächst etwas verwirrt. Sie haben es jetzt gera-
de wieder auf den Morgenzug bezogen, deshalb prima. 
Also wir haben jetzt die Regelung seit einem knappen 
Monat laufen. Ich glaube, das ist ein guter Ansatz, den 
wir hier gewählt haben. Ich finde 38 Prozent jetzt über 
diese Anfangszeit nicht verkehrt, man hörte da im Vorfeld 
auch von unterschiedlichen Auslastungen, also erstens 
mal ein großer Haken dran.  
 
Und warum wir es machen, bin ich jetzt etwas erstaunt. 
Wir machen es für diejenigen, die morgens an ihren 
Arbeitsort wollen. Wir haben es ermöglicht, hier auch die 
Nahverkehrspreise auch, die Nahverkehrstickets anzu-
nehmen. Das ist für die Pendlerinnen und Pendler, das 
ist für die Bevölkerung, für die, die in die Großräume 
wollen.  
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Und wir haben auch, was den Rückweg anbetrifft, eine 
Auslastung, die für den Anfang nicht verkehrt ist. Wir 
haben im Augenblick – und deshalb bin ich da auch ein 
bisschen vorsichtig noch in der Gesamtbewertung – für 
den RE1, also für den späteren, noch keine validen Zah-
len. Das müssen wir uns dann sicher anschauen. Ich 
glaube, die Bahn ist dort ein System, das man beobach-
ten muss, die Auslastung. Ich kann es nur rechtfertigen, 
die Pendlerinnen und Pendler haben diese Strecke ge-
wünscht/gefordert. Es ist ganz, ganz wichtig, dass wir 
unsere Großräume an Hamburg und an die weiteren 
Verbindungen anbinden.  
 
Und ich bin mal sehr gespannt, wenn dann die gesam-
te, wenn das Gesamtpaket steht – wir werden jetzt den 
14. Juni haben, wir haben dann Mitte Juli, der Zug wird 
weiterfahren dann nach Köln –, wie dann die Auslastun-
gen sich entwickeln. Ich glaube, diese Frage müssen wir 
dann auch gemeinsam an die Bahn stellen. – Danke 
schön! 
 
Präsidentin Birgit Hesse: Herr Abgeordneter, möchten 
Sie dazu eine Nachfrage stellen? 
 
Martin Schmidt, AfD: Sehr gerne.  
 
Ich frage Sie noch mal, Herr Dr. Blank: Also es geht ja 
auch ums Steuergeld des Landes, 2 Millionen Euro unge-
fähr im Jahr. Sechs Minuten später, also um 06:08 Uhr, 
fährt der Regionalzug 1 nach Hamburg, sechs Minuten 
vorher der ICE, den wir teuer subventionieren. Wo ist da 
der Sinn? Bitte erklären Sie es mir! 
 
Minister Dr. Wolfgang Blank: Ich sage es noch mal, es 
gibt ja auch einen Unterschied  
 

(Zuruf von Torsten Koplin, Die Linke) 
 
zwischen dem Zug, der sechs Minuten früher fährt, und 
dem Zug, der sechs Minuten später fährt.  
 

(Zuruf von Patrick Dahlemann, SPD) 
 
Wir schaffen es, dass die Menschen, die im Großraum 
Hamburg arbeiten, die Menschen, die über den Großraum 
Hamburg vielleicht auch Wirtschaft betreiben wollen, die 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer der Unternehmen, 
die woanders hinwollen, die Chefs selber und die Chefin-
nen, wir schaffen, dass die zu einem Zeitpunkt in Ham-
burg sind, den sie mit dem anderen Zug nicht erreichen.  
 

(Patrick Dahlemann, SPD: Genau so.) 
 
Ich bin auf Ihrer Seite, dass wir, ich glaube, was die Bahn 
anbetrifft, da noch mal ein anderes Thema ansprechen, 
wie gut versorgt eine Bahn die Randregionen und die 
ländlichen Räume. Das ist aber ein ganz anderes The-
ma. Wir hatten hier eine Situation, mit der wir, denke ich, 
sehr gut umgegangen sind. Wir haben die beiden Varian-
ten. Ich kann das gut vertreten, diese Strecke ist uns das 
wert. – Danke schön! 
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen 
der SPD und Die Linke) 

 
Präsidentin Birgit Hesse: Vielen Dank, Herr Minister!  
 
Ich bitte jetzt die Abgeordnete Sandy van Baal, die Frage 
zum Thema Nummer 7 zu stellen.  

(Wolfgang Waldmüller, CDU: 
Kommt nicht zuerst 6? – 

Präsidentin Birgit Hesse spricht 
bei abgeschaltetem Mikrofon. – 

allgemeine Unruhe) 
 
Nein, nein! Entschuldigung! Ich hatte mir schon bei Herrn 
Waldmüller einen Haken gemacht.  
 

(allgemeine Heiterkeit und Unruhe) 
 
Ich bitte jetzt den Abgeordneten Wolfgang Waldmüller, 
die Frage zum Thema Nummer 6 zu stellen. Entschuldi-
gen Sie bitte, Herr Waldmüller! Keine Absicht! 
 
Wolfgang Waldmüller, CDU: Guten Morgen! Das habe 
ich auch gar nicht unterstellt. Deswegen habe ich mich ja 
bemerkbar gemacht.  
 
Guten Morgen! Es geht um den SailGP 2026. Medien-
berichten zufolge kann man da lesen, dass das Land 
sein Engagement beim SailGP erheblich ausweiten 
möchte.  
 
Können Sie mir bitte sagen, um welchen Verhandlungs-
stand es sich da konkret handelt? 
 
Minister Dr. Wolfgang Blank: Ja, das will ich gerne tun. 
Das ist schon, wie sagt man, ein großer Erfolg gewesen, 
den wir im letzten Jahr erreicht haben. Auch das möchte 
ich hier noch mal einordnen. Ich glaube, wir haben hier 
ein ganz, ganz tolles Event in die Region bekommen und 
in einer Region, die, ich sage mal, auch in der Hinsicht 
Tourismus nicht ganz vorne im Schaufenster stand, über 
13.000 Besucherinnen und Besucher, die live vor Ort 
waren. Der eine oder die andere durfte selber in den 
Schlangen stehen. Das war Gänsehautfeeling, ein ganz 
tolles Event.  
 
Man muss natürlich berücksichtigen, es war auch Karibik 
in Sassnitz. Wunderbar! Die Kulisse war klasse. Und es 
war, auch wenn man das so liest, wirklich ja auch jede, 
ich sage mal, Gruppe der Bevölkerung da. Es waren 
junge Menschen da, es waren Leute aus der Region da, 
es waren natürlich auch Hochkaräter mit dabei, die alle 
dieses Klima sehr geschätzt haben.  
 
Wir haben uns daher schon im letzten Jahr Gedanken 
gemacht, wie kann man da rangehen. Es geht in drei 
Richtungen, das kann ich dazu sagen:  
 
Das eine ist, es geht uns um den Standort. Es geht uns 
um den Standort Sassnitz, es geht uns um die Region, 
es geht um ganz Rügen. Und so war es ja auch im letz-
ten Jahr gewesen. Wir hatten damals ja die Stadt auch 
wesentlich unterstützt.  
 
Zweiter Punkt: Ich schaue mal zur Sozial- und Gesund-
heitsministerin. Es geht uns auch um das, was dort an-
geboten wird. Das Rennen an sich ist bekannt. Aus den 
Töpfen wurde – und das soll auch in diesem Jahr wieder 
passieren –, aus den Töpfen wurde auch ein inklusives 
Segelevent, das auch noch mal die Strahlkraft hier dar-
stellen sollte und das die Strahlkraft des großen Events 
auch nutzen sollte, angeboten, auch mit großem Erfolg. 
Einer der Matadoren der deutschen SailGP ist ja da auch 
extra aufgetreten. Ich glaube, man kann mit solchen 
Events dann auch wirklich Reichweite dann noch mal 
vervielfachen, ganz wichtig.  
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Und der dritte Punkt ist dann die Frage, wie ist das Land 
selbst dort sichtbar. Das ist der dritte Block. Also wie 
präsentiert sich dort das Land als Marke. Das ist dann 
wirklich das direkte Gespräch mit der Liga. Wir haben 
erst im, ich glaube, es war Ende April gewesen, ein Ge-
spräch vor Ort gehabt, haben den groben Rahmen be-
sprochen. Da sind einzelne Teile schon klar. Wir werden 
das erhöhen, das Engagement. Ich kann Ihnen im Augen-
blick nur noch keine abschließenden Zahlen sagen. Punkt! 
 
Präsidentin Birgit Hesse: Herr Waldmüller, möchten Sie 
dazu eine Nachfrage stellen? 
 
Minister Dr. Wolfgang Blank: Ich habe die rote Lampe.  
 
Wolfgang Waldmüller, CDU: Ja, klar, gerne.  
 
Jetzt haben Sie, zum Schluss sind Sie auf meine Frage 
eingegangen, dass Sie keine Angaben machen zu mei-
ner Frage, wie viel denn das Land mehr an ..., wenn es 
heißt, deutlich auszubauen. Wann können Sie denn 
Zahlen nennen? 
 
Minister Dr. Wolfgang Blank: Also es gehören auch 
immer mehrere in den Fahrersitz, weil das Land ja nicht 
der Ausrichter ist, sondern es einen Ausrichter gibt. Und 
es gibt ja auch vor Ort, 
 

(Der Abgeordnete Wolfgang Waldmüller 
spricht bei abgeschaltetem Saalmikrofon.) 

 
es gibt vor Ort auch Beteiligte, mit denen wir im Ge-
spräch sind. Sie können sich schon vorstellen, wenn wir 
dabei helfen, eine Hafenpromenade vielleicht zu ertüchti-
gen – also es sind ja direkte und indirekte Effekte –, in 
welche Größenordnungen wir da kommen, was auch 
einer Region dann helfen wird, das muss man so sagen.  
 
Und das Segelevent wird in ähnlicher Größe sein wie im 
letzten Jahr. Das ist gar kein Thema. Ich denke mal, dass 
wir, ja, auch, was dann Planungskosten und Ähnliches 
anbetrifft, wir einen flexiblen Betrag haben. Ich würde 
mich, was einen ganz exakten Zeitpunkt anbetrifft, da 
auf, ich sage mal, den Juli einlassen wollen.  
 

(Der Abgeordnete Wolfgang Waldmüller 
spricht bei abgeschaltetem Saalmikrofon.) 

 
Dann kommen Sie im Juli gerne noch mal her, gerne, ja. 
Danke schön! Ja, das machen wir jetzt. 
 
Präsidentin Birgit Hesse: Vielen Dank, Herr Minister!  
 
Minister Dr. Wolfgang Blank: Das kriegen wir hin. 
 
Präsidentin Birgit Hesse: Ich bitte jetzt, ... 
 
Minister Dr. Wolfgang Blank: Ja. 
 
Präsidentin Birgit Hesse: ... jetzt die Abgeordnete Sandy 
van Baal, die Frage zum Thema Nummer 7 zu stellen. 
 
Minister Dr. Wolfgang Blank: Wunderbar! 
 
Sandy van Baal, fraktionslos: Guten Morgen, Frau Prä-
sidentin! Guten Morgen, Herr Minister!  
 
Es geht um die Konjunkturumfrage der IHK, die haben 
wir ja jetzt auch alle erhalten in unserer Post, noch mal 

schön aufgearbeitet, wunderbar. Ich will jetzt gar nicht so 
sehr auf die Gesamtbewertung hinaus. Auf ein Feld will 
ich hinaus, die größten Risiken für die wirtschaftliche 
Entwicklung der Unternehmen. Da liegt auf drei, die wirt-
schaftspolitischen Rahmenbedingungen wurden da an-
gegeben mit 63 Prozentpunkten.  
 
Meine Frage an Sie: Wo und wie können Ihrer Meinung 
nach in MV die wirtschaftspolitischen Rahmenrichtlinien 
neu gestaltet werden, verbessert werden, damit das auch 
einen Ansatz in der Wirtschaft wirklich zeigt? Weil was 
wir jetzt haben in diesen Konzepten, industriepolitisches 
Konzept und so weiter, das scheint ja keine Wirkung zu 
zeigen. Haben Sie da andere Vorstellungen, neue Ideen, 
was man da weiterentwickeln möchte oder könnte, bes-
ser gesagt? 
 
Minister Dr. Wolfgang Blank: Ja, sehr geehrte Frau 
Präsidentin, verehrte Frau Abgeordnete, also vielleicht 
auch da noch mal ganz kurz die Einordnung. Schaut man 
die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen an, dann sind 
es ja im Wesentlichen drei Punkte: Es sind Energie-
kosten, Arbeitskosten, Bürokratiekosten. Ich will da jetzt 
nichts wegschieben, da müssen wir uns doch nur ehrlich 
auch in dieser Runde fragen, was können wir machen. 
Wir können hier immer nur und nicht immer nur, sondern 
wir müssen das gemeinsam dann auch tun in unseren 
unterschiedlichen Kanälen, dieses Thema Richtung Ber-
lin adressieren, ja, Nummer eins.  
 
Das Zweite ist, Sie haben jetzt gerade so ein bisschen 
pauschal gesagt, ja, das ist jetzt das Ergebnis für die 
Wirtschaft. Wir hatten am 4. Mai eine gute Runde, die 
aber auch durchaus ein bisschen diverse Meinungen 
hatte, mit den Verbänden, mit den Kommunalvertretern, 
mit dem Unternehmerverband, auch Kollege Biercher 
aus der Arbeitsagentur war dabei. Unverändert, ohne das 
Problem kleinzureden, ist der Eindruck, ja, wir haben 
Probleme, vor allem aufgrund unserer Struktur der klein-
teiligen Wirtschaft und dort in verschiedenen Bereichen. 
Da können wir uns Speditionen jetzt zum Beispiel auch 
rausnehmen, das heißt, da kommen wir nachher noch 
mal auf das Thema und auch andere Bereiche, auch in 
einzelnen Bereichen des Handwerks. Ich war jetzt letzte 
Woche im Handwerkergespräch, dem deutschen Meeting 
der Handwerker der Elektrobranche, die waren so was 
von angetan vom Standort, das ist was anderes.  
 
Was machen wir konkret vor Ort? Ja, ich glaube, das 
große – das war jetzt beim Ostdeutschen Wirtschafts-
forum –, der große Vorteil oder das große Ergebnis oder 
das, was wir machen, ist, direkt im Kontakt zu bleiben. 
Wir hatten jetzt das Thema „Kommunizieren, mit den 
Verbänden in Kontakt bleiben“ in unterschiedlichsten 
Ansätzen, wir hatten das Kraftstoff-Spitzengespräch, wir 
hatten jetzt kürzlich eine Runde, sehr konkret auch Fi-
nanzminister und ich, dass wir die Banker mit eingeladen 
haben, auch die Verbände mit eingeladen haben, wo gibt 
es denn Finanzierungsprobleme. Das war ein sehr kon-
struktives Gespräch, also sich wirklich um die Themen 
kümmern. Wir müssen auch schauen, wie wir dann die 
Firmen bei der Transformation begleiten.  
 
Das ist das Rezept, was wir hier haben, und ich glaube, 
auf der anderen Seite auch erkennen, wo sind denn 
unsere Wachstumsbereiche und die vielen Kleinen mit 
den Großen zusammenbringen. Ich meine, wir haben 
Bereiche, denen ist gut, also wirklich hier mit beistehen 
und sie dann in die Runden mit einbringen. – Danke! 
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Präsidentin Birgit Hesse: Frau Abgeordnete, möchten 
Sie dazu eine Nachfrage stellen? 
 
Sandy van Baal, fraktionslos: Sehr gerne. Vielen Dank!  
 
Herr Minister, mir ist auch klar, Sie können nichts an den 
Reformen im Arbeits- und Sozialbereich geben, Steuern 
runter und so weiter, das liegt natürlich in Berlin. Das ist 
mir auch klar. Wo wir aber, ich denke, unterstützen kön-
nen als Land MV, ist die Entlastung von bürokratischen 
Vorgaben. Das steht ja hier auch drin. Es gibt ja das 
Bürokratieentlastungsgesetz, das ist richtig. Habe ich 
recht? Ja. Reicht das Ihrer Meinung nach aus, um den 
Unternehmen schon zu helfen? 
 

(Patrick Dahlemann, SPD: Herr Geue sagt Ja.) 
 
Minister Dr. Wolfgang Blank: Also eines, was ja Direkt-
hilfe, ich sage mal, wir haben auch die Vergabe geän-
dert, also da haben wir ja wirklich auch die Wertgrenzen 
schon mal angehoben. Auch da sind wir jetzt bei einer 
der Vorrangfragen. Wir sollten das mal messen und uns 
anschauen, bevor ich diese Frage jetzt sozusagen seriös 
beantworten kann. Aber ein ganz wichtiges Zeichen, das 
Vertrauen ist da, dass Direktvergaben mit höheren Wert-
grenzen erfolgen können,  
 

(Patrick Dahlemann, SPD: Sehr richtig!) 
 
ein ganz, ganz wichtiges Zeichen der öffentlichen Hand, 
Vertrauen gezeigt. Das müssen wir jetzt messen, ja?!  
 
So, Bürokratie. Das Zweite ist das Thema Genehmi-
gungsfiktion. Ja, da haben wir, glaube ich, auch, nicht nur 
glaube ich, sondern wir haben einen sehr großen Schritt 
getan. Wobei ich auch merke, wir müssen es jetzt umset-
zen. Wir müssen auch das Vertrauen in unsere Mitarbei-
terschaft dann rüberbringen. Auch das müssen wir mes-
sen, wo haben wir es denn dann wirklich jetzt auch um-
gesetzt und wo können wir das bewerkstelligen. Weil da 
merken wir auch, unsere Gesetzeslandschaft ist doch 
relativ komplex – jetzt will ich nicht wieder auf Bund und 
EU verweisen –, aber ich glaube, da müssen wir auch in 
der Umsetzung noch mal einen großen Schritt tun.  
 
Das ist beim Thema Bürokratie, Vergaben – ja, aber wie 
gesagt, ich glaube, das Wichtigste ist wirklich, wir küm-
mern uns dann auch um die Sorgenfälle im Einzelnen. 
Wir haben ein tolles – wir müssen noch mehr bekannt 
machen, was wir schon haben –, wir haben ein tolles 
Bürgschaftsprogramm, wenn es wirklich um Notlagen 
geht, kann jeder anrufen. Natürlich melden sich eher die 
Großen, die die Kontakte haben, zunächst mal bei uns. 
Das haben wir aber auch in dem Gespräch besprochen, 
da sollten wir alle noch mehr drüber reden. Durch Bürg-
schaften wird sich nicht alles regeln können. Es gab 
früher mal andere Formate, Runde Tische, auch da kann 
man drüber sprechen. Wenn man einzelne Branchen 
sich anschaut, dann sind die Probleme doch sehr indivi-
duell, und da stehen wir zum Gespräch bereit und auch 
dann entsprechend zu justieren und eventuell auch noch 
mal ein Instrument aufzulegen. – Danke schön!  
 
Sandy van Baal, fraktionslos: Vielen Dank! 
 
Präsidentin Birgit Hesse: Vielen Dank, Herr Minister!  
 
Bevor ich den nächsten Geschäftsbereich aufrufe, be-
grüße ich recht herzlich auf der Besuchertribüne Mitglie-

der des Kulturvereins Lübtheen. Herzlich willkommen! 
Schön, dass Sie heute hier bei uns im Landtag sind!  
 
Ich rufe auf den Geschäftsbereich des Ministers für Kli-
maschutz, Landwirtschaft, ländliche Räume und Umwelt 
und bitte die Abgeordnete Beate Schlupp, die Frage zum 
Thema Nummer 8 zu stellen. 
 
Beate Schlupp, CDU: Guten Morgen, Frau Präsidentin! 
Guten Morgen, Herr Minister!  
 
Ja, das Thema Walrettung oder Walnichtrettung be-
herrscht die Medien ja nach wie vor und wird uns ja si-
cherlich in Form einer juristischen Aufarbeitung noch eine 
Weile beschäftigen.  
 

(allgemeine Unruhe) 
 
Es steht ja der Vorwurf der Tierquälerei im Raum, und 
medial war ja zu sehen, dass die für den Transport des 
Wals vorgesehene Barge nach Medienberichten für den 
Transport ungeeignet war. Während des Transportes 
stieß das Tier oft gegen die Wände und zog sich Verlet-
zungen zu. Gleichzeitig war der Frachtkahn für den zwölf 
Meter langen Wal zu schmal, damit er sich selbstständig 
wenden konnte. Vor diesem Hintergrund musste der Wal 
laut Medienberichten von Beobachtern rückwärts aus 
dem Frachtkahn ins offene Wasser gezogen werden.  
 
Meine Frage daher: Wie wurde im Rahmen der Duldung 
der Maßnahmen der privaten Rettungsinitiative die Eig-
nung des Frachtkahns hinsichtlich des verletzungsfreien 
Transports und der unbeschadeten Freilassung des Wals 
geprüft? 
 
Minister Dr. Till Backhaus: Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin! Sehr geehrte Frau Schlupp! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren!  
 
Punkt eins, dieser Versuch der Rettung des Wals ist von 
der privaten Initiative ausgegangen, und wir haben nach 
Paragraf 45 Absatz 5 des Bundesnaturschutzgesetzes 
und natürlich nach dem Paragrafen 1 des Bundestier-
schutzgesetzes diese Duldung begleitet. Wir haben kon-
trolliert, überwacht, begleitet und auch Anweisungen 
erteilt. Das wollen wir noch mal erstens festhalten.  
 
Auf dem Hoheitsgebiet des Landes Mecklenburg-
Vorpommern ist dem Wal kein Schaden zugefügt wor-
den, sondern so, wie es in dem Gutachten des Deut-
schen Meeresmuseums und des ITAW, dem Institut der 
Tierärztlichen Hochschule, festgehalten worden ist, ist 
ein Gutachten gemacht worden, bevor der Wal tatsäch-
lich in die Barge eingeschwommen ist, freiwillig im Übri-
gen, hat es ein tierärztliches Gutachten gegeben, in dem 
festgestellt worden ist, das Tier ist transportfähig, und auch 
das Gutachten im Übrigen und die Bewertung der Barge 
ist zu dem Ergebnis gekommen, dass das Tier dort tat-
sächlich unversehrt transportiert werden kann und zwei-
tens dann auch freigelassen werden kann. Das ist geprüft 
worden. Es sind im Übrigen auch Maßnahmen auf der 
Barge vorgenommen worden, unter anderem sind Big Bags 
mit Sand gefüllt worden, damit er sich nicht verletzt.  
 
Nach meinem Kenntnisstand, das will ich hier ausdrücklich 
sagen, wir waren verantwortlich, das Land Mecklenburg-
Vorpommern, bis zum Ende des Hoheitsgebietes des 
Landes Mecklenburg-Vorpommern, das heißt die Grenze 
zu Schleswig-Holstein, ist dem Wal nichts passiert. Er hat 
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keine Verletzungen davongetragen. Was ab Schleswig-
Holstein oder dann im dänischen Hoheitsgebiet passiert 
ist, entzieht sich unserer Kenntnis, ist auch nicht unsere 
Verantwortung.  
 
Im Übrigen weise ich auch noch mal darauf hin, dass die 
Privatinitiative, die ja insbesondere von Frau Walter-
Mommert und – die Namen sind ja, denke ich, bekannt –, 
und Herrn Walter Gunz umgesetzt worden ist, haben wir, 
hat das Land Mecklenburg-Vorpommern eine Haftungs-
freistellung bekommen. Ich sage das ausdrücklich, wir 
haben eine Haftungsfreistellung. Die volle Verantwortung, 
das ist uns ja auch immer wieder dokumentiert worden, 
hat diese Initiative übernommen,  
 

(Constanze Oehlrich, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Es geht doch hier um die politische 

Verantwortung.) 
 
und wir haben, und wir haben diese Maßnahme gedul-
det, und das, was außerhalb der Konzepte war, ist dann 
von uns geprüft worden und dann gegebenenfalls entwe-
der angepasst worden oder untersagt worden oder es ist 
denn auch geduldet worden. 
 
Präsidentin Birgit Hesse: Vielen Dank, Herr Minister!  
 
Frau Abgeordnete, möchten Sie eine Nachfrage stellen? 
(Zustimmung) 
 
Bitte! 
 
Beate Schlupp, CDU: Ja, wenn ich das richtig verstan-
den habe, hat es also ein Gutachten dazu gegeben, dass 
der Frachtkahn für Transport und Freilassung geeignet 
war. Dann wäre meine Frage: Wer hat dieses Gutachten 
erstellt? 
 
Minister Dr. Till Backhaus: Also, es gab das Angebot 
und in diesem, in diesem Prozess ist das geprüft worden, 
ist es aus tierschutzrechtlicher Sicht, ist es aus tierartge-
rechter Sicht möglich, dieses Tier dort tatsächlich zu 
transportieren. Und das ist sehr genau geprüft worden 
und ist dann auch geduldet worden. 
 
Wie im Übrigen, was und wie das Tier dann entlassen 
worden ist, entzieht sich unserer Kenntnis. Ich kenne 
diesen Prozess nicht. Es war vereinbart, dass die Barge 
abgesenkt wird und dass er dann im Freien, praktisch 
im freien Gewässer, im Übrigen außerhalb der Ver-
kehrstrennungszone, das war von uns Bedingung, dann 
entlassen wird, um ihm dann die Möglichkeit der Freiheit 
zu ermöglichen. 
 
Sie wissen auch aus den Medien, mehr kenne ich auch 
nicht, dass es dort zwischen der Initiative und dem Kapi-
tän Auseinandersetzungen gibt, und diese Auseinander-
setzung entzieht sich meiner Kenntnis. 
 
Präsidentin Birgit Hesse: Vielen Dank, Herr Minister!  
 

(allgemeine Heiterkeit) 
 
Ich bitte jetzt den Abgeordneten … 
 
Minister Dr. Till Backhaus: Ich finde das überhaupt 
nicht zum Lachen! 
 
Präsidentin Birgit Hesse: Ich bitte jetzt den ...  

Minister Dr. Till Backhaus: Nein, nicht Sie … 
 
Präsidentin Birgit Hesse: Einen Moment bitte, Herr 
Minister, ich habe jetzt das Wort!  
 
Ich bitte jetzt den Abgeordneten Dr. Harald Terpe, die 
Frage zum Thema Nummer 9 zu stellen. 
 
Dr. Harald Terpe, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Vielen 
Dank, Frau Präsidentin! Guten Morgen, Herr Minister!  
 
Ich frage zum Thema Schiffrecycling und Verschrottung und 
dazu folgende Vorüberlegungen: Die eine Vorüberlegung 
ist, dass wir ja keine Kapazitäten im Land Mecklenburg-
Vorpommern haben, dass aber die Problematik Recycling 
und Verschrottung ansteht. Ich selbst erinnere mich an 
einen Fall, der schon Jahrzehnte zurückliegt, wo in 
Rostock mal ein Schiff sozusagen auf die Reise ge-
schickt wurde, was verschrottet werden sollte, und dann 
auf mysteriöse Art und Weise gesunken ist. Das ist ja 
bekannt. Aber wir haben das Problem ja ernsthaft heute 
auch, das ist relativ teuer, Schiffe dann auch zu verbrin-
gen, beispielsweise nach Emden oder ins Ausland, um 
verschrottet und recycelt zu werden. 
 
Zusätzlich ist ja die Situation so, dass wir eine alternde 
Flottenstruktur in Mecklenburg-Vorpommern haben und wir 
überdurchschnittlich viele Schiffe eigentlich in Mecklenburg-
Vorpommern haben, weil wir ursprünglich auch für ganz 
Ostdeutschland sozusagen den Schiffsverkehr hatten. Dass 
das nun bei Ihnen gelandet ist, liegt auch daran, jetzt das 
Thema, weil nach Bundes-Immissionsschutzgesetz da 
auch strenge Vorschriften für die Verschrottung dieser 
komplexen Strukturen bestehen.  
 
Deshalb meine Frage: Welche Schritte hat die Landesre-
gierung unternommen, damit in Mecklenburg-Vorpommern 
Kapazitäten für umweltgerechte Verschrottung und das 
Recycling von Schiffen aufgebaut werden können? Und 
wie ist der aktuelle Stand beziehungsweise was ist auch 
geplant, in diese Richtung zu unternehmen? 
 
Minister Dr. Till Backhaus: Ja, sehr geehrte Frau Präsi-
dentin, sehr geehrter Herr Abgeordneter, wir haben ein 
großes Interesse – ich glaube, dass Recycling, das ist auch 
für den Standort Deutschland insgesamt ein Thema –, 
sich mit den Rohstoffen und dem Wiederaufbereiten von 
diesen wertvollen Rohstoffen nicht nur auseinanderzu-
setzen, sondern Lösungen zu schaffen.  
 
Das Zerlegen von Schiffen hat eine Umweltrelevanz. Ich 
glaube, wir kennen das Problem jetzt ganz aktuell von 
Stralsund, die Stäube, Bleistäube, ich glaube, das ist uns 
allen präsent. Und deswegen ist eines vollkommen klar, wir 
brauchen eine Technologie, die dann funktioniert. Und da 
sind wir automatisch im Bundes-Immissionsschutzgesetz, 
wir sind in der TA Luft, und ich kann Ihnen ausdrücklich 
sagen, es geht natürlich um ölhaltige Rückstände, es geht 
um Kraftstoffe, es geht um Bilgenwasser, es geht um 
Farben, Beschichtungen, PCB, Asbest, Schwermetalle, 
Kühlmittel, Stäube, Lärm und natürlich auch um die Fra-
ge, wie das dann aufbereitet wird, das Schneiden, das 
Brennen, alles, was dazugehört.  
 
Ich kann heute sagen, wir kommen voran. Die vierte 
BImSchV ist in der Anpassung. Wir haben da federfüh-
rend uns auf Bundesebene starkgemacht, dass wir Mög-
lichkeiten schaffen. Es gibt ja zwei Standorte jetzt schon 
in Deutschland, die sich auch darum bewerben, und da 
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ist Mecklenburg-Vorpommern mit auch im Fokus. Ich kann 
hier und heute sagen, nämlich, dass die vierte BImSchV 
und dahin eine Erleichterung für Schiffsrecycling vorge-
sehen ist, auch die Demontage von Schiffen ab zehn 
Tonnen, darunter ist sowieso schon einzeln möglich, 
diese Maßnahmen umzusetzen. Aber wir brauchen das 
insbesondere für die älteren Schiffstypen, die im Übrigen 
eben auch mit Asbest und anderen Fragestellungen 
verbunden sind, dass wir weiterkommen. 
 
Ich glaube daran, dass dieser Recyclingstandort 
Mecklenburg-Vorpommern von großer Bedeutung sein 
kann und das auch für die marinen und semimarinen 
Bereiche von großer Bedeutung sein kann. Die TA Luft 
soll auch angepasst werden, das ist unter dem Dach des 
BImSchGesetzes, und wir kommen da gut voran. Ich 
hoffe, dass wir in diesem Jahr das zum Abschluss kriegen. 
 
Präsidentin Birgit Hesse: Vielen Dank, Herr Minister!  
 
Herr Abgeordneter, möchten Sie dazu eine Nachfrage 
stellen? 
 
Dr. Harald Terpe, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Ja, eine 
Nachfrage, also ich hätte nach der zeitlichen Perspektive 
gefragt, die ist jetzt beantwortet worden. Wir kommen da 
voran. Und dieses Jahr vielleicht besteht eine Chance. 
Ich habe auch das Interesse herausgehört, dass wir das 
auch in Mecklenburg-Vorpommern machen können.  
 
Sehen Sie, Herr Minister, oder siehst du die Konkurrenz 
sozusagen zu dem anderen Standort in Deutschland? 
Oder ist es auch möglich, dass zwei Standorte sozusa-
gen ausgewählt werden? 
 
Minister Dr. Till Backhaus: Na, ich sehe wirklich die 
Chance auch für unseren Standort, weil wir ja Kapazitä-
ten frei haben. Und insofern kann das ein spannendes 
Thema sein. Wir haben ja auch die eine oder andere 
Anfrage, auch ganz brandaktuell, und es kommen jetzt 
ganz interessante Konzepte auf. Das hängt natürlich 
auch mit den Lieferketten und den Gesamtströmen auf 
dieser Welt zusammen. Die globalisierten Probleme, die 
wir haben, führen aus meiner Sicht wirklich in sinnvoller 
Weise dazu, dass wir, Recycling und Wiederaufberei-
tung, in die Stoffkreisläufe zurückkommen und damit 
technisch/technologisch in einem Vorsprung sind. Und 
wer Schiffe bauen kann – das können wir –, der kann die 
natürlich auch zerlegen. Da haben wir ein Know-how, wir 
haben auch Topleute, die sich mit dem Thema auseinan-
dersetzen. Und es gibt jetzt ernst zu nehmendes Interes-
se, den Standort Mecklenburg-Vorpommern hier auch 
weiter zu profilieren. 
 
Präsidentin Birgit Hesse: Vielen Dank, Herr Minister!  
 
Ich bitte jetzt die Abgeordnete Jutta Wegner, die Frage 
zum Thema Nummer 10 zu stellen. 
 
Jutta Wegner, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Sehr geehr-
te Frau Präsidentin! Herr Minister! Ich bin ein bisschen 
überrascht, Sie hier zu sehen heute zu dem Thema, 
bislang hatte ich das Vergnügen immer mit Herrn Blank.  
 
Aber ich rufe mal in Erinnerung, im Dezember 25 hat 
Herr Blank mir hier im Landtag geantwortet, ihm lägen 
zu den ausgeweiteten Planungen des Außenhafens 
Swinemünde keine Informationen der polnischen Seite 
vor. Es geht um den Ausbau des Containerterminals in 

Swinemünde. Auf polnischer Seite haben bereits jedoch 
seit Anfang des Jahres Vorarbeiten begonnen.  
 
Die Bundesregierung teilte in einer Kleinen Anfrage 
auf eine, in der Antwort auf eine Kleine Anfrage der 
GRÜNEN-Bundestagsfraktion inzwischen mit, dass die 
Landesregierung am 16. März 2026, also jetzt auch über 
die geänderten Planungen informiert wurde. Am 18. Mai 26 
veröffentlichte zudem die Generaldirektion Wasserstraßen 
und Schifffahrt, eine grenzüberschreitende Behörde mit 
Öffentlichkeitsbeteiligung, zum Projekt „Durchführung der 
Baggerarbeiten zur Ermöglichung des Wassertransports 
zum Außenhafen in Świnoujście“. Nach den dort zugäng-
lich gemachten Verfahrensunterlagen läuft parallel seit 
Februar 26 in Polen ein Verfahren zur Änderung des 
maritimen Teils des Containerhafens Świnoujście, insbe-
sondere zum Schutzwellenbrecher, zu Aufschüttungsflä-
chen und zur Verbindung mit der Containermole.  
 
Vor diesem Hintergrund frage ich die Landesregierung: 
Hält die Landesregierung die bislang vorliegenden Infor-
mationen und Unterlagen für ausreichend, um die 
möglichen kumulativen Auswirkungen von Fahrrinne und 
geändertem maritimen Teil des Containerhafens – es war 
ja bislang so, dass der Containerhafen nur in der Pla-
nung war, jetzt ist die Fahrrinne dazugekommen und hat 
zu weiteren Änderungen geführt –, des Containerhafens 
auf Mecklenburg-Vorpommern, insbesondere auf Küsten-
schutz, Wasserqualität, Natur, Umweltschutz, Tourismus 
und Lebensqualität fachlich zu bewerten, und falls nein, 
welche zusätzlichen Unterlagen oder Verfahrensschritte 
hat sie gegenüber Polen oder dem Bund eingefordert, 
um das zu beurteilen? 
 
Minister Dr. Till Backhaus: Also es ist tatsächlich so, 
dass wir im Zusammenhang mit dem Ausbau des Contai-
nerhafens Probleme sehen, dass insbesondere im Wasser-
bereich – das hängt damit zusammen, dass wir dafür 
zuständig sind –, wir wissen, dass der Grundwasserleiter 
eine besondere Bedeutung hat. Der ist nämlich für die 
Insel Usedom und auch für Świnoujście auch von größter 
Bedeutung. Und deswegen geht es um die Frage, wenn 
wir hier die Vertiefung – und wir haben eine geringe 
Überdeckung, was den Grundwasserleiter anbetrifft, eine 
geringe Überdeckung –, und wenn wir bedenken, wir sind 
bei Wassertiefenausbau zwischen 14 und 17,50 Meter, 
da sehen wir Risiken. Und das haben wir auch den polni-
schen Behörden mitgeteilt, sodass wir jetzt in die weiteren 
Maßnahmen mit eingebunden werden, und das heißt, dass 
wir mit dem Umweltbericht ausdrücklich den polnischen 
Behörden das mitgeteilt haben, uns daran zu beteiligen. 
Und insofern, mit Benachrichtigung vom 16.03.2026 hat 
die polnische Behörde unter anderem um Übermittlung 
einer Stellungnahme im Zusammenhang mit dem Um-
weltverträglichkeitsbericht innerhalb von 30 Tagen gebe-
ten. Und die Abgabe dieser Erklärung an dem Verfahren 
werden wir vornehmen, und insofern haben wir zum 
06.05. tatsächlich damit auch Stellung bezogen und 
weisen auf diese Risiken hin und erwarten dann auch 
noch Rückmeldung. 
 
Präsidentin Birgit Hesse: Vielen Dank, Herr Minister!  
 
Frau Abgeordnete, möchten Sie eine Nachfrage stellen? 
 
Jutta Wegner, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Ja, sehr gern!  
 
Es hat ein bisschen eine Verständnisfrage dahinter auch. 
Sie haben ja zunächst gesagt, dass es um die Vertiefung 
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der Fahrrinne geht, die Sie als Problem sehen, da sind 
wir ja beteiligt in der grenzüberschreitenden Umweltver-
träglichkeitsprüfung. Sehen Sie auch Notwendigkeit, da-
rauf hinzuwirken, beteiligt zu werden, um die dadurch 
veränderten Planungen am Containerterminal selbst, 
also an den jetzt im Bau befindlichen Hafenanlagen, zu 
haben? 
 
Minister Dr. Till Backhaus: Grundsätzlich ja, weil wir 
haben es ja auch in der Nähe mit tatsächlichen FFH- und 
Vogelschutzgebieten zu tun, sodass wir die Auswirkungen 
schon auch in den Gesprächen, die wir mit der polni-
schen Seite geführt haben, fühlen wir uns da schon ver-
antwortlich und sind da auch in sehr intensiven Gesprä-
chen. 
 
Präsidentin Birgit Hesse: Vielen Dank, Herr Minister!  
 
Ich bitte jetzt den Abgeordneten Herrn Dr. Terpe, die 
Frage zum Thema Nummer 11 zu stellen. 
 
Dr. Harald Terpe, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Vielen 
Dank, Frau Präsidentin!  
 
Zum Zweiten, da geht es um ein Urteil des Bundes-
verwaltungsgerichts von Ende April 2026. Da wurde 
gegen einen Betrieb in Schwäbisch Hall, Putenmast-
betrieb in Schwäbisch Hall, wurden die Haltungsbedin-
gungen sozusagen kritisiert. Die hatten sich bislang an 
dem Standard von 2013 orientiert, und jetzt hat das Ge-
richt festgestellt, dass die nicht ausreichend sind, diese 
Standard-Haltungsbedingungen. Das schafft bei uns, weil 
wir in Mecklenburg-Vorpommern auch eine ganze Reihe 
von Betrieben haben – ich glaube, über 60 und davon 23 
mit mehr als 10.000 Tieren –, Rechtsunsicherheit, und 
deswegen frage ich, welche Konsequenzen die Landes-
regierung aus dem Urteil für Mecklenburg-Vorpommern 
zieht und wie sie für rechtssichere und tierschutzkonfor-
me Standards für Betriebe sorgen will und wie man sich 
vielleicht eventuell auch auf Bundesebene für die Min-
destanforderungen dann einsetzen möchte. 
 
Minister Dr. Till Backhaus: Ja, sehr geehrte Frau Präsi-
dentin, lieber Harald, wir wollen Tierhaltung. Das ist im 
Übrigen auch gut für den Klimaschutz, das ist auch gut 
für die gesunde Ernährung, das ist auch gut für die Wirt-
schaftskreisläufe. Dazu gehört auch die Geflügelhaltung, 
da sind wir uns hoffentlich einig.  
 
In dem Urteil geht es um die Grundsatzfrage, das ist eine 
Tierschutzinitiative gewesen, um zwei Fragen:  
 
Punkt eins, ist die B.U.T. 6, das ist diese Zuchtlinie, ist 
das eine Qualzucht? Das hat das Gericht verneint, das 
halten wir schon mal fest.  
 
Und Punkt zwei, da haben wir ein Interesse, ist die Frage 
der Haltungsform: Ist den Tieren ein artgerechtes und 
damit auch tierwohlgerechtes Verhalten ermöglicht unter 
diesen Haltungsbedingungen, die wir in Deutschland 
haben? Und da sagen wir seit Jahren, das ist auch ver-
brieft, wir brauchen die Nutztierhaltungsverordnung Pute. 
Das ist auch über Jahre leider durch den Bund nicht 
geliefert worden. Es gibt immer wieder Vorschläge, es 
gibt denn im Übrigen auch aus den Verbänden, den 
Tierzuchtverbänden gibt es Vorschläge.  
 
Wir werden uns dem Thema stellen, und meine Forde-
rung ist ganz klar, wir brauchen endlich diese Nutztier-

haltungsverordnung Pute, damit die Tierhalter in der 
Zukunft wissen, unter welchen Bedingungen sie Puten in 
Mecklenburg-Vorpommern, in Deutschland insgesamt 
halten können. Und deswegen ist für mich klar, das muss 
jetzt geschehen. Und wir sind in der nächsten Woche im 
Übrigen auf der Bund-Länder-Arbeitsgruppe mit unserem 
Thema dabei und werden das Thema vorantreiben … 
 
Präsidentin Birgit Hesse: Herr Minister, ich weise da-
rauf hin, dass die Beantwortungsredezeit langsam abge-
laufen ist, aber der Abgeordnete hat noch die Möglichkeit 
einer Nachfrage. 
 
Minister Dr. Till Backhaus: Ich weiß nicht, warum das 
jetzt abgelaufen ist, aber gut. 
 
Dr. Harald Terpe, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Ja, ich 
weiß ja auch selbst, das gebe ich auch zu, dass unter der 
Ampelregierung 2022 schon mal ein Referentenentwurf 
vorlag, der dann ja doch auch nicht zu Ende geführt 
worden ist. Deswegen noch mal die Frage: Gehe ich 
richtig in der Annahme, dass das Land sozusagen über 
den Bundesrat dann auch mit anderen Ländern verbun-
den dann so eine Ordnung stützen würde, und wie ist da 
die Situation in den anderen Bundesländern, sind die 
auch interessiert oder ist Mecklenburg-Vorpommern das 
einzige Land? 
 
Minister Dr. Till Backhaus: Ja, wir wollen das. Es geht 
immer um die Frage, wie viel Kilogramm Tier kann auf 
einem Quadratmeter gehalten werden. Da gehen die 
Meinungen eben auseinander, was die Besatzdichten an-
betrifft, bei Hennen und Hähne zwischen 35 und 48 Kilo, 
und da brauchen wir einen Dialog. Und die einen wollen 
möglichst wenig Kilogramm, und die anderen wollen 
etwas mehr, und dazwischen liegt, glaube ich, die Wahr-
heit. Wir brauchen aber dieses Geflügelfleisch, das ist 
auch ernährungsphysiologisch, an einen Humanmedizi-
ner, glaube ich, auch sinnvoll.  
 
Aber wir müssen auch gewährleisten, dass das Tierwohl 
und der Tierschutz beachtet werden, und da brauchen 
wir jetzt endlich eine Lösung. Der Bund muss liefern, und 
wir sind an einer kooperativen Form der Bearbeitung 
interessiert und nicht an einer weiteren Konfrontation. Wir 
brauchen die Wertschöpfungskette insgesamt, in unserem 
Bundesland im Übrigen auch, die Land- und Ernährungs-
wirtschaft ist eines der erfolgreichsten Volkswirtschafts-
zweige, die wir in Mecklenburg-Vorpommern haben. 
 
Dr. Harald Terpe, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Danke! 
 
Präsidentin Birgit Hesse: Vielen Dank, Herr Minister!  
 
Ich rufe auf den Geschäftsbereich der Ministerin für Wis-
senschaft, Kultur, Bundes- und Europaangelegenheiten 
und bitte die Abgeordnete Katy Hoffmeister, die Frage 
zum Thema Nummer 12 zu stellen. 
 
Katy Hoffmeister, CDU: Guten Morgen, Frau Präsiden-
tin! Schönen guten Morgen, Frau Ministerin!  
 
Ich nehme Sie zurück mit in das Jahr 1991. Am 17. Juni 
ist der Vertrag unterzeichnet worden mit Polen zur guten 
Nachbarschaft und freundlichen Zusammenarbeit – ein 
wichtiger Meilenstein, nachdem zuvor der Grenzvertrag 
unterzeichnet worden ist.  
 

(Unruhe vonseiten der Fraktion der AfD) 
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Dieser Meilenstein ist aus meiner Sicht so wesentlich, 
dass wir ihm hinreichend Beachtung schenken müssen. 
Und wir haben vor wenigen Wochen den Partnerschafts-
vertrag gefeiert in Danzig, das heißt, Sie als Landes-
regierung, und sich dort auch weiter ausgesprochen 
beispielsweise die Danziger Gespräche auszuführen. 
Und eigentlich hätte ich erwartet, angesichts der Situati-
on, dass die Ostseetage tatsächlich vor der Tür stehen 
und mein Blick ins Programm aber keinen Hinweis ge-
funden hat auf genau dieses wichtige Datum, nämlich auf 
den 17. Juni, auf diesen wesentlichen Nachbarschafts-
vertrag, weil da etwas ist, was Aussöhnung und gute 
Zusammenarbeit zwischen den Partnern, nämlich Polen 
und Deutschland, besonders macht. Während andere 
Bundesländer, in Baden-Württemberg gar oder aber 
auch in Berlin hinreichend gefeiert wird, kann ich das 
nicht erkennen.  
 
Das verwundert mich sehr, deswegen meine Frage: 
Habe ich was übersehen und, wenn ja, dann gerne was 
bitte? 
 
Ministerin Bettina Martin: Ja, sehr geehrte Frau Land-
tagspräsidentin, liebe Abgeordnete, liebe Frau Hofmeister, 
in der Tat ist das ein wichtiger Themenbereich. Sie wis-
sen, dass die Arbeit der Landesregierung gerade unsere 
Partnerschaft, unsere Freundschaft zu Polen und die 
Nachbarschaft sehr priorisiert und sehr pflegt, gerade 
auch die Zusammenarbeit mit unseren Partnerwoiwod-
schaften Westpommern und Pommern. Und so hat das 
natürlich eine Riesenbedeutung für uns. Es ist ein bedeu-
tender Wirtschaftsfaktor, aber gerade auch vor dem Hin-
tergrund unserer historischen Verantwortung ist das 
natürlich für uns alle – ich denke, auch hier, aber für die 
Landesregierung insbesondere – auch eine Herzens-
angelegenheit.  
 
Sie sprechen die Ostseetage an, ich komme da gleich 
noch dazu. Das ist am nächsten, also wir haben mehrere 
Tage, vom 10. bis zum 16., wenn ich es richtig im Kopf 
habe, wo wir die Kooperation, die enge Kooperation mit 
unseren polnischen Freundinnen und Freunden feiern, 
aber auch darstellen. Und selbstverständlich wird da der 
Partnerschaftsvertrag auch eine Rolle spielen.  
 
Sie haben auch angesprochen den deutsch-polnischen 
Grenzvertrag von 1990, der sozusagen die Grundlage ja 
für alles, was wir dann danach ausfüllen, den Rahmen 
und auch für den nationalstaatlichen, die regionalen 
Vereinbarungen gelegt hat. Und wir haben, Sie haben es 
erwähnt, im November 2025 diesen auf Antrag der MV-
Koalition ja auch ausgiebig gewürdigt hier im Hohen 
Haus.  
 
Auf der Grundlage des Grenzvertrages folgte dann vor 
35 Jahren, am 17. Juni 1991, der von Ihnen angespro-
chene Partnerschaftsvertrag, und ein Blick in den Vertrag 
zeigt, wie viel wir auch in den letzten 35 Jahren geschafft 
haben. In den ersten Artikeln von insgesamt 38 Artikeln 
ist die Rede von gegenseitigem Gewaltverzicht, Unver-
letzlichkeit der Grenzen, Heranführung Polens an die EU 
und Unterstützung Polens bei der Einführung einer sozia-
len Marktwirtschaft. All das ist inzwischen ja absolut 
Selbstverständlichkeit sozusagen, und das ist auch gut 
so.  
 
Und das alles ist nicht von allein gekommen, sondern 
eben auch auf Grundlage der Bemühungen und das 
Ergebnis von Bemühungen staatlicher und vor allem 

auch zivilgesellschaftlicher Akteure, die wir bei den 
Ostseetagen, denen wir viel Raum geben, sich dort auch 
zu äußern. Die Verträge haben den Rahmen gesetzt, den 
wir alle gemeinsam gefüllt haben in den 35 Jahren.  
 
Und lassen Sie mich nur eines sagen als Beispiel des-
sen, was in den letzten nur jüngsten Anlässen und Be-
gegnungen passiert ist zwischen Polen und uns und in 
der Freundschaft. Am Tag der Deutschen Einheit, Sie 
erinnern sich, am 3. Oktober 2024 war Marshall Geblewicz 
hier auf Einladung … 
 
Präsidentin Birgit Hesse: Frau Ministerin, ... 
 
Ministerin Bettina Martin: ... der Ministerpräsidentin. 
 
Präsidentin Birgit Hesse: ... ich muss leider darauf 
hinweisen, dass ich jetzt schon sehr großzügig war ... 
 
Ministerin Bettina Martin: Ich bin gleich so weit. 
 
Präsidentin Birgit Hesse: ... bei der Beantwortung ... 
 
Ministerin Bettina Martin: Ich bin gleich so weit. 
 
Präsidentin Birgit Hesse: ... der Fragen. Insofern würde 
ich bitten ... 
 
Ministerin Bettina Martin: Dann überspringe ich.  
 
Also das war mir aber wichtig, die Begegnungen, die hier 
auf allerhöchster Ebene stattgefunden haben, zu nennen.  
 
Wir haben ganz, ganz sicherlich auch in den nächsten 
Wochen, Sie werden es auch hier erleben, wir haben den 
Bericht zu der Ostseekooperation unserer, wo ja der 
Fokus auf Polen auch sehr stark liegt, werden wir im 
Kabinett beschließen und werden ... 
 
Präsidentin Birgit Hesse: Frau Ministerin, ... 
 
Ministerin Bettina Martin: ... das dann hier auch im ...  
 
Präsidentin Birgit Hesse: ... ich war jetzt mehr als groß-
zügig ... 
 
Ministerin Bettina Martin: Sehr gern! 
 
Präsidentin Birgit Hesse: ... und würde Sie jetzt bitten, 
zum Schluss zu kommen.  
 
Ministerin Bettina Martin: Aber ich möchte ... 
 
Präsidentin Birgit Hesse: Aber es besteht ja noch die 
Möglichkeit, dass die ... 
 
Ministerin Bettina Martin: Ja. 
 
Präsidentin Birgit Hesse: ... Abgeordnete eine Nach-
frage stellt. 
 
Katy Hoffmeister, CDU: So machen wir das. 
 
Präsidentin Birgit Hesse: Möchten Sie diese Nachfrage 
stellen, Frau Abgeordnete?  
 
Katy Hoffmeister, CDU: Diese Nachfrage stelle ich. 
 
Ministerin Bettina Martin: Das ist gut. 
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Katy Hoffmeister, CDU: Danke, Frau Präsidentin! Dan-
ke, Frau Ministerin!  
 
Ich stelle zunächst aber erst mal fest, es gibt jedenfalls 
keine extra Würdigung dieses Vertrages ...  
 
Ministerin Bettina Martin: Doch! 
 
Katy Hoffmeister, CDU: ... am 17. Juni 1991. Ich stelle 
das fest.  
 
Meine Frage richtet sich jetzt aber natürlich etwas anders 
aus, und zwar höre ich immer von den Bürgerinnen und 
Bürgern, die polnischer Herkunft sind, dass sie sich deut-
lich mehr Einbindung in die Prozesse und auch in die 
Feierlichkeiten wünschen und natürlich auch immer fra-
gen, ja, was tut man dann also genau, um unsere Kultur, 
die wir halt hier nicht so leben können oder ausleben, wie 
wir es uns wünschen würden, stärker einzubinden. Wie 
binden Sie also in die Feierlichkeiten und in die Präsenz 
also tatsächlich Menschen ein, die hier inzwischen ihr 
Zuhause gefunden haben, um sie auch etwas stärker 
sichtbar zu machen? 
 
Ministerin Bettina Martin: Erst mal möchte ich das noch 
mal zurückweisen, dass wir keine Feierlichkeiten und das 
nicht würdigen, den 17. Juni. Noch mal, wir werden den 
Bericht zur Ostseekooperation im Kabinett beschließen 
und dann hier auch natürlich den Partnerschaftsvertrag in 
diesem Rahmen ausdrücklich würdigen. Das ist so ein 
bisschen Preview ins Regierungsarbeiten, das wird uns 
im Juli hier pünktlich erreichen, und wir werden es auch 
pünktlich im Kabinett beschließen.  
 
Außerdem lade ich Sie ein,  
 

(Die Abgeordnete Katy Hoffmeister 
spricht bei abgeschaltetem Saalmikrofon.) 

 
mal nach Vorpommern zu kommen, wo in der Grenz-
region sehr, sehr lebendig auch die Partnerschaft mit 
unseren Nachbarn, den Polen, polnischen Freundinnen 
und Freunden gelebt wird, und übrigens auch, und das 
weiß ich aus meinem eigenen Wahlkreis sehr gut, gerade 
auch mit den polnischen Mitbürgerinnen und Mitbürgern, 
wo ja die lebendige Stettiner Metropolregion Stettin, wo 
ja der Austausch und das gemeinsame Würdigen der 
Freundschaft, das gemeinsame Feiern, gemeinsame 
Projekte, das gemeinsame Wirtschaften, das gemeinsa-
me Forschen in der Universität alltäglich ist. Und insofern 
ist dort eine ganz, ganz, vor allen Dingen in Vorpommern 
eine ganz, ganz lebendige Einbindung auch der polni-
schen Freunde.  
 
Und vielleicht letzter Satz – ich könnte jetzt, Sie merken, 
noch lange weiterreden –, wir haben, gerade erst vor 
zwei Wochen waren wir in Polen, der Parlamentarische 
Staatssekretär für Vorpommern und ich, in Danzig, und 
haben dort gemeinsam in einer sehr würdigen Veranstal-
tung gemeinsam mit den Polen, übrigens auch mit einer 
Delegation aus Deutschland, gemeinsam mit unseren 
polnischen Partnern diese gemeinsame Freundschaft, 
aber auch die gemeinsamen Projekte gefeiert und auch 
begangen.  
 
Insofern kann ich überhaupt gar kein Manko an gemein-
samer Aktivität rund um die wichtigen Jahrestage sehen 
und lade Sie herzlich ein, in der Debatte im Juli sich dann 
auch dementsprechend würdig zu beteiligen. – Vielen Dank! 

Katy Hoffmeister, CDU: Machen wir auf jeden Fall.  
 
Danke schön! 
 
Präsidentin Birgit Hesse: Vielen Dank, Frau Ministerin! 
 
Gemäß Paragraf 65 Absatz 6 unserer Geschäftsordnung 
ist die Dauer der Befragung der Landesregierung auf 
eine Stunde begrenzt. Vor diesem Hintergrund bitte ich 
die Abgeordneten, die ihre Fragen nicht mehr stellen 
konnten, diese heute bis 12:00 Uhr ausformuliert im 
Parlamentssekretariat einzureichen. Die Landesregierung 
wird gebeten, diese spätestens bis zum 17. Juni 2026 zu 
beantworten.  
 
Damit sind wir am Ende der heutigen Befragung der 
Landesregierung.  
 
Vereinbarungsgemäß rufe ich an dieser Stelle Tages-
ordnungspunkt 14 auf: a) Beratung des Antrages der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – Nach dem EuGH-
Urteil zu den SPNV-Trassenpreisen – Angebotskürzun-
gen im Schienenpersonennahverkehr verhindern, Bund 
zu rechtssicherer Trassenpreisreform und auskömmlicher 
Schienenfinanzierung verpflichten, Drucksache 8/6402, in 
Verbindung mit b) Beratung des Antrages der Gruppe der 
FDP – Schluss mit der Schuldenbremsen-Trickserei auf 
Kosten der Schiene, Drucksache 8/6588.  
 
Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
Nach dem EuGH-Urteil  
zu den SPNV-Trassenpreisen – 
Angebotskürzungen im Schienenpersonen- 
nahverkehr verhindern, Bund zu rechtssicherer  
Trassenpreisreform und auskömmlicher  
Schienenfinanzierung verpflichten  
– Drucksache 8/6402 – 
 
Antrag der Gruppe der FDP  
Schluss mit der Schuldenbremsen-Trickserei  
auf Kosten der Schiene  
– Drucksache 8/6588 – 
 
Da wir ja bereits zu Beginn der heutigen Sitzung be-
schlossen haben, dass die Reden zu diesem Tagesord-
nungspunkt zu Protokoll gegeben werden, kommen wir 
nun zur Abstimmung über die Anträge.  
 
Wer dem Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
auf Drucksache 8/6402 zuzustimmen wünscht, bitte ich 
jetzt um ein Handzeichen. – Die Gegenprobe. – Und die 
Stimmenthaltungen? – Danke schön! Damit ist der An-
trag auf Drucksache 8/6402 bei Zustimmung durch die 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, Gegenstimmen 
durch die Fraktionen Die Linke, SPD und AfD, Enthaltung 
durch die Fraktion der CDU und der Gruppe der FDP 
sowie dem unterschiedlichen Abstimmungsverhältnis der 
fraktionslosen Abgeordneten abgelehnt. 
 
Wer dem Antrag der Gruppe der FDP auf Drucksa- 
che 8/6588 zuzustimmen wünscht, bitte ich jetzt um ein 
Handzeichen. – Die Gegenprobe. – Und die Stimment-
haltungen? – Danke schön! Damit ist der Antrag auf 
Drucksache 8/6588 bei Zustimmung durch die Gruppe 
der FDP, der AfD, Enthaltung durch die Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, Gegenstimmen durch die 
Fraktionen Die Linke, SPD, CDU und dem unterschied-
lichen Abstimmungsverhältnis durch die fraktionslosen 
Abgeordneten abgelehnt.  
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Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 17: a) Beratung 
des Antrages der Fraktionen der SPD und Die Linke – 
Energie- und Kraftstoffpreise wirksam begrenzen – Bür-
gerinnen und Bürger sowie Wirtschaft in Mecklenburg-
Vorpommern entlasten, Drucksache 8/6479, in Verbindung 
mit b) Aussprache auf Antrag der Fraktion der AfD ge-
mäß Paragraf 43 Nummer 2 der Geschäftsordnung des 
Landtages zum Thema „Zwei Monate Tankrabatt – Was 
hat es gebracht?“. Zum Tagesordnungspunkt 17a liegt 
Ihnen ein Änderungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN Drucksache 8/6528 vor. 
 
Antrag der Fraktionen der SPD und Die Linke 
Energie- und Kraftstoffpreise  
wirksam begrenzen – Bürgerinnen  
und Bürger sowie Wirtschaft in  
Mecklenburg-Vorpommern entlasten 
– Drucksache 8/6479 –  
 
Änderungsantrag der Fraktion  
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
– Drucksache 8/6528 –  
 
Aussprache auf Antrag der Fraktion der AfD  
gemäß § 43 Nummer 2 der Geschäftsordnung  
des Landtages zum Thema  
Zwei Monate Tankrabatt –  
Was hat das gebracht?  
 
Das Wort zur Begründung des Antrages der Fraktionen 
der SPD und Die Linke hat für die Fraktion der SPD der 
Fraktionsvorsitzende Herr Barlen. 
 
Julian Barlen, SPD: Sehr geehrte Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Das politische 
Geschäft hat ja so den Ruf, ausgesprochen schnelllebig 
zu sein. Manchmal muss man aber feststellen, so 
schnelllebig dann nun auch wieder nicht, beziehungswei-
se manchmal sogar nicht schnelllebig genug. Belegen 
kann ich diese These am Beispiel unseres vorliegenden 
Koalitionsantrags – Energie- und Kraftstoffpreise wirksam 
begrenzen – Bürgerinnen und Bürger sowie Wirtschaft in 
Mecklenburg-Vorpommern entlasten“. Diesen darf ich hier-
mit einbringen, und den hatten wir aber eigentlich schon 
für die Mai-Landtagssitzung vorgesehen und wegen einer 
übervollen Tagesordnung wird er nun erst jetzt debattiert.  
 
Und trotzdem, meine Damen und Herren, ich will sagen 
leider, ist dieser Antrag aber noch genau so dringend, 
genau so aktuell wie noch vor einigen Wochen.  
 

(Zuruf von Thomas de Jesus Fernandes, AfD) 
 
Denn, meine Damen und Herren, die Energie- und Kraft-
stoffpreise sind schon lange nicht mehr nur eine Zahl auf 
der Zapfsäule oder auf der Rechnung an der Tankstelle. 
Die Energie- und Kraftstoffpreise, meine sehr verehrten 
Damen und Herren, sind zu einer sozialen Frage gewor-
den. Sie sind zu einer wirtschaftlichen Belastungsprobe 
geworden. Und sie sind, das sage ich an dieser Stelle 
aus der Perspektive unseres Bundeslandes ganz deut-
lich, die Energie- und Kraftstoffpreise sind zu einer Frage 
der politischen Handlungsfähigkeit auf der Bundesebene 
geworden, meine Damen und Herren.  
 
Wenn Pendlerinnen und Pendler, wenn Pflegedienste, 
wenn Logistiker und viele andere mehr in einem Flächen-
land wie Mecklenburg-Vorpommern sagen, wir können 
uns das Tanken wirtschaftlich kaum noch leisten, dann 

ist das kein Randproblem, sondern dann ist das unser 
politischer Auftrag, daran etwas zu verändern, meine 
Damen und Herren.  
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen 
der SPD und Die Linke) 

 
Und, meine Damen und Herren, schon jenseits dieses 
Antrages, der Ihnen vorliegt, hatte unsere Ministerpräsi-
dentin, hatten wir hier im Parlament kurz nach Ausbrechen 
des Irankrieges das Thema „Energie- und Spritpreise 
begrenzen“ im März dieses Jahres schon ganz oben auf 
die Tagesordnung gesetzt. Damals haben wir im Interes-
se der Menschen in Mecklenburg-Vorpommern sehr klar 
zum Ausdruck gebracht, der Bundeskanzler der Bundes-
republik Deutschland, die Bundeswirtschaftsministerin und 
die gesamte Bundesregierung stehen in der Pflicht, alles 
in ihrer Macht Stehende zu tun, um die Bevölkerung, um 
die Beschäftigten, um die Wirtschaft in unserem Land 
vor den Folgen von Krieg, Krisen und Preisschocks zu 
schützen, meine Damen und Herren.  
 
Und die Bürgerinnen und Bürger erwarten zu Recht von 
der Politik, dass das Leben bezahlbar bleibt oder bezahl-
bar wird.  
 

(Zuruf von Thomas de Jesus Fernandes, AfD) 
 
Es kann nicht sein, dass man fleißig ist, arbeiten geht 
und sich dann aber Wohnung, Lebensmittel oder eben 
die Tankfüllung nicht mehr leisten kann.  
 
Und heute, meine Damen und Herren, 
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen 
der SPD und Die Linke) 

 
heute, meine Damen und Herren, müssen wir feststellen, 
im Rückblick auf die letzten Wochen und Monate, ja, es 
hat Maßnahmen gegeben, aber nein, sie reichen bis 
heute nicht aus. Und es steht ja sogar im Raum, dass die 
gerade erst eingetretene Entlastung bei den Spritpreisen 
nun schon wieder durch das Auslaufen des Tankrabatts 
hinfällig werden kann.  
 

(Martin Schmidt, AfD: Sehr richtig!) 
 
Und da sagen wir, die Absenkung der Energiesteuer 
durch die Bundesregierung war ein wichtiger Schritt.  
 

(Beifall und Zuruf von 
Thomas de Jesus Fernandes, AfD) 

 
Aber, meine Damen und Herren, dieser Schritt ist auch 
nicht einfach so politisch vom Himmel gefallen. Das war 
politischer Druck, insbesondere unserer Ministerpräsidentin 
Manuela Schwesig und der Regierungen der ostdeut-
schen Bundesländer.  
 

(Patrick Dahlemann, SPD: Sehr richtig!) 
 
Und, meine Damen und Herren, 
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen 
der SPD und Die Linke) 

 
Und, meine Damen und Herren, auch jetzt heißt es, nicht 
lockerlassen! Wir haben uns seit Monaten dafür einge-
setzt,  
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(Zuruf von Thomas de Jesus Fernandes, AfD) 
 
dass die Spritpreise wieder sinken. Der Tankrabatt hat 
dafür gesorgt, dass die Preise zumindest phasenweise 
wieder unter 2 Euro gesunken sind.  
 

(Petra Federau, AfD: Wow! – 
Pfeifen aus dem Plenum) 

 
Das waren gute und wichtige Nachrichten.  
 

(Heiterkeit bei Petra Federau, AfD: Ja.) 
 
Das ist zwar immer noch hoch, aber immerhin eine Ver-
besserung im Vergleich zu vor ein paar Wochen, und das 
zeigt ja, diese Maßnahmen, wenn man sie ergreifen will 
und ergreift,  
 

(Zuruf von Petra Federau, AfD) 
 
die zeigen dann auch eine Wirkung, die zu einer Entlas-
tung der Bürgerinnen und Bürger und der Wirtschaft 
führt.  
 
Dass jetzt aber schon wieder über das Auslaufen dieses 
Rabattes diskutiert wird, das ist grundfalsch. Deshalb, 
meine Damen und Herren, sagen wir mit unserem Antrag 
sehr klar, der Tankrabatt darf nicht stur nach zwei Mona-
ten auslaufen, sondern der Tankrabatt muss bleiben, und 
zwar so lange, wie die eigentliche Krise, wie der eigentli-
che Konflikt unter anderem um die Straße von Hormus 
läuft.  
 
Und da danke ich auch an dieser Stelle ausdrücklich 
unserer Ministerpräsidentin, die das gerade heute Mor-
gen in den Landesmedien noch mal klar auf den Punkt 
gebracht hat und die auch mit beispielsweise Dietmar 
Woidke an dieser Stelle an einem Strang zieht. Herzli-
chen Dank dafür!  
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen 
der SPD und Die Linke) 

 
Und, meine Damen und Herren, auch das war hier an 
diesem Pult und in diesem Plenum schon Thema und ist 
sehr kontrovers diskutiert worden, aber ich will es auch in 
Erinnerung rufen und auch erneut vorbringen:  
 

(Unruhe vonseiten der Fraktion der AfD – 
Zuruf von Thomas de Jesus Fernandes, AfD) 

 
Wir haben auch damals schon einen sehr klaren Vor-
schlag gemacht, wie man das finanzieren kann. Darauf 
will ich an dieser Stelle zurückkommen, nämlich indem 
man endlich die milliardenschweren Übergewinne, die 
die Konzerne über Monate kassiert haben, endlich an-
geht und endlich einsammelt. Alleine in Deutschland, 
meine sehr verehrten Damen und Herren, waren es in 
den ersten sechs Wochen des Irankrieges, in den ersten 
sechs Wochen von Anfang März bis Mitte April – Sie 
können auf den Kalender gucken, was da seitdem noch 
dazugekommen sein muss – waren das zusätzlich zu 
den schon erwarteten Gewinnen nach eigenen Aussagen 
der Konzerne rund 1,18 Milliarden Euro.  
 
Und, meine Damen und Herren, die Ölkonzerne – wir 
werden ja da sicher auch zu diesem Punkt der Abschöp-
fung von zusätzlichen Gewinnen hier wieder interessante 
Positionen hören –, die Konzerne bestreiten das auch 

gar nicht, dass das so ist, sie bestätigen sogar, dass sie 
diese zusätzlichen Gewinne vereinnahmen. Und ich kann 
nicht verstehen und wir können nicht verstehen, dass an 
dieser Stelle im Bund nichts passiert.  
 

(Thomas de Jesus Fernandes, AfD: Weil die 
sich auch freuen über diese Mehreinnahmen.) 

 
Und ich kann auch an dieser Stelle jeden und jede ver-
stehen, die nicht verstehen kann, dass da nichts passiert, 
meine sehr verehrten Damen und Herren.  
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen 
der SPD und Die Linke) 

 
Hinzu kommt, hinzu kommt, meine Damen und Herren, 
man kann sehr klare Forderungen gegen eine Bundesre-
gierung aufstellen, aber man muss immer auch fragen, 
was tut man selber, was passiert vor der eigenen Haus-
tür. Und das passiert hier in Mecklenburg-Vorpommern 
immer und stets.  
 
Wir hatten gestern beim Thema Kita hier den „In MV 
kommen alle an einen Tisch und klären die Sachen ge-
meinsam“-Modus besprochen,  
 

(Zuruf von Torsten Renz, CDU) 
 
rund um den Zukunftsplan. Und die Tatsache, dass es 
gemeinsam am besten vorangeht, ja, die Tatsache zeigt 
sich hier bei uns im Land auch bei der Energiepreiskrise.  
 

(Unruhe vonseiten der Fraktion der CDU) 
 
Unsere Ministerpräsidentin, die Landesregierung, hat zu 
einem Energiepreisgipfel einberufen,  
 

(Thomas de Jesus Fernandes, AfD: Toll!) 
 
hat mit der Wirtschaft, mit den Kommunen, mit den Ge-
werkschaften – und ich will mal sagen, wir waren dabei 
als Fraktionsvorsitzende der Koalitionsfraktionen – in 
stundenlangen, intensiven Beratungen im Detail,  
 

(Zuruf von Thomas de Jesus Fernandes, AfD) 
 
das sind wirklich Beratungssitzungen, da wird hart gear-
beitet mit Wirtschaft, Kommunen und Gewerkschaft und 
weitere Forderungen im Interesse von Mecklenburg-
Vorpommern erarbeitet: Stichwort „Doppelbelastung der 
Logistikbranche verhindern“, Stichwort „Keine Erhöhung der 
CO2-Bepreisung“, Stichwort „Besseres Krisenmanagement 
der Bundesregierung unter Einbeziehung der Länder“.  
 
Und, meine Damen und Herren, leider hat es die Bun-
desregierung bisher nicht für nötig befunden, diesbezüg-
lich einen Gang hochschalten. Das muss aber passieren, 
das sagen wir sehr klar. Und das ist übrigens auch der 
Mecklenburg-Vorpommern-Modus, den vor allem wir auch 
in der Koalition, den auch unsere Ministerpräsidentin 
praktiziert:  
 

(Zuruf von Thomas de Jesus Fernandes, AfD) 
 
Klar sagen, was Sache ist, und zwar im Interesse der 
Menschen in Mecklenburg-Vorpommern, und auch klar 
sagen, was nicht in Ordnung ist  
 

(Heiterkeit und Zuruf von Martin Schmidt, AfD) 
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und was sich ändern muss, übrigens unabhängig davon, 
wen man in Berlin damit adressiert. Es geht um die Inte-
ressen der Wirtschaft und der Bevölkerung bei uns im 
Land, und dabei bleiben wir, da bleibt unser Anspruch 
sehr klar.  
 
Bezahlbare Energie, meine Damen und Herren, ist kein 
Luxus, sie ist die Voraussetzung für gesellschaftlichen 
Zusammenhalt, für die wirtschaftliche Stärke unseres 
Landes, und deshalb an der Stelle der ganz klare Appell 
an die Bundesregierung: Der Tankrabatt muss verlängert 
werden, ein erneutes Ansteigen der Preise muss verhin-
dert werden. Das ist der Kern unseres Antrags, den wir 
Ihnen zur Beratung und Beschlussfassung vorlegen. – 
Herzlichen Dank! 
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen 
der SPD und Die Linke) 

 
Präsidentin Birgit Hesse: Vielen Dank, Herr Fraktions-
vorsitzender! 
 
Gemäß Paragraf 84 Absatz 1 unserer Geschäftsordnung 
ist eine verbundene Aussprachezeit von bis zu 41 Minu-
ten vorgesehen. Zu diesem Tagesordnungspunkt wurde 
zusätzliche Redezeit gemäß Paragraf 84 Absatz 1a un-
serer Geschäftsordnung angemeldet. Ich sehe und höre 
keinen Widerspruch, dann ist das so beschlossen. Ich 
eröffne die Aussprache.  
 
Das Wort hat für die Fraktion der AfD Herr Schmidt. 
 
Martin Schmidt, AfD: Sehr geehrte Frau Landtagspräsi-
dentin! Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete! 
Liebe Bürger! Welche unendlichen Pirouetten hier seit 
Monaten gedreht werden, nur um nicht dauerhaft die 
Steuern zu senken, das ist wahrlich politischer Schwanen-
see auf höchstem Niveau. Statt echter Lösungen erleben 
wir seit Wochen vor allem eines: Gerede von Über-
gewinnen, leere Ankündigungen zum Kartellamt und ein 
tiefes Misstrauen gegenüber den Tankstellen, allen voran 
von Frau Schwesig und der SPD, wie wir hier wieder 
hörten.  
 
Am Ende blieb dann doch nur eines übrig – das, was die 
AfD bereits die ganze Zeit forderte: eine Steuersenkung. 
Und verkauft wird das Ganze nun als sogenannter 
Tankrabatt. Rabatt, das klingt so, als ob man großzügig 
etwas geschenkt bekommt. Doch die Wahrheit ist eine 
andere: Es handelt sich lediglich um zwei Monate, in 
denen der Staat den Bürgern weniger abzieht. Nennen 
wir das Kind beim Namen, zwei Monate weniger Über-
steuern von der Steuererhebungskommission, der Bun-
desregierung.  
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD) 
 
Aber wie ist denn die Genese? Trotz erhöhter CO2-
Abgabe, hoher Umsatzsteuer und weiterhin hoher Energie-
steuern, immer wieder das Gerede hier von den Über-
gewinnsteuern, und das, obwohl die EU-Kommission das 
längst verworfen hat.  
 
Nehmen Sie das doch endlich mal zur Kenntnis, Herr 
Barlen, wieder und wieder ist die Rede davon.  
 
Oder wir erinnern uns an die Forderung noch im März, 
wo wir das nämlich auf die Tagesordnung gesetzt hatten 
in der Aussprache zu Beginn, 

(Torsten Koplin, Die Linke: Sie schützen 
gerade wieder die großen Konzerne.) 

 
dass Sie gefordert haben, man möge doch mehr E-Autos 
fördern.  
 

(Torsten Koplin, Die Linke: Für wen machen Sie 
eigentlich Politik? Für die kleinen Leute?) 

 
Ja bitte, Herr Koplin, gehen Sie zusammen mit den 
GRÜNEN an der Hand in Lütten Klein auf Wahlkampftour, 
klingeln Sie bei den Leuten und sagen ihnen, wenn ihr 
kein Geld für Benzin habt, dann kauft euch doch E-Autos.  
 

(Beifall und Heiterkeit 
vonseiten der Fraktion der AfD) 

 
Und welche Lösungen kamen aus Berlin? Eine geschei-
terte und weitgehend wirkungslose Preisregelung für 
Tankstellen,  
 

(Unruhe vonseiten der Fraktion der SPD – 
Zuruf von Patrick Dahlemann, SPD) 

 
ausgerechnet eingeführt zum 1. April. Da passte das 
auch hin. Wirtschaftskompetenz und CDU, das passt halt 
eben nicht zusammen.  
 
Am Ende können Sie hier Anträge voller Trivialitäten 
stellen oder Märkte mit irgendwelchen bürokratischen 
Regelungen belästigen, aber wir sehen es doch, Steuer-
senkungen sind das Einzige, was hilft. Steuersenkungen 
funktionieren, die Märkte geben sie weiter. Der soge-
nannte Tankrabatt-Tracker des ifo Instituts kommt auf 
Grundlage der Daten des Bundeskartellamts zu dem 
Ergebnis, dass die Senkung der Energiesteuer weitge-
hend an die Verbraucher weitergegeben wurde.  
 

(Zuruf von Torsten Koplin, Die Linke) 
 
Übrigens, Daten des Kartellamtes, Frau Schwesig, die 
scheinen keine illegalen Preisverschwörungen zu finden, 
die Sie ja immer wittern von der SPD. Ja, welche Überra-
schung, auch Steuersenkungen entlasten die Bürger. 
Genau das hat die AfD von Beginn an gesagt, hier im 
Landtag und auch im Bundestag.  
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD – 
Julian Barlen, SPD: Ja, aber Sie wollen nicht an 
die Konzerne ran. Und das unterscheidet uns.) 

 
Und nun sollte man eigentlich meinen, dass bei der SPD, 
bei Ihrer Partei, Herr Barlen, ein gewisser Lerneffekt 
eingesetzt hat.  
 

(Torsten Koplin, Die Linke: Von wem 
kriegen Sie eigentlich immer die 

Parteispenden, von welchen Konzernen?) 
 
Aber die SPD will ja eben keine Wahrheit, die SPD will 
einen dicken Staatshaushalt und ihre Beute nicht mit den 
Bürgern teilen.  
 
Der SPD-Fraktionsvorsitzende Herr Miersch und auch 
jetzt Herr Klüssendorf, der Generalsekretär, kündigen 
bereits ein Ende der Entlastung an, und Sie wissen jetzt, 
dass das Ganze für Sie hier politisch heikel ist. Die Bür-
ger spüren die Belastungen jeden Tag an der Zapfsäule, 
sie spüren die steigenden Preise beim Pendeln, beim 
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Handwerk, in der Logistik, und deshalb legen Sie nun 
diesen Antrag hier vor, der Aktivität suggerieren soll.  
 
Doch Tatendrang bedeutet noch lange nicht Tatkraft. 
Und bloßer Aktionismus ersetzt keine Politik, sondern ist 
ein Ausdruck der Tatenlosigkeit der vergangenen Mona-
te. Und Sie haben den Ernst der Lage lange unter-
schätzt. Sie haben im April eine Sondersitzung abge-
lehnt, zur Osterzeit. Den ganzen April haben wir nicht 
getagt.  
 

(Zuruf von Patrick Dahlemann, SPD) 
 
Und inzwischen drängt sich der Eindruck auf, dass Sie 
gehofft haben, diese Krise einfach aussitzen zu können.  
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD) 
 
Sie verkennen aber die eigentliche Herausforderung weit 
fernab der Tagespolitik, denn wir befinden uns in einer 
sehr angespannten geopolitischen Lage, auch wenn der 
Walflüsterer Herr Backhaus erfolgreich davon abgelenkt 
hat in den Medien,  
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD) 
 
denn es ist sehr dramatisch.  
 
Alexander von Gersdorff, der Sprecher des Bundesver-
bands Fuels und Energie, sagt es im ZDF neulich, Zitat: 
Selbst, wenn es zu einer Entspannung im Nahostkonflikt 
kommen würde, würde es noch „Monate dauern, bis ins 
Jahr 2027 hinein“, bis sich der Markt normalisieren würde.  
 
Wer die Entwicklung im Nahen Osten verfolgt, der er-
kennt, dass wir uns in einer längeren Phase der Un-
sicherheit befinden und uns darauf einstellen müssen. 
Und genau deswegen haben wir eine Sondersitzung 
gefordert. Sie wollten das nicht. Genau deshalb haben 
wir einen Resilienzplan für Mecklenburg-Vorpommern 
vorgeschlagen. Wir wollten einen Nachtragshaushalt ein-
führen und uns um Dinge kümmern wie den ÖPNV, der 
natürlich jetzt massiv belastet ist. All das wurde von 
Ihnen abgelehnt.  
 
Und nun, Wochen später, legen die Regierungsfraktionen 
einen Antrag vor,  
 

(Zuruf von Torsten Renz, CDU) 
 
und nicht wenige der darin enthaltenen steuerbezogenen 
Forderungen finden sich bereits in unseren früheren 
Vorschlägen wieder, teilweise übernommen, wie bei der 
Energiesteuer, teilweise abgeschwächt, wie bei der CO2-
Abgabe.  
 
Meine Damen und Herren, dieses Kabukitheater von 
Frau Schwesig mit ihrer eigenen Bundespartei und auch, 
was Herr Barlen gerade vollführt hat, das kennen wir 
inzwischen allzu gut: viel Maskerade, einstudierte Rollen-
verteilung, viel Inszenierung, viel Gestik für die Zuschau-
er.  
 

(Julian Barlen, SPD: Gehen Sie 
doch mal auf die Punkte ein!) 

 
Aber am Ende bleibt das Ergebnis dasselbe. Die Bun-
des-SPD macht irgendwas, und die Landes-SPD wider-
spricht, um die Zuschauer bei Laune zu halten,  

(Julian Barlen, SPD: Ja, ja.) 
 
sei es beim Agrardiesel, bei der Gastronomiesteuer, beim 
LNG-Terminal auf Rügen  
 

(Julian Barlen, SPD: 
Überall abgelehnt worden.) 

 
oder eben jetzt bei den abgesenkten Kraftstoffsteuern. Am 
Ende landen Schwesig und Herr Barlen immer wieder bei 
AfD-Forderungen, die man zuvor kategorisch ablehnte.  
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD – 
Enrico Schult, AfD: Genauso ist es.) 

 
Und da kann man laut zum Bürger sagen, am besten 
hören Sie gleich auf das Original, hören Sie auf die AfD, 
das geht viel schneller  
 

(Julian Barlen, SPD: Also wir wollen 
die Konzerne nicht schonen im Gegensatz 

zu Ihnen. Sagen Sie doch da mal 
was dazu! Das ist ja irrwitzig.) 

 
und ohne Blabla.  
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD) 
 
Meine Damen und Herren, Politik darf nicht auf parteipoli-
tischer Taktik oder gar Wunschdenken beruhen. Der 
Staat ist keine allmächtige Instanz, Herr Barlen, die be-
liebig in Märkte eingreift  
 

(Julian Barlen, SPD: Ah, 
darum geht es, verstehe!) 

 
und Folgen internationaler Krisen einfach wegregulieren 
kann. Wir können keine Weltmärkte steuern, die durch 
Kriege und geopolitische Konflikte belastet werden. Wir 
können auch keine ökonomischen Gesetze außer Kraft 
setzen, auch wenn Sie das tief innerlich immer wieder 
glauben, ohne an anderen Stellen neue Schäden zu 
verursachen,  
 

(Julian Barlen, SPD: Das ist übrigens 
in dem Fall, ist das übrigens ein Krieg, 
den Ihr Verbündeter angezettelt hat.) 

 
und deshalb sollten wir uns auf das konzentrieren, was 
tatsächlich wirkt und was wir steuern können, auf das, 
was den Bürgern unmittelbar hilft, und auf das, was sich 
als wirksam erwiesen hat: Steuern, Steuern, Steuern 
senken.  
 

(Julian Barlen, SPD: Auch dazu 
Schweigen im Walde.) 

 
Das war unser Vorschlag von Anfang an: CO2-Abgabe, 
Umsatzsteuer und Energiesteuer runter auf Kraftstoffe. 
Und das ist heute nicht weniger richtig als vor drei Mona-
ten, und dann können wir uns auch endlich dieses Im-
provisationstheater von der SPD hier sparen. – Vielen 
Dank! 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD – 
Zuruf von Julian Barlen, SPD) 

 
Präsidentin Birgit Hesse: Vielen Dank, Herr Abgeord-
neter!  
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(Julian Barlen, SPD: 
Das ging Richtung null, ne?!) 

 
Bevor ich den nächsten Redner aufrufe, begrüße ich 
recht herzlich Bürgerinnen und Bürger aus dem AWO 
Börgerhus in Groß Klein. Herzlich willkommen! Schön, 
dass Sie heute hier im Landtag sind!  
 
Ich rufe auf für die Landesregierung den Wirtschaftsmi-
nister Herrn Dr. Blank. 
 
Minister Dr. Wolfgang Blank: Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren Abge-
ordnete! Moin!  
 

(allgemeine Heiterkeit) 
 
Der tägliche Blick auf die Preise an der Tankstelle ist für 
uns alle, für viele Menschen in unserem Land zu einer 
echten Belastungsprobe geworden. Wir sind alle, Pendle-
rinnen und Pendler, Handwerk, Landwirtschaft, Trans-
portgewerbe, auf die Preise angewiesen. Wir spüren die 
Auswirkungen der geopolitischen Lage unmittelbar, und wir 
spüren auch die Unsicherheiten rund um zentrale Handels-
routen und damit verbunden auch Warenströme unmittel-
bar im Geldbeutel. Und darum geht es ja schließlich auch.  
 
Wir verbinden in der heutigen Debatte zwei unterschied-
liche Anträge, den Antrag der Fraktionen der SPD und 
Die Linke und die Aussprache der AfD-Fraktion zum 
Tankrabatt. 
 
Beginnen möchte ich mit dem letzteren: Zwei Monate 
Tankrabatt – Was hat das gebracht? Also wenn ich sozu-
sagen morgens an den Tankstellen vorbeifahre, sage ich 
erst mal,  
 

(Sebastian Ehlers, CDU: Moin! – 
allgemeine Heiterkeit – 

Thomas de Jesus Fernandes, AfD: Die 
andern müssen aber anhalten und tanken. – 

Heiterkeit vonseiten der Fraktion der AfD) 
 
er funktioniert, entlastet … 
 
Und auch gerne Moin, zu jeder Tageszeit. So viel Spaß 
muss sein. Wunderbar!  
 
Die beschlossene Steuersenkung für Anfang Mai von 
17 Cent wurde nach anfangs, das haben wir beobachtet, 
unvollständiger Weitergabe bis zum Monatsende inzwi-
schen vollständig wirksam. Sie kennen die Preise. Also 
könnten wir damit durch sein, aber nein, es ist natürlich 
wesentlich mehr.  
 
Wir müssen aber auch sachlich uns die Themen an-
schauen. Wer die Energiemärkte seriös analysiert, weiß, 
dass die Rohölpreise aktuell extrem von Schlagzeilen ge-
trieben sind. Da helfen kein Marktgeschrei und Gezeter, 
sondern besonnenes, analysierendes Handeln. Deshalb 
halten wir auch nichts von Steuer, Steuer, Steuer – bitte 
genau hingucken. Mehrwertsteuersenkung, ein solches 
Gießkannenprinzip würde in diesem besonderen Markt 
verpuffen, und unsere Unternehmen würden  
 

(Zuruf von Jens Schulze-Wiehenbrauk, AfD) 
 
überhaupt nicht profitieren. Steuereinnahmen, Mehrein-
nahmen müssen auf der anderen Seite natürlich für wei-

tere Entlastungsmaßnahmen eingesetzt werden. Das war 
ja auch der Vorwurf.  
 

(Zuruf von Enrico Schult, AfD) 
 
Sie haben die CO2-Bepreisung angesprochen – ein zent-
rales Instrument, in der Tat, um den Umstieg auf heimi-
sche Energieträger Träger voranzutreiben und uns von 
fossilen Importen unabhängig zu machen. Damit finan-
zieren wir die energetische Sanierung, moderne Hei-
zungssysteme und den Aufbau neuer Wirtschaften, zum 
Beispiel der Wasserstoffwirtschaft. Darin wird unser 
Handwerk auf Jahre hinaus profitieren.  
 
Ich durfte am letzten Freitag, ich hatte es vorher schon 
gesagt, bei der Jahrestagung des Zentralverbandes des 
Elektrohandwerks in Warnemünde sein. Es war eine 
sehr, sehr positiv aufgeladene Sitzung, 300 Teilnehmer,  
 

(Torsten Koplin, Die Linke: Das ist auch 
beim Elektrohandwerk so positiv.) 

 
10 bis 15 aus Mecklenburg-Vorpommern, 285 bis 290 
aus anderen Bundesländern, die bewundert haben, wirk-
lich bewundert haben, die anerkannt haben, was hier in 
Mecklenburg-Vorpommern auf die Beine gestellt wurde, 
wie zielstrebig das vorangetrieben wird. Ich glaube, wir 
waren alle vertreten, die Ministerpräsidentin war in den 
drei Tagen dort gewesen, der Innenminister war dort 
gewesen. Ich durfte am Abend mit dabei sein. Da sieht 
man, was dort …  
 

(Thomas de Jesus Fernandes, AfD: 
Was gabs am Buffet?) 

 
Ja, da müssen Sie, können Sie Ihre Kollegen im Hand-
werk gerne befragen, also das ist … Gerne machen! 
 
Und da haben wir diese positive, die positive Stimmung 
gesehen.  
 
Natürlich müssen wir bei den CO2-Preisen auch analysie-
ren und pragmatisch drauf schauen. Also grundsätzlich 
sind wir sehr dafür, dass man sich das Thema anschaut, 
aber wir dürfen es nicht komplett infrage stellen.  
 

(Jens Schulze-Wiehenbrauk, AfD: 
Doch, das darf man.) 

 
Wir haben Industriezweige wie den Verband der Chemi-
schen Industrie, Bad Saarow, der von globalen Waren-
strömen, von globaler Wirtschaft abhängig ist, der auf 
CO2-Preisung komplett anders schaut als zum Beispiel 
die Baustoffindustrie. Die Baustoffindustrie in Deutsch-
land hat in Europa ihr Geschäftsmodell auf die CO2-
Bepreisung ausgerichtet. Das müssen wir jetzt in Zukunft 
in Ruhe diskutieren. Wir sind uns hier sehr einig, es darf 
im Augenblick in dieser Krise keine weitere Erhöhung der 
CO2-Abgabe geben.  
 

(Zuruf von Petra Federau, AfD) 
 
Hier sind wir in Kontakt mit den Fachleuten, hier sind wir 
aber auch in Kontakt mit den Verbänden. Es ist angeführt 
worden, die Ministerpräsidentin hatte im April eingeladen 
Vertreter aus Wirtschaftskammern, Unternehmerverbän-
den, Gewerkschaften, Transportgewerbe, dem Bauern-
verband, kommunalen Spitzenverbänden und sich auf 
den Dreiklang verständigt: eine schnelle und deutliche 
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Senkung der Kraftstoffpreise – erledigt –, die Abschöp-
fung, es ist genannt worden, ungerechtfertigter Krisen-
gewinne bei den Mineralölkonzernen und aber auch das 
Verhindern unangemessener Preisanstiege in der Zukunft.  
 
Aber wir benötigen natürlich deutlich mehr, und das ist im 
Antrag genannt.  
 

(Zuruf von Torsten Renz, CDU) 
 
Ich darf mich zunächst mal bei der Ministerpräsidentin 
bedanken, dass Sie das Thema dieser fixen Zweimonats-
regelung auch heute noch mal thematisiert hat. Ganz, 
ganz wichtiges Thema während der Krise, diese Kraft-
stoffentlastung auch aufrechtzuerhalten. Wir sind beglei-
tend, wir sind flankierend, wir sind selbst aktiv, wir sind in 
unterschiedlichsten Gesprächen. Wir hatten die Energie-
ministerinnen- und Energieministerkonferenz, wir haben 
uns mit den Wirtschaftsministerinnen und Wirtschafts-
ministern dazu ausgetauscht. Wir haben auch unserer-
seits Entschließungsanträge auf Bundesebene im Bun-
desrat eingereicht. Am 8. Mai haben wir gemeinsam mit 
Sachsen-Anhalt im Bundesrat weitere Punkte einge-
bracht, die voraussichtlich im Juni, am 12. Juni abschlie-
ßend im Plenum beraten werden.  
 
Flexible Regelung statt starrer Fristen hatte ich schon 
genannt. Wir brauchen eine Verlängerung der Regelun-
gen, der Fristenregelung für die zwei Monate.  
 
Konsequente Marktkontrolle, Mitnahmeeffekte müssen 
unterbunden werden, damit Preissenkungen vollständig 
beim Endverbraucher ankommen und unverhältnismäßi-
ge Gewinnmargen überwacht werden. 
 
Senkung der Stromsteuer, ein lang adressiertes Thema. 
Der Antrag adressiert vollkommen zu Recht die Situation 
der Strompreise. Die Absenkung der Stromsteuer für alle 
auf das europäische Mindestmaß ist der richtige Ansatz. 
Dies entlastet und setzt wichtige Impulse für die Elektrifi-
zierung.  
 
Die Unterstützung der betroffenen Branchen, Wirt-
schaftsbereiche wie das Transport- und Logistikgewerbe 
sowie die Landwirtschaft sind ganz besonders betroffen 
und müssen krisenbedingt gezielt begleitet werden. Sie 
sind die, die das Leben bei uns vor allem auch im ländli-
chen Raum aufrechterhalten, die Daseinsvorsorge unter-
stützen.  
 
Wir müssen auch über den Einsatz von Kraftstoffen und 
Antriebstechnologien auf Basis erneuerbarer Energien – 
da sind wir manchmal sehr absolut mit dem Thema Bio-
gas und Biomethan – neu anschauen. Hier müssen wir 
doch Einsatzmöglichkeiten ermöglichen. In dieser Dis-
kussion befinden wir uns.  
 
Wir müssen aber auch, und das hat das gezeigt, die 
Diskussion, das Risiko breiter streuen. Wir müssen die 
Resilienz des Kraftstoff- und Rohstoffmarktes in Deutsch-
land verbessern und nicht nur die Resilienz des Kraft-
stoff- und Rohstoffmarktes, sondern generell der Waren-
ströme. Wir müssen resilienter, wir müssen souveräner 
werden, was unsere Rohstoffversorgung anbetrifft. Wir 
haben daher gesamtstaatlich die Ausarbeitung einer 
nationalen Resilienzstrategie gefordert. Die kann nur 
über den Bund erfolgen. Auf der anderen Seite müssen 
wir uns auch hier im Klaren sein, welche Rohstoffe, wel-
che Waren unsere Wirtschaft benötigt. Dazu sind wir im 

regelmäßigen Austausch auch mit den Wirtschafts- und 
weiteren Verbänden.  
 
Abschließend lassen Sie uns klar sagen, lassen Sie mich 
klar sagen: Die Situation führt uns vor Augen, dass wir 
sehr verletzlich sind,  
 

(Thomas de Jesus Fernandes, AfD: Genau!) 
 
was die Energieversorgung und externe Schocks anbe-
trifft. Das merken wir jetzt zum dritten, zum vierten, zum 
fünften Mal. Umso wichtiger ist es, auf der einen Seite 
entschlossen und schnell zu handeln, kurzfristig zu ent-
lasten, aber auch sachlich die Themen zu besprechen, 
schnell zu reagieren.  
 
Und ich darf einen letzten Punkt nennen, weil der auch 
Gegenstand noch weiterer Aussprachen, nicht nur Aus-
sprachen, und Anträge ist. Wir erfahren aber auch, dass 
unser Kurs, auf dem sich das Land befindet, zu den er-
neuerbaren Energien hin, dass dieser Kurs zu mehr 
Energie- und dann auch Rohstoffsouveränität der richtige 
war, der richtige ist und auch der richtige bleibt. Nehmen 
Sie dies bitte mit! Schauen Sie zum Beispiel auf die An-
schlusskosten für Strom- und Gaspreise. Während letzte-
re deutlich angestiegen sind, 50, 60, 75 Prozent, liegt der 
Anstieg im Strombereich bei unter 20 Prozent. Auch die 
Erneuerbaren und insbesondere die Erneuerbaren tragen 
zur Resilienz bei. Ich empfehle Ihnen daher ausdrücklich, 
diesem Antrag zuzustimmen. – Ganz herzlichen Dank! 
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen 
der SPD und Die Linke) 

 
Präsidentin Birgit Hesse: Vielen Dank, Herr Minister!  
 
Der Minister hat die angemeldete Redezeit um vier Minu-
ten überschritten.  
 
Ich rufe jetzt auf für die Fraktion der CDU den Fraktions-
vorsitzenden Herrn Peters. 
 
Daniel Peters, CDU: Sehr geehrte Frau Präsidentin! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Tatsächlich ein Thema, 
das uns eigentlich schon in der vergangenen Sitzungs-
woche hätte beschäftigen können, aber, wie schon gesagt, 
durch die übervolle Tagesordnung dann nicht behandelt 
worden, und trotzdem hat es an Aktualität nicht verloren. 
Denn nicht nur die wirtschaftliche Lage in Mecklenburg-
Vorpommern wird zu Recht beklagt, und die Industrie- 
und Handelskammern dieses Landes haben ja kürzlich 
noch mal deutlich gemacht, wie die wirtschaftliche Lage 
in Mecklenburg-Vorpommern ist.  
 
Auch wenn der eine oder andere sagt, Mensch, das hat 
er doch schon gestern gesagt beim Einstieg einer Rede 
zu einem anderen Thema, bleibt es aber auch hier wichtig 
zu betonen, dass eben auch in Mecklenburg-Vorpommern 
wir von den hohen Energiepreisen belastet werden, dass 
wir immer noch über viel zu viel Bürokratie klagen müs-
sen und dass eine Entlastungspolitik, und das ist auch 
deutlich adressiert worden, fortgesetzt werden muss. 
Und dem schließe ich mich ausdrücklich an, und das 
habe ich schon eigentlich zu Beginn dieser Krise, die sich 
international dort ergeben hat, klar gesagt, es braucht an 
der Stelle Entlastung, damit insbesondere unsere Wirt-
schaft, aber auch vor allem die Verbraucherinnen und 
Verbraucher, die Pendlerinnen und Pendler in Mecklenburg-
Vorpommern es sich überhaupt leisten können, weiter zu 



22  Landtag Mecklenburg-Vorpommern – 8. Wahlperiode – 134. Sitzung am 4. Juni 2026 

 

existieren und weiter ihre Arbeit aufzunehmen und ihrer 
Arbeit nachzukommen.  
 
Deswegen, sage ich, ist es nicht zu akzeptieren, dass wir 
auf der Bundesebene noch nicht zu einer Lösung ge-
kommen sind, die eine Fortsetzung des Tankrabatts oder 
aber ein anderes Instrument vorsieht. Und ich plädiere 
ganz klar dafür – und ich glaube, da gibt es sogar eine 
Gemeinsamkeit zumindest mit den Sozialdemokraten in 
diesem Saal –, dass wir die CO2-Steuer aussetzen müs-
sen.  
 

(Zuruf von Thomas de Jesus Fernandes, AfD) 
 
Ich glaube, das ist ein wirksames Instrument, das in 
gleicher Größenordnung eine Entlastung vorsieht zwi-
schen 16 und 19 Cent. Das heißt, das wäre eine gute 
Fortsetzung der jetzigen Entlastung. Natürlich ist dann 
immer die Frage, zu wessen Lasten würde das statt-
finden. Ja, das geht zulasten des Klima- und Transforma-
tionsfonds, und das werden sicherlich die GRÜNEN an 
der Stelle beklagen. Aber ich bin der Meinung, bevor wir 
jetzt einen Subventionstopf immer weiter aufwachsen 
lassen, ist es jetzt an der Zeit,  
 

(Zuruf von Hannes Damm, fraktionslos) 
 
überhaupt dafür zu sorgen, dass unsere Wirtschaft aus-
reichend Kraft hat, überhaupt ihr Geschäftsmodell fort-
setzen zu können, dass sie überhaupt weiterarbeiten 
können. Und deswegen ist es eine Frage politischer 
Prioritätensetzung. 
 
Und deswegen noch mal ganz klar, ein Prä dafür, eine 
Aussage dafür, die CO2-Steuer auszusetzen und damit 
eine wirksame Entlastung auch mittelfristig vorzunehmen.  
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der CDU – 
Der Abgeordnete Hannes Damm 

bittet um das Wort für eine Anfrage.) 
 
Und eine weitere Maßnahme, eine weitere Maßnahme …  
 
Ich würde am Ende der ... 
 
Präsidentin Birgit Hesse: Herr Fraktionsvorsitzender, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage? 
 
Daniel Peters, CDU: Sonst, es ist es noch so früh am 
Morgen,  
 

(allgemeine Heiterkeit) 
 
dann kann ich sozusagen meinen Gedankenfluss hier zu 
Ende bringen. Nein!  
 

(Zuruf von Hannes Damm, fraktionslos) 
 
Also, eine weitere Maßnahme, die ich auch schon zu 
Beginn dieser Situation, dieser Krisensituation deutlich 
gemacht habe, ist, dass es an der Debatte leider oftmals 
vorbeigegangen ist, dass wir bei dem Thema der Benzin-
kosten, der Kosten für Diesel, allgemein der Energiekos-
ten immer auch über den Tatbestand einer Doppelbe-
steuerung reden. Das habe ich hier auch schon im Plenum 
mal deutlich gemacht, dass sozusagen die Mehrwert-
steuer erst dann auf den bereits besteuerten Preis greift. 
Und wenn man alleine hier das umstellen würde, die 
Doppelbesteuerung beenden würde, hätte auch das be-

reits schon einen stark entlastenden Effekt. Ich werde nicht 
müde, das Thema immer weiter deutlich zu machen.  
 

(Thomas de Jesus Fernandes, AfD: 
Erzähl das deinem Kanzler!) 

 
Allein diese beiden Maßnahmen könnten 25 bis 30 Cent 
ausmachen. Das wäre wirklich eine Entlastung, die der 
Wirtschaft, aber auch den Verbraucherinnen und Ver-
brauchern in Mecklenburg-Vorpommern in besonderer 
Weise zugutekommen würde. Denn wir wissen ja, dass 
wir im Flächenland Mecklenburg-Vorpommern weite 
Wege zurückzulegen haben, zu absolvieren haben und 
insbesondere die Fleißigen, die Fleißigen in unserer 
Gesellschaft, die Fleißigen in Mecklenburg-Vorpommern, 
die jeden Morgen ganz früh aufstehen, zur Arbeit fahren, 
um hier an unserer Produktivität mitzuwirken und ihren 
Lebensunterhalt zu bestreiten. Und genau die müssen 
wir auch entlasten. 
 

(Jens Schulze-Wiehenbrauk, AfD: 
Der Kanzler hat doch die Möglichkeit.) 

 
Und nun muss ich ein bisschen in den, da gibt es ja, 
bisher werden Sie wahrscheinlich keinen Dissens er-
kannt haben, aber was mich so ein bisschen stört, ist, 
dass Sie zur Finanzierung immer wieder das Thema der 
Übergewinnsteuer anbringen. Natürlich bin ich der Letz-
te, der nicht auch sagen würde, dass, na ja, Gewinne 
oder Abschöpfung von Gewinnen, die irgendwie illegal 
wären, wenn es so etwas gäbe, dass das irgendwie auch 
staatlicherseits sanktioniert werden müsse. Aber nun 
müssen wir auch der Realität ins Auge schauen. Und 
diese Realität hat ja auch Ihre Landesregierung wohl 
erkannt, als sie nämlich im Bundesrat die entsprechende 
Initiative zurückgezogen hat, 
 

(Zuruf vonseiten der Fraktion der AfD: 
So, ach?!) 

 
nachdem der eigene Bundesfinanzminister, namens Herr 
Klingbeil, wohl offenkundig erkannt hat, dass das verfas-
sungsrechtlich nicht umzusetzen ist, zumindest … 
 

(Martin Schmidt, AfD: 
Herr Barlen, was war da los?) 

 
Ja, Sie schütteln den Kopf, Sie können es ja gern noch mal 
erklären. Warum sonst hat Mecklenburg-Vorpommern die 
hier beschlossene Initiative zur Übergewinnsteuer dann 
doch,  
 

(Zuruf von Thomas de Jesus Fernandes, AfD) 
 
natürlich ziemlich leise, ganz,  
 

(Thomas de Jesus Fernandes, AfD: 
War Frau Schwesig auch bei 

der Krankenhausreform?) 
 
ganz diskret zurückgenommen? Weil man wohl erkannt 
hat, das geht einfach nicht.  
 

(Julian Barlen, SPD: Das ist Ihr Gedanke, 
das hat aber nichts mit der Realität zu tun.) 

 
Deswegen bin ich, plädiere ich einfach für die Ehrlichkeit.  
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der CDU) 
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Und grundsätzlich sei gesagt, höhere Gewinne führen 
auch immer zu höheren Steuern. Das ist auch ein 
Grundsatz der Steuerpolitik. Aber das können Sie ja auch 
noch an anderer Stelle nachlesen.  
 

(Zuruf von Michael Noetzel, Die Linke) 
 
Und deswegen will ich auch noch mal kurz auf diese 
beiden Maßnahmen, die ich vorgeschlagen habe, einge-
hen. Und Sie werden, ich weiß, da wird ja sofort gesagt, 
die ganze CO2-Steuer, CO2-Bepreisung, das sei ja aus 
Ihrer Sicht sowieso alles Murks.  
 

(Thomas de Jesus Fernandes, AfD: Richtig! – 
Jens Schulze-Wiehenbrauk, AfD: Ist es auch!) 

 
Das sehe ich anders, denn wir haben das damals zu 
einer Zeit eingeführt, wo wir fest davon überzeugt sein 
durften,  
 

(Jens Schulze-Wiehenbrauk, AfD: 
Das war geistige Umnachtung.) 

 
dass das ein marktwirtschaftliches Lenkungsinstrument 
ist, das auch funktioniert. Und was leider passiert ist, sind 
anhaltende Krisen, die sozusagen allein das Thema 
Energie, das Energiethema tatsächlich  
 

(Thore Stein, AfD: Das hat 
ja keiner ahnen können.) 

 
völlig anders dargestellt haben. Die Realität hat uns dann 
an der Stelle ehrlicherweise eingeholt.  
 

(Martin Schmidt, AfD:  
Vorher war immer Frieden.) 

 
Deswegen ist es ja auch richtig, das jetzt auszusetzen, 
aber nicht im Grundsatz in Frage zu stellen.  
 

(Thomas de Jesus Fernandes, AfD: 
Abzuschaffen!) 

 
Den Fehler, der nur leider gemacht wurde, der gemacht 
wurde, ist, dass wir nicht im Gegenzug, Thema Klima-
geld, Entlastungen im Gegenzug umgesetzt haben, und 
auf der anderen Seite insgesamt nicht darüber gespro-
chen haben,  
 

(Thomas de Jesus Fernandes, AfD: Wenn wir 
das können, werden wir das abschaffen, 

Herr Peters. Die AfD schafft das ab.) 
 
welche Steuern und Abgaben können wir an der Stelle 
senken. Deswegen aussetzen Ja, abschaffen aber Nein.  
 

(Thomas de Jesus Fernandes, AfD: Sie wählt 
ja auch keiner mehr. Ist auch in Ordnung.) 

 
Denn das ist verantwortungsvolle Politik, die wir in der 
gemeinsamen Verantwortung auch wahrnehmen können 
und wollen.  
 
Also noch mal zusammengefasst, Aussetzung der CO2-
Steuer und die Doppelbesteuerung beim Thema Ener-
giebesteuerung abschaffen, das sind wirksame Maß-
nahmen, und das würde sehr deutlich die Preissituation 
an den Tankstellen verbessern. – Herzlichen Dank für 
Ihre Aufmerksamkeit! 

(Beifall vonseiten der Fraktion der CDU) 
 
Präsidentin Birgit Hesse: Vielen Dank, Herr Fraktions-
vorsitzender!  
 
Wenn ich das vorhin richtig interpretiert habe, hatten Sie 
zugesagt, die Frage am Schluss Ihrer Rede zuzulassen. 
(Zustimmung) 
 
Dann bitte ich jetzt den Abgeordneten Hannes Damm, 
seine Frage zu stellen. 
 
Hannes Damm, fraktionslos: Vielen Dank, Frau Präsi-
dentin!  
 
Guten Morgen Herr Peters!  
 
Ich habe eine Frage, die ich an Sie richte, und zwar hat 
ja die ehemalige Bundeskanzlerin Frau Merkel gespro-
chen auf dem Festakt des Bestehens des Umweltminis-
teriums, ich glaube, 100 Jahre oder so, ich habe nicht 
genau das Jubiläum im Kopf, oder, ne, 40 Jahre, Ent-
schuldigung, 40 Jahre Bundesumweltministerium, war sie 
ja selbst mal Ministerin und hatte da gesagt, Zitat: „Der 
Klimawandel bleibt eine Überlebensfrage der Mensch-
heit.“ Manchmal trete das ihr in diesen Tagen ein wenig 
zu sehr in den Hintergrund. Und dann weiter sagt sie,  
 

(Thomas de Jesus Fernandes, AfD: Ich glaube, 
Herr Damm will in die CDU eintreten.) 

 
und das Thema darf nicht in den Hintergrund treten ge-
genüber der wirtschaftlichen, der wirtschaftlichen Situation 
und der Entscheidungen dort, der politischen, und dass 
die Menschen, die sich engagieren für die Klimapolitik in 
den Parlamenten, dass die standhaft bleiben sollen.  
 
Jetzt frage ich Sie, Sie haben gesagt, das ist eine politi-
sche Prioritätensetzung, hier jetzt die CO2-Steuer erst 
mal auszusetzen, die Erhöhung, weil man das machen 
muss in der Priorität gegenüber dem Umweltschutz, und 
dass es jetzt wichtig ist, und jetzt will ich Sie fragen,  
 

(Zuruf von Harry Glawe, CDU) 
 
wie das passt dazu, dass Frau Merkel sagt, also die 
Umweltpolitik sollte nicht beschnitten werden für die 
Wirtschaftspolitik. 
 

(Jens Schulze-Wiehenbrauk, AfD: 
Frau Merkel hat ja nichts mehr zu sagen.) 

 
Daniel Peters, CDU: Ja, also ich antworte da sehr gerne 
drauf, und ich sage Ihnen ganz klar, es gibt überhaupt 
gar keinen Widerspruch zu dem, was Angela Merkel da 
auf diesem Forum gesagt hat, und zu dem, was ich hier 
gerade gesagt habe. Denn wissen Sie, nach meiner 
Einschätzung ist es so, wenn wir es zulassen, dass die 
Wirtschaft in Mecklenburg-Vorpommern und in Deutsch-
land insgesamt zurückgeht, darnieder geht, dann haben 
wir insgesamt auch keine Kraft mehr, dem Klimawandel 
mit geeigneten Maßnahmen zu begegnen, denn dann 
fehlt uns grundsätzlich die wirtschaftliche und auch finan-
zielle Substanz, hier etwas an der Stelle zu tun.  
 

(Ann Christin von Allwörden, CDU: So ist es.) 
 
Deswegen – noch mal, wie ich es in meiner Rede schon 
gesagt habe – braucht es ja eine politische Prioritäten-
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setzung in einer hochgradig wirtschaftlich angespannten 
Lage. Und da, sage ich ganz deutlich, da, sage ich in 
aller Deutlichkeit, müssen wir erst einmal die wirtschaftli-
che Grundlage wiederherstellen, um auch eine Finanzie-
rung für entsprechende Maßnahmen im Klimaschutz zu 
finanzieren.  
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der CDU) 
 
Denn es bringt gar nichts, es bringt gar nichts, einen 
Subventionstopf aufwachsen zu lassen, aber auf der 
anderen Seite zuzuschauen, wie unsere Wirtschaft dar-
nieder geht.  
 

(Martin Schmidt, AfD: Aber das 
wollen doch die GRÜNEN.) 

 
Ich finde, da müssen wir an der Stelle einfach Prioritäten 
setzen, und meine habe ich hier klar beschrieben. 
 

(Zuruf von Ann Christin von Allwörden, CDU) 
 
Präsidentin Birgit Hesse: Herr Fraktionsvorsitzender … 
 
Daniel Peters, CDU: Und ich glaube, Frau Dr. Merkel 
wird an der Stelle auch keine andere Auffassung dazu 
haben, denn das, was sie gesagt hat, ist eine sehr allge-
meine Einschätzung zu den, zur Debattenlage zum 
Thema Klimaschutz in den Parlamenten in Deutschland. 
So habe ich das zumindest verstanden, und so haben 
Sie es ja eigentlich auch wiedergegeben. 
 
Präsidentin Birgit Hesse: Vielen Dank, Herr Fraktions-
vorsitzender!  
 
Gestatten Sie noch eine weitere Zwischenfrage? 
 
Daniel Peters, CDU: Ja, unbedingt! 
 
Hannes Damm, fraktionslos: Vielen Dank, Herr Frakti-
onsvorsitzender! Frau Präsidentin!  
 
Natürlich würde ich Frau Merkel niemals falsch wieder-
geben, insofern das, was sie gesagt hat.  
 
Meine Nachfrage, die sich jetzt aber daraus ergibt, ist, 
Sie sagen, Sie müssen jetzt erst mal diese CO2-Steuer 
einfrieren, um wieder Beinfreiheit zu bekommen, um 
Klimaschutz durchzuführen. Deswegen ergibt sich natür-
lich für mich logisch die Nachfrage, was sind denn die 
Vorschläge der CDU jetzt, mit diesen Mitteln, auch mit 
diesen, mit dieser Freiheit, die man sich da wieder freige-
treten hat, jetzt den Klimaschutz dann dafür ausgleichend 
voranzubringen, weil ja eine Einschränkung des CO2-
Steueranstiegs natürlich auch eine politische Auswirkung 
im Bereich des Klimaschutzes dann hat. Also was sind 
dann die Maßnahmen, die Sie als Gegenhebel ergreifen 
wollen? 
 
Daniel Peters, CDU: Ja, vielen Dank für die, für die Frage!  
 
Das Erste ist, dass wir durch die Aussetzung der CO2-
Besteuerung es schaffen, überhaupt der Wirtschaft wie-
der Luft zum Atmen zu geben. Davon erhoffen wir uns 
massiv eine Rückkehr zu einer wirtschaftlichen Kraft, die 
die Unternehmen dringend brauchen. Und wenn Sie jetzt 
fragen, was wir an Vorschlägen im Bereich Klimaschutz 
aus dem KTF haben, dann ist das in zwei Minuten natür-
lich nicht so ganz so einfach zu beantworten, aber ich will 

es mal schlagwortartig probieren, und zwar in die Tech-
nologien der erneuerbaren Energien, die uns bekannt 
sind, und vor allem aber auch in die Forschung und eben 
in die wirksamen Maßnahmen, die da auch schon zu 
Ihrer Regierungszeit der GRÜNEN durchaus erfolgver-
sprechend waren. Bloß wir haben eben einen anderen 
Ansatz. Wir setzen darauf, dass marktwirtschaftliche 
Elemente funktionieren und dass sie auch permanent 
überprüft werden, ob es marktwirtschaftlich funktioniert 
und nicht einseitig bestimmte Branchen vielleicht unter-
stützt werden.  
 
Ansonsten gibt es, glaube ich, ein Bündel an Maßnah-
men, die aus dem KTF aktuell auch weiter finanziert 
werden. Und die würden auch weiter finanziert werden, 
selbst wenn wir die CO2-Bepreisung aussetzen, weil 
nach meiner Kenntnis, ich habe nicht die genaue Summe 
im Kopf, aber ich glaube, im KTF ist ja durchaus noch 
Geld vorhanden. Wir haben tatsächlich einige Maß-
nahmen einschränken müssen. Ich denke beim Thema 
Wärmepumpen und vieles andere mehr, darüber muss 
man entsprechend reden.  
 
Aber noch mal, unser Credo ist, erst mal wieder die wirt-
schaftliche Kraft herstellen, damit wir eben auch eine 
wirksame und gute Klima- und Umweltpolitik leisten kön-
nen.  
 
Sie können gerne noch eine Frage stellen. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der CDU – 
Heiterkeit im Präsidium) 

 
Präsidentin Birgit Hesse: Vielen Dank, Herr Fraktions-
vorsitzender! 
 
Das Wort hat jetzt für die Fraktion Die Linke Frau 
Schmidt. 
 
Elke-Annette Schmidt, Die Linke: Sehr geehrte Frau 
Präsidentin! Meine Damen und Herren! Die steigenden 
Energie- und Kraftstoffpreise sind längst zu einer hohen 
Belastung im Alltag der Menschen in unserem Land 
geworden, vor allem für Pendlerinnen und Pendler auf 
dem Weg zur Arbeit, für Handwerkerinnen und Hand-
werker, für Landwirtinnen und Landwirte, Pflegedienste, 
Studierende und Auszubildende.  
 
Wie lange die Situation im Iran andauern wird und wie 
sich die Folgen daraus langfristig auf unseren Alltag 
auswirken werden, ist zum aktuellen Zeitpunkt nicht ab-
sehbar. Dies zeigt uns wieder einmal, wie globale Krisen 
unsere Energieversorgung betreffen und wie abhängig 
wir weiterhin von fossilen Rohstoffen sind. Aus unserer 
Sicht wurden und werden auf Bundesebene eben noch 
nicht die richtigen Rückschlüsse aus diesen Krisenlagen 
gezogen. Die Folgen der Entwicklungen im Iran dürfen 
nicht einseitig bei den Bürgerinnen und Bürgern und bei 
kleinen und mittleren Unternehmen abgeladen werden. 
Die Bundesregierung hat bisher nur sehr halbherzig auf 
die Preissteigerungen reagiert.  
 
Die Maßnahme, dass die Benzinpreise nur einmal täglich 
steigen dürfen, hat zu keiner spürbaren Entlastung ge-
führt. Im Gegenteil, Forschende des Leibniz-Zentrums 
für Europäische Wirtschaftsforschung sowie des Düssel-
dorfer Instituts für Wettbewerbsökonomie zeigen auf, 
dass diese Regelung vor allem der Mineralölindustrie in 
die Karten gespielt hat. Und die beschlossene Absenkung 
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der Energiesteuer auf Benzin und Diesel um 17 Cent pro 
Liter hat zwischenzeitlich tatsächlich zu Senkungen ge-
führt, der ADAC stellt aber fest, dass der Preisrückgang 
an der Zapfsäule vor dem Hintergrund deutlich gesunke-
ner Rohölpreise viel zu gering ausfällt.  
 
Das alles zeigt, dass die Mineralölkonzerne sowohl die 
Steuersenkung als auch sinkende Rohstoffpreise nicht 
aus freien Stücken an die Verbraucherinnen und Ver-
braucher weitergeben. Ob die Konzerne, die sich bereits 
jetzt durch diese Krisensituation bereichern, Vernunft 
walten lassen, ist fraglich. Eine sichere Entlastung für die 
Menschen ist demnach nicht zu erwarten.  
 
Doch die Begrenzung des Tankrabatts auf zwei Monate 
ab dem 1. Mai ist zu kurz gedacht. Eine Entspannung der 
internationalen Lage ist auch nicht in Sicht. Diese Rege-
lung sollte demnach für die Dauer der Krisensituation 
andauern und nicht im Vorhinein begrenzt werden.  
 

(Torsten Renz, CDU: Haben Sie gerade 
erklärt, dass die nichts bringen?) 

 
Der Tankrabatt läuft nun Ende Juni aus, und was passiert 
danach? Wie sollen Menschen mit kleinen und mittleren 
Einkommen künftig ihre Mobilität bezahlen? Wie sollen 
Pendlerinnen und Pendler entlastet werden? Wie sollen 
Familien durch den Herbst und den Winter kommen? 
Keiner von uns kann sagen, wie lange die derzeitige 
Situation andauern wird. Keiner weiß, wie lange Benzin- 
und Dieselpreise auf diesem hohen Niveau bleiben.  
 
Doch die Bundesregierung hat dafür keinen überzeugen-
den Plan. Bis heute bleiben weitere Vorschläge aus. Eine 
Verlängerung des Tankrabatts wird es aller Wahrschein-
lichkeit nach nicht geben, so die letzten Äußerungen des 
Bundesverkehrsministers dazu.  
 

(Torsten Renz, CDU: Das wird sich ja 
morgen ändern, nach dem Antrag hier.) 

 
Die Bundesregierung muss jetzt entschieden handeln.  
 

(Zuruf von Daniel Peters, CDU) 
 
Und vielleicht kann da ein Blick nach Spanien helfen, 
liebe Kolleginnen und Kollegen der CDU-Fraktion.  
 

(Torsten Renz, CDU: Das ist ja Ihr Antrag.) 
 
Dort hat die Regierung recht früh reagiert und ein um-
fassendes Antikrisenpaket mit 80 Instrumenten gegen 
steigende Energiepreise und Inflation vorgestellt. Dazu 
gehören unter anderem direkte Hilfen für einkommens-
schwache Haushalte, Preisbremsen bei Energie, Unter-
stützung für den öffentlichen Nahverkehr, Hilfe für kleine 
Unternehmen und Maßnahmen gegen Übergewinne im 
Energiesektor. Man kann sich über einzelne Punkte streiten, 
aber die spanische Regierung versucht die Krise umfas-
send anzugehen und möglichst alle beziehungsweise die 
Menschen, die es am meisten betrifft, zu entlasten.  
 
Meine Damen und Herren, für meine Fraktion und für 
mich ist jedoch klar, dass wir eine Entlastung brauchen, 
die spürbar, gerecht und wirksam für alle Menschen im 
Land ist. Wenn steuerliche Entlastungen beschlossen 
werden, dann erwarten wir, dass diese vollständig und 
unmittelbar weitergegeben werden und nicht in den Bi-
lanzen von Mineralölkonzernen versickern.  

(Michael Noetzel, Die Linke: Richtig!) 
 
Zugleich brauchen wir keine Maßnahmen mit kurzzeiti-
gen Befristungen. Es benötigt flexible und an der Realität 
orientierte Regelungen, die sich an das Geschehen an-
passen.  
 
Besonders problematisch sehen wir, dass einige Unter-
nehmen in der Mineralölwirtschaft durch diese Situation 
erhebliche Zugewinne erzielen – wir haben die Zahlen 
schon einmal gehört, Sie haben es selbst benannt – mit 
1,1 Milliarden Euro im Zeitraum von März bis April. Es gibt 
aber Prognosen von T&E Deutschland für das Jahr 2026 
von 24 Milliarden Euro, während viele Menschen in unse-
rem Land jeden Euro zweimal umdrehen müssen. Das ist 
nicht vermittelbar und auch nicht hinnehmbar.  
 
Und hier, meine Damen und Herren, haben wir eine ganz 
andere Auffassung als die AfD. Hier müssen die Konzer-
ne in die Verantwortung. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen 
der SPD und Die Linke) 

 
Und deshalb fordern wir, dass solche Übergewinne zur 
Finanzierung von Entlastungen herangezogen werden. 
Gleichzeitig müssen wir den Markt genauer in den Blick 
nehmen. Unberechtigte Preisanstiege dürfen nicht hin-
genommen werden. Hier braucht es wirksame kartell-
rechtliche Instrumente und eine klare Kontrolle.  
 
Genauso wichtig ist es, in dieser Lage keine weiteren 
Belastungen aufzubauen beziehungsweise Entlastungen 
zu sichern. Viele dieser Entlastungen in unserem Land 
wirken bereits und müssen verlässlich fortgeführt werden. 
Das vergünstigte Deutschlandticket für Senior/-innen und 
Auszubildende sowie die Beitragsfreiheit in der Kinder-
tagesförderung sind konkrete Beispiele dafür und sollen 
an dieser Stelle auch noch einmal benannt werden. Gerade 
in krisenbedingten Zeiten sind solche Errungenschaften 
unverzichtbar und müssen weiter bestehen bleiben. 
 
Uns sind diese Maßnahmen jedoch nicht weitreichend 
genug. Deshalb fordern wir als Linksfraktion auch auf 
Bundesebene die Wiedereinführung des 9-Euro-Tickets 
und die temporäre Auszahlung eines Energiegeldes in 
Höhe von 150 Euro pro Monat.  
 
Und bei all den kurzfristigen und auch notwendigen 
Entlastungen müssen wir den Blick nach vorn richten. 
Deutschland muss in Krisen unabhängig bleiben. Des-
halb müssen wir weg von Abhängigkeiten fossiler Ener-
gie. Der Ausbau erneuerbarer Energien und die stärkere 
Nutzung alternativer Kraftstoffe ist nicht nur klimapolitisch 
sinnvoll, 
 

(Petra Federau, AfD: Was für Märchen!) 
 
sondern auch eine Frage der wirtschaftlichen und sozia-
len Sicherheit.  
 

(Petra Federau, AfD: Das ist doch Quatsch! – 
Vizepräsidentin Beate Schlupp 

übernimmt den Vorsitz.) 
 
Und auch wenn wir langfristig einen Handlungsbedarf 
in der Energiepolitik sehen, zielt unser Antrag auf kurz-
fristige Maßnahmen und schnelle Entlastungen für die 
Bürger/-innen. 
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Der Änderungsantrag der GRÜNEN ignoriert genau dies. 
Sie schlagen langfristige Maßnahmen vor, die wir sicher-
lich auch teilweise teilen. Sie verfehlen jedoch das Ziel, 
schnelle Preissenkungen und Entlastung herbeizuführen.  
 
Meine Damen und Herren, mit unserem Antrag wollen wir 
einen Schritt gehen, um die Menschen und die Wirtschaft 
in unserem Land zu unterstützen. Wir dürfen sie nicht 
alleinlassen. Deshalb bitten wir um Zustimmung zu die-
sem Antrag, zu unserem Antrag. Dem Änderungsantrag 
der GRÜNEN werden wir nicht zustimmen. – Vielen 
Dank!  
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen 
der SPD und Die Linke) 

 
Vizepräsidentin Beate Schlupp: Frau Abgeordnete, zu 
Ihrem Redebeitrag gibt es einen Antrag auf Kurzinterven-
tion seitens der Fraktion der AfD.  
 
Bitte schön, Herr Schmidt! 
 
Martin Schmidt, AfD: Vielen Dank fürs Wort!  
 
Frau Schmidt, Sie hatten ja behauptet quasi, die AfD 
würde sich gemein machen mit Konzernen – 
 

(Torsten Koplin, Die Linke: Das ist so.) 
 
das kam ja auch immer wieder in Zwischenrufen –, will 
keine Übergewinne und so weiter.  
 
Haben Sie denn zur Kenntnis genommen, dass die EU-
Kommission das kategorisch abgelehnt hat? Haben Sie 
zur Kenntnis genommen, dass es auch noch keine, kein 
Ende der Rechtsprechung gibt  
 

(Zuruf von Torsten Koplin, Die Linke) 
 
in dieser Sache, in der auch 2022 bereits ja diese Über-
gewinnsteuer eingeführt wurde im Rahmen der Ukraine-
krise, und das auch noch nicht mal so festgelegt worden 
ist, dass das alles in Ordnung war, dass es da noch 
sozusagen anhängig ist beim Finanzgericht? Haben Sie 
das zur Kenntnis genommen? Haben Sie zur Kenntnis 
genommen, dass es jede Menge andere Krisen und 
Kriege gab in den letzten Jahrzehnten, und … 
 
Vizepräsidentin Beate Schlupp: Bitte nicht als Frage 
formulieren! 
 
Martin Schmidt, AfD: Ja, es gab jede Menge Kriege und 
Krisen in den letzten Jahrzehnten, denken wir an die 
Corona-Krise. Da haben auch viele profitiert von der 
Krise. Wir denken nur an die Maskenunternehmen, sol-
che, ja, Impfhersteller. Wo waren da die Forderungen, 
frage ich mich selbst immer, nach irgendwelchen Über-
gewinnen oder so was.  
 

(Torsten Koplin, Die Linke: Hatten 
wir, hatten wir ja vorgetragen.) 

 
Und auf der anderen Seite hatten wir auch zum Beispiel 
im Corona-Jahr massive Verluste bei den Großkonzer-
nen, die auch uns mit Öl beliefern. Da gab es auch keine 
Forderung, dass man sie unterstützt. Und das war ja 
auch vernünftig, weil Konzerne müssen dann selber mit 
diesen Kriegen, Krisen und alles, was es gibt, auskom-
men und rechnen und dafür selber Vorsorge treffen.  

Und jetzt sagen Sie quasi,  
 

(Jeannine Rösler, Die Linke: Er gibt 
doch einige, die davon profitieren.) 

 
wenn es einmal eine Krise gibt, eine bestimmte Branche 
profitiert, dann muss man da mit einem, mit einer Über-
gewinnsteuer ran.  
 

(Torsten Koplin, Die Linke: Ja, aber 
da die diese Situation ausnutzen. – 

Zuruf von Jeannine Rösler, Die Linke) 
 
Und da frage ich mich dann, wie Sie das rechtlich ein-
ordnen und so weiter. Und das sehe ich halt eben nicht 
bei den Linken und auch nicht bei der SPD, die auch in 
der Bundesregierung sitzt, die das ja zum Koalitions-
thema machen könnte Nummer eins, und sagen könnte, 
entweder wir machen diesen Übergewinn oder wir bre-
chen die Koalition ab, … 
 
Vizepräsidentin Beate Schlupp: Herr Abgeordneter, 
Ihre Zeit für die Kurzintervention ist abgelaufen. 
 
Martin Schmidt, AfD: … das passiert aber auch nicht. 
Deswegen ist das alles nur Schaumschlägerei hier von 
den Linken und SPD. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD) 
 
Vizepräsidentin Beate Schlupp: Möchten Sie darauf 
reagieren, Frau Abgeordnete? 
 
Elke-Annette Schmidt, Die Linke: Ja, natürlich möchte 
ich darauf reagieren!  
 
Herr Schmidt, es geht hier um, genau, es geht hier um 
eine sachliche Auseinandersetzung und nicht um 
Schaumschlägerei. Und natürlich haben wir diese Ent-
wicklung verfolgt, das ist ja ganz klar. Aber wir können 
dann nicht bei einem Stand stehen bleiben. Erstens mal 
gibt es noch Prüfungen, die sind noch nicht abgeschlos-
sen. Und zweitens mal gibt es ja vielleicht auch andere 
Möglichkeiten, um die Übergewinne von den Konzernen 
abzuschöpfen. Auch dazu gibt es Überlegungen, und 
diese weiter voranzutreiben, auch dazu,  
 

(Zuruf von Thomas de Jesus Fernandes, AfD) 
 
auch dazu dient unser Antrag. – Vielen Dank! 
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen 
der SPD und Die Linke) 

 
Vizepräsidentin Beate Schlupp: Vielen Dank, Frau 
Abgeordnete!  
 
Das Wort hat jetzt für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN die Abgeordnete Frau Wegner. 
 

(Thomas de Jesus Fernandes, AfD: 
Lastenrad statt Tankrabatt kommt jetzt.) 

 
Jutta Wegner, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Da habe ich 
gar nicht dran gedacht. 
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Kolleginnen und Kolle-
gen! Dieser Antrag, liebe Kolleg/-innen von der SPD und 
Linke, war gedacht als Rückenwind für die Bundesrats-
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initiative zur Absenkung der Energiesteuer auf Kraftstoffe 
im Mai. Seitdem ist im Bundesrat einiges passiert. Die 
eigene Initiative Mecklenburg-Vorpommerns wurde nicht 
zur Abstimmung gestellt. Vermutlich lag es an fehlenden 
Mehrheiten. Politisch hält die Ministerpräsidentin trotzdem 
daran fest. Und inzwischen beteiligt sich Mecklenburg-
Vorpommern an weiteren Initiativen zu Preisdeckel, Über-
gewinnsteuer, gezielten Hilfen für Logistik und Landwirt-
schaft und mehr Resilienz. Man sieht also, dass selbst 
unsere Landesregierung in kleinen Schritten inzwischen 
merkt, der enge Blick auf Benzin und Diesel reicht nicht. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

 
Wenn die Ministerpräsidentin im Bundesrat sagt, der 
Weg aus fossiler Abhängigkeit seien erneuerbare Ener-
gien, dann hat sie doch recht. Nur muss das auch in 
Mecklenburg-Vorpommern gelten.  
 

(Beifall vonseiten der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

 
Wer in Berlin Wind, Sonne, Erdwärme und Biomasse lobt, 
darf zu Hause nicht beim 2,1-Grad-Prozentziel wackeln, 
Zielabweichungsverfahren zur Dauerlösung machen und 
Unternehmen mit fehlender Planungssicherheit allein-
lassen.  
 
Genau dieser Widerspruch zieht sich durch die Energie-
politik dieser Landesregierung. Auch deshalb hätte diesem 
Antrag eine Überarbeitung gut gestanden. Wer im Bun-
desrat nachlegt, sollte im Landtag nicht so tun, als sei der 
alte Text noch die passende Antwort. Benzin und Diesel 
billiger machen, Kohlendioxid-Bepreisung ausbremsen, 
fossile Kraftstoffe stabilisieren sind nicht die Lösung. 
 
Ja, die Lage ist ernst. Die Krise in der Golfregion treibt Öl- 
und Energiepreise. Viele Menschen merken das an der 
Tankstelle. Unternehmen, Landwirtschaft, Handwerk, Logistik, 
Sozialwirtschaft und Kommunen stehen unter Druck. Das 
ist real, und gerade deshalb muss Politik genau hinschauen:  
 

(Zuruf von Jens Schulze-Wiehenbrauk, AfD) 
 
Was hilft kurzfristig, was hilft zielgenau? Und vor allem, 
was macht uns beim nächsten Preisschock weniger ver-
wundbar?  
 
Ein Tankrabatt klingt nach schneller Entlastung. Aber er 
ist teuer, sozial ungenau und löst das eigentliche Prob-
lem nicht.  
 

(Beifall vonseiten der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

 
Er hilft nicht denen am meisten, die am stärksten belastet 
sind, sondern denen, die am meisten Kraftstoff verbrau-
chen. Menschen ohne Auto, mit wenig Fahrleistung oder 
hohen Strom-, Wärme- und Lebensmittelkosten haben 
davon kaum etwas.  
 

(Thomas de Jesus Fernandes, AfD: Alle haben 
davon was, weil die Lieferketten nämlich auch 
dranhängen. Das haben Sie wohl vergessen.) 

 
Genau das ist die Frage, genau das ist der entscheiden-
de Punkt. Ein Tankrabatt hilft weder kurzfristig zielgenau 
noch langfristig strukturell. Er macht die Krise für Einzel-

ne vielleicht weniger spürbar, aber er macht die nächste 
Krise nicht weniger wahrscheinlich. Er hält Menschen 
und Unternehmen in der fossilen Kostenfalle. Und hier 
muss etwas passieren, denn jede Preisschwankung kann 
der Staat nicht ausgleichen. Wir bleiben erpressbar.  
 
Der Tankrabatt kostet 1,6 Milliarden für zwei Monate.  
 

(Zuruf von Martin Schmidt, AfD) 
 
Wenn man sich die E-Auto-Förderung für die nächsten 
drei Jahre anschaut, dann kostet die 3 Milliarden, sie 
bewirkt aber viel mehr, weil sie endlich auch Dynamik in 
den Markt für gebrauchte Elektrofahrzeuge bringt. Und da 
ist doch der Weg, wir müssen nicht nur die Energiewende, 
sondern auch die Mobilitätswende an der Stelle treffen.  
 
Blicken wir ins Jahr 22. Damals hat Robert Habeck das 
Land durch eine schwere Energiekrise geführt –  
 

(Heiterkeit und Zuruf von 
Thomas de Jesus Fernandes, AfD) 

 
mit Sparanstrengungen, neuen Lieferwegen, gefüllten 
Speichern und dem klaren Ziel, Deutschland unabhängi-
ger von russischem Gas und fossilen Erpressungen zu 
machen. Und der Blick nach Spanien zeigt, dass es auch 
anders geht als so, wie wir das jetzt im Moment machen. 
Elke-Annette Schmidt hat darauf hingewiesen.  
 

(Zuruf von Thomas de Jesus Fernandes, AfD) 
 
Wir erleben jetzt wieder, warum das richtig war. Fossile 
Abhängigkeit ist keine abstrakte Klimafrage, sie ist eine 
Preisfrage, sie ist eine soziale Frage,  
 

(Zuruf von Martin Schmidt, AfD) 
 
sie ist eine Standortfrage.  
 
Und deshalb muss die Prioritätensetzung, lieber Daniel 
Peters, eine andere sein. Nicht Erhalt der aktuellen 
Strukturen, sondern wir müssen dafür sorgen, dass wir 
aus der fossilen Energiefalle hinauskommen.  
 
Umso fahrlässiger ist es, wenn Katherina Reiche heute 
genau diese Lehre wieder verdrängt. Wer Dachsolar 
schwächt, Wärmewende zurück in fossile Sackgassen 
drängt und Elektromobilität ausbremst, macht Deutsch-
land nicht billiger, sondern anfälliger. Das ist keine Politik 
für niedrigere Preise, das ist die Vorbereitung des nächs-
ten Preisschocks. Hier muss das Land aktiv werden und 
unsere Interessen vertreten. Preisschocks sind eben nicht 
einfach nur Marktbewegungen, sie sind Verteilungs-
konflikte. Darum sagen wir, Entlastung Ja, aber nicht als 
Dauerstütze für fossile Kraftstoffe.  
 
Deshalb sehen wir auch bei einigen Antragspunkten in 
Ihrem Antrag Schnittmengen. Wenn Mineralölkonzerne in 
Krisen außergewöhnliche Zusatzgewinne machen, muss 
eine Übergewinnabschöpfung auf den Tisch und ein Weg 
dahin gefunden werden. Wenn Preise an der Zapfsäule 
schneller steigen, als sie fallen, braucht es ein starkes 
Kartellrecht und Kontrolle ungerechtfertigter Aufschläge.  
 
Dass Mecklenburg-Vorpommern diese Punkte im Bun-
desrat unterstützt, ist richtig. Richtig ist auch, dass die 
Stromsteuer runter muss, denn günstiger Strom ist der 
Hebel für bezahlbare Wärme, für Elektromobilität, für 
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Busse und Bahnen, für Handwerk, Mittelstand und kom-
munale Infrastruktur. Aber genau da darf Politik nicht 
stehen bleiben. Kleine und mittlere Einkommen brauchen 
spürbare Entlastung. Dazu gehört ein Klimageld, das 
Einnahmen aus der CO2-Bepreisung zurückgibt.  
 

(Thomas de Jesus Fernandes, AfD: 
Sozialistische Umverteilung!) 

 
Was der Staat krisenbedingt zusätzlich einnimmt, muss 
bei den Menschen ankommen, besonders bei denen mit 
wenig finanziellem Spielraum. Und das war ja der Plan 
der CO2-Besteuerung.  
 

(Beifall vonseiten der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 

Martin Schmidt, AfD: Kaufen Sie sich 
doch einfach eine Shell-Aktie!) 

 
Dazu gehören … 
 

(Torsten Koplin, Die Linke: Das ist zynisch!) 
 
Genau! Das ist richtig zynisch.  
 
Dazu gehören ein bezahlbares Deutschlandticket und 
bessere öffentliche Mobilität. Gerade in einem Flächen-
land wie Mecklenburg-Vorpommern darf Mobilität nicht 
daran hängen, ob man sich den nächsten Tankstopp 
leisten kann. Bei der Wärme braucht es eine verlässliche 
und sozial ausgestaltete Förderung. Wer aus Öl und Gas 
aussteigt, schützt sich vor dem nächsten Preisschock. 
Aber das muss auch für Menschen mit kleinen Einkom-
men möglich sein, deshalb das Klimageld. 
 

(Thomas de Jesus Fernandes, AfD: Geben 
Sie denen doch einfach mal mehr Geld.) 

 
Und schließlich, schließlich, 
 

(Thomas de Jesus Fernandes, AfD: 
Die können doch mit Geld gut umgehen.) 

 
schließlich … 
 
Reden Sie, wovon Sie etwas verstehen! 
 
Und schließlich braucht es mehr Tempo beim Ausbau 
erneuerbarer Energien, bei Netzen, Speichern, Energie-
effizienz und Elektrifizierung. Jede Windenergieanlage, jede 
Solaranlage, jedes gut ausgebaute Wärmenetz und jeder 
elektrische Bus ist deshalb nicht nur Klimaschutz, er ist 
auch Preisschutz. Das ist keine Nebensache, das ist die 
eigentliche strukturelle Entlastungspolitik. Deshalb bitten 
wir um Zustimmung zu unserem Änderungsantrag. – 
Vielen Dank! 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

 
Vizepräsidentin Beate Schlupp: Vielen Dank, Frau 
Abgeordnete!  
 
Das Wort hat jetzt für die Gruppe der FDP der Abgeord-
nete Herr Wulff. 
 
David Wulff, FDP: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr 
geehrte Damen und Herren Abgeordnete! Kraft kommt 
von Kraftstoff, und wenn wir hier über unsere wirtschaftli-

che Kraft im Lande sprechen, dann müssen wir auch 
dafür sorgen, dass wir günstige Energie, günstigen Kraft-
stoff hier verfügbar haben, und das dauerhaft, und das 
nicht nur für einen unplanbaren Rabatt für wenige Wo-
chen oder Monate. Und genau hier haben wir doch das 
Problem.  
 
Jetzt kurzfristig mal reinzugehen, weil sich der Markt 
irgendwie bewegt, ändert doch das grundsätzliche Prob-
lem nicht. Auch Ihr Antrag, den Sie hier vorlegen, der ist 
ja auch eigentlich nur eine Verlängerung von einem 
Tankrabatt, der dann am Ende wieder zu einem hohen 
Preissprung führt, sobald er ausläuft. Und dann ächzen 
die Leute doch wieder unter den ganzen Problemen.  
 
Dann kommen wir weiter zu den inhaltlichen Punkten. 
Rabatt, Sie sprechen hier von einem Rabatt. Was ist 
denn bitte ein Rabatt? Rabatt ist ein Preisnachlass auf 
Waren und Dienstleistungen. Da frage ich mich, welche 
Ware oder welche Dienstleistung bietet der Staat dann 
im Gegenzug zu der Energiesteuer an.  
 

(Beifall Martin Schmidt, AfD) 
 
Da habe ich ganz große Fragen.  
 
Und wenn wir bei der wirtschaftlichen Kompetenz zu dem 
Thema hier noch mal sind, vielleicht auch in Richtung 
Staatskanzlei: Sie wettern ja hier von vorn bis hinten 
gegen Konzerne. Ich habe ganz große Fragezeichen, ob 
Sie überhaupt die Definition eines Konzerns kennen. Und 
selbst wenn Sie da so sehr dagegen wettern, ist es nichts 
weiter als eine Kampfrhetorik gegen Unternehmer.  
 
Ich möchte noch mal ins Detail gehen an dieser Stelle. 
Sie sprechen hier in Ihrer Kampfrhetorik gegen Konzerne  
 

(Zuruf von Andreas Butzki, SPD) 
 
vom Abschöpfen der Übergewinne. Und dann gehen wir 
doch mal bitte rein: Was passiert denn, wenn Sie das 
machen, was Sie hier vorhaben?  
 
Wir sind in einer Krise. 
 

(Heiterkeit und Zuruf von 
Thomas de Jesus Fernandes, AfD) 

 
Wir haben entweder eine Knappheit, wir haben ein ganz 
großes Problem, und der Staat ist kein Unternehmer, er 
ist kein Produzent, er fördert keine Rohstoffe, er raffiniert 
nicht oder Sonstiges. Und wenn wir – und das soll der 
Staat auch gar nicht –, aber wenn wir dann in einer sol-
chen Krise sind und Sie diejenigen Unternehmen – und 
ich spreche hier nicht von Konzernen, sondern von Un-
ternehmen –, die uns diesen so dringend benötigten 
Kraftstoff liefern und Sie dann sagen, na ällabätsch, 
wenn ihr jetzt aber davon auch noch profitiert, dann 
nehmen wir euch alles weg,  
 

(Julian Barlen, SPD: Alles doch nicht! – 
Zuruf von Elke-Annette Schmidt, Die Linke) 

 
was passiert dann in der nächsten Krise? In der nächsten 
Krise passiert das, dass die Unternehmen sagen, dann 
macht euren Scheiß doch alleine.  
 

(Unruhe vonseiten der Fraktionen 
der SPD und Die Linke) 
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Ganz ehrlich, das wird nämlich passieren, wenn Sie 
denen alles wegnehmen.  
 

(Zuruf von Michael Noetzel, Die Linke) 
 
Gewinne müssen möglich sein.  
 

(Glocke der Vizepräsidentin) 
 
Und Sie reden heute von Mineralölkonzernen,  
 

(Zuruf von Julian Barlen, SPD) 
 
und morgen reden Sie von denen, die uns Feldbetten zur 
Verfügung stellen, übermorgen reden Sie von denjenigen,  
 

(Zuruf von Michael Noetzel, Die Linke) 
 
die uns unsere Generatoren zur Verfügung stellen, wenn 
wir in einer echten Krise sind. Deswegen sehe ich hier 
ganz, ganz große Probleme in Ihrer Logik.  
 
Dauerhaft müssen wir runter mit der Stromsteuer. Wir 
müssen mit der Stromsteuer auf ein Minimum, damit wir 
Energie in dem Bereich günstig reinkriegen. Wir müssen 
den CO2-Pfad einhalten und im gleichen Maß wie der 
CO2-Pfad hochgeht, müssen wir eigentlich die Energie-
steuer runter, weil seit 1990 die Begründung für die 
Energiesteuer im Wesentlichen die Steuerung des CO2-
Wertes ist. Jetzt haben wir ein neues Instrument, also 
kann das alte weg. Und so kriegen wir dauerhaft markt-
basiert ... 
 
Vizepräsidentin Beate Schlupp: Herr Abgeordneter, 
Ihre Redezeit ist abgelaufen. 
 
David Wulff, FDP: … vernünftige Lösungen mit hin. Das, 
was Sie hier liefern, ist nichts weiter als sozialistische 
Kampfrhetorik, meine Damen und Herren. 
 

(Heiterkeit vonseiten der 
Fraktionen der SPD und Die Linke – 

Beifall vonseiten der Gruppe der FDP) 
 
Vizepräsidentin Beate Schlupp: Herr Abgeordneter, da 
es ein Antrag auf Kurzintervention vonseiten der Fraktion 
Die Linke gibt – bitte schön, Herr Koplin –, haben Sie ja 
auch noch Zeit zu reden.  
 

(Der Abgeordnete Torsten Koplin 
spricht bei abgeschaltetem Saalmikrofon.) 

 
Stopp! Stopp! Stopp! Ja, jetzt. 
 
Torsten Koplin, Die Linke: Sie sind ja Inkarnation von 
Wirtschaftskompetenz.  
 

(Heiterkeit bei Jens Schulze-Wiehenbrauk, AfD: 
Oh, Inkarnation!) 

 
Und da würde ich gern wissen, wie Sie es rechtfertigen, 
wenn Ölkonzerne, Mineralölkonzerne, die großen, über 
15 Milliarden Euro abgeben an den Staatshaushalt, und 
zwar Geld, das sie von den Tankkunden einnehmen, 
aber auf die Gewinne, die sie unbestreitbar machen, 
Shell zum Beispiel null Steuern – null! –, BP 8 Millionen, 
weil sie Steuermöglichkeiten nutzen und Modelle fahren, 
die zur Steuervermeidung führen mit den Konsequenzen, 
und eine Übergewinnsteuer ist ja so definiert, dass eine 

besondere Situation ausgenutzt wird zu einem überhöh-
ten Preis, der auch unbestritten ist, denn Rohöl ist am 
Weltmarkt zwischenzeitlich wieder deutlich gesunken, die 
Preise aber nicht adäquat, und wie rechtfertigen Sie 
faktisch diese Steuervermeidungsstrategie angesichts 
einer sozialen Frage, die zu lösen ist, der notwendigen 
Solidarität in einer Gesellschaft, dass die Starken auch 
für die Schwachen einstehen müssen. Das sind doch 
auch liberale Tugenden. Also da würde mich mal interes-
sieren, wie Sie das … 
 
Vizepräsidentin Beate Schlupp: Also ich werte das jetzt 
auch als rhetorische Frage, wie rechtfertigen Sie …  
 
Torsten Koplin, Die Linke: Ja, ja, das ist genauso gewe-
sen. 
 
Vizepräsidentin Beate Schlupp: Und deswegen frage 
ich Sie, Herr Abgeordneter, möchten Sie antworten? 
 
David Wulff, FDP: Sehr gerne!  
 
Vielen Dank, Herr Kollege, dass Sie mir die Möglichkeit 
geben, da noch mal auszuführen. Aufgrund meiner 
knappen Redezeit ist das ja nicht immer so im Detail 
möglich.  
 
Zum einen – das sind ja zwei Punkte, die Sie angespro-
chen haben –, der erste Punkt Steuervermeidung. Da bin 
ich fairerweise völlig bei Ihnen, denn Steuervermeidung 
ist ja ein Grundproblem, weil die Lasten ungleichmäßig 
verteilt sind. Wir haben gerade, was Steuerflucht und 
Steuervermeidung angeht, ein Ungleichgewicht. Und das 
belastet im Wesentlichen ja auch die kleineren und mitt-
leren Unternehmen, weil die nicht einfach diese Möglich-
keiten haben, das entsprechend zu verlagern. Wir haben 
zum Beispiel, also Beispiel ist ja gerade im Digital-
bereich – da bin ich ein bisschen mehr zu Hause –, ja 
Möglichkeiten gefunden, wie zum Beispiel, also wie digi-
tale Güter innerhalb der EU auch entsprechend versteuert 
werden können. Da reden wir nicht nur von Gewinnen, 
Umsatzsteuer war da auch immer noch ein ganz großes 
Problem. Deswegen bin ich da völlig bei Ihnen zu gu-
cken, dass wir Steuervermeidung, wo es geht, vermei-
den. Da brauchen wir mehr Konsequenz, ohne Wenn 
und Aber.  
 
Das andere ist aber noch mal die Übergewinnsteuer, 
auf die wir da eingehen. Da möchte ich noch mal auf 
weltwirtschaftliche Zusammenhänge einfach verweisen. 
Natürlich das Rohöl, das wird seltenst in Deutschland 
gefördert, ne, da haben wir nicht viel davon. Und wenn 
jetzt eine Knappheit weltweit entstehen könnte, dann sind 
doch die Unternehmen, die das Ganze fördern, das Öl 
raffinieren, da Diesel, Heizöl, Benzin, was auch immer 
daraus machen, haben sie ja die wirtschaftliche Freiheit 
zu sagen, also, liebe Deutsche oder Europäer – auf wel-
chen Maßstab Sie auch immer das ziehen wollen –, es 
gibt Länder, da kann ich deutlich mehr für mein Produkt 
irgendwie bekommen, die Knappheit haben wir, und wenn 
Sie mir irgendwie meinen Gewinn dadurch versauen 
wollen, dann gehe ich halt woanders hin. Und dann ist Ihr 
hehres Ziel, diese Übergewinne, die Sie hier definieren, 
abzuschöpfen,  
 

(Jeannine Rösler, Die Linke: 1,2 Milliarden!) 
 
läuft dann ins Leere. Weil dann passiert nämlich genau 
das, dass wir hier gar nicht mehr beliefert werden, weil 
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dann – marktwirtschaftliche Effekte, die nicht in unserer 
Hoheit sind, sondern weltweit ablaufen, weltweit – das, 
was wir dringend brauchen, nicht mehr verfügbar ist. Und 
das halte ich für den größten Fehler. Ich würde lieber 
mehr bezahlen, bevor ich gar nichts mehr habe. 
 

(Heiterkeit bei 
Dr. Daniel Trepsdorf, Die Linke: Ja, Sie! – 

Beifall Barbara Becker-Hornickel, FDP) 
 
Vizepräsidentin Beate Schlupp: Vielen Dank, Herr 
Abgeordneter!  
 
An dieser Stelle begrüße ich auf der Besuchertribüne 
Bürgerinnen und Bürger aus dem Landkreis Vorpommern-
Greifswald. Seien Sie uns herzlich willkommen!  
 
Und ich rufe auf den Abgeordneten, doch, die Abgeord-
nete Sandy van Baal.  
 
Sandy van Baal, fraktionslos: Frau Präsidentin! Sehr 
geehrte Kolleginnen und Kollegen! Drei Themen, eine 
Frage: Wie entlasten wir die Menschen? Der Antrag von 
SPD und Die Linke beschreibt die Lage richtig. Die Prei-
se drücken auf die Haushalte, auf die Betriebe, auf unser 
gesamtes Land. Nur der Großteil der Forderungen ist 
natürlich eine Wunschliste nach Berlin. Verstehe ich 
auch, weil das Problem können wir hier im Land nicht 
lösen.  
 
Die GRÜNEN, die drehen das Ganze noch ein klein 
bisschen weiter, sie streichen die Entlastung an der 
Tankstelle und ersetzen es durch das Klimageld. Im 
Klartext, erst die Menschen über die CO2-Abgabe belas-
ten und ihnen dann einen Teil zurückgeben. 
 

(Jutta Wegner, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Man belastet ja andere.) 

 
Das ist kein Entlasten, das ist Geld …  
 

(Dr. Harald Terpe, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Andere, genau!) 

 
Na, dann sage ich es mal so, das ist, erst Geld einsam-
meln und dann gnädig wieder verteilen.  
 
Die AfD fragt: „Zwei Monate Tankrabatt – Was hat es 
gebracht?“. Eine gerechtfertigte Frage, und meine Ant-
wort lautet da: Wenig! Ein Rabatt auf zwei Monate ist ein 
Tropfen auf den heißen Stein. Und er läuft dann aus, und 
die Preise sind dann wieder da.  
 
Aber genau das zeigt meiner Meinung nach ja auch das 
Problem. Wer in der Krise – und das wurde ja gemacht – 
eine Steuer senkt, der gibt doch zu, dass Steuer belastet.  
 

(Zuruf von Christian Winter, SPD) 
 
Dann zieht man die richtige Konsequenz. Ich sage es so 
oft ich kann, die CO2-Bepreisung gehört mindestens 
ausgesetzt. Mittlerweile bin ich schon so radikal, sie 
gehört abgeschafft. Das wäre eine Entlastung, die auch 
bleibt.  
 
Meine Damen und Herren, mein Maßstab ist da ganz 
simpel, wie immer, entlasten heißt entlasten und nicht 
umverteilen, nicht verwalten, CO2-Steuer weg, Abgabe 
weg. Die Doppelbesteuerung, Herr Peters ist darauf 

eingegangen, muss bei den Kraftstoffen abgeschafft 
werden. Da muss man rangehen.  
 
Und noch mal zu der Übergewinnsteuer, ich hatte das in 
irgendeiner Rede schon mal gesagt, …  
 

(Der Abgeordnete Dr. Daniel Trepsdorf 
bittet um das Wort für eine Anfrage.) 

 
Ich lasse keine Zwischenfrage zu.  
 
… die Logik ist verführerisch bei der Übergewinnsteuer. 
Aber das Instrument ist stumpf, schwer rechtssicher zu 
definieren. Ich weiß nicht, wer das hier gesagt hat, es 
gibt halt die einfache Lösung, über den Hebel der eige-
nen Steuerlast einfach zu reagieren, mal abgesehen 
davon, dass die Übergewinnsteuer auch mir zu doll, 
wirklich, bei den Konzernen eingreift. Das ist halt meine 
Meinung dazu.  
 
Der Bundesfinanzhof befasste sich 2025 mit dem deut-
schen EU-Energiekrisenbeirat dazu, und die sehen das 
schwierig. Das wirft verfassungsrechtliche Fragen noch 
immer auf. Solche Sonderabgaben werden immer noch 
schwierig betrachtet rechtlich. Deswegen lehne ich das 
komplett ab. 
 

(Beifall Thomas de Jesus Fernandes, AfD) 
 
Vizepräsidentin Beate Schlupp: Frau Abgeordnete, zu 
Ihrem Redebeitrag gibt es einen Antrag auf Kurzinterven-
tion seitens der Fraktion Die Linke.  
 
Bitte schön, Herr Dr. Trepsdorf! 
 
Dr. Daniel Trepsdorf, Die Linke: Vielen Dank, Frau 
Präsidentin!  
 
Liebe Frau Kollegin, nun haben wir uns ja schon mit der 
CO2-Bepreisung auf Marktmechanismen eingelassen, 
damit man überhaupt mal Unternehmen in die Pflicht 
nehmen kann, die auf die Ressourcen, die uns allen zur 
Verfügung stehen, frei zugreifen. Die Luft, das Wasser, 
die Bodenschätze, die in der Erde sind, das sind schlicht 
und ergreifend Ressourcen, die unsere Mutter Erde, 
wenn man so will, kostenfrei zur Verfügung stellt. Wie 
würden Sie denn, oder ich frage mich halt, wie ich das 
machen würde. Ich hatte da schon keine Antwort, aber 
Ihre Antwort interessiert mich tatsächlich.  
 

(Thomas de Jesus Fernandes, AfD: 
Enteignen und umverteilen!) 

 
Wie könnte man tatsächlich dies in den marktwirtschaftli-
chen Kreislauf einbinden, um da eine Gerechtigkeit her-
zuführen, frage ich mich. 
 
Vizepräsidentin Beate Schlupp: Ja, möchten Sie darauf 
antworten, Frau Abgeordnete? (Zustimmung) 
 
Bitte schön! 
 
Sandy van Baal, fraktionslos: Vielen Dank, Herr Kollege!  
 
Dass Sie sich diese Frage stellen, verstehe ich. 
 

(Heiterkeit vonseiten der Fraktion der AfD) 
 
Nein, die stelle ich mir nicht.  
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(Zuruf von Torsten Koplin, Die Linke) 
 
Ja, das ist eine ehrliche Antwort.  
 

(Zuruf von Torsten Koplin, Die Linke) 
 
Die stelle ich mir nicht.  
 
Diese CO2-Bepreisung, was wir eingeführt haben, was Sie 
auch sagen, gehört für mich abgeschafft. Das ist für mich 
kein Hebel, der wirkt. Und das ist meine Meinung dazu – 
da sind Sie komplett anderer Meinung –, braucht es 
nicht. Ich würde das auch wirklich komplett abschaffen. 
 

(Beifall Thomas de Jesus Fernandes, AfD – 
Elke-Annette Schmidt, Die Linke: 

Das ist keine Antwort auf die Frage.) 
 
Vizepräsidentin Beate Schlupp: Vielen Dank, Frau 
Abgeordnete! 
 
Ums Wort gebeten hat jetzt der Abgeordnete Hannes 
Damm. 
 
Hannes Damm, fraktionslos: Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Werte Abgeordnete der demokratischen Fraktion! 
Die Energiepreiskrise trifft unsere Bürgerinnen, Haus-
halte, Handwerk, Landwirtschaft, Kommunen und soziale 
Einrichtungen. Die Antwort der Landesregierung: Den 
Tankrabatt verlängern und beim CO2-Preis die Erhöhung 
stoppen.  
 
Und das, sehr geehrte Damen und Herren, ist keine 
Entlastung, das ist eine fossile Rolle rückwärts, denn die 
Preisspitzen entstehen ja aus unseren Abhängigkeiten  
 

(Zuruf von Martin Schmidt, AfD) 
 
von fossilen Energieträgern und von Krisenregionen. 
Wer den Tankrabatt zur Dauersubvention macht, behebt 
diese Ursachen nicht, er zementiert sie. Und wer den 
CO2-Preis einfriert, gibt das einzige verlässliche Leit-
instrument aus der Hand, das wir haben, um genau von 
diesen Abhängigkeiten loszukommen. 
 
Und, Herr Peters, da war Ihre Antwort auch völlig inhalts-
leer. Keine einzige neue Maßnahme, um das auszuglei-
chen. Stattdessen haben Sie sich bemüht aufzuzählen, 
was Sie alles an Klimaschutzmaßnahmen noch übrigge-
lassen haben im Bund. Das hat gut gezeigt, welche neu-
en Klimaschutzideen die CDU vorzuweisen hat, nämlich 
keine.  
 
Die fossilen Subventionen entlasten kurz und machen 
lange abhängig. Inzwischen sollten wir das doch gelernt 
haben, die nächste Preisspitze kommt so sicher wie das 
Amen in der Kirche. Und die aktuellen Entlastungen 
werden auch noch mit der Gießkanne verteilt. Wer am 
meisten verbraucht, bekommt am meisten Entlastung. 
Strukturelle Entlastungen – günstiger Strom, erneuerbare 
Netze, bezahlbare ÖPNV – bleiben dafür auf der Strecke. 
 
Der Änderungsantrag der GRÜNEN korrigiert das meiste: 
Tankrabattverlängerung raus, Klimageld statt CO2-
Preisstopp, Erneuerbare-Ausbau als strukturelle Entlas-
tung rein. Das ist aus meiner Sicht die richtige Logik. 
Einen Punkt hat der Änderungsantrag allerdings über-
sehen, in den Feststellungen bleibt der Tankrabatt weiter 
als wichtiger erster Schritt stehen, entgegen der Logik 

des eigenen Antrags. Ein Versehen, vermute ich, aber 
eben auch ein schweres.  
 
In einem Punkt stimme ich dem Regierungsantrag aller-
dings dann doch zu: Die Absenkung der Stromsteuer auf 
das europäische Minimum, genau richtig, längst überfäl-
lig. Doch eine Frage an die SPD-Fraktion drängt sich 
dann schon auf: Warum lehnt denn Ihre Partei im Bund 
genau diesen grünen Vorstoß und die entsprechenden 
Initiativen im Bundestag ab, den Sie hier in Schwerin 
fordern? Warum beantragen Sie das in diesem Parla-
ment, wo Sie doch genau wissen, dass Sie sich in Berlin 
damit nicht durchsetzen können?  
 
Dem Antrag der Regierung kann ich aber, selbst wenn 
Sie das auflösen könnten, insgesamt nicht zustimmen, zu 
viel fossile Vergangenheit. Beim Änderungsantrag der 
GRÜNEN enthalte ich mich, denn solange die Feststel-
lung den Tankrabatt als wichtigen ersten Schritt politisch 
adelt, trägt der Antrag genau das mit, was ich hier kriti-
siere. Das ist für mich eine rote Linie. Entlastung Ja, aber 
zielgenau befristet und mit der Energiewende verbunden, 
nicht als Subvention mit der Gießkanne von vorgestern. – 
Vielen Dank! 
 

(Beifall vonseiten der Gruppe der FDP) 
 
Vizepräsidentin Beate Schlupp: Vielen Dank, Herr 
Abgeordneter!  
 
Das Wort hat jetzt für die Fraktion der CDU der Abgeord-
nete Herr Waldmüller. Den sehe ich jetzt nicht.  
 

(Zuruf von Daniel Peters, CDU) 
 
Dann streiche ich ihn.  
 
Und ums Wort gebeten hat an dieser Stelle für die Lan-
desregierung die Ministerpräsidentin Frau Schwesig.  
 

(Julian Barlen, SPD: Das hat er 
geahnt, der Herr Waldmüller.) 

 
Ministerpräsidentin Manuela Schwesig: Vielen Dank, 
Frau Präsidentin!  
 
Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete! Liebe 
Zuschauerinnen und Zuschauer! Ich will mich bei der 
Fraktion der SPD ganz herzlich bedanken für den Antrag. 
Das Thema Senkung der Energiepreise ist weiter aktuell, 
und es ist klar, dass sowohl die heimische Wirtschaft, vor 
allem der Klein- und Mittelstand, aber auch die Bürgerin-
nen und Bürger vor allem mit kleinen und mittleren Ein-
kommen massiv unter den gestiegenen Energiepreisen 
leiden. Das sind die Energiepreise sowohl bei Gas und 
Öl, das sind aber auch vor allem ganz aktuell die Ener-
giepreise an der Tankstelle.  
 
Das bedeutet ganz konkret, dass sowohl die Pflegekraft, 
die von Ort zu Ort pendelt und pflegebedürftige Men-
schen unterstützt, zu hohe Kosten hat. Das bedeutet 
ganz konkret, dass der Handwerksbetrieb, der zu den 
Leuten fährt, um seine Aufträge zu erledigen, unter zu 
hohen Kosten leidet. Das bedeutet ganz konkret, dass 
die Spediteure unter viel zu hohen Kosten leiden und 
dass wir längst sehen, dass diese Kosten insbesondere 
in der Lieferkette bei anderen Preisen wieder ankommen 
und übrigens auch in unseren Sozialsicherungssystemen. 
Das geht ja bis dahin, dass die Taxifahrer sagen, wenn 
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das keine gerechte Vergütung ist, dann können wir die 
Menschen nicht mehr zum Beispiel zur Dialyse fahren. 
Das hat eine enorme Bedeutung für jede und jeden ein-
zelnen Bürger und Bürgerin und für ganz viele ver-
schiedene wirtschaftliche Branchen, aber auch Sozial-
systeme.  
 
Deswegen setzt sich die Landesregierung völlig unab-
hängig von einzelnen ideologischen Positionen einzelner 
Parteien für ein Gesamtpaket ein. Und das unterscheidet 
uns auch von bestimmten Positionen einzelner Bundes-
länder und von bestimmten Positionen in der Bundes-
regierung und auch der Opposition.  
 
Und für mich hier als Ministerpräsidentin und der Landes-
regierung möchte ich noch einmal wiederholen, was für 
uns gilt. Für uns gilt nicht, was ein Bundeskanzler oder 
Parteien, die die Bundesregierung tragen, sagen. Für uns 
gilt allein das Wohl der Bürgerinnen und Bürger und des 
Landes, unabhängig davon, wer die Bundesregierung führt 
und wer sie stellt. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen 
der SPD und Die Linke – 

Zuruf von Jan-Phillip Tadsen, AfD) 
 
Und für uns ist ganz entscheidend, und so war es mit der 
Bundesregierung von Frau Merkel, so war es mit der 
Bundesregierung von Herrn Scholz, und so ist es jetzt mit 
der Bundesregierung von Herrn Merz, für uns ist allein 
entscheidend, ob Vorschläge dazu führen, dass die Situ-
ation für Wirtschaft und Bürger in unserem Land besser 
wird, oder ob sie dazu führen, dass sie schlechter wer-
den. Und alleine danach entscheiden wir, und allein dafür 
habe ich hier meinen Eid geschworen. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen 
der SPD und Die Linke) 

 
Vizepräsidentin Beate Schlupp: Frau Ministerpräsiden-
tin, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Herrn Damm? 
 
Ministerpräsidentin Manuela Schwesig: Sehr gerne! 
 
Vizepräsidentin Beate Schlupp: Bitte schön! 
 
Hannes Damm, fraktionslos: Vielen Dank, Frau Minister-
präsidentin! Frau Präsidentin!  
 
Danke für die Aussage eben. Ich habe Sie jetzt so ver-
standen für mich, dass Sie gesagt haben, ja, wir werden 
uns natürlich dann auch für eine Absenkung auf der 
europäischen Stromsteuer auf das Minimum einsetzen 
gegenüber der Bundesregierung. Erst mal meine Frage, 
ob ich das richtig verstanden habe.  
 
Und dann meine Frage: Was für konkrete Schritte und 
was auch für eine Erfolgschance versprechen Sie sich 
denn von so einer Initiative, dass es auf Bundesebene 
doch noch klappen könnte? 
 
Ministerpräsidentin Manuela Schwesig: Herr Damm, 
Sie sind ja für Ihre Ungeduld bekannt. Vielleicht warten 
Sie einfach meine Rede ab und dann werden Sie die 
Antwort darauf finden. 
 
Hannes Damm, fraktionslos: Das mache ich gerne. 
Danke! 

Ministerpräsidentin Manuela Schwesig: Deshalb, mir 
war das wichtig vorwegzustellen, weil jetzt immer und 
umso näher die Wahl rückt, ist das ein beliebtes politi-
sches Spiel, dann heißt es, ja, aber Ihre Bundes-SPD 
dies und das und Ananas. Ich sage es hier mal ganz 
deutlich: Wir entscheiden allein, was ist für unser Land 
gut. Und dann werden wir auch einem Kanzler, einem 
Vizekanzler sagen müssen, wir sind mit bestimmten 
Entscheidungen nicht einverstanden. So haben wir es bei 
der Gastro-Steuer gemacht, so haben wir es beim Agrar-
diesel gemacht. Das machen wir nicht erst jetzt.  
 
Aber wir werden auch Dinge, die gut sind, für unser Land 
unterstützen, und das ist unsere Verantwortung. Das tun 
wir auch als Landesregierung und auch als MV-Koalition. 
Deswegen unterscheiden sich unsere Anträge im Bun-
desrat von vielen anderen Initiativen, weil wir gar nicht 
sagen, wir sind nur für das eine, Senkung Stromsteuer, 
oder wir sind gegen Senkung CO2-Steuer, oder wir sind 
nur für die Übergewinnsteuer, sondern wir haben die 
verschiedenen Instrumente, die dazu führen können, 
dass Energiepreise im Land sinken und Bevölkerung und 
Wirtschaft entlastet werden und dass es gleichzeitig aber 
auch Einnahmestabilität für den Staat gibt.  
 
Diese verschiedenen Instrumente haben wir in den Bun-
desrat eingebracht, und es stimmt nicht, dass wir etwas 
zurückgezogen haben. Unsere Anträge liegen im Bun-
desrat auf dem Tisch. Aber uns war wichtig, dass die 
Ausschüsse, die anderen Länder die Möglichkeit haben, 
diese Anträge zu beraten. Denn in anderen Ländern gibt 
es teilweise ideologische Blockaden. Bestimmte CDU-
Länder können nicht mitmachen, wenn die GRÜNEN in 
der Landesregierung sind. Und die CDU ist wieder bei 
anderen Themen nicht dabei.  
 

(Torsten Koplin, Die Linke: So ist es.) 
 
Und für uns spielt all diese Parteipolitik keine Rolle, wir 
sind mit breiten Vorschlägen in den Bundesrat gegangen.  
 

(Zuruf von Torsten Renz, CDU) 
 
Wir können viel diskutieren. Uns ist wichtig, dass wir am 
Ende Instrumente finden, die dazu führen, dass die 
Energiepreise runtergehen, dass die Spritpreise runter-
gehen, dass die Bevölkerung und die Wirtschaft entlastet 
werden und dass gleichzeitig aber auch die Einnahme-
situationen des Staates nicht weiter belastet werden.  
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen 
der SPD und Die Linke – 

Patrick Dahlemann, SPD: Richtig so!) 
 
Und um das einmal technisch zu erklären, wenn eine 
Sondersitzung des Bundesrates stattfindet – und ich 
kann verstehen, dass das gerade diejenigen, die bisher 
keine Regierungserfahrung haben und damit keine Bun-
desratserfahrung, vielleicht nicht nachvollziehen können, 
deswegen möchte ich es einmal sachlich erklären –, 
wenn eine Sondersitzung des Bundesrates stattfindet, 
dann gibt es nur die Möglichkeit, einen Antrag einzubrin-
gen und sofort abzustimmen. Und es gab Länderkolle-
gen, die mich gebeten haben, das nicht zu tun, sondern 
in den nächsten Bundesrat einzubringen, damit sachlich 
über die verschiedenen Vorschläge diskutiert werden 
kann. Und es hat sogar dazu geführt, dass es partei-
übergreifend Länderinitiativen gibt, zum Beispiel für die 
Unterstützung der Spediteure, speziell der Landwirte – 
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ein Ergebnis unseres Energiegipfels gemeinsam mit 
Sachsen-Anhalt.  
 
Und für uns ist es wichtig, keine Schaufensteranträge in 
den Bundesrat einzubringen,  
 

(Zuruf von Marc Reinhardt, CDU) 
 
sondern Anträge, wo alle Länder die Möglichkeit haben, 
mit uns sachlich über den besten Weg zu diskutieren, 
denn das zeichnet den Bundesrat aus, dass wir länder-
übergreifend und parteiübergreifend die besten Lösungen 
für die Menschen suchen.  
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen 
der SPD und Die Linke) 

 
Und da sind die Anträge, da werden sie beraten, und wir 
warten aber nicht alleine auf diese Entscheidung, son-
dern wir haben am 25. Juni Ministerpräsidentenkonferenz 
beim Bundeskanzler, und wir bereiten längst eine Initiati-
ve für diese Ministerpräsidentenkonferenz vor. Ich sage 
aber deutlich, die Bundesregierung sollte vorher sich klar 
positionieren, der Tankrabatt muss verlängert werden. 
Wir haben noch keine Entlastung beim Sprit, wir brau-
chen die Fortsetzung dieses Instruments.  
 
Und ja, wir stehen dazu, dass das auch gegenfinanziert 
wird durch eine sogenannte Übergewinnsteuer. Zu der 
komme ich gleich. Unser Hauptziel wäre aber, so wie 
Luxemburg einen Preisdeckel zu vereinbaren zwischen 
Regierung und Ölkonzernen.  
 
Und an der Stelle will ich sagen, sehr geehrter Herr 
Wulff, Sie waren in der Debatte ehrlich, und ich befürch-
te, dass das auch ein bisschen die Position einiger in der 
Bundesregierung ist. Sie sagen nämlich, wir zahlen jeden 
Preis, wir sind abhängig von den Ölkonzernen und des-
wegen sollten  
 

(Zuruf von Torsten Koplin, Die Linke) 
 
wir da mal nicht so stark auf die Finger hauen. Das sa-
gen Sie. Und ich sage Nein zu dieser Politik.  
 

(David Wulff, FDP: Dann 
kriegen Sie nichts mehr.) 

 
Wir leben nicht im Kapitalismus, wir leben in einer sozialen 
Marktwirtschaft, wo wir garantieren müssen, dass nicht 
der Handwerker, der Spediteur und die Pflegekraft die 
Einzigen sind, die sich an der Preissteigerung beteiligen. 
Auch große Konzerne müssen für Energiesicherheit und 
für Preisstabilität sorgen. Und Luxemburg ist kein kom-
munistischer oder sozialistischer Staat. Wenn Luxemburg 
das hinkriegt, diese Gespräche zu führen, erwarte ich 
auch, dass unsere Bundesregierung solche Gespräche 
führt. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen 
der SPD und Die Linke – 

Julian Barlen, SPD: Zumal die 
FDP das selber praktiziert hat. – 

Patrick Dahlemann, SPD: So ist es!) 
 
Vizepräsidentin Beate Schlupp: Frau Ministerpräsidentin, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Wulff? 
 
Ministerpräsidentin Manuela Schwesig: Sehr gerne! 

Vizepräsidentin Beate Schlupp: Bitte schön! 
 

(Patrick Dahlemann, SPD: 
Übergewinnsteuer.) 

 
David Wulff, FDP: Vielen Dank!  
 
Nein, da haben wir unterschiedliche Auffassungen, das 
ist auch völlig, völlig in Ordnung. Und … 
 

(Julian Barlen, SPD: Herr Lindner 
hat das ja selber durchgezogen. – 
Thomas de Jesus Fernandes, AfD: 
Ja, er fragt jetzt Frau Schwesig.) 

 
Vizepräsidentin Beate Schlupp: Ein Moment, meine 
Herren! 
 

(Daniel Peters, CDU: Es kann ja 
nicht nur um Parteipolitik gehen. – 

Patrick Dahlemann, SPD: Natürlich!) 
 
Es ist jetzt eine Zwischenfrage des Abgeordneten Wulff, 
und ich gehe davon aus, dass die Ministerpräsidentin 
durchaus in der Lage ist, alleine und ohne weitere Hilfe 
diese Frage zu beantworten.  
 
Bitte schön! 
 
David Wulff, FDP: Vielen Dank, Frau Präsidentin!  
 
Ich traue das der Ministerpräsidentin auch entsprechend 
zu,  
 

(Patrick Dahlemann, SPD: Wir alle.) 
 
und ja, da haben wir durchaus unterschiedliche Auffas-
sungen. Nur wie erklären Sie das dann den Pflegefach-
kräften, den zu Pflegenden, den Handwerkern und Co, 
wenn wir plötzlich doch – und der Grund ist ja eine dro-
hende Knappheit auf dem Weltmarkt und da reden wir 
nicht über Luxemburg, sondern wenn dann halt entspre-
chend das Rohöl, der Diesel, Benzin et cetera halt nicht 
mehr nach Europa kommt, sondern dann irgendwo nach 
Indien, Pakistan, China oder sonst wo hingeht, und da 
reden wir halt nicht mehr über Mechanismen, die wir hier 
in der Hand haben –, was sagen Sie denen dann, und 
was sagen Sie denen, wenn am Ende der Tankrabatt 
ausläuft und die Preise dann plötzlich wieder nach oben 
schießen? 
 

(Patrick Dahlemann, SPD: Deswegen 
spricht sie sich für die Verlängerung aus.) 

 
Ministerpräsidentin Manuela Schwesig: Genau darum 
geht es. Genau darum geht es, dass ich erwarte, dass 
der Bundeskanzler – und ich glaube, es kann kein ande-
rer machen, weil er über die Richtlinienkompetenz und 
über die größte sozusagen Amtsmacht verfügt –, dass er 
genau diese Gespräche führt.  
 

(Thomas de Jesus Fernandes, AfD: 
Ich dachte, das ist Herr Klingbeil.) 

 
Es gibt keine einseitige Abhängigkeit. Über die Konzerne, 
über die wir reden, über die großen Öl- und Mineralöl-
konzerne,  
 

(Zuruf von Martin Schmidt, AfD) 
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die bekommen teilweise öffentliche staatliche Unterstützung, 
zum Beispiel für Projekte bei erneuerbaren Energien. Die-
se Zusammenarbeit kann doch für den Staat Deutschland 
keine Einbahnstraße sein. Es kann nicht sein, dass wir 
uns so einseitig abhängig machen und unter Druck set-
zen lassen. Wer schon diesen Druck einfach entgegen-
nimmt und sagt, da sollten wir uns mal lieber wegducken, 
als die Verhandlungen zu führen, der hat schon verloren,  
 

(Torsten Koplin, Die Linke, und 
Dr. Daniel Trepsdorf, Die Linke: Genau! – 

Zuruf von Patrick Dahlemann, SPD) 
 
und dabei hat vor allem unsere Wirtschaft und Bevölke-
rung verloren.  
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen 
der SPD und Die Linke) 

 
Und es hätte längst Vorsorge getroffen werden müssen. 
Warum wird der Fehler wiederholt, dass die Gasspeicher 
nicht voll sind? Es war unsere Landesregierung, die 
frühzeitig noch vor dem Konflikt im Nahen Osten gewarnt 
hat und gesagt hat, die Gasspeicher müssen jetzt wieder 
gefüllt werden, damit wir Vorsorge für schwierige Zeiten 
treffen. Und es ist diese Landesregierung, die seit Wo-
chen fordert, dass der Bundeskanzler mit uns Minister-
präsidenten das macht, was wir in Krisenzeiten immer 
gemacht haben. Denn wir sind in nichts anderes als in 
einer schweren Energiekrise, weil Trump diese Situation 
im Nahen Osten herbeigeführt hat. Zusätzlich kommen 
noch die schlimmen Zollbestimmungen von Trump. Und 
deswegen erlauben Sie mir, einen kleinen Schlenker zu 
machen an die AfD.  
 

(Heiterkeit vonseiten der Fraktion der AfD – 
Martin Schmidt, AfD: Ah!) 

 
Sie tragen Verantwortung für diese schweren wirtschaft-
lichen Probleme, weil Sie Trump und den Konzernen 
hinterherrennen.  
 

(Martin Schmidt, AfD: 
Sie haben das gemacht.) 

 
Unsere Unternehmen leiden unter dieser Politik von Trump,  
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen 
der SPD und Die Linke) 

 
und Sie sind großer Fan von Trump.  
 

(Martin Schmidt, AfD: Das ist der 
spontane Auftritt von Frau Schwesig.) 

 
Und jetzt  
 

(Paul-Joachim Timm, AfD: Abenteuerlich!) 
 
würde ich zu Nord Stream, 
 

(Zurufe von Thomas de Jesus Fernandes, AfD, 
und Jan-Phillip Tadsen, AfD) 

 
zu Nord Stream 2, meine sehr geehrten Herren von der 
AfD, werde ich mich im Juli äußern. Ich hoffe sehr, dass 
wir für die Auswertung des PUAs hier einen guten Zeit-
slot kriegen zur besten Tageszeit, wenn ich mir diesen 
Wunsch erlauben darf.  

(Torsten Koplin, Die Linke: Haben wir vereinbart.) 
 
Denn da wird abgerechnet.  
 

(Martin Schmidt, AfD: Haben Sie Ihren Kollegen 
vom NDR schon Bescheid gesagt?) 

 
Da werden Sie sich gemeinsam mit CDU, mit FDP und 
GRÜNEN dafür verantworten müssen, dass Sie hier für 
Millionen Euro einen Ausschuss gemacht haben,  
 

(Martin Schmidt, AfD: Haben wir den gemacht?!) 
 
wo wir angeblich, … 
 

(Zuruf von Marc Reinhardt, CDU) 
 
Sie haben mitgemacht, Sie haben mitgemacht. 
 

(Zuruf von Paul-Joachim Timm, AfD) 
 
… wo kritisiert wird, warum wir uns für niedrige Energie-
preise eingesetzt haben, und wo die CDU, wo sie an 
vorderster Front mitgemacht hat,  
 

(Paul-Joachim Timm, AfD: 
Sagen Sie mal was zur Sprengung!) 

 
sich selber jetzt aufgeklärt hat.  
 

(Zuruf von Marc Reinhardt, CDU) 
 
In diesem Ausschuss ist nichts,  
 

(Glocke der Vizepräsidentin) 
 
aber gar nichts rausgekommen.  
 

(lang anhaltender Beifall vonseiten 
der Fraktionen der SPD und Die Linke) 

 
Und Sie haben hier Millionen Euro dafür ausgegeben, um 
etwas festzustellen, zu dem ich seit Jahren stehe.  
 

(Jan-Phillip Tadsen, AfD: Was für eine 
Fake-News-Schleuder Sie sind, das ist 
unglaublich, Frau Ministerpräsidentin!) 

 
Ja, für uns ist das Allerwichtigste, dass wir sichere Ener-
gieversorgung haben und dass wir bezahlbare Energie-
versorgung haben. 
 

(Zuruf von Jan-Phillip Tadsen, AfD – 
Glocke der Vizepräsidentin) 

 
Und dafür haben wir uns immer eingesetzt.  
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen 
der SPD und Die Linke)  

 
Und weder der grüne Energieminister noch die CDU-
Energieministerin von heute haben es irgendwie fertig-
gekriegt, endlich dafür zu sorgen,  
 

(Unruhe vonseiten der Fraktion der CDU) 
 
dass wir unabhängig von Russland zu neuen Energie-
versorgungen kommen, die sicher und bezahlbar sind. 
Wir sind doch jetzt wieder in einer ähnlichen Situation, 
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dass wir Angst haben vor Abhängigkeit und zu hohe 
Preise haben. Und das haben diese Leute in der Verant-
wortung zu verantworten.  
 

(Zuruf von Horst Förster, AfD) 
 
Ich stehe dazu, für uns ist es das Wichtigste. Und es ist 
eine Frage der Daseinsvorsorge, so wie bezahlbarer 
Wohnraum, so wie gute Bildung, so wie öffentlicher Nah-
verkehr braucht unsere Wirtschaft, die klein- und mittel-
ständisch geprägt ist, und unsere Bevölkerung, die vor 
allem nur Einkommen bis 3.000 Euro hat im Monat, die 
massiv unter wirtschaftlichen Druck ist, 
 

(Marc Reinhardt, CDU: Dann machen 
Sie doch mal was dagegen!) 

 
die braucht sichere Energieversorgung und sie braucht 
preiswerte.  
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen 
der SPD und Die Linke) 

 
Dazu habe ich immer gestanden und dazu werde ich 
weiter stehen.  
 
Und über alles andere werden wir im Juli-Landtag reden. 
Ich freue mich auf diese Debatte.  
 

(Marc Reinhardt, CDU: Wir auch.) 
 
Jetzt zurück zur Gegenfinanzierung …  
 
Herr Reinhardt, Sie werden dann noch hören, was ich 
schon im Untersuchungsausschuss sagen konnte,  
 

(Marc Reinhardt, CDU: Sie werden 
auch eine Menge hören.) 

 
wie viel Unwahrheit durch Ihre CDU hervorgebracht 
worden ist und dass Sie, dass Sie Ihre eigenen Unter-
suchungen, Entscheidungen untersucht haben für viele 
Millionen Euro und Ihr Ausschussvorsitzender damit noch 
selber zusätzlich Einkommen hatte. 
 

(Zurufe von Patrick Dahlemann, SPD, 
und Marc Reinhardt, CDU) 

 
Das ist unverschämt, unglaubwürdig,  
 

(Unruhe vonseiten der Fraktionen 
der CDU, AfD und der Gruppe der FDP) 

 
und damit hat die ganze,  
 

(allgemeine Unruhe – 
Glocke der Vizepräsidentin) 

 
damit hat die ganze gemeinsame … 
 

(allgemeine Unruhe) 
 
Vizepräsidentin Beate Schlupp: Einen Moment! Einen 
Moment! Wenn jetzt hier keine Ruhe ist, unterbreche ich 
die Sitzung. 
 

(Nikolaus Kramer, AfD: Unfassbar!) 
 
So, die Sitzung wird für zehn Minuten unterbrochen,  

(Ann Christin von Allwörden, CDU: Unfassbar!) 
 
und ich bitte die Parlamentarischen Geschäftsführer nach 
vorne. 
 

Unterbrechung: 11:43 Uhr 
__________ 

 
Wiederbeginn: 11:52 Uhr 

 
Vizepräsidentin Beate Schlupp: Meine sehr geehrten 
Damen und Herren, ich bitte, langsam Platz zu nehmen, 
damit wir in der Tagesordnung fortfahren können.  
 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich eröffne die 
unterbrochene Sitzung.  
 
Das Wort hat die Ministerpräsidentin Frau Schwesig. 
 
Ministerpräsidentin Manuela Schwesig: Vielen Dank, 
Frau Landtagspräsidentin, dass Sie mir ermöglichen, meine 
Rede fortzusetzen!  
 
Wie gesagt, über das Thema Nord Stream werden wir 
dann in der Juli-Landtagssitzung uns ausführlich unter-
halten können.  
 
Ich will zurückkommen zu dem Grundthema, dass es 
elementare Daseinsvorsorge ist, so wie bezahlbarer Wohn-
raum, so wie öffentlicher Nahverkehr, so wie medizinische 
Versorgung und auch Bildung, dass die Wirtschaft und die 
Bevölkerung sichere, verlässliche und bezahlbare Ener-
gieversorgung hat. Das muss gelten bei der Heizung und 
das muss natürlich auch an der Tankstelle gelten. Und 
deshalb ist es richtig, dass wir in den letzten Jahren mas-
sive Anstrengungen unternommen haben, den Ausbau der 
erneuerbaren Energien voranzuführen. Denn das Einzige, 
wo wir unabhängig sind und wo wir Preisstabilität und 
Preiseinfluss haben, ist das, was wir selber haben im 
Land: Wind, Sonne, Erdmasse und auch Biomasse. Und 
das bauen wir aus und setzen uns gleichzeitig dafür ein.  
 
Und auch da legen wir uns mit den Unternehmen an, 
dass die Bevölkerung davon einen Anteil hat. Und ein 
wichtiger Schritt, und das ist eine Forderung von uns, ist, 
dass es jetzt ermöglicht werden sollte, dass die über-
schüssige erneuerbare Energie, die wir hier längst pro-
duzieren, nicht abgestellt wird, sondern unsere Unter-
nehmen sofort nutzen können.  
 

(Thomas de Jesus Fernandes, AfD: 
Welche dann?) 

 
Ich habe einen zweiten Vorschlag, den wir einbringen: 
Der Tankrabatt muss ganz klar verlängert werden. Und 
ich verlasse mich hier auf die Zusage des Bundeskanz-
lers, dem ich bereits am 14. April 2026 geschrieben habe 
und ihm gesagt habe, dass wir eine Sonder-MPK brau-
chen, weil ja klar war, dass diese Krise anhält, und der 
mir zugesichert hat, dass die Bundesregierung die Situa-
tion weiter beobachtet und dass sie schnell reagieren 
wird. Deshalb bringen wir einen Vorstoß nicht nur im 
Bundesrat ein für die Verlängerung des Tankrabattes, für 
die Senkung der Steuern und gleichzeitiger Übergewinn-
steuer, sondern wir bringen gleichzeitig eine Initiative in 
die Ministerpräsidentenkonferenz ein für den 25.06.  
 
Und ja, es ist auch richtig, dass wir darüber sprechen, 
wer soll das alles bezahlen. Und deshalb will ich noch 
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mal auf die Übergewinnsteuer zurückkommen. Die Über-
gewinnsteuer wurde selbst in der Ampelregierung vom 
FDP-Finanzminister durchgesetzt und hat zu Einnahmen 
von über 2 Milliarden Euro geführt.  
 

(Julian Barlen, SPD: Hört, hört! – 
Martin Schmidt, AfD: Hängt 
beim Bundesfinanzgericht.) 

 
Und bei der Übergewinnsteuer geht es nicht, so, wie Sie 
gesagt haben, Herr Wulff, dass alle Gewinne wegge-
nommen werden. Es geht nicht um alle Gewinne.  
 

(Horst Förster, AfD: Hat auch keiner gesagt. – 
Zuruf von Patrick Dahlemann, SPD) 

 
Es geht darum, dass weiter reguläre Gewinne gemacht 
werden können. Es geht um krisenbedingte Übergewinne, 
und die sind da.  
 
Die europäischen Öl- und Gaskonzerne meldeten im 
ersten Quartal dank der Krisenpreise im Nahen Osten 
Rekordgewinne. Der Energieriese Shell plc hat den Ge-
winn um 24 Prozent gesteigert zum Vorjahr.  
 

(Thomas de Jesus Fernandes, AfD: Rheinmetall, 
was ist mit Rheinmetall gerade jetzt?) 

 
TotalEnergies hat den Gewinn sogar um 51 Prozent auf 
5, 8 Milliarden Euro gesteigert. Nach Berechnungen von 
Oxfam haben die sechs größten Energiekonzerne, fossi-
len Energiekonzerne, im Schnitt 37 Millionen Dollar mehr 
als 25. 37 Millionen Dollar, nicht im Jahr, nicht im Quartal, 
nicht im Monat, nicht wöchentlich,  
 

(Dr. Harald Terpe, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Am Tag!) 

 
sondern 37 Millionen Dollar täglich! Und wir haben die 
Auffassung hier, dass es nicht sein kann, dass unser 
Klein- und Mittelstand, dass die Handwerker, die Spedi-
teure und die Bürgerinnen und Bürger diese zusätzlichen 
37 Millionen Dollar täglich finanzieren, sondern dass die 
Konzerne davon einen Teil zurückgeben müssen, damit 
wir zur Energieentlastung bei Bürger/-innen und Wirt-
schaft kommen. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen 
der SPD und Die Linke) 

 
Das ist unsere Position und das bleibt unsere Position. 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, ich finde es wichtig, 
dass der Kanzler und die Ministerpräsidenten jetzt zügig 
dazu beraten, dass der Tankrabatt verlängert wird, dass 
wir eine Übergewinnsteuer haben. Viel besser wäre der 
sogenannte Preisdeckel wie in Luxemburg. Und die Bun-
desregierung macht sich jetzt auf den Weg, ein Gesamt-
paket zu schnüren für Deutschland mit den Sozialpart-
nern. Sie macht das, was wir längst hier im Land ge-
macht haben: die Sozialpartner, die Wirtschaft, die 
Gewerkschaften, bestimmte Branchen wie Spediteure an 
einen Tisch.  
 

(Horst Förster, AfD: Was hat es gebracht?) 
 
Und dann, finde ich, muss in diesem Gesamtpaket nicht 
der Schwerpunkt darauf liegen, Rente, Gesundheit und 
Pflege zu kürzen, sondern der Schwerpunkt muss darauf 

liegen, wirtschaftliche Impulse zu setzen, Energiepreise 
abzusenken.  
 
Und bei der Absenkung von Energiepreisen müssen wir 
ehrlich in Deutschland sagen, das Problem ist, dass 
derzeit sowohl die grüne Energie als auch die fossile 
Energie zu teuer sind. Und wir müssen uns in Deutsch-
land für einen Weg entscheiden. Es haben weder die 
Recht, die wie Sie, Herr Damm, sagen, nur grüne Ener-
gie und zurück aus fossiler, noch die, die wie die AfD 
sagt, nur fossile Energie und raus aus grüner Energie.  
 

(Thomas de Jesus Fernandes, AfD: Haben 
wir doch gar nicht. Schon wieder gelogen.) 

 
Wir werden für eine Übergangszeit die fossile Energie 
brauchen,  
 

(Zuruf von Horst Förster, AfD) 
 
aber es ist wichtig, dass wir die grüne Energie weiter 
ausbauen,  
 

(Zuruf von Thomas de Jesus Fernandes, AfD) 
 
und davon lebt unsere Wirtschaft längst.  
 

(Jan-Phillip Tadsen, AfD: Pinocchio-Schwesig.) 
 
Ich bin unserem Wirtschaftsminister sehr dankbar, dass 
er in die CO2-Debatte hier Versachlichung gebracht hat. 
Und es zeigt sich, dass es richtig war, einen kompetenten 
Mann wie den ehemaligen IHK-Präsidenten aus Neu-
brandenburg, Herrn Blank, hier auch zum Wirtschafts-
minister zu machen, denn Herr Blank weiß um die unter-
schiedliche Situation unserer Wirtschaft in MV. Und er 
hat es sehr gut dargestellt, es gibt Wirtschaftsbereiche, 
die sagen, weg mit der CO2-Steuer, aber es gibt andere 
Wirtschaftsbereiche – und die Diskussion habe ich selber 
in unserem Energiegipfel erlebt –, die sagen, nein, wir 
haben uns jetzt auf den Weg gemacht und wir brauchen 
auch Planungssicherheit.  
 
Und es ist bedauerlich, dass jetzt viele aus der CDU-
Fraktion gegangen sind, weil vorhin gab es die Zwischen-
frage, 
 

(Zuruf von Thomas de Jesus Fernandes, AfD) 
 
ja, was bringt denn das, wenn hier der Zentralverband 
des Energiehandwerks in MV tagt.  
 

(Zuruf von Jens Schulze-Wiehenbrauk, AfD) 
 
Das will ich einmal sagen, wir haben mit Herrn von Müller 
einen wahnsinnig engagierten Landesinnungsmeister. 
Dieses Energiehandwerk ist Baustein unseres Handwer-
kerlands. Wir sind ein Land, das überdurchschnittlich 
Handwerksbetriebe hat. Und gerade der Bereich der 
Energie, des Energiehandwerks lebt gerade sehr stark 
davon, mit über 300 Betrieben mit einem Umsatzvolumen 
von 300 Millionen Euro in unserem Bundesland, dass sie 
Wärmepumpen einbauen, dass es Planungssicherheit 
bei der Energieversorgung gibt.  
 

(Zuruf von Thomas de Jesus Fernandes, AfD) 
 
Und sie plädieren zum Beispiel für die Beibehaltung. 
Deswegen hat Herr Blank recht, dass das Thema CO2-
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Bepreisung sehr differenziert in der Wirtschaft gesehen 
wird.  
 
Klar ist aber jetzt, wo fossile Energien viel zu groß ge-
worden sind und das Energiemodell Deutschlands eben 
nicht mehr funktioniert, billige fossile Energie und darauf 
noch Steuern und wir noch nicht die grüne Energie kom-
plett abgesenkt haben. Deswegen sind wir für die Absen-
kung der Stromsteuer, völlig klar. Und wir sind auch dafür, 
dass der Strom nicht abgestellt wird, sondern genauso 
preiswert an unsere Unternehmen vor Ort weitergegeben 
wird. Das würde gar nichts kosten, das könnte man sofort 
für die Wirtschaft machen.  
 
Deswegen halten wir daran fest, dass wir die erneuer-
baren Energien weiter intensiv ausbauen, dass sie 
preiswert gemacht werden und dass wir gleichzeitig die 
fossile Energie, die für den Übergang gebraucht wird – 
weil unsere Leute müssen tanken, so einfach ist das –, 
dass die aber in hohen Preiszeiten auch subventioniert 
wird, das kann nicht der öffentliche Haushalt alleine zah-
len. Das müssen die Konzerne mitbezahlen, die gerade 
damit zusätzliche große Gewinne machen.  
 
Es kann nicht sein, dass sechs Konzerne in diesem 
Land, auf dieser Welt 37 Millionen Dollar zusätzlich jeden 
Tag verdienen, auf Kosten unserer Handwerker, auf 
Kosten unserer Spediteure, auf Kosten unserer Bürger 
und Pflegefachkräfte. Da müssen wir zu einem ausgegli-
chenen Maßstab kommen, denn wir wollen in einer so-
zialen Marktwirtschaft leben und nicht im Kapitalismus. – 
Vielen Dank! 
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen 
der SPD und Die Linke) 

 
Vizepräsidentin Beate Schlupp: Frau Ministerpräsiden-
tin, zu Ihrem Redebeitrag gibt es einen Antrag auf Kurz-
intervention seitens des Abgeordneten Schmidt von der 
Fraktion der AfD.  
 
Bitte schön, Herr Schmidt! 
 
Martin Schmidt, AfD: Vielen Dank für das erhaltene 
Wort, Frau Präsidentin!  
 
Also ich muss das kurz mal einordnen, was Sie sich hier 
wieder an der Opposition abarbeiten. Es ist völlig absurd, 
dass Sie die AfD in einen kausalen Zusammenhang 
stellen mit den Angriffen von den Vereinigten Staaten 
von Amerika und Israel auf den Iran. Völlig absurd,  
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD) 
 
so einen Bullshit habe ich noch nie in meinem Leben ge-
hört. Hören Sie endlich auf, davon abzulenken, was los ist!  
 

(Julian Barlen, SPD: Sie sind doch 
der Fanklub von solchen Leuten.) 

 
In Wahrheit ist es doch so, wir haben eine Bundesregie-
rung aus SPD und CDU, die dort in Berlin sitzt, und die 
ist komplett untätig in dieser Sache, wenn es darum geht, 
Friedensbemühungen einzuleiten oder an einem Tisch zu 
sitzen. Und das haben sogar Leute im UN-Sicherheitsrat 
jetzt gesehen, und Deutschland ist da sogar rausge-
flogen mittlerweile,  
 

(Beifall Jens Schulze-Wiehenbrauk, AfD) 

weil Ihre Bundesregierung,  
 

(Torsten Koplin, Die Linke: 
Sie sind nicht reingewählt worden.) 

 
gestützt von der SPD,  
 

(Unruhe vonseiten der Fraktionen 
der SPD und Die Linke – 

Glocke der Vizepräsidentin) 
 
nicht mehr irgendwas dort tun sollte. Die werden nicht 
mehr benötigt.  
 

(Zuruf von Torsten Koplin, Die Linke) 
 
Und ob man „rausfliegt“ sagt oder „nicht reingewählt“, ist 
doch das Gleiche. Hören Sie doch auf, die Worte zu ver-
drehen!  
 

(Zuruf von Philipp da Cunha, SPD) 
 
Und wenn Sie sich abarbeiten an der Opposition, Frau 
Schwesig, dass Sie einen Untersuchungsausschuss ein-
leiten zum Thema Klimaschutzstiftung, zu einem Thema, 
das bundesweit relevant war, dann frage ich wirklich, wes 
Geistes Kind Sie sind, wenn Sie die Opposition dafür 
kritisieren, dass die einfach nur die Fakten aufarbeiten 
wollen – völlig unverständlich.  
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD) 
 
Und wenn Sie den Vorsitzenden dort kritisieren, dass der 
600 Euro im Monat mehr bekommt dafür, dass er den 
Vorsitz hat, da muss ich ja lachen.  
 

(Zuruf von Patrick Dahlemann, SPD) 
 
Da sage ich Ihnen einerseits, kein Problem, wir können 
gerne für alle Ausschüsse die Vorsitzgelder streichen, 
kein Problem, sehr gerne, dann machen Sie es, können 
wir gerne morgen machen. Oder Sie räumen einfach da 
ein, dass das so bleibt, wie es ist, aber kritisieren die 
anderen nicht dafür, denn Sie haben selbst als Regie-
rungsfraktion auch einen Untersuchungsausschuss ein-
geleitet mit den NSU-Untersuchungen. Dort gibt es auch 
600 Euro für den Ausschussvorsitzenden.  
 

(Zuruf von Thomas Krüger, SPD) 
 
Also völlige Heuchelei, völlig lächerlich! 
 
Und der dritte Vorwurf an die AfD war, dass wir nur auf 
fossile Energie setzen. Auch das ist falsch. Wir wollen 
einen breiten Energiemix, … 
 
Vizepräsidentin Beate Schlupp: Herr Schmidt, Ihre 
Redezeit ist … 
 
Martin Schmidt, AfD: … wir stehen für Kernkraft und für 
eine Ergänzung … 
 
Vizepräsidentin Beate Schlupp: … beendet. 
 
Martin Schmidt, AfD: … von Wind und Solar, aber eben ... 
 

(Der Abgeordnete Martin Schmidt 
spricht bei abgeschaltetem Mikrofon. – 
Beifall vonseiten der Fraktion der AfD) 
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Vizepräsidentin Beate Schlupp: Möchten Sie darauf 
reagieren, Frau Ministerpräsidentin? 
 
Ministerpräsidentin Manuela Schwesig: Ich habe alles 
dazu gesagt. Die AfD belügt die Menschen genauso wie 
viele andere.  
 

(Heiterkeit vonseiten der Fraktion der AfD – 
Jens Schulze-Wiehenbrauk, AfD: Tatsächlich?) 

 
Sie kritisieren einerseits die Unterstützung, 
 

(Unruhe vonseiten der Fraktion der AfD – 
Zuruf von Paul-Joachim Timm, AfD – 

Glocke der Vizepräsidentin) 
 
Sie kritisieren einerseits die Unterstützung für Nord Stream 2, 
die wir gemacht haben, weil es uns um preiswerte und 
verlässliche Energieversorgung ging, und hetzen auf der 
anderen Seite die Wirtschaft und Bevölkerung auf, es 
könnte doch wieder alles aufgemacht werden. Sie ma-
chen sich die Welt, wie es Ihnen gefällt. Sie erzählen den 
Leuten heute so, morgen so, Hauptsache, es geht gegen 
die anderen.  
 
Und ich will Ihnen sagen, es ist diese Bundesregierung, 
die durch den Druck der Länder,  
 

(Horst Förster, AfD: Das ist 
keine Antwort auf die Frage.) 

 
zum Beispiel auch unserer Landesregierung, die ganz 
konkret dafür gesorgt hat, dass wir jetzt einen Tankrabatt 
bekommen. Damit haben Sie gar nichts zu tun, dafür 
haben Sie gar nichts geleistet. Und wir bleiben dran, wir 
wollen, dass der Tankrabatt fortgesetzt wird,  
 

(Thomas de Jesus Fernandes, AfD: Alles, was 
bei Ihnen nicht gelingt, daran sind wir schuld.) 

 
und darum geht es.  
 

(Thomas de Jesus Fernandes, AfD: Und wenn 
Ihnen mal was gelingt, einfach nur peinlich!) 

 
Und was ich kritisiere, aber das werde ich im Juli fortset-
zen,  
 

(Glocke der Vizepräsidentin) 
 
das habe ich schon im Untersuchungsausschuss ge-
macht, dass jemand etwas untersucht,  
 

(Zuruf von Thomas de Jesus Fernandes, AfD) 
 
wo er selber für die Hand gehoben hat, dann versucht, 
diese eigene Entscheidung zu vertuschen und zu tarnen 
und zu tricksen. Aber darüber werden wir im Juli reden, 
darauf freue ich mich, und Sie werden Teil dieser Debat-
te werden.  
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen 
der SPD und Die Linke) 

 
Vizepräsidentin Beate Schlupp: Vielen Dank, Frau 
Ministerpräsidentin!  
 
Ums Wort gebeten hat noch einmal der Abgeordnete 
Hannes Damm. 

(Zuruf von Thomas de Jesus Fernandes, AfD) 
 
Hannes Damm, fraktionslos: Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Werte Abgeordnete der demokratischen Fraktio-
nen!  
 
Frau Ministerpräsidentin, Sie haben gesagt, es war alles 
bekannt und Sie würden dazu stehen. Und das ist ein 
ganz typisches Muster, was wir gesehen haben: Sie 
behaupten, dass wir irgendeine Behauptung aufstellen 
würden, und räumen die dann scheinbar aus.  
 

(Patrick Dahlemann, SPD: Gerade Sie, 
gerade Sie, Herr Damm?!) 

 
Was Fakt ist, Sie haben gesagt, die Satzung hat Herr 
Pegel geschrieben. Das wurde aufgeklärt, das stimmt 
nicht. Sie haben gesagt,  
 

(Julian Barlen, SPD, und 
Patrick Dahlemann, SPD: Falsch!) 

 
diese Klimastiftung würde für das Land arbeiten.  
 

(Zuruf von Philipp da Cunha, SPD) 
 
Wir haben gesehen, das stimmt nicht. Dafür andere Un-
ternehmen, und … 
 
Vizepräsidentin Beate Schlupp: Herr Damm, die 20 Se-
kunden sind leider vorbei. 
 
Hannes Damm, fraktionslos: Den Rest machen wir im 
Juni. – Vielen Dank! – Juli! 
 
Vizepräsidentin Beate Schlupp: Ums Wort gebeten 
hat jetzt für die Fraktion der AfD der Abgeordnete Herr 
Schult. 
 
Enrico Schult, AfD: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr 
geehrte Damen und Herren!  
 
Ja, Frau Schwesig, dieser Rundumschlag hier, der be-
darf natürlich einer Antwort. Ich kann es nicht, ich kann 
es nicht so recht glauben, dass diese Einlassung spontan 
erfolgt ist. Denn eines liegt doch auf der Hand, sehr ge-
ehrte Damen und Herren, die letzten 20 Jahre, das wird 
ja auf Bundesebene, wird es ja sozusagen deutlich, die 
letzten 20 Jahre, Herr Barlen, da hat die SPD 15 Jahre in 
der Bundesregierung mitregiert, die CDU sogar 16 Jahre, 
12 Jahre haben sie gemeinsam regiert, und uns jetzt als 
AfD vorzuwerfen, dass wir an der jetzigen wirtschaftli-
chen Situation dieses Landes irgendeinen Anteil haben, 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD) 
 
das ist einfach unredlich und das weise ich entschieden 
zurück. Und wenn solche Fake News hier vorgetragen 
werden, sehr geehrte Damen und Herren, dann muss 
man natürlich das einmal einräumen.  
 

(Julian Barlen, SPD: Ja, tun 
Sie sich keinen Zwang an!) 

 
Frau Schwesig sprach davon, dass die wirtschaftliche 
Entwicklung tatsächlich damit auch zusammenhängt, 
beispielsweise Trump, Putin – das will ich auch gar nicht 
in Abrede stellen oder gar die AfD –, aber ich kann Ihnen 
auch mal die jüngste Konjunkturumfrage zitieren. Das 
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wurde nämlich, am 26.05. hier im Hause wurde die vor-
gestellt von den Vorsitzenden, von den Präsidenten der 
Industrie- und Handelskammern. Da ist ganz deutlich 
vorgeschrieben oder da ist ganz deutlich ausgeführt, 
dass neun Prozent, neun Prozent der Unternehmen hier 
im Land noch gute Geschäftsbeziehungen erwarten, eine 
gute wirtschaftliche Entwicklung ihres Unternehmens 
erwarten, und fast die Hälfte, fast die Hälfte der Unter-
nehmen hier in Mecklenburg-Vorpommern erwartet sozu-
sagen rückgehende Umsätze.  
 
Und das ist die Wirtschaftspolitik dieses Landes, und 
das, Frau Schwesig, das müssen Sie zur Kenntnis neh-
men, und das müssen Sie an dieser Stelle auch einräu-
men, dass Sie dafür verantwortlich sind,  
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD) 
 
wie die Unternehmen in diesem Land dastehen, und im 
Gegenteil nicht die AfD.  
 
Und Sie haben uns ja dafür kritisiert, dass wir Ausschüsse 
einberufen, Untersuchungsausschüsse einberufen für die 
Klimaschutzstiftung. Natürlich, das ist das gute Recht einer 
Opposition, Landesverfassung Artikel 26: Die Opposition 
hat das Recht oder die Aufgabe sogar,  
 

(Zuruf von Thomas de Jesus Fernandes, AfD) 
 
das Regierungshandeln kritisch zu beleuchten. Das ma-
chen wir natürlich in Untersuchungsausschüssen.  
 

(Zuruf von Thomas Krüger, SPD) 
 
Aber Sie selber, Sie selber, die sich hier hinstellen und 
ganz viele Parteigenossen mit irgendwelchen Versor-
gungsposten sozusagen versorgen,  
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD) 
 
Sie stellen sich hier hin und sagen, wir würden den Steu-
erzahler hier in Mecklenburg-Vorpommern Geld kosten. 
Das ist einfach unredlich, und da müssen Sie mal bei der 
Wahrheit bleiben und müssen Ihre eigene Verantwortung 
diesbezüglich ganz deutlich in den Vordergrund stellen.  
 
Und noch einmal zur Klarstellung: Nein, die AfD ist nicht 
gegen die erneuerbaren Energien, aber die AfD sagt ganz 
klar, die erneuerbaren Energien müssen wirtschaftlich sein,  
 

(Andreas Butzki, SPD: Atomkraft?!) 
 
sie können nicht das Zuschussgeschäft einer großen …, 
der Stromkunden sein, der Endverbraucher sein.  
 

(Zuruf von Christian Winter, SPD) 
 
Sie müssen wirtschaftlich zu betreiben sein, Herr Winter, 
und dann sagt auch die AfD nicht, dass das abgeschafft 
werden soll, im Gegenteil. Aber wir wollen einen brei-
ten Energiemix. Wir wollen einen breiten Energiemix 
aus Kernkraft, aber natürlich auch aus russischem Gas. 
Nord Stream 1, Nord Stream 2,  
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD) 
 
wenn der Frieden wieder einkehrt in der Ukraine, dann 
werden wir uns dafür aussprechen, diese Leitungen auch 
wieder in Betrieb zu nehmen,  

(Patrick Dahlemann, SPD: Aber bei 
einem Untersuchungsausschuss 

mitmachen. Das ist es doch.) 
 
sehr geehrte Damen und Herren.  
 
Und ich möchte Ihnen noch mal, ich möchte Ihnen noch 
mal darlegen,  
 

(Zuruf von Patrick Dahlemann, SPD) 
 
ich möchte Ihnen einmal darlegen, wer denn die Ersten 
waren,  
 

(Patrick Dahlemann, SPD: Lächerlich!) 
 
die hier diesen Antrag eingebracht haben,  
 

(Patrick Dahlemann, SPD: Lächerlich!) 
 
Herr Dahlemann. Am 11.03. hat die AfD einen Dringlich-
keitsantrag eingebracht, wo wir gefordert haben  
 

(Patrick Dahlemann, SPD: 
Das ist eine Lüge!) 

 
die dauerhafte Absenkung der Energiesteuer auf das 
europäische Mindestmaß, die dauerhafte Abschaffung 
der CO2-Bepreisung  
 

(Zuruf von Patrick Dahlemann, SPD) 
 
und eine temporäre Senkung der Umsatzsteuer für die 
Dauer der Krise. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD) 
 
Wir waren die Ersten, wir haben das dargelegt, und wir 
lassen uns von Ihnen auch nicht das Wort im Munde 
umdrehen, sehr geehrte Frau Schwesig. – Vielen Dank! 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD) 
 
Vizepräsidentin Beate Schlupp: Vielen Dank, Herr 
Abgeordneter!  
 
An dieser Stelle begrüße ich auf der Besuchertribüne 
Bürgerinnen und Bürger aus dem Landkreis Ludwigslust-
Parchim. Seien Sie uns herzlich willkommen!  
 
Und ums Wort gebeten hat für die Fraktion BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN die Fraktionsvorsitzende Frau Oehlrich. 
 
Constanze Oehlrich, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Sehr 
geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kolleg/-innen! 
Entgegen der Einlassung der Ministerpräsidentin war der 
Untersuchungsausschuss zur Klimastiftung wichtig und 
erkenntnisreich. Es konnte nachgewiesen werden, dass die 
damalige Landesregierung Parlament und Öffentlichkeit 
in zahlreichen Punkten nicht wahrheitsgemäß über An-
lass, Errichtung und Zweck der Klimastiftung informierte.  
 
Die Untersuchungen offenbarten einen erheblichen Ein-
fluss der Nord Stream 2 AG auf das Regierungshandeln 
und eine einseitige Fixierung auf Russland als Wirtschafts-
partner. Dabei operierte die Landesregierung in bislang 
nicht gekannter Weise zugunsten von Nord Stream 2 und 
ignorierte politische Bedenken ebenso wie nationale und 
internationale Klimaschutzziele.  
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Ein Untersuchungsausschuss war schon deswegen not-
wendig, weil der überdurchschnittlich hohe Einsatz der 
Landesregierung für Nord Stream 2 internationale Aus-
wirkungen hatte. Das Land setzte sich über die Kritik 
zahlreicher EU-Staaten hinweg … 
 
Vizepräsidentin Beate Schlupp: Frau Fraktionsvorsit-
zende, Ihre Redezeit ist abgelaufen. 
 

(Zuruf von Thomas Krüger, SPD) 
 
Constanze Oehlrich, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: … 
und ignorierte auch Bedenken der Bundesregierung an 
der Stiftungskonstruktion. Aus Sicht meiner Fraktion war 
es deshalb eine Selbstverständlichkeit, … 
 

(Patrick Dahlemann, SPD: 
Ihre Zeit ist abgelaufen.) 

 
Vizepräsidentin Beate Schlupp: Frau Fraktionsvorsit-
zende, jetzt muss ich aber wirklich unterbrechen. 
 
Constanze Oehlrich, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: … 
das Regierungshandeln in diesem Zusammenhang un-
tersuchen zu lassen. – Ich bin doch schon fertig, Frau 
Präsidentin! 
 

(allgemeine Unruhe – 
Beifall vonseiten der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

 
Vizepräsidentin Beate Schlupp: Um das Wort gebeten 
hat jetzt für die Fraktion der SPD der Fraktionsvorsitzen-
de Herr Barlen. 
 
Julian Barlen, SPD: Sehr geehrte Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Zunächst mal 
herzlichen Dank für die engagierte Aussprache zu unse-
rem Antrag. Da haben wir viele Dinge gehört, die ich 
gerne auch aus Sicht der SPD-Fraktion noch mal ein 
wenig einordnen möchte.  
 
Zunächst mal zum Kern unseres Anliegens, auch an 
dieser Stelle: Ja, die Maßnahmen, die im Bund ergriffen 
worden sind, sind wichtig und richtig, sie stehen aller-
dings jetzt schon wieder infrage. Die Verbraucherinnen 
und Verbraucher haben die berechtigte Sorge, dass neue 
Belastungen an der Preisspirale anstehen. Und mehr 
noch, viele Menschen merken diese Entlastungen in 
ihrem Alltag noch nicht in ausreichendem Maße. Die 
Preise sind weiterhin hoch, die Unsicherheit bleibt.  
 

(Zuruf von Jens Schulze-Wiehenbrauk, AfD) 
 
Viele Familien, viele Pendlerinnen und Pendler, bei vielen Be-
trieben ist diese Frage nicht abstrakt, sondern sehr konkret: 
Was bleibt uns eigentlich am Ende eines Monats übrig?  
 
Und gerade wir in Mecklenburg-Vorpommern wissen doch 
sehr genau, worüber wir sprechen in einem Flächenland. 
Viele Handwerksbetriebe, Pflegedienste, Landwirte, Logisti-
ker, kleine Unternehmen, sie alle sind auf bezahlbare 
Mobilität angewiesen. Wer in Mecklenburg-Vorpommern 
lebt, arbeitet, ausbildet, pflegt, liefert, produziert, der spürt 
die hohen Kraftstoffpreise im Augenblick ganz besonders 
deutlich. Deshalb will ich noch einmal bekräftigen, des-
halb reicht es nicht aus, wenn in Berlin eine Maßnahme 
beschlossen wird und dann nach zwei Monaten gesagt 
wird, das wars, Krise ist vorbei, zurück zur Tagesordnung. 

So funktionieren das Leben und das Wirtschaften der 
Menschen nicht, und auch so funktioniert gute Politik nicht.  
 
Wir haben da einen ganz einfachen Maßstab: Entlastungen 
müssen dort ankommen, wo sie gebraucht werden, bei 
den kleinen und mittleren Einkommen, bei den Familien, 
bei den Rentnerinnen und Rentnern, bei den Auszubil-
denden, bei den Betrieben, die hier Arbeitsplätze sichern, 
bei denjenigen, die wirklich jeden Tag dafür sorgen, dass 
unser Land läuft.  
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen 
der SPD und Die Linke – 

Dr. Daniel Trepsdorf, Die Linke: Genau!) 
 
Und deshalb, meine Damen und Herren, ist wichtig, dass 
es im Bund weitere Maßnahmen gibt. Deshalb will ich 
aber an dieser Stelle auch einmal auf etwas eingehen, 
was noch nicht so intensiv diskutiert worden ist in dieser 
Aussprache, nämlich, was wir neben einem Energie-
preisgipfel – darauf komme ich später noch mal zu 
sprechen – auch ganz praktisch hier in Mecklenburg-
Vorpommern tun, um das Leben der Menschen leichter 
zu machen, um sie vor hohen Kosten zu bewahren, denn 
wir erwarten vom Bund zu Recht mehr und dürfen gleich-
zeitig nicht unterschlagen, was wir hier in Mecklenburg-
Vorpommern politisch gemeinsam erreicht haben.  
 
Da will ich nämlich einmal die beitragsfreie Kita ansprechen.  
 

(Zuruf von Thomas de Jesus Fernandes, AfD) 
 
Die sorgt für massive Entlastungen bei den Familien. 
Stellen Sie sich einmal vor, meine Damen und Herren, 
Familien müssten in dieser jetzigen Lage jeden Monat 
Hunderte Euro zusätzlich pro Kind für die Bildung und 
Betreuung aufwenden.  
 

(Dr. Daniel Trepsdorf, Die Linke: Genau!) 
 
Das muss man sich mal vorstellen, weil das ist die kon-
krete Alternative zu der beitragsfreien Kita, die wir sehr 
klar verteidigen und garantieren.  
 
Denken Sie einmal an das Azubi-Ticket als Entlastung für 
junge Menschen bei ihrer Mobilität, an das Seniorenticket 
zur Entlastung der älteren Menschen bei uns im Land, 
die mobil bleiben wollen.  
 
Das, meine Damen und Herren, will ich an dieser Stelle 
einmal klar auch einordnen in unsere Diskussion um die 
allgemeine Preisentwicklung. Das sind keine netten Zu-
gaben, sondern das sind ganz praktische Antworten auf 
steigende Lebenshaltungskosten.  
 
Und da will ich einmal auf die doch in meinen Augen sehr 
selbstgefällige Rede von Herrn Schmidt von der AfD 
eingehen und das hier an dieser Stelle einmal sehr klar 
sagen, diese Entlastungen, die ich eben genannt habe, 
die sind nicht mal eben vom Himmel gefallen, sondern 
die waren durch die Regierungskoalition, durch unsere 
Landesregierung, durch die Ministerpräsidentin politisch 
gewollt. Die haben wir gemeinsam ausfinanziert,  
 

(Unruhe vonseiten der Fraktion der AfD) 
 
die haben wir gemeinsam eingeführt und die haben wir 
gemeinsam verteidigt. Und raten Sie mal, gegen wen? 
Genau, gegen Sie.  
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(Beifall vonseiten der  
Fraktionen der SPD und Die Linke – 

Dr. Daniel Trepsdorf, Die Linke: Und zu Recht!) 
 
Dass die AfD versucht, immer wieder versucht, hier sich 
als Anwalt des kleinen Mannes aufzuspielen, ist einfach 
absurd und mit der Realität überhaupt nicht zu verbinden.  
 

(Zuruf von Jens Schulze-Wiehenbrauk, AfD) 
 
Sie waren es als AfD, die hier Kürzungen beim Senioren-
ticket, beim Rufbus beschließen wollten im letzten Dop-
pelhaushalt. Die AfD wollte beim Seniorenticket, beim 
Rufbus das Geld vom Tisch ziehen den Menschen.  
 

(Unruhe vonseiten der Fraktion der AfD – 
Heiterkeit und Zuruf von Enrico Schult, AfD) 

 
Wir haben das verhindert. Sie waren es, die gegen Ta-
riftreuegesetze, gegen den Mindestlohn gestimmt haben. 
Wenn es darum geht, dass gerade die, die hart arbeiten, 
für ihre harte Arbeit auch entlohnt werden, die AfD war 
dagegen.  
 

(Unruhe vonseiten der Fraktion der AfD – 
Zuruf von Jens Schulze-Wiehenbrauk, AfD) 

 
Wir haben es gemeinsam durchgesetzt. Und Sie waren 
es übrigens auch … 
 
Vizepräsidentin Beate Schlupp: Herr Fraktionsvorsit-
zender, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeord-
neten Schmidt? 
 
Julian Barlen, SPD: Ja. 
 
Vizepräsidentin Beate Schlupp: Bitte schön, Herr 
Schmidt! 
 
Martin Schmidt, AfD: Ja, vielen Dank für das Gestatten 
der Zwischenfrage, Herr Barlen! 
 
Sie haben ja wieder ein wildes Potpourri,  
 

(Dr. Daniel Trepsdorf, Die Linke: Das kann er.) 
 
gerade an Dingen, die Sie hier erledigt haben, von Ihrem 
Koalitionsvertrag gerade kundgetan, behaupten aber gleich-
zeitig, dass Sie das Ganze ausfinanziert hätten. Nun haben 
wir dieses Jahr knapp 280 Millionen Euro Neuverschul-
dung aufgenommen, im kommenden Jahr auch. Die Rück-
lagen sind aufgebraucht, und ab dem Jahr 2028 haben 
wir ungefähr 1 Milliarde Defizit, die noch zu stopfen sind.  
 

(Thomas de Jesus Fernandes, AfD: 
Das ist ihm doch egal.) 

 
Wie passt das mit der Aussage zusammen, dass alles 
ausfinanziert sei? 
 
Vizepräsidentin Beate Schlupp: Bitte schön, Herr Frak-
tionsvorsitzender! 
 
Julian Barlen, SPD: Also, Sie haben zunächst mal zur 
Kenntnis genommen – das finde ich ja gut, dass Sie dem 
nicht widersprechen –, dass Sie sich hier als Anwalt des 
kleinen Mannes aufspielen und gleichzeitig,  
 

(Unruhe vonseiten der Fraktion der AfD) 

wenn es darum geht, dass wir hier konkrete Unterstüt-
zungsleistungen hier beschließen,  
 

(Zuruf von Thore Stein, AfD) 
 
ob es das Seniorenticket ist, ob es Rufbus ist, ob es 
ordentliche Löhne für harte Arbeit sind, wenn es um 
Tarifbindung geht, wenn es um Mindestlöhne geht ...  
 
Übrigens, Sie hatten jetzt mich ein bisschen unterbrochen 
in der Rede, der nächste Punkt wäre nämlich gewesen, 
überhaupt kein Verlass auf die Frage beitragsfreie Kita.  
 

(Unruhe vonseiten der Fraktion der AfD) 
 
Da haben Sie hier in der Vergangenheit nach Tageslaune 
auch die beitragsfreie Kita infrage gestellt. 
 

(Zurufe von Enrico Schult, AfD, 
und Thore Stein, AfD – 

Glocke der Vizepräsidentin) 
 
Und ich sage Ihnen sehr klar, wir haben in diesem 
Landeshaushalt dafür Sorge getragen, dass genau diese 
Maßnahmen finanziert sind.  
 

(Thore Stein, AfD: Hä?) 
 
Wenn Sie jetzt auf das Thema Sondervermögen und 
entsprechende Schulden ansprechen, da sagen wir sehr 
klar, wenn eine Wirtschaft, wenn die Betriebe, gerade die 
Bauwirtschaft, die Menschen, die dort beschäftigt sind, 
damit konfrontiert sind, dass die Wirtschaft in Deutsch-
land schwächelt, selbst wenn wir uns in Mecklenburg-
Vorpommern natürlich sehen, dass es hier ein leichtes 
Wachstum gibt, dann ist doch das Konzept nicht das 
Neoliberale, was die AfD vorschlägt, in die Krise hinein-
zusparen, bei der Bauwirtschaft die Investitionen wegzu-
nehmen, sondern alles, was die führenden Wissenschaft-
ler im Bereich der Wirtschaft sagen, ist, wenn es eine 
Krise gibt, dann muss man dort hineininvestieren.  
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen 
der SPD und Die Linke) 

 
Und auch jede schuldenfinanzierte Investition gegen die 
Krise ist eine gute Investition.  
 

(Zuruf von Thore Stein, AfD) 
 
Dass Sie das anders sehen und in einer Krise den Men-
schen noch mal richtig den Hahn abdrehen wollen, das 
wissen wir. Danke, dass Sie das noch mal bestätigt ha-
ben an dieser Stelle!  
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen 
der SPD und Die Linke – 

Zuruf von Andreas Butzki, SPD) 
 
So, und an der Stelle will ich auch noch einmal abrunden, 
will ich es noch einmal abrunden, wir haben ja viel gehört 
hier zum Thema auch Nord Stream, und wir haben auch 
viel gehört zum Thema Untersuchungsausschuss. Ich will 
einmal noch mal bekräftigen, was der eigentliche Wider-
spruch ist. Dass wir uns hier für verfügbare Energie und 
vor allem auch bezahlbare Energie eingesetzt haben, das 
ist, glaube ich, hinlänglich bekannt den Menschen im Land.  
 

(Zuruf von Jens Schulze-Wiehenbrauk, AfD) 
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Was wir kritisieren, ist, dass beispielsweise Sie sich hier 
hinstellen und sagen, Nord Stream, natürlich machen wir 
das wieder auf, und gleichzeitig hier einen millionen-
schweren Untersuchungsausschuss, einen Popanz auf 
die Beine stellen,  
 

(Unruhe vonseiten der Fraktion der AfD – 
Zuruf von Martin Schmidt, AfD) 

 
um zu untersuchen, warum man denn sich für bezahl-
bare Energie einsetzen könnte.  
 

(Zuruf von Noah Böhringer, FDP) 
 
Das ist doch der Widerspruch, der hier im Raum steht.  
 

(Zuruf von Constanze Oehlrich, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

 
Und der steht nicht nur bei Ihnen im Raum, weil Sie da 
kräftig mitmischen, sondern der steht natürlich auch bei 
der CDU im Raum, die genau diese Entscheidungen  
 

(Martin Schmidt, AfD: Was reden Sie 
denn da?! Die AfD hat den Ausschuss 

doch gar nicht beantragt.) 
 
getroffen haben, mit voller Überzeugung, und sich jetzt 
hinstellt und ruft,  
 

(Zuruf von Jens Schulze-Wiehenbrauk, AfD) 
 
haltet den Dieb, was ist denn hier passiert?!  
 

(Zuruf von Andreas Butzki, SPD) 
 
Das ist einfach widersprüchlich. Man kann so handeln, 
aber man muss dann auch entsprechend mit der Einord-
nung dieses Handelns als unglaubwürdig leben, meine 
sehr verehrten Damen und Herren.  
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen 
der SPD und Die Linke) 

 
Also, meine Damen und Herren, wir sagen klar, Beitrags-
freiheit, Azubi-Ticket, Seniorenticket, Tariflohn, Mindest-
lohn, solche Errungenschaften müssen wir gemeinsam 
verteidigen, die müssen bleiben, gerade jetzt, gerade in 
einer Zeit, wo viele Menschen im Land den Euro zweimal 
umdrehen müssen.  
 
Und damit sind wir übrigens auch an einem Punkt, den 
ich gerne einmal in der Aussprache noch etwas genauer 
beleuchten möchte, der auch umstritten ist. Aber das 
ist die steuerpolitische Dimension dieser Krise und auch 
dieser Diskussion, denn natürlich geht es niemandem 
darum, nur einmal kurzfristig einen Preis abzudämpfen, 
damit er kurz danach wieder ansteigt. Es geht insge-
samt um die Frage, wer trägt in diesem Land eigentlich 
welche Lasten, ist das fair verteilt, ist das gerecht, ist es 
wirklich so, dass die sprichwörtlich starken Schultern 
mehr tragen als die schwachen Schultern. Und dazu 
bekennen wir uns als SPD hier im Landtag, und andere 
Kräfte, wie beispielsweise die AfD, wir hören es immer 
wieder,  
 

(Heiterkeit vonseiten der Fraktion der AfD – 
Zurufe von Martin Schmidt, AfD, 

und Thore Stein, AfD) 

bekennen sich zu diesem Grundprinzip unserer sozialen 
Marktwirtschaft eben nicht. Und da ist unsere Haltung 
klar: Das Leben muss bezahlbar sein, und zwar für alle. 
Die Antwort auf steigende Preise kann doch  
 

(Der Abgeordnete Thore Stein 
bittet um das Wort für eine Anfrage.) 

 
nicht allen Ernstes lauten …  
 
Herr Stein, Sie können Redezeit anmelden. Ich gestatte 
keine weiteren Zwischenfragen. Sie können jetzt hier die 
Rede nicht verhackstücken,  
 

(Unruhe vonseiten der Fraktion der AfD) 
 
wie es Ihnen passt. Sie können danach gerne hier noch 
mal ans Pult treten.  
 
Da will ich ganz klar sagen, die Antwort auf steigende 
Preise in Richtung der Bevölkerung kann doch nicht 
lauten, na ja, dann müssen die Menschen eben noch ein 
bisschen härter arbeiten,  
 

(Heiterkeit bei 
Dr. Daniel Trepsdorf, Die Linke: Ja.) 

 
dann müssen sie mal ein bisschen verzichten, dann 
müssen sie noch mal ein bisschen mehr sparen,  
 

(Thomas de Jesus Fernandes, AfD: Aber das 
ist doch genau wie bei der Bunde-SPD, 

das sind doch Ihre Antworten.) 
 
weil viele Menschen arbeiten längst hart, viele Familien 
rechnen längst ganz genau,  
 

(Zuruf von Thomas de Jesus Fernandes, AfD) 
 
viele kleine Unternehmen kämpfen doch längst mit den 
Kosten, die sie kaum noch auffangen können. Deshalb 
ist unsere Antwort an dieser Stelle, wir wollen, dass klei-
ne und mittlere Einkommen gezielt entlastet werden. Wir 
wollen dafür sorgen, dass sehr vermögende, dass die 
großen Konzerne endlich einen gerechten Beitrag leis-
ten.  
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen 
der SPD und Die Linke) 

 
Das ist keine Neiddebatte, meine Damen und Herren, 
das ist eine Gerechtigkeitsdebatte. Und die werden wir 
engagiert führen und rausarbeiten, wer wo steht. Einige 
haben an diesem Pult eben schon gezeigt, wo sie ste-
hen, nämlich an der Seite der Mineralölkonzerne. Und 
das ist einfach nicht in Ordnung, wenn Mineralölkonzerne 
in Krisenzeiten Milliardengewinne machen, während 
Menschen an der Zapfsäule, während kleine Betriebe, 
Pflegedienste, Logistiker, Handwerksunternehmen nicht 
wissen, wie sie den Tank vollmachen, dann passt das 
nicht zusammen. Und wenn große Unternehmen von 
Preissprüngen profitieren, während die kleinen Betriebe, 
auch die Landwirtschaft, auch die privaten Haushalte da 
unter Druck geraten, dann passt das nicht, dann bedarf 
das einer politischen Korrektur. Und deshalb sind wir 
sehr klar, es muss eine Abschöpfung krisenbedingter 
Übergewinne geben.  
 

(Zuruf von Martin Schmidt, AfD) 
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Die gab es übrigens auch in der Vergangenheit, auch mit 
der FDP in der Bundesregierung. Alleine BP hat die Ge-
winnerwartungen aufgrund der Krise verdoppelt, und ich 
sage es ganz offen, ich kann es nicht verstehen, wie man 
sich als AfD, aber auch mit etwas geringerer Nuance als 
CDU genau diesem wirklich sehr klaren Votum, dass die 
großen Konzerne ihren Beitrag leisten können, wie man 
sich dem entziehen kann, meine Damen und Herren.  
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen 
der SPD und Die Linke) 

 
Ich kann das nicht verstehen. Das versteht niemand.  
 
Man kann die Übergewinnsteuer politisch ablehnen, man 
kann Preisdeckel ablehnen, man kann überhaupt markt-
wirtschaftliche, steuerpolitische Eingriffe, man kann alles 
ablehnen, aber dann bitte ich auch darum, den Men-
schen mal zu sagen, was ist denn die Alternative. Also 
was man alles nicht will, das haben wir jetzt hinreichend 
gehört von Ihnen. Aber was ist denn der Plan, was ist 
das Konzept?  
 

(Torsten Koplin, Die Linke: 
Herr Schmidt hat doch gesagt, 

jeder kann sich Shell-Aktien kaufen. – 
Heiterkeit bei Dr. Daniel Trepsdorf, Die Linke) 

 
Da will ich … 
 
Ja, Herr Schmidt hat gesagt, jeder kann sich Shell-Aktien 
kaufen. Ja, das ist also ein gutes Beispiel.  
 

(Zuruf von Dr. Daniel Trepsdorf, Die Linke) 
 
Da gehen Sie sicherlich, da gehen Sie sicherlich mit 
gutem Beispiel voran, würde zumindest einige Ihrer Aus-
sagen erklären.  
 

(Zuruf von Martin Schmidt, AfD) 
 
Aber ich will einmal das aber auch als Einladung sagen 
in Richtung von Herrn Peters, in Richtung von der CDU.  
 

(Zuruf von Marc Reinhardt, CDU) 
 
Ich würde gern einmal als Einladung an dieser Stelle an 
Sie, Herr Peters, an die CDU sagen: Lassen Sie uns 
doch mal zur Kenntnis nehmen, dass hier auch bei uns 
im Land im Energiepreisgipfel mit den Akteuren aus der 
Wirtschaft, aus der Logistik, mit den Kommunen,  
 

(Unruhe vonseiten der Fraktion der AfD) 
 
mit der Landespolitik ja auch eine Idee entwickelt wurde, 
wie es gehen kann. Es ist ja nicht so, dass es irgendwo 
kein Konzept gibt, sondern das liegt sehr klar auf dem 
Tisch. Das muss einfach nur gemacht werden –  
 

(Unruhe vonseiten der Fraktion der CDU – 
Zuruf von Martin Schmidt, AfD) 

 
Tankrabatt verlängern, den Anstieg der CO2-Bepreisung 
aussetzen, Übergewinne abschöpfen –,  
 

(Zuruf von Thomas de Jesus Fernandes, AfD) 
 
und ich kann nicht erkennen, warum wir da nicht einfach 
an einem Strang ziehen sollten,  

(Zuruf von Thomas de Jesus Fernandes, AfD) 
 
weil dann hätten wir nämlich auch wirklich eine Erklärung  
 

(Unruhe vonseiten der Fraktion der AfD – 
Glocke der Vizepräsidentin) 

 
für die Menschen im Land, dass wir da gemeinsam als 
Politik stehen und gemeinsam auch gegenüber dem 
Bund stark auftreten. 
 
Vizepräsidentin Beate Schlupp: Einen Moment, Herr 
Fraktionsvorsitzender! Es tut mir leid, Sie zu unterbrechen.  
 
Ganz offensichtlich hat mein Hinweis aus der ersten 
Pause nicht gereicht. Ich erwarte, dass hier eine solche 
Disziplin zum Tragen kommt, dass der Redner hier von 
allen noch verstanden werden kann. Und von daher bitte 
ich doch, wenn die Glocke erklingt, das als Zeichen zu 
nehmen, dass das nicht mehr gegeben ist.  
 
Jetzt können Sie fortsetzen, Herr Fraktionsvorsitzender! 
 
Julian Barlen, SPD: Ja, also vielen Dank, Frau Präsi-
dentin!  
 
Kurz gesagt, Politik muss da gemeinsam handlungsfähig 
sein, sie muss eingreifen können, wenn Belastungen aus 
dem Ruder laufen. Und sie muss vor allem den Mut ha-
ben, dort Gerechtigkeit einzufordern, wo Gewinne privati-
siert werden und wo Krisenkosten sozialisiert werden.  
 

(Zuruf von Jens Schulze-Wiehenbrauk, AfD) 
 
Und dafür stehen wir als SPD, als Die Linke, dafür steht 
die Ministerpräsidentin mit der Landesregierung. Und ich 
lade Sie alle herzlich ein, genau auch auf dieser Position 
sich einzufinden. Darum geht es nämlich. Wir stellen – 
und das hat die Ministerpräsidentin gut herausgearbeitet –, 
wir stellen überhaupt nicht die Marktwirtschaft als solche 
infrage, aber wir bestehen auf etwas ganz Wichtigem,  
 

(Zuruf von Jens Schulze-Wiehenbrauk, AfD) 
 
nämlich, dass es kein irgendwo Raubtierkapitalismus ist, 
sondern dass wir uns in einer sozialen Marktwirtschaft 
befinden. Nur Marktwirtschaft ist zu wenig, wir wollen, 
dass es eine soziale Marktwirtschaft ist, wo der Wohl-
stand, wo die Wertschöpfung eben auch dazu beiträgt, 
dass die Menschen, die dafür hart arbeiten, davon profi-
tieren. Deshalb stellen wir infrage, dass einige wenige in 
Krisenzeiten enorme Zusatzgewinne erzielen,  
 

(Zuruf von Martin Schmidt, AfD) 
 
während die breite Bevölkerung die Zeche zahlt. Das 
geht so nicht, meine Damen und Herren,  
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen 
der SPD und Die Linke) 

 
und das kann man nicht häufig genug auch betonen!  
 
Deshalb, meine Damen und Herren, hat unser Bundes-
land, haben unsere Ministerpräsidentin und die Landes-
regierung ein Stoppschild aufgebaut, gemeinsam in der 
Herleitung mit der Wirtschaft, mit den Gewerkschaften, 
mit den Kommunen, mit den Kammern, dem Transport-
gewerbe, der Landwirtschaft gesprochen. Dieser Ener-
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giepreisgipfel war ein richtiges Signal. Wir warten nicht 
einfach ab, wir organisieren die Interessen, wir bündeln 
die Kräfte und wir sagen sehr klar, was Mecklenburg-
Vorpommern braucht. Das ist Krisenmanagement. Da 
erwarten wir auf der Bundesebene mehr – mehr Abstim-
mung mit den Ländern, mehr Tempo, mehr Klarheit, mehr 
Bereitschaft, die tatsächliche Lebenswirklichkeit auch in 
einem Flächenland wie Mecklenburg-Vorpommern zur 
Grundlage politischer Entscheidungen zu machen.  
 
Deshalb, meine Damen und Herren, das klare Votum mit 
der Bitte um Zustimmung unseres Antrages. Bezahlbare 
Energie ist kein Luxus, sondern sie ist Voraussetzung für 
den Zusammenhalt und die wirtschaftliche Stärke unse-
res Landes. Der Tankrabatt darf nicht auslaufen, Über-
gewinne müssen zur Bewältigung dieser Krise genutzt 
werden können, die CO2-Bepreisung darf nicht erhöht 
werden, die Verkehrs- und Logistikunternehmen müssen 
bei der Doppelbelastung nach Möglichkeit entlastet wer-
den, die Versorgungssicherheit, die Widerstandsfähigkeit 
von Energie, Logistik der gesamten kritischen Infrastruk-
tur muss gestärkt werden. Soziale Entlastungsmaßnah-
men wie das ermäßigte Deutschlandticket für die Senio-
ren, für die Azubis, die Beitragsfreiheit in der Kita, ich 
habe es erwähnt, die müssen fortgeführt werden. Insge-
samt müssen die Lasten gerechter verteilt werden. Dafür 
stehen wir, dafür kämpfen wir, und deshalb bitten wir Sie 
um Unterstützung und um Zustimmung zu unserem An-
trag. – Herzlichen Dank! 
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen 
der SPD und Die Linke) 

 
Vizepräsidentin Beate Schlupp: Herr Fraktionsvorsit-
zender, zu Ihrem Redebeitrag gibt es einen Antrag auf 
Kurzintervention seitens der Fraktion der AfD.  
 
Bitte schön, Herr Stein! 
 
Thore Stein, AfD: Danke schön!  
 
Herr Barlen, Stichwort „Tankrabatt“, den fordern Sie hier 
vollmundig, er möge verlängert werden. Ich weiß nicht, 
Generalsekretär der SPD, Tim Klüssendorf, sagt ganz 
klar, nein, wollen wir nicht, soll auslaufen. Stimmen Sie 
sich da ab mit Ihrer Bundesebene, oder geht das hier nur 
in den luftleeren Raum rein, weil hier Wahlen anstehen, 
und in Berlin entscheidet man anders?  
 

(Thomas de Jesus Fernandes, AfD: Jo!) 
 
So wird es wahrscheinlich sein.  
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD) 
 
Das Nächste, was Ihre Janusköpfigkeit hier ein wenig 
doch sehr schön beschreibt, Sie fabulieren hier sehr 
ausgiebig darüber, dass Sie die Partei des kleinen Man-
nes sein wollen. Sie wollen die kleinen Leute unterstüt-
zen, Sie wollen die Unternehmen im Land unterstützen. 
Gestern hat Ihre Fraktion zusammen mit Ihrem Koaliti-
onspartner das sogenannte Klimaverträglichkeitsgesetz 
beschlossen.  
 

(Dr. Daniel Trepsdorf, Die Linke: Ein Meilenstein!) 
 
Dieses Gesetz wird massiv zulasten eben jener Bevölke-
rungsgruppen gehen, die Sie hier eben noch aufgeführt 
haben.  

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD – 
Enrico Schult, AfD: Ja, richtig! – 

Zuruf von Dr. Daniel Trepsdorf, Die Linke) 
 
Dieses Gesetz, dieses Gesetz legt letztlich die Axt an das 
produzierende Gewerbe in Mecklenburg-Vorpommern. 
Und wenn Sie hier so ein bisschen verklausulieren, wir 
hätten ein herausragendes Wirtschaftswachstum in den 
letzten Jahren gehabt, dann wiederhole ich gern noch 
mal die Zahlen von gestern.  
 

(Christian Winter, SPD: Das hat er nicht gesagt.) 
 
Wir haben ein ganz kleines Wirtschaftswachstum, und 
zwar überwiegend im öffentlichen Sektor, das heißt im 
Gesundheitswesen und insbesondere in den Arbeitsplät-
zen, die von der öffentlichen Hand geschaffen werden.  
 

(Jens Schulze-Wiehenbrauk, AfD: Sehr richtig!) 
 
Während im produzierenden Gewerbe, dort, wo die 
Steuereinnahmen produziert werden, die Ihnen übrigens 
fehlen in den nächsten Jahren, dort haben wir allein 
4.000 Arbeitsplätze in den letzten Jahren verloren. Aber 
das erwähnen Sie hier alles nicht, weil es nicht in Ihre 
Wahlkampfagenda reinpasst, die Sie hier in den kommen-
den Tagen wahrscheinlich noch weiter abziehen werden.  
 

(Zuruf von Thomas Krüger, SPD) 
 
Und das ist wirklich verwerflich. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD) 
 
Vizepräsidentin Beate Schlupp: Möchten Sie darauf 
reagieren, Herr Fraktionsvorsitzender? 
 

(Enrico Schult, AfD: Auf den Punkt gebracht.) 
 
Julian Barlen, SPD: Ich kann dazu was sagen, ja.  
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und 
Herren! Ich will einmal etwas zu dem Beispiel, das Sie 
angebracht haben, Klimaverträglichkeitsgesetz, sagen. 
Das zeigt ja genau, wie wir vorgehen. Es gibt gemeinsa-
me Ziele, und dass wir in Mecklenburg-Vorpommern für 
eine starke Wirtschaft mit Arbeitsplätzen, von denen die 
Menschen leben können, stehen, während Sie übrigens 
gegen Tariflöhne, gegen Mindestlöhne stehen als AfD, 
auch bekannt, aber geschenkt.  
 

(Enrico Schult, AfD, und 
Jens Schulze-Wiehenbrauk, AfD: 

Das ist falsch!) 
 
Das ist bekannt, dass wir gleichzeitig auf sozialen Zu-
sammenhalt setzen auch. Aber die dritte Säule, dass 
wir auch in Zukunft eine Natur wollen in Mecklenburg-
Vorpommern,  
 

(Zuruf von Jens Schulze-Wiehenbrauk, AfD) 
 
die lebenswert ist, dass wir die Grundlage des Zusam-
menlebens in der Heimat, hier auch was Umwelt betrifft, 
erhalten wollen, das ist bekannt. So, und dann haben wir 
ein Klimaverträglichkeitsgesetz vorgelegt, was dem 
Rechnung trägt, was Sie abstreiten, nämlich dass wir 
gemeinsam in eine saubere Zukunft gehen wollen, dass 
wir die Potenziale der erneuerbaren Energien,  
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(Jens Schulze-Wiehenbrauk, AfD: 
Weil Mecklenburg-Vorpommern 

alleine bestimmt, oder wie?) 
 
der Geothermie, der Sonne nutzen wollen, auch übrigens 
als Wirtschaftsstandort, als Vorteil für viele Unternehmen, 
die genau das auch ihrerseits suchen.  
 

(Jens Schulze-Wiehenbrauk, AfD: 
Den Vorteil sehen nur Sie.) 

 
Dann gab es eine Anhörung, dann hat man sich auf Än-
derungen verständigt. Und das wiederum werfen Sie uns 
jetzt vor, dass wir Klimaschutz nicht mit der Brechstange, 
sondern auf Augenhöhe mit der Wirtschaft und mit der 
Bevölkerung betreiben. Also so ganz schlüssig ist das an 
der Stelle nicht.  
 

(Beifall vonseiten der 
Fraktionen der SPD und Die Linke – 

Zuruf von Jens Schulze-Wiehenbrauk, AfD) 
 
Und zum Thema Abstimmung, zum Thema Abstimmung, 
das lassen Sie natürlich gerne unsere Sorge sein, aber 
wir stimmen uns ab. Und Sie können … Ich weiß nicht, 
vielleicht machen Sie immer Männchen und klatschen 
Applaus, wenn Ihre Bundesebene was sagt.  
 

(Thomas de Jesus Fernandes, AfD: Nee, 
wir sprechen mit einer Stimme. Dass das 

für Sie war Fremdes ist, wissen wir.) 
 
Wir sagen, was den Menschen und der Wirtschaft in 
Mecklenburg-Vorpommern dient. Das ist unsere Mess-
latte, und das artikulieren wir sehr klar, und unsere Minis-
terpräsidentin spricht da immer Tacheles, wenn es darum 
geht, was ist am Ende aus Sicht von Mecklenburg-
Vorpommern erstrebenswert.  
 

(Jens Schulze-Wiehenbrauk, AfD: 
Das haben wir bei Nord Stream gesehen.) 

 
Und darauf können die Menschen sich im Land wirklich 
verlassen. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen 
der SPD und Die Linke) 

 
Vizepräsidentin Beate Schlupp: Vielen Dank, Herr 
Fraktionsvorsitzender!  
 
Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Ich schließe 
die Aussprache.  
 
Wir kommen zur Abstimmung.  
 
Ich lasse zunächst über den Änderungsantrag der Frakti-
on BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN auf Drucksache 8/6528 
abstimmen. Wer dem zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um ein Handzeichen. – Die Gegenprobe. – Gibt es 
Stimmenthaltungen? – Damit ist der Änderungsantrag 
auf Drucksache 8/6528 bei Zustimmung durch die Frakti-
on BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, Stimmenthaltung der 
Fraktion der CDU und eines fraktionslosen Abgeordne-
ten, ansonsten Ablehnung abgelehnt.  
 
Wer dem Antrag der Fraktionen der SPD und Die Linke 
auf Drucksache 8/6479 zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich jetzt um ein Handzeichen. – Die Gegenprobe. – Gibt 

es Stimmenthaltungen? – Damit ist der Antrag auf 
Drucksache 8/6479 bei Zustimmung durch die Fraktionen 
der SPD und Die Linke, Stimmenthaltung durch die Frak-
tionen der AfD und CDU, ansonsten Ablehnung ange-
nommen.  
 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, wie bereits 
angekündigt, berufe ich jetzt den Ältestenrat ein und 
unterbreche die Sitzung für 20 Minuten. 
 

Unterbrechung: 12:37 Uhr 
__________ 

 
Wiederbeginn: 13:03 Uhr 

 
Vizepräsidentin Elke-Annette Schmidt: Meine sehr 
geehrten Damen und Herren, ich eröffne die unterbro-
chene Sitzung und wir gehen in der Tagesordnung wei-
ter.  
 
Ich darf Sie informieren, dass gemäß Paragraf 4 Absatz 3 
unserer Geschäftsordnung ich für die heutige Sitzung 
den Abgeordneten Dr. Daniel Trepsdorf zum Schriftführer 
bestimme.  
 
Dann habe ich noch Zeit, auf der Besuchertribüne Schü-
lerinnen und Schüler des Fachgymnasiums Berufliche 
Schule -Technik- aus Rostock zu begrüßen. Seien Sie 
uns recht herzlich willkommen!  
 
Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 18: Aussprache 
auf Antrag der Fraktion der CDU gemäß Paragraf 43 
Nummer 2 der Geschäftsordnung des Landtages zum 
Thema „Bund und Land in gemeinsamer Verantwortung 
bei der Pflegereform – Finanzierung und Qualität sicher-
stellen“ in Verbindung mit der Aussprache auf Antrag der 
Gruppe der FDP gemäß Paragraf 43 Nummer 2 der 
Geschäftsordnung des Landtages zum Thema „Pflege 
zwischen Anspruch und Realität – Jetzt strukturelle Lö-
sungen schaffen“. 
 
Aussprache auf Antrag der Fraktion der CDU  
gemäß § 43 Nummer 2 der Geschäftsordnung  
des Landtages zum Thema  
Bund und Land in gemeinsamer  
Verantwortung bei der Pflegereform –  
Finanzierung und Qualität sicherstellen 
 
Aussprache auf Antrag der Gruppe der FDP  
gemäß § 43 Nummer 2 der Geschäftsordnung  
des Landtages zum Thema  
Pflege zwischen Anspruch und Realität –  
Jetzt strukturelle Lösungen schaffen 
 
Gemäß Paragraf 84 Absatz 1 unserer Geschäftsordnung 
ist eine verbundene Aussprachezeit von bis zu 35 Minu-
ten vorgesehen. Zu diesem Tagesordnungspunkt wurde 
zusätzliche Redezeit gemäß Paragraf 84 Absatz 1a un-
serer Geschäftsordnung angemeldet. Ich sehe und höre 
keinen Widerspruch, dann ist das so beschlossen und ich 
eröffne die Aussprache.  
 
Für die Fraktion der CDU hat ums Wort gebeten der 
Fraktionsvorsitzende Daniel Peters. 
 
Daniel Peters, CDU: Sehr geehrte Frau Präsidentin! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen – zumindest die, die den 
Weg zurück in den Plenarsaal gefunden haben! Wir re-
den ja jetzt über ein Thema, das in besonderer Weise 
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auch unter Druck steht, unter wahnsinnigem finanziellem 
Druck, und zwar das Thema Pflege. Gesundheit, Rente 
und Pflege, das sind die großen Reformbaustellen, die 
wir in Deutschland haben, und gleichzeitig sind es die 
Themen, wo die allermeisten Menschen, selbst jüngere 
Menschen, eine klare Erwartungshaltung an die Politik 
haben, dass Politik hier Vorsorge trifft, dass Politik dazu 
beiträgt, dass eben Gesundheit, Rente und Pflege abge-
sichert sind, finanziell tragfähig für die Zukunft aufgestellt 
sind. 
 
Das sind die dicksten Bretter, die wir bohren müssen. 
Und das gemeinsame Ziel ist klar, wir müssen die Finan-
zierung sichern. Und schauen wir uns die Realität an: In 
der Pflege klafft in den kommenden beiden Jahren eine – 
in den kommenden Jahren, genau –, eine gigantische 
Lücke von 22,5 Milliarden Euro. Und wenn wir eine weite-
re Beitragsexplosion verhindern wollen, dann ist ein Re-
formansatz notwendig, dann sind teilweise auch bittere 
Reformen notwendig. Das wissen eigentlich alle in die-
sem Raum. Und deshalb sage ich ganz deutlich, in dieser 
ernsten Lage sollten wir, wie vorhin schon beim Tages-
ordnungspunkt angedeutet durch die Ministerpräsidentin, 
vielleicht das Ganze ohne Parteipolitik begreifen, denn 
der Druck ist enorm. 
 
Die Regierungsfraktionen von Union und SPD haben 
sich auf eine Pflegereform verständigt. Grundlage ist 
der Abschlussbericht der Bund-Länder-Kommission von 
Ende 2025. Der Gesetzentwurf ist in der Abstimmung 
und er soll noch im Juni ins Kabinett, also in diesem 
Monat. Und heute Morgen, diejenigen, die aufmerksam 
die Presseberichterstattung verfolgt haben, wird man 
gelesen haben, dass es wohl zu einer Einigung gekom-
men sein soll, einer Einigung zur Pflegereform.  
 

(Zuruf von Ministerin Stefanie Drese) 
 
Und Medienberichten zufolge sind eine außerplanmäßige 
Erhöhung der Beitragsbemessungsgrenze, geringere Ren-
tenbeiträge für pflegende Angehörige aus der Pflegekasse 
und später greifende Zuschüsse aus der Pflegeversiche-
rung für langjährige Heimbewohner vorgesehen. Außer-
dem geplant sind demnach die teilweise Streichung der 
kostenlosen Mitversicherung, die Anhebung des Bei-
tragszuschlages für Kinderlose, die Streichung des Ent-
lastungsbetrages im Pflegegrad 1 sowie die Verschär-
fung der Schwellenwerte bei der Pflegeeinstufung. 
 
Und ja, das sind harte und schmerzhafte Einschnitte. 
Aber ich sage in aller Deutlichkeit, sie wären zum jetzi-
gen Zeitpunkt in der Dramatik gar nicht notwendig gewe-
sen, wenn der Bundesfinanzminister seinen finanziellen 
Verpflichtungen nachgekommen wäre.  
 

(Thomas Krüger, SPD: Ah ja, genau! – 
Zurufe von Ministerin Stefanie Drese 

und Torsten Koplin, Die Linke) 
 
Wir haben es bereits bei der GKV-Reform erlebt, dass er 
das nicht tut.  
 

(Zuruf von Harry Glawe, CDU) 
 
Und auch bei der Pflegeversicherung gibt es versiche-
rungsfremde Leistungen, die statt durch den Bund durch 
die Beitragszahler mitfinanziert werden müssen. Und das 
wäre auch ein Ansatzpunkt für diese Landesregierung, 
im eigenen Wirkungskreis aktiv zu werden.  

Und ich will da im Einzelnen noch mal drauf eingehen. 
Der Bund muss endlich seine Schulden bei der Pflege-
versicherung begleichen. Das sind erst mal 6 Milliarden 
aus der Corona-Zeit, die noch offen sind – Sie wissen 
selbst, wer auf den Milliarden sitzt –, und zweitens, der 
Bund muss die Sozialabgaben für pflegende Angehörige 
übernehmen. Und das sind dann noch mal 4,5 Milliar-
den Euro. Und würde der Bund diese Kosten tragen 
aktuell, müsste der Beitragszahler in der Form nicht so 
bluten und wir hätten Zeit für eine echte Strukturreform, 
die nicht unter dieser Drucksituation zustande kommen 
müsste. Dann gäbe es keine Beitragsexplosion und die 
Reform könnte unter anderen Vorzeichen stattfinden.  
 
Aber kommen wir auch mal nach Mecklenburg-Vorpommern. 
Schauen wir nicht nur auf das, was der Bund zu leisten 
hat, sondern welchen Anteil auch an den hohen Kosten 
für die Beitragszahler und für die Versicherten bezie-
hungsweise für diejenigen, die sich in der Pflege befin-
den, was das Land Mecklenburg-Vorpommern leisten 
könnte. Und da ärgert es mich, dass man seitens dieser 
Landesregierung gegenüber dem Bund hier kritisiert und 
vom Verschiebebahnhof spricht, aber der Verschiebe-
bahnhof im Land Mecklenburg-Vorpommern wird nicht 
angepackt.  
 
Und dazu will ich Ihnen Folgendes sagen: Die Pflege-
heimbewohner in Mecklenburg-Vorpommern könnten jeden 
Monat um 550 Euro entlastet werden, 400 Euro der Inves-
titionskostenzuschuss, eigentlich eine Aufgabe, die das Land 
zu tragen hat und sich nach Gesetz seit Jahren verwei-
gert. Ich finde das einen Punkt, über den wir reden müs-
sen. Gleiches gilt für die Ausbildungsumlage. Das sind 
noch mal 146 Euro. So kommen wir auf die Summe von 
550 Euro. Und das ist etwas, was man den Pflegeheim-
bewohnern direkt durch Regierungshandeln in Mecklenburg-
Vorpommern abnehmen könnte.  
 
Aber das ist der Unterschied: Die einen schreien aus-
schließlich nach Berlin, wir wollen Verantwortung über-
nehmen für Mecklenburg-Vorpommern.  
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der CDU) 
 
Und das ist der große politische Unterschied zwischen 
uns, meine Damen und Herren.  
 
Und deswegen sage ich, dass das Land, die Landes-
regierung, seinen Verpflichtungen nicht nachkommt, ist 
ein politischer Skandal, der ausgetragen wird auf dem 
Rücken der zu Pflegenden, meine Damen und Herren.  
 

(Thomas Krüger, SPD: Keine Rede 
der CDU ohne das Wort „Skandal“!) 

 
Und das ist etwas, das hier in der Debatte bisher uner-
wähnt bleibt.  
 

(Zuruf von Torsten Renz, CDU) 
 
Und wenn wir mal genauer noch mal reinschauen, dann 
wissen wir, dass durch diese Untätigkeit ja auch die 
Kommunen belastet sind über Umwege,  
 

(Zuruf von Torsten Renz, CDU) 
 
denn erstens, die Landkreise, die klagen ja gegen die 
Pflegeheime wegen der hohen Kostenbescheide, zwei-
tens, die Verwaltungs- und Sozialgerichte, die ersticken 
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förmlich in Arbeit und die Bearbeitungszeiten für Anträge 
werden immer länger. Am Ende hängen die Pflege-
bedürftigen und die Einrichtungen finanziell völlig in der 
Luft. Das ist das Ergebnis auch Ihrer Politik.  
 
Eine echte Strukturreform muss das System langfristig 
auf sichere Beine stellen und darf nicht nur Defizite durch 
Beitragsanhebungen stopfen. Der erste Baustein ist die 
finanzielle Entlastung der Pflegekasse durch den Bund, 
indem versicherungsfremde Leistungen wie die Renten-
beiträge für pflegende Angehörige endlich aus Steuermit-
teln bezahlt werden. Zudem müssen medizinische Auf-
gaben in den Heimen, die sogenannte Behandlungspflege, 
konsequent über die gesetzliche Krankenversicherung 
abgerechnet werden.  
 
Zur Ehrlichkeit gehört, die Pflegeversicherung ist und 
wird eine Teilkaskoversicherung bleiben. Jeder muss sich 
im Klaren sein, dass er eben auch privat vorsorgen 
muss. Die Pflegeversicherung wird niemals in der Lage 
sein, die Kosten vollständig zu deckeln, schon gar nicht 
in der aktuellen Lage. Auch bei der Pflegeversicherung 
muss man die Ziele der Realität anpassen.  
 
Klar ist aber auch, wer ein Leben lang hart gearbeitet 
hat, sollte nicht zum Sozialamt gehen müssen, wenn er 
pflegebedürftig wird.  
 

(Zuruf von Thomas de Jesus Fernandes, AfD) 
 
Das ist ein realistisches Ziel, und dieses Ziel zu errei-
chen, daran sollten wir gemeinsam arbeiten. Und ich 
hoffe, dass wir innerhalb dieser Diskussion hier tatsäch-
lich zu guten Vorschlägen kommen und eben nicht zu der 
beklagten Parteipolitik. Und noch mal, Eigenverantwor-
tung heißt,  
 

(Zuruf von Torsten Koplin, Die Linke) 
 
Eigenverantwortung heißt, im Land auch die Dinge auf 
den Weg zu bringen, die man leisten kann, und nicht 
permanent Opposition in der eigenen Bundesregierung 
zu spielen. – Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit! 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der CDU – 
Harry Glawe, CDU: Sehr richtig! Sehr richtig!) 

 
Vizepräsidentin Elke-Annette Schmidt: Vielen Dank, 
Herr Fraktionsvorsitzender!  
 
Für die Gruppe der FDP hat das Wort die Abgeordnete 
Barbara Becker-Hornickel. 
 
Barbara Becker-Hornickel, FDP: Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren Abgeordnete! Wie wichtig 
dieses Thema ist, wie es uns allen auf den Nägeln 
brennt, das zeigt ja schon, dass dieses Thema gleich von 
zwei Seiten auf die Tagesordnung gesetzt wurde. Und 
wir sind sicher, Pflege entscheidet über Würde, Selbst-
bestimmung und gesellschaftlichen Zusammenhalt.  
 
Und die Lage ist einfach ernst. Das Bundesgesundheits-
ministerium erwartet bereits für 2027 ein Defizit der so-
zialen Pflegeversicherung von rund 6 Milliarden Euro. 
Gleichzeitig hat sich die Zahl von Pflegebedürftigen in 
Deutschland innerhalb weniger Jahre auf inzwischen 
rund 6 Millionen Menschen mehr als verdoppelt. Und 
gerade auch Mecklenburg-Vorpommern steht dabei unter 
besonderem Druck. Mehr als 85 Prozent der Pflegebe-

dürftigen werden zu Hause versorgt, meist durch Ange-
hörige. Die häusliche Pflege ist das eigentliche Rückgrat 
unseres Pflegesystems.  
 
Und deshalb möchte ich zu Beginn doch ganz ausdrück-
lich an dieser Stelle wirklich auch noch mal Danke sagen, 
Danke an die Pflegekräfte, die jeden Tag Verantwortung 
übernehmen, und Danke an die pflegenden Angehörigen, 
die oft über Jahre hinweg leisten, was unser System 
ohne sie längst nicht mehr auffangen könnte.  
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen der SPD, 
Die Linke und David Wulff, FDP) 

 
Viele erleben, viele erleben dabei ein System, das sie 
zunehmend alleinlässt. Gerade im ländlichen Raum fehlen 
Kurzzeitpflegeplätze, flexible Entlastungsangebote und ver-
lässliche Unterstützung. Landesweit stehen derzeit ledig-
lich rund 722 Kurzzeitpflegeplätze zur Verfügung. Für ein 
Flächenland wie Mecklenburg-Vorpommern reicht das, 
reicht es nicht aus.  
 
Und hinzu kommt, Pflege wird für viele zunehmend zu 
einem Armutsrisiko. Menschen müssen durchschnittlich 
mehr als 2.000 Euro Eigenanteil pro Monat im ersten 
Jahr eines Heimaufenthalts tragen. Mir fällt hier gerade 
ein, vor circa viereinhalb Jahren haben wir auch schon 
immer über dieses Thema diskutiert. Da habe ich mal die 
Frage gestellt: Wie kann man es denn eigentlich verän-
dern? Und da kam dann die Aussicht, es müsste einen 
Sockel-Spitze-Tausch geben. Ich glaube, ich habe zwei-
mal im Sozialausschuss gefragt, wie weit es ist, aber 
noch kein Ergebnis.  
 
Und die Finanzen der Pflegeversicherung geraten immer 
stärker unter Druck. Ich habe jetzt – ich danke Ihnen, 
meinem Vorredner, dass Sie hier den Katalog noch mal 
schon vorgetragen haben, der jetzt wohl in der Entschei-
dung steht, und zwar all das, was unternommen wird, um 
dort Einschnitte zu haben, und das sind, finde ich, sehr 
starke, sehr kräftige Einschnitte –, ich habe in meiner 
Rede das noch sehr global gefasst, jetzt haben wir Er-
gebnisse. Ich habe sie jetzt nicht alle so auf dem Schirm, 
aber ich denke, ganz wichtig ist, und das steht auch bei 
mir, dass die versicherungsfremden Leistungen, dann 
gerade die Beiträge für die pflegenden Angehörigen, vom 
Bund übernommen werden müssen. Da, denke ich, ist 
schon ein Einsparpunkt gefasst. 
 
Und dann der Katalog, der uns vorliegt, das sind schon 
ganz entscheidende, sehr starke Stellschrauben, die hier 
den Menschen in unserem Land zugemutet werden. Und 
Pflegepolitik braucht finanzielle Nachhaltigkeit ebenso 
wie soziale Verantwortung. Die finanzielle Nachhaltigkeit 
ist dann eventuell etwas anders hergestellt, die soziale 
Verantwortung, das liegt bei uns allen.  
 
Die Pflegekräfte arbeiten unter hohem Zeitdruck, hoher 
Dokumentationslast und wachsender Verantwortung. Und 
das, meine Damen und Herren, das sind alles strukturelle 
Probleme, die wir auch hier in unserem Land lösen kön-
nen. Und kurzfristige Notmaßnahmen reichen hier nicht 
mehr aus.  
 
Der ganze Plan hier, der ist jetzt obsolet geworden, muss 
ich mir was einfallen lassen. 
 
Ich kann ja sagen, wir brauchen Reformen. Und da sind 
wir ja dabei, die Versorgungssicherheit, Finanzierbarkeit 
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und auch – und das ist mir ganz wichtig, ich habe schon 
mal einen Redebeitrag gehabt, Menschlichkeit in der 
Pflege –, ja, wir brauchen auch Menschlichkeit in der 
Pflege. Unsere Pflegekräfte brauchen Zeit für die Men-
schen und sie brauchen nicht so viel Zeit für Formulare. 
Pflegekräfte müssen sich um Menschen kümmern kön-
nen und nicht um Formulare.  
 
Digitale Schnittstellen zwischen Pflegeeinrichtungen, 
Ärzten, Krankenhäusern und Kassen müssen selbstver-
ständlich werden. Und gerade hier liegen auch enorme 
Chancen für uns. Entscheidend ist nicht die starre Tren-
nung zwischen ambulant und stationär, sondern der tat-
sächliche Bedarf der Menschen. Pflegebedürftige sollen 
selbst entscheiden können, wie sie ihre Versorgung or-
ganisieren.  
 
Und wir müssen Prävention ernster nehmen. Es muss 
einfach sein, das Ziel, Pflegebedürftigkeit möglichst lange 
hinauszuzögern und Angehörige frühzeitig zu entlasten.  
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der SPD, 
Torsten Koplin, Die Linke, 

und David Wulff, FDP) 
 
Wir müssen gesund bleiben. Pflegepolitik muss wieder 
langfristige Stabilität schaffen und Pflege darf weder 
Armutsrisiko noch Wachstumsbremse werden. – Danke! 
 

(Beifall David Wulff, FDP) 
 
Vizepräsidentin Elke-Annette Schmidt: Vielen Dank, 
Frau Abgeordnete!  
 
Für die Landesregierung hat ums Wort gebeten die So-
zialministerin Stefanie Drese. 
 
Ministerin Stefanie Drese: Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin! Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete! Jeden 
Tag leisten das Pflegepersonal in ambulanten und statio-
nären Einrichtungen und die Angehörigen von Pflege-
bedürftigen in unserem Land Großartiges. Sie erhalten 
das Pflegesystem aufrecht und damit unsere Gesell-
schaft zusammen, indem sie für diejenigen da sind, die 
Hilfe brauchen.  
 
Weil das soziale Sicherungssystem ein Kernelement des 
Sozialstaates darstellt, gefährden Unsicherheit und die 
Sorge vor Instabilität das Vertrauen in die demokratische 
Verfasstheit in unserem Land. Das erleben wir gerade. 
Insofern ist es von hoher Bedeutung, zügig Entscheidun-
gen zu treffen, die der Unsicherheit über die Unterstüt-
zung im Pflegefall ein Ende bereiten und unser Pflege-
system zukunftsfest weiterentwickeln. 
 
Die erheblichen Kostensteigerungen der vergangenen 
Jahre durch einen Anstieg der Pflegebedürftigen, die 
Inflation, aber auch durch Verbesserungen innerhalb der 
Pflegeversicherung wie der Ausweitung des Leistungs-
umfangs und der richtigen und wichtigen höheren tarifli-
chen Entlohnung des Pflegepersonals setzen die soziale 
Pflegeversicherung einem enormen Druck aus. Wir alle 
wissen, dass das System der Pflegeversicherung in eine 
akute Schieflage zwischen Einnahmen und Ausgaben 
geraten ist, unter anderem, weil daraus versicherungs-
fremde Leistungen finanziert werden. Die finanzielle 
Belastung der Pflegebedürftigen wie auch des Versiche-
rungssystems selbst nimmt in einem überfordernden 
Maße zu. Ohne eine grundlegende Pflegereform droht 

ein Milliardendefizit und es drohen weitere zusätzliche 
Belastungen für die Beitragszahlerinnen und Beitrags-
zahler.  
 
Die bislang bekannt gewordenen Pläne zur Pflegereform 
aus dem Bundesgesundheitsministerium sind jedoch 
keine Pflegereform, sondern ein Stopfen von Haushalts-
löchern ohne politischen Gestaltungswillen. Ein Gesamt-
konzept mit strukturellen Reformen ist für mich bislang 
nicht erkennbar.  
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen 
der SPD und Die Linke) 

 
Ein offiziell an die Länder gesandter Gesetzentwurf aus 
dem BMG zur Finanz- und Strukturreform der Pflegever-
sicherung lässt weiter auf sich warten. Wann er den 
Ländern offiziell zur Prüfung gegeben wird, ist bisher 
unklar. In der Presse veröffentlicht ist er heute Vormittag 
allerdings und ich möchte zwei Beispiele daraus nennen 
für die soziale Unausgewogenheit der Vorschläge.  
 
Erstes Beispiel: Nach den Überlegungen des Bundesge-
sundheitsministeriums sollen die Leistungszuschüsse zu 
den Eigenanteilen der Pflegeheimbewohner in Abhängig-
keit von der Wohndauer langsamer steigen. Das ist 
das Gegenteil von dem, was gesellschaftlich notwendig 
und politisch gewollt ist. Nach dem Kurzgutachten von 
Professor Dr. Rothgang im Auftrag der DAK-Gesundheit 
würde dann der durchschnittliche Eigenanteil für Pflege-
heimbewohner sofort über 160 Euro pro Monat steigen. 
In den ersten viereinhalb Jahren stationärer Pflege ent-
stünde für Betroffene eine zusätzliche Belastung von 
knapp 20.000 Euro.  
 
Ganz ehrlich, diesen Vorschlag kann man nur ablehnen. 
Dies stellt eine Verschiebung des Problems auf Kosten 
der Schwächsten dar und erhöht den finanziellen Druck 
auf Pflegebedürftige und ihre Familien. Hinzu kommt, der 
Anteil der Heimbewohner, die auf Hilfen zur Pflege an-
gewiesen sind, dürfte deutlich steigen und damit zu einer 
weiteren massiven finanziellen Mehrbelastung für Land 
und Kommunen führen, die für die Sozialhilfe zustän-
dig sind, denn ich glaube, das wissen die wenigsten, 
die sogenannten Hilfen zur Pflege werden in Höhe von 
72 Prozent bei den kreisfreien Städten und in Höhe von 
82,5 Prozent bei den Landkreisen vom Land bezahlt. Das 
belastet unseren Haushalt enorm und würde durch eine 
Umsetzung der Warken-Pläne noch viel drastischere 
Auswirkungen haben.  
 
Zweites Beispiel: Im Bundesgesundheitsministerium wird 
wohl diskutiert, die Ansprüche für pflegende Angehörige 
auf Rentenleistungen zu kürzen. Für die Pflege eines 
Angehörigen zahlt die Pflegeversicherung an die Ren-
tenversicherung. Das wäre bei über 86 Prozent der Pfle-
gebedürftigen, die in Mecklenburg-Vorpommern zu Hause 
gepflegt werden, das absolut falsche Signal. Es wäre 
fatal und sozialpolitisch völlig falsch, wenn wir den oft 
aufopferungsvoll pflegenden Menschen Leistungen kür-
zen. 
 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir alle wissen, dass 
gehandelt werden muss und auch gegebenenfalls Ver-
änderungen der Leistungen erfolgen müssen, wir erleben 
aber aktuell, dass, um Finanzlöcher zu stopfen, die Las-
ten immer weiter auf die Schultern der Schwächsten ab-
gewälzt werden. Die steigenden Eigenanteile für Heim-
bewohner führen geradewegs in die Sozialhilfe. Was wir 
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brauchen, ist kein Sparkonzept zulasten der Betroffenen, 
sondern eine echte Reform.  
 
Eine Reform der Pflegeversicherung muss beinhalten:  
 
Erstens. Entlastung der Heimbewohnerinnen und Heim-
bewohner. Die Eigenanteile müssen gedeckelt werden, 
um Pflegebedürftige vor dem Gang in die Sozialhilfe zu 
schützen. Übrigens hätten wir im Landeshaushalt dann 
auch wieder mehr Mittel für Investitionen.  
 
Zweitens. Die Pflegeversicherung zukunftsfest machen. 
Wir müssen endlich versicherungsfremde Leistungen 
konsequent aus Steuermitteln finanzieren.  
 

(Beifall Horst Förster, AfD – 
Zuruf von Harry Glawe, CDU) 

 
Drittens. Die Unterstützung der pflegenden Angehörigen 
und die Entlastung der Angehörigen. Wer zu Hause 
pflegt, braucht Flexibilität, Unterstützung und unbürokra-
tische Hilfen. Die Bund-Länder-Arbeitsgruppe „Zukunfts-
pakt Pflege“ auf Ebene der Ministerinnen und Minister 
hat sich auf Ergebnisse im Dezember 2025 verständigt, 
wie beispielsweise, Prävention zu stärken, es sollten 
künftig regelmäßige Gesundheitschecks zur Erkennung 
individueller Risikofaktoren für pflegerelevante Krank-
heiten eingeführt werden, und mit gezielter fachlicher 
Beratung und Begleitung die Angehörigen entlasten und 
unterstützen, mit Präventions- und Rehabilitationsmaß-
nahmen eine Verschlechterung der Pflegebedürftigkeit 
verhindern und mit einem Notfallbudget für Randzeiten 
die häusliche Pflege unterstützen.  
 
Ein zentrales Reformziel muss sein, eine Pflegebedürf-
tigkeit so lange wie möglich zu vermeiden beziehungs-
weise die stationäre Pflege hinauszuzögern. Diese Struk-
turmaßnahmen gilt es in der Pflegereform umzusetzen, 
denn die meisten Menschen möchten in ihrem häusli-
chen Umfeld auch bei Pflegebedürftigkeit verbleiben. 
Daher muss der Bund endlich eine nachhaltige und ge-
nerationengerechte Finanz- und Strukturreform der Pfle-
geversicherung auf den Weg bringen, die auch die Ein-
nahmeseite betrachtet. Hier sollte der Bund die Empfeh-
lungen des Frühjahrsgutachtens 2026 aufgreifen und 
prüfen, ob in die Kranken- und Pflegeversicherung Be-
amtinnen und Beamte einbezogen werden können.  
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen 
der SPD und Die Linke) 

 
Das gilt, das will ich an dieser Stelle sagen, dann auch 
für uns Politikerinnen und Politiker. Wenn wir zu Recht 
einfordern, dass starke Schultern mehr tragen müssen, 
dann gilt das selbstverständlich auch und gerade für uns. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen 
der SPD und Die Linke) 

 
Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, die Reform der 
Pflegeversicherung darf nicht zu einer Verschiebung des 
Problems auf Kosten der Schwächeren führen, sondern 
es bedarf eines Gesamtkonzepts, das alle Sozialversi-
cherungszweige in den Blick nimmt, das vom Bund mit 
den Ländern, Kommunen und Leistungserbringern und 
Kostenträgern gemeinsam getragen wird. Darüber versu-
chen wir natürlich bei uns im Land, in den Bereichen, in 
denen wir selber gestalten können, Wege zur Verbesse-
rung der pflegerischen Versorgung zu finden.  

Der vor zwei Jahren geschlossene Pakt für Pflege hat in 
unterschiedlichen Arbeitsgruppen erste Handlungsemp-
fehlungen erarbeitet und auch schon Maßnahmen ergrif-
fen. Dies sind zum Beispiel Vorschläge zur Gestaltung 
attraktiver Ausbildungsbedingungen, Maßnahmen zur 
Gewinnung ausländischer Fachkräfte, Handlungsemp-
fehlungen im Hinblick auf eine stärkere Vernetzung und 
Kooperation vor Ort, Empfehlungen zum Bürokratieab-
bau und zur Digitalisierung, für eine bessere Koordinie-
rung und Ausgestaltung der vorhandenen Beratung ein-
schließlich der Pflegestützpunkte und vieles mehr. 
 
Der Landespflegeausschuss hat sich darauf verstän-
digt, einen Abschlussbericht des Pakts für Pflege im 
Sommer 2027 vorzulegen. Wir arbeiten in Mecklenburg-
Vorpommern miteinander und nicht gegeneinander, auf 
Augenhöhe, meine sehr geehrten Damen und Herren, 
und wir versuchen schon jetzt, durch Landesinvestitio-
nen zur Förderung der Kurzzeitpflege oder durch die 
Kofinanzierung von Modellprojekten Versorgungslücken 
zu schließen.  
 
Viele zu entwickelnde Maßnahmen hängen aber wesent-
lich von bundesgesetzlichen Vorgaben ab. Sie können 
versichert sein, dass das Land auch weiterhin intensiv  
 

(Unruhe vonseiten der Fraktion der CDU – 
Glocke der Vizepräsidentin) 

 
in die Diskussion auf Bundesebene eingreifen wird, um 
hier Lösungen für eine Reform zu finden,  
 

(Zuruf von Torsten Renz, CDU) 
 
aber wir brauchen jetzt und kurzfristig Entscheidungen 
auf Bundesebene. Wir brauchen eine Pflegereform, die 
ihren Namen verdient,  
 

(allgemeine Unruhe – 
Thomas Krüger, SPD: Ich 

kann hier nichts mehr verstehen.) 
 
und kein Stopfen von Haushaltslöchern auf Kosten der 
Pflegebedürftigen und ihrer Angehörigen. – Vielen Dank 
für die Aufmerksamkeit! 
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen 
der SPD und Die Linke) 

 
Vizepräsidentin Elke-Annette Schmidt: Vielen Dank, 
Frau Ministerin!  
 
An dieser Stelle bitte ich um etwas mehr Ruhe. Es ist 
tatsächlich jetzt so ein gleichbleibender Lärmpegel in 
diesem Raum, der es schwer macht, die Redner/-innen 
zu verstehen.  
 
Ich rufe auf für die Fraktion der AfD den Abgeordneten 
Thomas de Jesus Fernandes. 
 

(Zuruf von Torsten Renz, CDU) 
 
Thomas de Jesus Fernandes, AfD: Sehr geehrte Abge-
ordnete! Sehr geehrtes Präsidium! Liebe Gäste! Wenn 
man den aktuellen politischen Verlautbarungen glaubt, 
könnte man beinahe meinen, die Pflegekrise sei plötzlich 
und völlig unerwartet über Deutschland hereingebrochen,  
 

(Zuruf von Ministerin Stefanie Drese) 
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als hätte niemand ahnen können, dass eine alternde 
Gesellschaft irgendwann mehr Pflegebedürftige hat, 
mehr Fachkräfte und mehr finanzieller Mittel bedürfte. 
Tatsächlich erleben wir aber keinen plötzlichen Notfall, 
sondern das Ergebnis jahrelanger politischer Ignoranz, 
Schönfärberei und konsequenten Wegverwaltens struktu-
reller Probleme.  
 
Die Zahlen sprechen inzwischen eine Sprache, die selbst 
durch Pressekonferenzen, Arbeitsgruppen und wohl-
klingende Kongressmottos kaum noch übertönt werden 
kann. Bundesweit waren zuletzt 5,69 Millionen Menschen 
pflegebedürftig. Fast 86 Prozent dieser Menschen wer-
den zu Hause versorgt, häufig durch Angehörige, die 
neben Beruf, Familie und eigenen gesundheitlichen 
Problemen inzwischen auch noch das übernehmen dür-
fen, was der Staat organisatorisch und finanziell immer 
weniger leisten kann. Allein 3,1 Millionen Pflegebedürfti-
ge werden überwiegend ausschließlich durch Angehörige 
gepflegt. Man könnte also sagen, das deutsche Pflege-
system funktioniert vielerorts nur noch deshalb, weil 
Familien ihre eigenen Belastungsgrenzen ignorieren und 
sich aus Pflichtgefühl selbst verschleißen.  
 
Parallel dazu explodieren die Kosten. Der durchschnitt-
liche Eigenanteil im ersten Heimjahr liegt bundesweit 
mittlerweile bei 3.245 Euro im Monat. Mit anderen Wor-
ten, wer jahrzehntelang Beiträge gezahlt hat, darf im 
Pflegefall inzwischen häufig trotzdem erleben, wie das 
eigene Ersparte, das Eigenheim oder die Altersvorsorge 
in erstaunlicher Geschwindigkeit verdampfen. Und wäh-
rend die Bürger finanziell immer stärker belastet werden, 
produziert die soziale Pflegeversicherung trotz steigender 
Beiträge inzwischen ein Defizit von 1,54 Milliarden Euro 
im Jahr 2024. Das Kunststück, gleichzeitig mehr Geld ein-
zunehmen, die Beiträge zu erhöhen und dennoch immer 
schlechtere Versorgungsperspektiven zu schaffen, be-
herrscht die Politik inzwischen bemerkenswert souverän. 
Das ist schon eine tolle Leistung, meine Damen und Herren!  
 
Hinzu kommt ein Bürokratiewesen, das mittlerweile of-
fenbar als eigenständige Wachstumsbranche betrachtet 
wird. Pflegekräfte verbringen erhebliche Teile ihrer Arbeits-
zeit mit Dokumentation, Formularen, Nachweisen und 
Verwaltung,  
 

(Zuruf von Enrico Schult, AfD) 
 
also genau mit den Dingen, wegen derer vermutlich nie-
mand ursprünglich den Pflegeberuf ergriffen hat. Gleich-
zeitig herrscht ein massiver Fachkräftemangel. Und selbst 
bei der Anerkennung ausländischer Berufsqualifikationen 
zeigt sich inzwischen, dass Kontrolle und Qualitätssiche-
rung offenbar eher als unverbindliche Empfehlung ver-
standen werden.  
 
Meine Damen und Herren, besonders drastisch zeigt sich 
diese Entwicklung in Mecklenburg-Vorpommern, denn 
unser Bundesland gehört aufgrund unserer Altersstruktur 
und demografischen Entwicklung inzwischen zu den 
Regionen, in denen die Pflegekrise nicht mehr theore-
tisch diskutiert, sondern täglich praktisch erlebt wird. 
Zuletzt waren rund 139.000 Menschen in Mecklenburg-
Vorpommern pflegebedürftig bei gerade einmal rund 
1,6 Millionen Einwohnern.  
 
76 von 1.000 Einwohnern gelten bereits heute als pfle-
gebedürftig. Das ist der höchste Wert bundesweit. Die 
Zahl der Pflegebedürftigen hat sich innerhalb von zehn 

Jahren nahezu verdoppelt. Und weil das offenbar noch 
nicht belastend genug ist, liegt die durchschnittliche Pfle-
gedauer inzwischen bei 7,5 Jahren. Das bedeutet jahre-
lange körperliche Belastung, finanzielle Unsicherheit und 
psychischer Druck auf Familien, häufig begleitet von der 
beunruhigenden Erkenntnis, dass die Politik dazu vor 
allem neue Arbeitskreise und Kongressformate entwickelt. 
 
Besonders eindrucksvoll zeigt sich das Versagen bei der 
häuslichen Pflege. 86,4 Prozent aller Pflegebedürftigen 
im Land, konkret 120.000 Menschen, werden zu Hause 
versorgt. Allein in Mecklenburg-Vorpommern beziehen 
76.000 Menschen Pflegegeld und weitere 35.000 Perso-
nen werden ambulant versorgt. Doch obwohl der größte 
Teil der Pflege längst privat organisiert ist, verfügt die 
Landesregierung über keinerlei belastbare Erkenntnisse 
darüber, wie viele Anspruchsberechtigte Leistungen der 
Hilfe zur Pflege aus finanzieller Not überhaupt nicht be-
antragen. Man weiß nicht, wie hoch die Dunkelziffer 
verdeckter Pflegearmut ist, man weiß nicht, welche Rolle 
bürokratische Hürden spielen, man weiß nicht, wie viele 
Menschen Leistungen aus Scham oder Überforderung 
gar nicht erst beantragen. Kurz gesagt, man weiß er-
staunlich wenig über genau den Bereich, der das System 
aktuell überhaupt noch trägt.  
 
Gleichzeitig räumt die Landesregierung selbst ein, dass 
die Beantragung von Hilfe zur Pflege insgesamt als kom-
plex bewertet wird. Das überrascht wenig. Wer sich durch 
umfangreiche Formulare, digitale Verfahren, Unterlagen-
berge und verschiedene Behörden kämpfen muss, 
braucht inzwischen vermutlich schon fast eine zweite 
Verwaltungskraft im eigenen Haushalt.  
 
Besonders interessant sind dabei die regionalen Unter-
schiede. Während in Vorpommern-Greifswald im Jahr 2024 
rund 525 Menschen Hilfe zur Pflege außerhalb von Ein-
richtungen erhielten, waren es in Ludwigslust-Parchim 
lediglich 95. Die Mecklenburgische Seenplatte lag mit 
510 Leistungsbeziehern ebenfalls deutlich höher. Eine 
Erklärung dafür gibt es nicht. Auch hier herrscht offenbar 
das politische Prinzip Hoffnung. Wenn man die Ursachen 
nicht kennt, muss man sich schließlich auch nicht an die 
Lösung wagen.  
 
Und während Familien zunehmend an ihre Belastungs-
grenzen geraten, steigen gleichzeitig die Heimkosten 
immer weiter. Pflegebedürftige müssen in Mecklenburg-
Vorpommern inzwischen rund 2.903 Euro monatlich 
selbst tragen. Die gesamten Heimkosten liegen bereits 
bei durchschnittlich 4.700 Euro im Monat. Für normale 
Rentner sind solche Summen faktisch nicht mehr bezahl-
bar. Die Konsequenz daraus darf dann wieder die Allge-
meinheit finanzieren. Allein 2024 musste Mecklenburg-
Vorpommern bereits 115 Millionen Euro für Hilfe zur Pflege 
aufbringen, ein Anstieg um 88 Prozent gegenüber 2022. 
Gleichzeitig stieg die Zahl der Leistungsempfänger von 
9.490 auf 12.930 Menschen. Selbst jahrzehntelange Bei-
tragszahlungen schützen viele Bürger damit inzwischen 
nicht mehr vor sozialem Abstieg.  
 
Und genau an diesem Punkt lohnt sich ein Blick auf die 
politische Verantwortung der Landesregierung aus SPD 
und Linken,  
 

(Enrico Schult, AfD: Sehr richtig!) 
 
denn dieselben Parteien, die heute mit ernster Miene über 
Fachkräftemangel, Überlastung, Steigen der Pflegekos-
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ten sprechen, haben im Koalitionsvertrag der 8. Legis-
laturperiode vollmundig erklärt: „Die Koalitionspartner 
werden Maßnahmen ergreifen, um Anreize zu schaffen, 
Menschen für den Pflegeberuf ... zu halten. Zudem wer-
den die Koalitionspartner darauf hinwirken, ausgebildete 
Pflegefachkräfte, die dem Beruf den Rücken gekehrt 
haben, wiederzugewinnen.“  
 
Das klingt zunächst entschlossen. Leider endete die 
Entschlossenheit offenbar genau dort, wo konkrete Ziel-
größen, Erfolgskontrollen oder belastbare Daten begin-
nen würden, denn die Landesregierung räumt inzwischen 
selbst ein, dass überhaupt keine qualifizierbaren Ziele 
festgelegt wurden. Es gibt weder Zielzahlen für zusätzli-
che Pflegekräfte noch Rückkehrquoten oder messbare 
Vorgaben zur Bindung von Personal. Mit anderen Wor-
ten, man hat große Versprechen abgegeben, ohne auch 
nur ansatzweise definieren zu können, woran Erfolg 
überhaupt gemessen werden soll.  
 
Noch bemerkenswerter ist die Antwort auf die Frage, wie 
viele ausgestiegene Pflegekräfte tatsächlich zurückge-
kommen sind. Die Landesregierung erklärt hierzu wört-
lich, dass ihr keine Daten vorliegen. Das muss man erst 
mal schaffen: Von öffentlicher Rückgewinnung sprechen, 
Millionen investieren und anschließend nicht mal erfas-
sen, ob überhaupt jemand zurückgekehrt ist! 
 
Besonders eindrucksvoll ist auch die Liste der tatsäch-
lichen Maßnahmen, denn auf Nachfrage benennt die 
Landesregierung im Wesentlichen genau eine neue 
Maßnahme: die Förderrichtlinie zur Schulgeldfreiheit ab 
dem 1. Januar 2024.  
 

(Torsten Koplin, Die Linke: 
Können Sie mal würdigen!) 

 
Ansonsten dominieren Arbeitsgruppen, Kongresse, Ver-
anstaltungsreihen, Modellprojekte oder sogenannte Best 
Practice Days, also genau jene politischen Ersatzhand-
lungen, mit denen man inzwischen offenbar jede struktu-
relle Krise in Deutschland begleitet, und das alles trotz 
erheblicher öffentlicher Mittel.  
 
Für die Schulgeldfreiheit wurden 2024 und 2025 jeweils  
3 Millionen Euro sowie 2026 weitere 3,2 Millionen Euro 
bereitgestellt. Und das ist auch gut so! Zusätzlich stieg 
der Landesanteil im Pflegeausbildungsfonds von rund 
7,6 Millionen Euro im Jahr 2021 auf über 12,6 Millio-
nen Euro im Jahr 2025. Doch trotz dieser millionen-
schweren Ausgaben fehlen weiterhin Zielgrößen, Evalua-
tion und nachvollziehbare Erfolgskontrollen. Noch be-
merkenswerter ist dabei, dass die Landesregierung 
ausdrücklich erklärt, auch künftig keine qualifizierbaren 
Zielgrößen, keine zusätzlichen Erfolgskriterien und kein 
weitergehendes Monitoring führen zu wollen. Mit anderen 
Worten, man verzichtet freiwillig auf Instrumente, die 
normalerweise genutzt werden, wenn Politik tatsächlich 
Ergebnisse produzieren möchte.  
 
Und gleichzeitig erleben die Bürger wenige Monate vor 
dem Wahlkampf plötzlich neue öffentliche Empörung über 
Entwicklungen, die dieselben politischen Kräfte jahrelang 
mitgetragen haben. Plötzlich inszeniert sich die SPD als 
Schutzmacht der beitragszahlenden Bürger, plötzlich ent-
deckt man die Sorgen pflegender Angehöriger, plötzlich 
spricht man von sorgenden Gemeinschaften. 
 

(Enrico Schult, AfD: So ist es.) 

Bemerkenswert ist dabei vor allem die Geschwindigkeit 
der politischen Erinnerung, denn jahrzehntelang galten 
klassische Familienstrukturen, lokale Verantwortung und 
nachbarschaftlicher Zusammenhalt bei denselben politi-
schen Kräften eher als rückwärtsgewandtes Gesellschafts-
modell. Heute verkauft man dieselben Prinzipien unter 
neuem Etikett als innovative Sozialpolitik, selbstverständ-
lich ergänzt um zusätzliche Netzwerke, Koordinierungs-
stellen und Verwaltungsstrukturen.  
 
Auch die Einführung einer Landespflegemedaille passt 
hervorragend in dieses Bild. Wertschätzung ist wichtig, 
selbstverständlich, nur lösen Medaillen leider weder Perso-
nalmangel noch Heimkosten noch fehlende Kurzzeit-
pflegeplätze. Sie ersetzen keine besseren Arbeitsbedin-
gungen, keine finanzielle Entlastung und keine funktio-
nierende Pflegeinfrastruktur. Aber symbolpolitisch lassen 
sich Auszeichnungen natürlich deutlich einfacher organi-
sieren als tiefgründige Strukturreformen.  
 
Meine Damen und Herren, die Pflegekrise ist längst 
Realität. Und statt nachhaltiger Reformen erleben wir auf 
Landes- wie auf Bundesebene weiterhin vor allem politi-
sche Verwaltung des Mangels, bürokratische Ausweich-
bewegung und öffentlichkeitswirksame Symbolpolitik. 
Pflege darf jedoch nicht länger zum Armutsrisiko werden. 
Wir brauchen endlich eine nachhaltige Finanzierung der 
Pflegeversicherung, eine deutliche Entlastung der Eigen-
anteile, weniger Bürokratie, bessere Arbeitsbedingungen für 
Pflegekräfte, eine massive Stärkung der Pflegeinfrastruktur 
im ländlichen Raum, niedrigschwellige Hilfen gegen ver-
deckte Pflegearmut und vor allem eine echte Entlastung 
für pflegende Angehörige, denn wer zu Hause Angehörige 
pflegt, Verantwortung übernimmt, damit das System vor 
dem endgültigen Kollaps bewahrt wird, und dabei selbst 
an die Belastungsgrenzen gerät, darf vom Staat nicht 
länger mit Kongressmottos oder Symbolpolitik abgespeist 
werden, meine Damen und Herren. – Vielen Dank! 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD) 
 
Vizepräsidentin Elke-Annette Schmidt: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter!  
 
Für die Fraktion Die Linke hat das Wort der Abgeordnete 
Torsten Koplin. 
 
Torsten Koplin, Die Linke: Frau Präsidentin! Sehr geehr-
te Damen und Herren, der Verein „Zukunftsfeste Pflege“ 
tourt zurzeit durchs Land und lädt uns Politikerinnen und 
Politiker zu Gesprächsrunden ein und will natürlich erfahren, 
was wir uns für die Zukunft vornehmen. Und Tilo Gundlack 
und ich waren vor zwei Tagen in Grevesmühlen bei einem 
leistungsstarken Pflegeanbieter, und was wir da sehen 
konnten, hat mich sehr beeindruckt: ein top geführtes 
Haus, engagierte Leute, die wir getroffen haben, die was 
von ihrer Arbeit verstehen und mit Herzblut diese Arbeit 
machen.  
 
Und insofern schließe ich mich gern den Worten von 
Frau Becker-Hornickel an und sage, Danke all denjeni-
gen, die jeden Tag 24 Stunden am Tag, 7 Tage die Wo-
che unterwegs sind, um anderen Menschen zu helfen, 
Hilfe zur Pflege leisten, für andere Menschen da sind. 
Herzlichen Dank!  
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen der SPD, 
Die Linke, Katy Hoffmeister, CDU, und 

Barbara Becker-Hornickel, FDP) 
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Das sind 30.000 Pflegekräfte in unserem Land für 
140.000 Menschen.  
 
Und doch, das war eine sehr kritische Diskussion, weil 
dieses wunderschöne Haus wie viele andere auch auf 
sehr unsicherem Boden steht, und zwar nicht im wort-
wörtlichen Sinne, sondern im Sinnbildlichen betrachtet, 
denn in der Tat, die Pflegeversicherung ist in hoher Not, 
und nicht erst in jüngster Zeit, Herr Peters. Man konnte in 
der Tat den Eindruck gewinnen, da wäre jetzt irgendwie 
in der Erde ein Loch aufgegangen und wir würden da in 
den Abgrund gucken. Der Abgrund, in den wir gucken, 
der war schon lange erkennbar und wir haben über Jahre 
als Linke strukturelle Veränderungen gefordert und ha-
ben über Jahre gesagt, es braucht eine – da gehe ich in 
die gleiche Kerbe wie Frau Drese –,  
 

(Torsten Renz, CDU: Haben Sie die jetzt 
umgesetzt in dieser Legislaturperiode?) 

 
wir brauchen eine solidarische Pflegeversicherung. Wir 
brauchen nach dem Motto „Einer für alle, alle für einen“ 
ein Solidarverhalten.  
 

(Zuruf von Torsten Renz, CDU) 
 
Und weil da jetzt gerade so die Zwischenrufe aus Ihrer,  
 

(Zuruf von Torsten Renz, CDU) 
 
aus Ihren Reihen kommen,  
 

(Zuruf von Torsten Renz, CDU) 
 
Herr Peters hat ja appelliert, wir sollten jetzt nicht auf 
Parteipolitik machen. Ich hätte mich gern daran gehalten, 
Herr Peters, aber zum einen haben Sie sich da selber 
nicht dran gehalten, da war so ein SPD-Bashing schon 
dabei, und jetzt hier auch – und ich kann es Ihnen nicht 
ersparen –, gerade Herr Glawe, mit verschränkten Armen 
sitzt er da hinten  
 

(Torsten Renz, CDU: 
Was ist das für eine Wertung?!) 

 
und ist ziemlich wütend offensichtlich über meinen Wort-
beitrag. Und ich sage Ihnen, 2009,  
 

(Zuruf von Sebastian Ehlers, CDU) 
 
in den fetten Jahren – wir hatten hier eine finanziell wesent-
lich bessere Situation, als es gegenwärtig der Fall ist –,  
 

(Sebastian Ehlers, CDU: Die Rücklagen 
habt ihr verbraucht. Immer, wenn Sie 

dran sind, ist es ganz schlecht.) 
 
haben Sie das Landespflegegeld für Neuzugänge abge-
schafft.  
 

(Zuruf von Torsten Renz, CDU) 
 
Sie haben zu verantworten, was Sie gerade selber be-
klagen. Und das ist also absolut nicht glaubwürdig, meine 
Damen und Herren.  
 

(Beifall vonseiten der 
Fraktionen der SPD und Die Linke – 

Unruhe vonseiten der Fraktion der CDU) 

Ich möchte darauf, ich möchte darauf verweisen, was wir, 
was wir auf der Habenseite zu verbuchen haben in dieser 
Koalition, in dieser kurzen Zeit, denn es ist so ein biss-
chen beiläufig erwähnt worden, die Tatsache, dass junge 
Menschen, die für andere Menschen da sein wollen, die 
sich entschließen zu sagen, wir wollen in den Beruf einer 
Pflegerin, einer Pflegefachkraft, vor nicht allzu langer Zeit 
mussten diese Personen noch Geld mitbringen, um diese 
Ausbildung machen zu dürfen, um für andere Menschen 
da zu sein, damit haben wir Schluss gemacht. Und die 
Zahlen sind ja genannt worden,  
 

(Thomas de Jesus Fernandes, AfD: 
Die müssen immer noch Geld mitbringen.) 

 
3, mittlerweile deutlich über 3 Millionen Euro pro Jahr.  
 

(Thomas de Jesus Fernandes, AfD: Die 
müssen noch Essen mitbringen und Wohnen.) 

 
Schulgeldbefreiung ist eine Tatsache in Mecklenburg-
Vorpommern. Das ist keine Selbstverständlichkeit, das ist 
eine große sozialpolitische und auch bildungspolitische 
Leistung für die Zukunft von jungen Menschen.  
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen 
der SPD und Die Linke) 

 
Wir haben das Einrichtungenqualitätsgesetz novelliert, 
die Landespflegeplanung auf den Weg gebracht, ein 
Programm auf den Weg gebracht für Kurzzeitpflege. Das 
ist ein ganz heißes Thema. Anläufe hat es viele gegeben. 
Also es weiß ja jeder möglicherweise aus dem eigenen 
Umfeld, wie es ist und in welche schwierige Situation 
man gerät, wenn diejenigen, die zu Hause jemanden 
pflegen, dann selber krank werden oder auch mal Erho-
lung brauchen. Was dann machen, wie damit umgehen? 
Diese Möglichkeit der Verhinderungspflege, der Kurz-
zeitpflege, da über Projekte, über Unterstützung seitens 
des Landes unter die Arme zu greifen, das haben wir 
gemacht. Da bin ich stolz drauf und wir werden das ganz 
gewiss entsprechend unseren Möglichkeiten dann auch 
weiter ausrollen im Interesse der Betroffenen.  
 
Ich hätte Ihnen gern noch etwas mehr gesagt, aber die 
rote Lampe leuchtet. – Vielen Dank für die Aufmerksamkeit! 
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen 
der SPD und Die Linke) 

 
Vizepräsidentin Elke-Annette Schmidt: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter!  
 
Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat das 
Wort der Abgeordnete Dr. Harald Terpe. 
 
Dr. Harald Terpe, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Frau 
Präsidentin! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Vorab 
ein/zwei Sätze Vorabbemerkung, nämlich erstens, dass 
wir viel länger Zeit brauchen, um so ein Pflegethema zu 
besprechen, insbesondere, wenn man dann zu gemein-
samen Lösungen kommen will, und der Hinweis darauf, 
dass sich mehrere Ebenen überschneiden – die familiäre, 
die landespolitische, die bundespolitische Ebene – und 
wir uns davor hüten sollten, alles in einen Topf zu rühren  
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der SPD) 
 
und dann die unpassenden Antworten darauf abzuleiten.  
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Wenn wir heute über Pflege sprechen, dann reden wir 
nicht über ein Randthema, das ist klar, es ist eine zentrale 
Zukunftsaufgabe unseres Landes, und bei „Landes“ meine 
ich, nicht nur unseres Bundeslandes, sondern natürlich 
auch unseres Deutschlands. Die besonderen Herausfor-
derungen hier sind natürlich die etwas schneller älter 
werdende Bevölkerung – wir haben sicherlich bei den 
älteren Menschen mehr –, wir haben lange Wege, struk-
turelle Herausforderungen im ländlichen Raum. Aber es 
gibt die vielen Engagierten, und ich mache jetzt der Rei-
henfolge nach, wo die wichtigsten Engagierten für mich 
jetzt sind. Das sind die engagierten Angehörigen, dann 
die engagierten Pflegekräfte und natürlich viele auch 
Initiativen und tagtäglich auch Menschen, die sich ein-
bringen, Stichwort „Ehrenamt“, muss ich dabei sagen.  
 
Warum gehe ich auf die Angehörigen hinaus? Wir wer-
den keine Pflege organisieren können ohne Angehörige, 
aus den verschiedensten Gründen, insbesondere, weil 
Angehörige natürlich emotional beteiligt sind. Und ich 
selbst hatte sozusagen die Vorsorgevollmacht für vier 
meiner Senioren in der Familie. Ich weiß, wovon ich 
rede.  
 
Ich denke, dass wir eine gemeinsame Verantwortung 
haben, wie die CDU formuliert in ihrem Aussprache-
thema, und dass wir strukturelle Lösungen anstreben 
müssen, wie die FDP das formuliert. Der Begriff „Pflege-
notstand“ ist eine Realität, also wir sind zum Handeln 
aufgefordert.  
 
Für uns GRÜNE sind letztlich fünf Punkte zentral. 
 
Vizepräsidentin Elke-Annette Schmidt: Herr Abgeord-
neter, gestatten Sie an der Stelle ... 
 
Dr. Harald Terpe, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Ja. 
 
Vizepräsidentin Elke-Annette Schmidt: ... eine Zwi-
schenfrage? 
 
Dr. Harald Terpe, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Ja, gerne. 
 
Vizepräsidentin Elke-Annette Schmidt: Bitte schön, 
Herr Koplin! 
 
Dr. Harald Terpe, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Aller-
dings ist meine Zeit auch gleich vorbei. 
 
Torsten Koplin, Die Linke: Nee, nee, wenn ich die Frage 
stelle, dann kommt noch Zeit drauf. 
 
Vizepräsidentin Elke-Annette Schmidt: Die Zeit ist ... 
 
Dr. Harald Terpe, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Jaja. 
 
Torsten Koplin, Die Linke: Herr Abgeordneter, ... 
 
Vizepräsidentin Elke-Annette Schmidt: Sie haben jetzt 
eine Minute für die Fragestellung ... 
 
Torsten Koplin, Die Linke: … ich erlebe Sie ... 
 
Vizepräsidentin Elke-Annette Schmidt: ... und eine 
Minute ... 
 
Torsten Koplin, Die Linke: ... als versierten Fachpolitiker 
und wollte Sie gern fragen, weil Sie ja die Bedeutung 
pflegender Angehöriger herausgestellt haben – Herr 

Peters hatte vorhin darauf verwiesen, dass ja jetzt die 
Vorstellungen der Bundesministerin verschriftlicht wur-
den, und da ist ja enthalten, dass die Unterstützung für 
Heimbewohnerinnen und Heimbewohner später einset-
zen soll, nach 18 Monaten erst, und man weiß doch, 
dass die durchschnittliche Aufenthaltsdauer nur 24 Mo-
nate beträgt, also ich empfinde das als zynisch, und im 
gleichen Moment dann den pflegenden Angehörigen 
noch die Rentenpunkte streichen zu wollen, ist doch 
auch zynisch –: Stimmen Sie mir da zu? Sehen Sie das 
auch so? 
 
Dr. Harald Terpe, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Vielen 
Dank für die Zwischenfrage!  
 
Also grundsätzlich, und da reden wir ja auch schon lange 
drüber, gibt es bei der Organisation der Pflege in 
Deutschland den Tatbestand, dass natürlich die Pflege-
versicherung versicherungsfremde Leistungen sozusa-
gen finanziert. Und im Grundsatz sind das Steuerleistun-
gen, die finanziert werden müssen.  
 
Und das muss ich auch sagen, diese Sache mit den 
Rentenpunkten lehne ich ab, rundheraus. Und wir brau-
chen auch eine Lösung für die Pflegeheime. Was ich 
aber deutlich auch sage, auch da müssen sich bei der 
Finanzierung die Angehörigen mit beteiligen, das wird 
nicht ohne gehen, soweit es möglich ist. Und wir sind der 
Meinung – und da bin ich bei einem der Punkte –, dass 
wir eine solidarische Pflegeversicherung sozusagen 
aufsetzen müssen im Lande, das ist schon lange unsere 
Position, wo nach dem Motto, wie wir es ja auch in der 
gesetzlichen Krankenkasse machen, stärkere Schultern 
mehr tragen müssen einfach als schwächere Schultern. 
 
Vizepräsidentin Elke-Annette Schmidt: Danke schön!  
 

(Harry Glawe, CDU: Ich hätte 
noch mal eine Klarstellungsfrage.) 

 
Einen Moment! Einen Moment!  
 
Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine weitere Zwischen-
frage? 
 
Dr. Harald Terpe, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Ja. 
 
Vizepräsidentin Elke-Annette Schmidt: Bitte schön! 
 
Harry Glawe, CDU: Herr Kollege Terpe, lieber Doktor, 
können Sie bestätigen, dass man zwischen Bundes- und 
Landesaufgaben teilen muss? Und mein Fraktionsvorsit-
zender hat vorgetragen, dass es ein Landespflegegeld 
wieder geben sollte, um gerade die Investitionskosten in 
den Pflegeheimen dann wieder durch den Staat bezahlen 
zu lassen, um damit die Pflegekassen zu entlasten. 
Könnte das sozusagen die Motivation sein und nicht das, 
was der Kollege Koplin vorgetragen hat? Ist ja irrational, 
was er da erzählt.  
 

(Torsten Koplin, Die Linke: Unerhört!) 
 
Irrational, einfach am Thema vorbei!  
 
Dr. Harald Terpe, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Also das 
ist eine Diskussion, die führe ich jetzt nicht, ob das ...  
 

(Der Abgeordnete Harry Glawe 
spricht bei abgeschaltetem Saalmikrofon.) 
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So, meine, ich habe es gleich in der Eingangsbemerkung 
gesagt, man muss Bundesaufgaben von Landesaufgaben 
unterteilen. Und die finanzielle Landesaufgabe, das ist 
schon so, die einzige, die es gibt, ist eine Investitions-
unterstützung der Pflege in den Kommunen. Das ist 
sozusagen das Einzige, was gesetzlich festgelegt ist. 
Und dann würde ich es auch als Finanzierungs-, Investi-
tionsfinanzierungsbeitrag formulieren. Ich glaube, dass 
sozusagen Landespflegegeld in gewisser Weise die 
Sache verschleiert, wofür es da sein muss und auch da 
sein kann, weil dass Pflege, also die Pflegekosten die 
Pflegeversicherungen tragen müssen, das ist nun mal so, 
so ist es organisiert worden, und ich glaube, da sollten 
wir auch nicht dran rütteln, dass wir das bundesweit 
organisieren.  
 

(Der Abgeordnete Harry Glawe 
spricht bei abgeschaltetem Saalmikrofon.) 

 
Vizepräsidentin Elke-Annette Schmidt: Herr Abgeord-
neter, das steht Ihnen jetzt hier nicht zu in diesem Rah-
men. Sie können eine zweite Zwischenfrage anmelden. 
 

(Der Abgeordnete Harry Glawe 
spricht bei abgeschaltetem Saalmikrofon.) 

 
Dr. Harald Terpe, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Viel-
leicht, damit wir uns nicht missverstehen, vielleicht klärt 
es sich ja auf.  
 

(Der Abgeordnete Harry Glawe 
spricht bei abgeschaltetem Saalmikrofon.) 

 
Harry Glawe, CDU: ... zustimmen, dass es doch gerech-
ter wäre, wenn also die Pflegekassen ihre Aufgaben 
erfüllen und der Staat seine Aufgaben? Das heißt, ein 
Landespflegegeld wäre die gerechtere Lösung, als jetzt 
eine Finanzierung aus den Pflegekassen zu sichern, die 
eigentlich zweckentfremdet ist. 
 
Vizepräsidentin Elke-Annette Schmidt: Was ist jetzt 
die Fragestellung? 
 
Harry Glawe, CDU: Können Sie diese Einschätzung 
teilen?  
 
Dr. Harald Terpe, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Also ich 
wiederhole es noch mal, weil ich so auch denke, das, 
was gesetzlich überhaupt existiert für das Land, ist die 
Investitionsfinanzierung von Pflegeeinrichtungen in den 
Kommunen. Und das muss das Land auch machen. Wie 
Sie das am Ende sozusagen bezeichnen, das kann auch 
eine Pflegeinvestition sein  
 

(Enrico Schult, AfD: Vor allem, wie Sie es 
bezahlen wollen, würde mich interessieren.) 

 
oder wie auch immer, ist mir egal. Das andere, die Pflege-
grade und all das andere ist eine Bundesaufgabe und 
muss da meines Erachtens auch bleiben, weil sie,  
 

(Beifall Rainer Albrecht, SPD: Sehr richtig!) 
 
weil sie sich da am besten organisieren lässt. Aber dafür, 
um es auch noch mal zu sagen, ist ja auch klar, dass wir 
die Pflegeversicherung, die Blümʼsche sozusagen Pflege-
versicherung, nachhaltig finanziell besser aufstellen 
müssen. Und dazu gehören auch wesentlich Steuerzu-
schüsse für diese Pflegeversicherung. 

(Beifall vonseiten der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

 
Harry Glawe, CDU: Vielen Dank! 
 

(Harry Glawe, CDU: Hast du es 
verstanden? – Rainer Albrecht, SPD: 

Ja, ich habe es verstanden.) 
 
Dr. Harald Terpe, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Ich hatte 
von den fünf Punkten gesprochen. Ich glaube, einen 
Punkt habe ich mit der solidarischen Organisation der 
Finanzierung schon gesagt.  
 
Ein zweiter wesentlicher Punkt ist das, was auch ange-
sprochen worden ist, wir müssen strukturell mehr in die 
Prävention investieren, damit man später pflegebedürftig 
wird. Und da ist eine Menge machbar, und das sollten wir 
auch annehmen.  
 
Dann sind wir beim Pflegeberuf, wo wir alle, glaube ich, 
immer wieder sagen, der muss attraktiver gemacht wer-
den, die Arbeitsbedingungen. Und ich glaube, es ist rich-
tig, dass wir sozusagen die Pflegeausbildung für die 
Auszubildenden kostenlos gemacht haben. Das existiert 
ja auch bei den Studentinnen und Studenten. Das ist ein 
richtiger Weg. Aber auch das sind keine Pflegeversiche-
rungskosten, sondern das sind Steuerkosten, die einge-
setzt werden müssen dafür.  
 
Und dann braucht die Pflege Entbürokratisierung und 
Digitalisierung mit praktischem Nutzen. Mir ist aufgefal-
len, dass die AfD eigentlich einen großen Bürokratieauf-
wand betreiben will, um irgendwelche organisatorischen 
Dinge nachzukontrollieren. Ich glaube, das ist nicht der 
Weg, den wir an der Stelle gehen müssen.  
 

(Thomas de Jesus Fernandes, AfD: 
Hast du nicht richtig zugehört?) 

 
Aber die Digitalisierung ist eine wichtige Angelegenheit, 
weil das schon auch entlasten kann.  
 
Dann brauchen wir eine konsequente, wohnortnahe, 
sozialräumlich organisierte Pflege. Dafür sind ja die 
Kommunen sozusagen auch per Gesetz verpflichtet. Und 
ich glaube, dass die Entwicklung, dass am Ende die 
Kommunen große Teile ihres Geldes, nämlich wenn der 
Pflegebedürftige zum Sozialfall wird, einsetzen muss und 
die Landkreise für die Finanzierung der Pflege, dass das 
auch nicht weitergeht, das muss wieder zurückkehren in 
die Pflegeversicherung. Das heißt, wir müssen die Pfle-
geversicherung nachhaltig finanziell organisieren.  
 
Und dann kommt aber etwas, was man strukturell auch 
ändern kann, nämlich, dass wir die verschiedensten 
Formen auch im Alter bedienen müssen, auch für die 
Angehörigen. Ich sage mal, eine Sache, die mir sehr am 
Herzen liegt, ist die sogenannte Ata, das ist noch kein 
offizieller Begriff, die Altentagesstätte. Da steckt dahinter, 
dass wir die Tagespflege sozusagen stärken müssen, 
weil das eine Entlastung für die Angehörigen darstellt. 
Wenn Angehörige sozusagen ihren Beruf aufgeben müs-
sen, also praktisch selbst in eine finanzielle Schieflage 
geraten, weil sie zu Hause pflegen müssen, das ist 
schwierig. Da könnte so eine Stärkung der Tagespflege 
sehr stark helfen. Und das ist im Übrigen auch eine effi-
zientere Methode manchmal, mehrere ältere Menschen, 
die zugleich dann auch Sozialkontakte haben, dies in der 
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Tagespflege unter einem Dach zu machen. Das ist ein 
Beispiel dafür.  
 
Auch die Gesetzgebung zu Wohnformen, die hier im 
Land verabschiedet worden ist und wo wir auch zuge-
stimmt haben – und ich glaube, die meisten haben zuge-
stimmt –, ist ein richtiger Weg gewesen, weil das auch 
die Investitionskosten reduzieren kann, weil das Zeiten 
sind, wo man dann noch nicht im Pflegeheim ist. Man ist 
in einer Pflegewohngruppe, man hat Sozialkontakt, und 
das ist gut so.  
 
Das sind also Beispiele, wie man wohnortnah das orga-
nisieren kann. Und ich glaube, ich bin jetzt ... 
 
Vizepräsidentin Elke-Annette Schmidt: Die Zeit ist 
jetzt, die Redezeit wäre abgelaufen.  
 
Dr. Harald Terpe, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: ... auch 
am Ende. Sie haben ungefähr gesehen, wo es bei mir im 
Kopf mit der Pflege hingeht, und das aus der Erfahrung 
eines, der vier Vorsorgevollmachten hatte. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

und der Gruppe der FDP) 
 
Vizepräsidentin Elke-Annette Schmidt: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter!  
 
Für die Fraktion der SPD hat das Wort die Abgeordnete 
Christine Klingohr. 
 
Christine Klingohr, SPD: Sehr geehrte Frau Präsidentin! 
Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! In Mecklenburg-
Vorpommern leben rund 140.000 pflegebedürftige Men-
schen, und, wir haben die Zahl gehört, circa 86 Prozent – 
ich finde, das ist enorm – der Pflegebedürftigen werden 
zu Hause versorgt. Hinter dieser Zahl stehen Menschen, 
Familien- und Lebensgeschichten. Es sind Ehepartnerinnen 
und Ehepartner, die sich über Jahre hinweg umeinander 
kümmern. Es sind Töchter und Söhne, die nach Feier-
abend noch bei ihren Eltern vorbeischauen, Einkäufe 
erledigen, Arzttermine organisieren oder bei der täglichen 
Versorgung unterstützen. Es sind Pflegekräfte, die Tag 
für Tag Verantwortung übernehmen und dafür sorgen, 
dass Menschen würdevoll versorgt werden.  
 
Wenn wir heute über Pflege sprechen, dann sprechen 
wir deshalb nicht nur über Pflegeeinrichtungen, Pflege-
dienste oder Finanzierung, wir sprechen darüber, wie wir 
in Mecklenburg-Vorpommern älter werden wollen. Wir 
sprechen darüber, wie wir Gesundheit erhalten können. 
Und wir sprechen darüber, wie wir Menschen unterstüt-
zen, wenn sie auf Hilfe angewiesen sind.  
 
Die Pflege ist damit eine der großen gesellschaftlichen 
Aufgaben unserer Zeit. Die Herausforderungen sind 
benannt und bekannt. Wir brauchen mehr Fachkräfte, wir 
müssen die Versorgung im ländlichen Raum sichern, wir 
müssen Gesundheitsversorgung und Pflege besser mit-
einander verzahnen, wir müssen Digitalisierung sinnvoll 
nutzen und wir müssen Antworten auf die steigenden 
Kosten finden.  
 
Und ich finde, da hat die Ministerin schon sehr viele Bei-
spiele aufgeführt, warum die Reform im Bund so, so 
wichtig ist und dass wir als Mecklenburg-Vorpommern mit 
dem heute veröffentlichten Entwurf so absolut nicht mit-

gehen können. Da sprechen wir mit gleicher Stimme, und 
ich werde es hier nicht noch einmal wiederholen, da sind 
wir in unseren Positionen ganz klar.  
 
Und ja, die Herausforderungen sind groß, aber bei allen 
Herausforderungen gibt es auch Chancen und Möglich-
keiten. Und genau diese Chancen und Möglichkeiten 
müssen wir hier auch in unserem Land nutzen, wenn 
wir die Pflege in Mecklenburg-Vorpommern zukunftsfest 
gestalten wollen. Deshalb haben wir in den vergangenen 
Jahren in der MV-Koalition wichtige Grundlagen geschaf-
fen. Und der eine nennt es Ersatzhandlungen, der ande-
re sagt, nichts ist passiert, ich will Ihnen sagen, was 
passiert ist:  
 
Mit der Schulgeldfreiheit für Gesundheitsfachberufe und 
für Auszubildende in der Alten- und Krankenpflege haben 
wir finanzielle Hürden auf dem Weg in diese wichtigen 
Berufe abgebaut.  
 
Auch mit der Fachkräfte-Service-Zentrale unterstützen wir 
Unternehmen und Einrichtungen dabei, dringend benötig-
te Fachkräfte zu gewinnen.  
 
Mit dem Wohnformen- und Teilhabegesetz haben wir 
moderne Wohn- und Betreuungsformen ermöglicht und 
mehr Selbstbestimmung für pflegebedürftige Menschen 
geschaffen.  
 
Mit dem Pakt für Pflege hat Gesundheitsministerin 
Stefanie Drese einen wichtigen Prozess angestoßen, in 
dem die Akteure unseres Landes gemeinsam Lösungen 
für die Zukunft der Pflege entwickeln.  
 
Und natürlich spielen auch unsere seniorenpolitischen 
Gesamtkonzepte, die wir gemeinsam in dieser Legislatur 
auf den Weg gebracht haben, eine ganz entscheidende 
Rolle.  
 
Schon jetzt will ich auf den Fachtag Einsamkeit hinweisen, 
der für dieses Land am 19. Juni hier in Schwerin stattfin-
det und wo genau auch diese Dinge, diese Themen be-
sprochen werden.  
 
Und mit unserem Förderprogramm für Kurzzeitpflege-
plätze schaffen wir neue Kapazitäten, wo sie dringend 
benötigt werden.  
 
Außerdem haben wir auch unsere Pflegestützpunkte, 19 
an der Zahl in diesem Land, die uns bei dieser wertvollen 
Arbeit sehr unterstützen.  
 
Sehr geehrte Damen und Herren, bei allen Diskussionen 
über Strukturen und Finanzierung dürfen wir diejenigen 
nicht vergessen, ohne die unser Pflegesystem längst an 
seine Grenzen gestoßen wäre, nämlich die pflegenden 
Angehörigen. Der größte Teil der Pflege findet nicht in 
Einrichtungen statt, er findet zu Hause statt. Dort über-
nehmen Angehörige Tag für Tag Verantwortung, häufig 
zusätzlich zu Beruf und Familie. Diese Leistung verdient 
unseren größten Respekt.  
 

(Beifall vonseiten der 
Fraktionen der SPD und Die Linke – 

Zuruf von Thomas de Jesus Fernandes, AfD) 
 
Und genau deshalb, Herr de Jesus Fernandes,  
 

(Thomas de Jesus Fernandes, AfD: Ja?) 
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ist die Pflegemedaille in diesem Land nicht nur – wie 
sagten Sie – symbolpolitisch gemeint,  
 

(Thomas de Jesus Fernandes, AfD: 
Ist sie aber.) 

 
sondern ist etwas ganz Wichtiges.  
 

(Thomas de Jesus Fernandes, AfD: 
Mehr haben Sie auch nicht zu bieten.) 

 
Auf der Veranstaltung, auf der Veranstaltung, die wir 
durchgeführt haben zur Verleihung dieser Pflegemedaille, 
durfte ich persönlich miterleben, wie pflegende Angehöri-
ge dort wertgeschätzt worden sind und wie sie diese 
Anerkennung so sehr dankend in Empfang genommen 
haben, weil sie konnten ihre Geschichte erzählen, sie 
wurden gesehen und sie wurden gehört. Und ich glau-
be, das ist ein Riesenanteil, den wir damit auch ins Le-
ben gerufen haben. Und da danke ich noch mal Steffi 
Drese,  
 

(Zuruf von Daniel Peters, CDU) 
 
dass genau das auf den Weg gebracht worden ist und 
dass wir das gemeinsam für die pflegenden Angehörigen 
hier in diesem Land umsetzen können. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen 
der SPD und Die Linke) 

 
Und natürlich ist es auch so, dass diese Pflegemedaille 
keine strukturellen Probleme löst,  
 

(Thomas de Jesus Fernandes, AfD: Ach!) 
 
aber sie setzt ein wichtiges Zeichen. Sie macht sichtbar, 
was oft im Verborgenen geschieht.  
 

(Thomas de Jesus Fernandes, AfD: 
Also doch Symbolpolitik!) 

 
Und sie bringt die Wertschätzung zum Ausdruck, die 
pflegende Angehörige verdienen.  
 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, wenn wir über die Zu-
kunft der Pflege sprechen, dann dürfen wir nicht nur 
darüber reden, wie wir Pflege organisieren. Wir müssen 
auch darüber sprechen, wie Menschen möglichst lange 
gesund, selbstständig und aktiv leben können, denn die 
beste Pflege ist die Pflege, die möglichst spät notwendig 
wird. Und deshalb freue ich mich ganz besonders, dass 
wir als Land im Haushalt 2026/2027 insgesamt 4 Millio-
nen Euro für Prävention und Gesundheitsförderung be-
schlossen haben. So etwas gab es vorher noch nicht. Wir 
machen uns auf einen neuen Weg und wissen ganz 
genau, und jeder Beitrag hat es heute gezeigt und Frau 
Becker-Hornickel hat es ganz explizit angesprochen, 
genau das ist die richtige Investition in die Zukunft.  
 
Und da bedanke ich mich, dass wir die Chance haben, 
genau diesen Beweis anzustellen. Es ist nämlich eine 
sehr wichtige Investition, eine Investition in mehr gesun-
de Lebensjahre, eine Investition in Lebensqualität und 
eine Investition in die Zukunftsfähigkeit unseres Gesund-
heits- und Pflegesystems. Wer Prävention stärkt, stärkt 
nicht nur die Gesundheit der Menschen. Wer Prävention 
stärkt, entlastet langfristig auch Pflegebedürftige, Ange-
hörige und das gesamte Versorgungssystem.  

Genau deshalb unterstützen wir auch innovative Ansätze 
vor Ort. Ein gutes Beispiel dafür ist das „LuP-Regio“-
Projekt, die Community Health Nurses in Crivitz, und 
genau dort wird erprobt, was auch hier eingefordert wird: 
niederschwellige Angebote. Dort wird erprobt, wie Ge-
sundheitsversorgung, Pflege, Prävention und regionale 
Unterstützungsangebote besser miteinander vernetzt 
werden können. Genau und gerade für ein Flächenland 
wie Mecklenburg-Vorpommern sind solche Ansätze von 
großer Bedeutung. Die Menschen erwarten zu Recht, 
dass gute Versorgung nicht vom Wohnort abhängt. Des-
halb brauchen wir Modelle, die Versorgung vor Ort si-
chern und bestehende Angebote besser miteinander 
verbinden. Wenn solche Projekte erfolgreich sind, kön-
nen sie weitere Vorbilder für weitere Regionen unseres 
Landes sein. 
 
Ich will nur mal sagen, die letzten fünf Minuten habe ich da-
für zugebracht, Ihnen aufzuzeigen, was hier in den letz-
ten viereinhalb Jahren miteinander passiert ist. Und dann 
zu sagen, es ist nichts passiert, das finde ich peinlich.  
 

(Rainer Albrecht, SPD: 
Weil man nicht zugehört hat.) 

 
Sehr geehrte,  
 

(Zuruf von Daniel Peters, CDU) 
 
sehr geehrte Damen und Herren,  
 

(Zuruf von Daniel Peters, CDU) 
 
gleichzeitig bleibt klar, eine nachhaltige Reform der Pfle-
geversicherung bleibt notwendig. Pflege darf nicht zum 
Armutsrisiko werden. Pflegebedürftige und ihre Angehö-
rigen brauchen Verlässlichkeit und Planungssicherheit. 
Deshalb setzen wir uns weiterhin für eine faire und soli-
darische Finanzierung der Pflege ein. Unser Ziel bleibt 
klar, Pflegebedürftige dürfen nicht überfordert werden, 
gute Pflege darf nicht vom Geldbeutel abhängen  
 

(Thomas de Jesus Fernandes, AfD: Ist sie.) 
 
und eine wohnortnahe Versorgung muss auch in Zukunft 
gesichert werden.  
 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, Pflege braucht Aner-
kennung, Fachkräfte, Prävention, Pflege braucht innova-
tive Strukturen und Pflege braucht Solidarität. Daran arbei-
ten wir in Mecklenburg-Vorpommern Schritt für Schritt, 
damit Menschen in unserem Land auch in Zukunft gut 
und würdevoll  
 

(Zuruf von Daniel Peters, CDU) 
 
und wohnortnah versorgt werden können, denn unser 
Ziel bleibt ganz klar: gut versorgt in Mecklenburg-
Vorpommern, unabhängig vom Alter, vom Wohnort und 
vom Geldbeutel. – Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit! 
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen 
der SPD und Die Linke) 

 
Vizepräsidentin Elke-Annette Schmidt: Vielen Dank, 
Frau Abgeordnete!  
 
Für die Fraktion der CDU hat das Wort der Abgeordnete 
Harry Glawe. 
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Harry Glawe, CDU: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr 
geehrte Kolleginnen und Kollegen! Pflege, Rente, Gesund-
heit, Krankenhäuser sind die entscheidenden Themen, 
die in diesem und im nächsten Jahr abgeräumt werden 
müssen, einerseits auf der Bundesebene, andererseits 
auf der Landesebene und natürlich in Zusammenarbeit 
auch mit den Kommunen und mit den jeweiligen Pflege-
diensten et cetera, mit den Gesundheitsberufen.  
 
Ich will auch einen Dank aussprechen in die Richtung, 
dass also alle die zu Pflegenden auch eine gute Versor-
gung erhalten. Und vor allen Dingen will ich den Dank an-
sprechen an die Familien, die diese Pflege übernehmen.  
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen der SPD, 
CDU, Die Linke, der Gruppe der FDP und 

Dr. Harald Terpe, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
 
Das sind fast 90 Prozent, fast 90 Prozent.  
 
Aber was will ich sagen? Es gibt Dinge, die wichtig sind, die 
der Bund zu leisten hat. Da gibt es ja seit gestern einige 
Vorschläge. Ich will mich aber auf die Landesaufgabe 
konzentrieren. Das Landespflegegeld ist im Jahre 2013 
durch die Sozialministerin Frau Schwesig sozusagen aus 
dem Rennen genommen worden und das Landespflege-
geld wurde eingestellt bis auf eine Bestandsschutzrege-
lung.  
 
Alle anderen Dinge, und die muss man sich auch auf den 
Tisch legen, darum geht es, Herr Koplin,  
 

(Torsten Koplin, Die Linke: Die eigene 
Verantwortung bitte nicht vergessen!) 

 
es geht darum, wieder Bund- und Länderaufgaben so zu 
koordinieren, dass auch die Aufgaben, die die Pflegekas-
se übernimmt, nicht weiter strapaziert werden. Das sind 
4,5 Milliarden Euro, die eigentlich durch den Finanzminis-
ter, sprich durch den Steuerzahler zu bezahlen sind und 
nicht durch die Beitragspflege, also jeder zahlt ja einen 
Pflegebeitrag, und das ist Zweckentfremdung. Das muss 
beendet werden, meine Damen und Herren!  
 

(Beifall Horst Förster, AfD) 
 
Darum geht es der CDU und darum geht es auch insge-
samt in der Debatte. Und alle anderen Themen kann man 
gerne besprechen. Aber 500 Euro könnte man, wenn 
man die einsetzt in den Heimen, damit könnte man den 
Kostensatz runterholen, meine Damen und Herren. Ich 
höre keinen Beifall von der SPD oder von Herrn Koplin.  
 
Sie haben es ja,  
 

(Torsten Koplin, Die Linke: 
Muss ich noch drüber nachdenken.) 

 
Sie haben ja das Jahr durcheinandergebracht. Sie fan-
gen da mit irgendwie 2009 an. Das war 2013 im Frühjahr, 
als damals das Landespflegegeld abgeschafft wurde. 
Und wir fordern, dass das jetzt wieder in die Kalkulation 
mit eingeht, um am Ende dann auch ein Gesamtkonzept 
zwischen Bund, Ländern und Kommunen zu entwickeln. 
Das ist nämlich die Aufgabe dieser Sozialreform, die 
auch in der Pflege wichtig ist.  
 

(Der Abgeordnete Enrico Schult 
bittet um das Wort für eine Anfrage.) 

Und gestern gab es ja zumindest auch, ich würde sagen, 
eigentlich müsste der Bund ...  
 
Vizepräsidentin Elke-Annette Schmidt: Gestatten Sie 
eine ... 
 
Harry Glawe, CDU: ... die 4,5 Milliarden Euro übernehmen.  
 
Vizepräsidentin Elke-Annette Schmidt: Gestatten Sie ... 
 
Harry Glawe, CDU: Und das ist Herr Klingbeil.  
 
Vizepräsidentin Elke-Annette Schmidt: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage, Herr Glawe? 
 
Harry Glawe, CDU: Und die andere Frage, die sich dar-
aus ergibt ...  
 
Bitte? Ja, gerne! 
 
Vizepräsidentin Elke-Annette Schmidt: Bitte schön! 
 
Enrico Schult, AfD: Vielen Dank, Herr Glawe! Vielen 
Dank, dass Sie die Zwischenfrage zulassen!  
 
Ich habe ja nun Ihre Ausführungen gehört, habe mich 
jetzt allerdings gewundert: Wir haben ja auch dieses 
Landespflegefördergeld als AfD viele Jahre gefordert, 
hier genau an dieser Stelle, da hat Ihre Fraktion immer 
abgelehnt. Aber ich sage Ihnen ganz offen, wir haben 
das beispielsweise jetzt auch gar nicht im Wahlprogramm 
stehen, weil das nicht finanzierbar ist. Und da würde ich 
Sie jetzt direkt mal fragen: Landespflegefördergeld, Bau-
kindergeld, ein Stromzuschuss für alle Kunden hier in 
Mecklenburg-Vorpommern – haben Sie das mal durchge-
rechnet, was Sie da fordern? Weil wir haben ein Defizit 
2028 von 1 Milliarde Euro. Ich meine, wir können den 
Leuten auch alles Mögliche versprechen,  
 

(Dr. Daniel Trepsdorf, Die Linke: 
Machen Sie ja! Machen Sie ja!) 

 
aber gibt es da wirklich solide Zahlen?  
 

(Unruhe vonseiten der Fraktionen 
der SPD und Die Linke) 

 
Gibt es da wirklich solide Zahlen Ihrerseits, Ihrer Partei, 
dass man das wirklich mal durchgerechnet hat? Hört sich 
super an, würden wir sofort auch machen, haben wir 
viele Jahre gefordert als AfD, aber wir haben es jetzt 
rausgenommen, weil es in der jetzigen Situation tatsäch-
lich nicht finanzierbar ist. 
 
Harry Glawe, CDU: Also erstens will ich feststellen, um 
mit Adenauer zu sprechen, auch Sie hindern mich nicht 
daran, jeden Tag schlauer zu werden. Ja?  
 

(Zuruf von Jens Schulze-Wiehenbrauk, AfD) 
 
Und die entscheidende Frage, die jetzt diskutiert wird, 
weil jetzt die Pflege auf der Bundesebene in Diskussion 
steht, dass jetzt auch sauber getrennt werden muss 
zwischen Bundesaufgaben, zwischen den Möglichkeiten, 
die das Land hat. Und es geht mir darum, dass die Pfle-
gekasse für die Mittel, die sie sozusagen durch alle Pfle-
gezahler, -einzahler bekommt, dann auch die Aufgaben 
erfüllt, die ihr zustehen, und wir als Land die Aufgaben 
erfüllen, die sozusagen für Investitionen wichtig sind.  
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Ja, es geht ja darum, der Artikel 52 hatte ja damals die Auf-
gabe nach der Wende, 7.000 neue Pflegeplätze zu schaffen 
mit einer Umlage von damals 3,50 DM bis 5 DM pro Tag. 
Heute sind die meisten Sätze bei 15, 18 bis 25 Euro pro 
Tag. Und das müssen Sie mal 30,5 rechnen, dann haben 
Sie sozusagen das, was jetzt umgelegt wird auf den gesam-
ten Pflegebetrag, den die Angehörigen zu zahlen haben.  
 
Vizepräsidentin Elke-Annette Schmidt: Die Beantwor-
tung der ... 
 
Harry Glawe, CDU: Und wir möchten, ...  
 
Vizepräsidentin Elke-Annette Schmidt: ... Frage ... 
 
Harry Glawe, CDU: ... wir möchten ...  
 
Bitte?  
 
Vizepräsidentin Elke-Annette Schmidt: Die Frage, die 
Zeit für die Beantwortung der Frage ... 
 
Harry Glawe, CDU: Nee, wieso? 
 
Vizepräsidentin Elke-Annette Schmidt: ... ist schon 
abgelaufen. 
 
Harry Glawe, CDU: Es ist doch Fragerecht.  
 
Vizepräsidentin Elke-Annette Schmidt: Jaja, es läuft, ... 
 
Harry Glawe, CDU: Da kann ich doch reden.  
 
Vizepräsidentin Elke-Annette Schmidt: ... es läuft jetzt 
weiter. 
 
Harry Glawe, CDU: Da können Sie mich doch nicht 
beschneiden hier. 
 

(Zuruf von Torsten Koplin, Die Linke) 
 
Vizepräsidentin Elke-Annette Schmidt: Deswegen 
wollte ich Sie darauf hinweisen, weil Sie haben nur noch 
zehn Sekunden Zeit. 
 
Harry Glawe, CDU: Wofür? Die Frage, die wird nicht 
angerechnet auf die Redezeit. 
 
Vizepräsidentin Elke-Annette Schmidt: Eine Minute, 
Herr Glawe, eine Minute, ... 
 
Harry Glawe, CDU: Jetzt schon wieder mehr? 
 
Vizepräsidentin Elke-Annette Schmidt: ... und deshalb 
habe ich Sie hingewiesen. 
 

(Heiterkeit vonseiten der Fraktionen 
der SPD und AfD) 

 
Harry Glawe, CDU: Ja, ich will nur noch sagen, Sie kön-
nen mich in der Fragestunde nicht unterbrechen, weil das 
nicht zählt bei der Redezeit. 
 

(Heiterkeit bei Torsten Koplin, Die Linke: 
Geschäftsordnung, einfach mal reingucken!) 

 
Vizepräsidentin Elke-Annette Schmidt: Ja, eben! Aber 
weil Ihre Redezeit weiterläuft, wollte ich Sie kamerad-
schaftlich darauf hinweisen,  

(Heiterkeit bei Michael Meister, AfD) 
 
dass Ihre Redezeit weiterläuft, ... 
 
Harry Glawe, CDU: Ich beantworte ...  
 
Vizepräsidentin Elke-Annette Schmidt: ... und sie ist 
jetzt schon abgelaufen. 
 
Harry Glawe, CDU: ... eine Frage, Frau Präsidentin, und 
ich verstehe nicht, die Uhr steht hier auch, ich weiß nicht, 
ob Ihre Uhr da weiterläuft,  
 

(Nadine Julitz, SPD: Dafür 
haben Sie eine Minute Zeit.) 

 
meine steht. 
 

(Zuruf von Philipp da Cunha, SPD) 
 
Vizepräsidentin Elke-Annette Schmidt: Ihre Redezeit 
ist jetzt ... 
 
Harry Glawe, CDU: Ist wieder gut jetzt. 
 
Vizepräsidentin Elke-Annette Schmidt: Sie hatten nur 
drei Minuten dreißig Redezeit. Die eine Minute haben Sie 
für die Beantwortung der Frage überschritten, deswegen 
musste die Redezeit weiterlaufen. Darauf habe ich Sie 
hingewiesen. 
 
Harry Glawe, CDU: Ach so, darum ging es. Na gut, dann 
habe ich das falsch verstanden.  
 

(Heiterkeit bei Rainer Albrecht, SPD – 
Zuruf von Dr. Daniel Trepsdorf, Die Linke) 

 
Also ich hoffe, ich habe Ihnen einigermaßen ...  
 
Vizepräsidentin Elke-Annette Schmidt: Beenden Sie 
jetzt ... 
 
Harry Glawe, CDU: ... einen Einblick gegeben ... 
 
Vizepräsidentin Elke-Annette Schmidt: ... den Satz 
noch! Bitte! 
 

(Heiterkeit vonseiten der Fraktion der AfD) 
 
Harry Glawe, CDU: ... in die Maßnahmen, worum es 
geht.  
 
Mehr kommt nicht.  
 

(Zuruf von Torsten Koplin, Die Linke) 
 
So, vielen Dank, Frau Präsidentin, das wars!  
 
Vizepräsidentin Elke-Annette Schmidt: Vielen … 
 
Harry Glawe, CDU: Ich könnte noch mehr reden, aber es 
bringt heute nichts. Herr Koplin hört nicht zu … 
 

(Torsten Koplin, Die Linke: Das stimmt nicht.) 
 
Vizepräsidentin Elke-Annette Schmidt: Das … 
 
Harry Glawe, CDU: … und die SPD versteht auch nur 
Bahnhof. 
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(allgemeine Heiterkeit) 
 
Also von daher ... 
 

(Beifall vonseiten der 
Fraktionen der AfD und CDU – 

Zuruf von Henning Foerster, Die Linke) 
 
Vizepräsidentin Elke-Annette Schmidt: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter!  
 
Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor und ich 
schließe die Aussprache.  
 

(Torsten Koplin, Die Linke: Ich war kurz 
davor, den Ältestenrat einzuberufen.) 

 
Ich schließe die Aussprache.  
 

(Zuruf von Sebastian Ehlers, CDU) 
 
Es gibt, wurde mir signalisiert, einen Geschäftsord-
nungsantrag durch Herrn Damm. 
 
Hannes Damm, fraktionslos (zur Geschäftsordnung): Sehr 
geehrte Frau Präsidentin! Werte Abgeordnete der demo-
kratischen Fraktionen! Ich beantrage hiermit – mit Unter-
stützung der FDP-Gruppe, um das 4-Abgeordneten-
Quorum zu erreichen – den Tausch der Tagesordnungs-
punkte 34 und 38 am morgigen Tage. – Vielen Dank! 
 
Vizepräsidentin Elke-Annette Schmidt: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter!  
 
Also es wurde nun der Antrag gestellt zur Tagesordnung, 
die Tagesordnungspunkte 34 und 38 zu tauschen. Ich 
stelle diesen Antrag jetzt zur Abstimmung. Wer also 
damit einverstanden ist, diesen Tausch zu vollziehen, 
den bitte ich jetzt um ein Handzeichen. – Vielen Dank! 
Die Gegenstimmen? – Stimmenthaltungen? – Dann ist 
das so beschlossen bei Gegenstimmen der gro..., der 
Fraktion BÜNDNIS 90/GRÜNE,  
 

(Sebastian Ehlers, CDU: Große Koalition.) 
 
Stimmenthaltung der Fraktion der AfD, ansonsten Zu-
stimmung.  
 

(Dr. Harald Terpe, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Wir haben nicht dagegengestimmt.) 

 
Wie bitte?  
 

(Jutta Wegner, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Wir haben uns enthalten.) 

 
Enthalten. Gut, dann haben Sie sich enthalten. Gut. Da-
mit ist der Tausch dann so beschlossen und wir werden 
so verfahren.  
 
An dieser Stelle ist eine gute Gelegenheit, auf der Besucher-
tribüne Gäste zu begrüßen, Mitglieder der Ernst-Moritz-
Arndt-Gesellschaft von der Insel Rügen. Seien Sie uns 
recht herzlich willkommen!  
 
Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 19: Aussprache 
auf Antrag der Fraktion Die Linke gemäß Paragraf 43 
Nummer 2 der Geschäftsordnung des Landtages zum 
Thema „Zukunft unter Druck – Raus aus dem Dauer-

krisenmodus – Für die psychische Gesundheit junger 
Menschen“. 
 
Aussprache auf Antrag der Fraktion Die Linke 
gemäß § 43 Nummer 2 der Geschäftsordnung  
des Landtages zum Thema  
Zukunft unter Druck –  
Raus aus dem Dauerkrisenmodus –  
Für die psychische Gesundheit  
junger Menschen 
 
Gemäß Paragraf 84 Absatz 1 unserer Geschäftsordnung 
ist eine Aussprachezeit von bis zu 35 Minuten vorgese-
hen. Zu diesem Tagesordnungspunkt wurde zusätzliche 
Redezeit gemäß Paragraf 84 Absatz 1a unserer Ge-
schäftsordnung angemeldet. Ich sehe und höre keinen 
Widerspruch, dann ist das so beschlossen und ich eröff-
ne die Aussprache. 
 
Für die Fraktion Die Linke hat das Wort der Abgeordnete 
Torsten Koplin. 
 
Torsten Koplin, Die Linke: Frau Präsidentin, danke für 
das Wort! 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, diese Rede hätte 
Christian Albrecht gern gehalten, die hier vor mir liegt, so, 
und ich werde sie vortragen und dem Christian an dieser 
Stelle gute Genesung wünschen  
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen 
der SPD und Die Linke) 

 
und hoffe, dass du bald wiederkommst und dann die 
Reden, die du erarbeitet hast, auch selber vortragen 
kannst.  
 
Sehr geehrte Damen und Herren, ein geflügeltes Sprich-
wort lautet: „Die Jugend ist unsere Zukunft“. Doch wie ist 
es um unsere Jugend bestellt? Die neunte Trendstudie 
„Jugend in Deutschland 2026“ zeichnet ein alarmieren-
des Bild und zeigt auf dramatische Weise, wie sehr die 
Belastungen der letzten Jahre den jungen Menschen zu-
setzen in Form von Stress, Erschöpfung, Selbstzweifeln, 
Antriebs- und wachsender Perspektivlosigkeit. Dauerkri-
sen, finanzielle Sorgen und hohe mentale Belastungen 
prägen den Alltag vieler junger Menschen. Die psychi-
sche Belastung befindet sich seit Jahren auf hohem 
Niveau. Auch der DAK Kinder- und Jugendreport sowie 
andere Studien zeigen, dass die psychische Gesundheit 
der Kinder und Jugendlichen bundesweit und auch in 
Mecklenburg-Vorpommern stark belastet ist und psychi-
sche Erkrankungen zunehmen. Selbst im Gutachten der 
Enquete-Kommission des Landtags zum Themencluster 3 
„Gesundes und sicheres Aufwachsen“ wurden uns genau 
diese Befunde attestiert. Alle Expertinnen und Experten, 
auch die Jugendverbände, schlagen Alarm, und das voll-
kommen zu Recht.  
 
Seit Jahren erleben junge Menschen eine Krise nach der 
anderen: die Corona-Pandemie, die Inflation, explodie-
rende Wohnkosten und immer drastischere Kriegsszena-
rien in der Welt, zuletzt auch wieder massiv befeuert 
durch US-Präsident Donald Trump. Und als wäre das 
nicht genug, verändern sich die Welt und der Arbeits-
markt gerade im Eiltempo durch Künstliche Intelligenz, 
wie wir wissen. Diese Belastungen setzen nicht nur uns 
Erwachsenen zu, sie treffen ganz besonders die jungen 
Menschen, die mitten in ihrer Entwicklung stecken. Die 
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jungen Menschen haben je nach Alter einen Großteil 
ihrer Kindheit oder Jugend im Dauerkrisenmodus ver-
bracht, eigentlich durchgängig seit mittlerweile sechs 
Jahren, und die Hoffnung auf eine Verbesserung der 
Situation ist bei vielen von ihnen schlicht nicht vorhan-
den.  
 
Sehr geehrte Damen und Herren, in der Bundesrepublik 
leben circa 22 Millionen Kinder, Jugendliche und junge 
Erwachsene. Die 18- bis 29-Jährigen machen jedoch 
gerade mal knapp 13 Prozent der Wahlberechtigten für 
Bundestagswahlen aus, Tendenz sinkend. Demgegen-
über kommt die Generation 60 plus auf 42,6 Prozent der 
Wahlberechtigten. Nimmt man die Gruppe ab 50 Jahren 
dazu, stellen die älteren Generationen sogar einen Anteil 
von fast zwei Dritteln der Wählerschaft. Und genau hier 
scheint das Problem zu liegen: Konservative Politik hat 
angesichts dieser Proportionen Prioritäten zu setzen, die 
haarscharf an der Lebenswelt junger Menschen vorbei-
gehen. Da geht es um Märkte, um Prozentpunkte, Pos-
tenverteilung, Aktienmärkte, Machterhalt. Die Jugend hat 
im Kanzleramt schlicht keine Lobby. Die Bundesregie-
rung sieht die jungen Menschen nicht in erforderlichem 
Maße, und sie will sie offenbar auch gar nicht sehen. 
 
Und es bleibt ja nicht beim Wegschauen, es kommt noch 
schlimmer: Der Bund weigert sich nicht nur, die massiven 
Probleme der Jugend anzugehen, nein, er schafft in 
Berlin sogar jeden Tag neue Probleme für die junge 
Generation. Schauen wir uns die verheerende Bilanz der 
jüngsten Reformen doch einmal an, die alle zu Recht für 
lauten Protest gesorgt haben! 
 
Erstens, Kürzungen in der Kinder- und Jugendhilfe, 
wodurch Betroffenen die individuelle Schulassistenz und 
wichtige Integrationshilfen gestrichen werden sollen.  
 
Zweitens, Kahlschlag bei den Freiwilligendiensten wie 
FSJ, FÖJ und dem Bundesfreiwilligendienst, was seit 
diesem Jahr zahlreiche junge Menschen hart trifft.  
 
Drittens, die geplante Absenkung von Unterbringungs-
standards bei geflüchteten Jugendlichen ab 16 Jahren, 
die der Bund als Minderjährige einfach in die Gemein-
schaftsunterkünfte für Erwachsene stecken will. 
 
Viertens, drastische Streichungen beim Programm „De-
mokratie leben!“. Von vielen Projekten profitieren auch 
junge Menschen. Die bekannten Respekt Coaches an 
unseren Schulen oder das Deutsche Kinderhilfswerk sind 
da nur zwei von vielen weiteren Beispielen.  
 
Fünftens, die Wohnungskrise. Viele junge Menschen 
müssen bei ihren Eltern wohnen bleiben oder Unsummen 
für viel zu kleine WG-Zimmer ausgeben. Dass junge 
Menschen, sei es in Studium oder Ausbildung, sogar im 
Berufsstart bis zu 60 Prozent ihres Einkommens für Miete 
ausgeben, ist leider nicht mehr ungewöhnlich.  
 
Sechstens, die Rente. Ob junge Menschen eine Rente 
bekommen, die zum Leben reicht, steht oftmals – ange-
sichts der aktuellen Diskussion bekommt das ja noch mal 
einen Treibsatz – in den Sternen.  
 

(Zuruf von Torsten Renz, CDU) 
 
Und ob sie das Rentenalter, was die Bundesregierung 
immer höher setzen möchte, dann überhaupt erreichen, 
ist die nächste Frage. 

(Zuruf von Torsten Renz, CDU) 
 
Und als wäre die psychische Belastung nicht sowieso 
schon am Anschlag, wird die psychotherapeutische Ver-
sorgung erst kürzlich mit Honorarkürzungen vor den Kopf 
gestoßen. Das wird unweigerlich dazu führen, dass sich 
das ohnehin schon knappe Angebot für suchende Ju-
gendliche noch weiter verknappen wird, und das in einem 
Bereich, in dem spezialisierte Fachkräfte für Kinder und 
Jugendliche ohnehin schon Mangelware sind und Be-
troffene nach der Akutberatung oft monatelang, teils 
jahrelang – bis zu zwei Jahre, haben wir erfahren – auf 
einen Termin warten müssen, wie uns jüngst Praktiker/-
innen bestätigt haben. Dabei ist es wenig hilfreich, darauf 
zu verweisen, dass es keine Angaben über Wartezeiten 
gibt, weil diese statistisch nicht erfasst werden. Und auch 
der Verweis auf die Terminvergabeservicestellen ist an 
der Stelle nicht hilfreich, wenn die Praxis, die einen freien 
Termin anbietet, hundert Kilometer oder mehr entfernt ist.  
 
Lobenswert an dieser Stelle sei erwähnt und gewürdigt, 
dass 30 Psychotherapeutinnen und -therapeuten in 
Mecklenburg-Vorpommern hälftige Versorgungsaufträge 
abgetreten haben und die Kassenärztliche Vereinigung 
Mecklenburg-Vorpommern diese umgehend vergeben 
hat. Trotzdem oder auch weil nur die wenigen Praxen 
volle Sitze in Anspruch nehmen können, bleibt es dabei, 
dass die Bedarfsplanung insgesamt überarbeitet werden 
muss und die Vergütung wirtschaftlich stimmen muss.  
 
Doch zurück zu den weiteren Rahmenbedingungen, die 
der Bund setzt: Was veranstaltet Bundesmanager Merz 
im Kanzleramt? Am Montag beschwert er sich, dass die 
Jugend zu nichts mehr tauge, faul sei, sich mal zusam-
menreißen und mehr arbeiten solle, am Dienstag spart er 
an Psychotherapie, obwohl die Jugend seit der Pande-
mie verstärkt psychische Probleme aufweist, am Mitt-
woch beklagt er sich staatstragend über zunehmenden 
Extremismus, am Donnerstag streicht er dann die Gelder 
für „Demokratie leben!“ zusammen, und am Freitag for-
dert er dann die 70-Stunden-Woche und die Rente ab 70.  
 

(Torsten Renz, CDU: Sie sind am Montag 
gegen alles, am Dienstag gegen alles, 

am Mittwoch gegen alles.) 
 
Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, das kann 
man so doch nicht sich selbst ausdenken. Und damit soll 
es ja noch nicht einmal gewesen sein. In dieser ohnehin 
schon angespannten Situation, in der der Staat sich 
immer weiter aus der Verantwortung zieht, kommt diese 
Bundesregierung um die Ecke und bricht eine völlig 
rückwärtsgewandte Wehrpflichtdebatte vom Zaun.  
 

(Heiterkeit bei Ann Christin von Allwörden, CDU: 
Rückwärtsgewandt, eh!) 

 
Junge Menschen leben seit Jahren im permanenten 
Krisenmodus. Sie bekommen politisch nun auf den De-
ckel, 
 

(Zuruf von Ann Christin von Allwörden, CDU) 
 
und die Antwort lautet, zieh den Helm auf und funktionier 
und tu gefälligst was für dein Land. Das ist an Zynismus 
kaum zu überbieten.  
 

(Zurufe von Ann Christin von Allwörden, CDU, 
und Katy Hoffmeister, CDU) 
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Dazu sagen wir als Linke ganz entschieden Nein! Es 
reicht! In erster Linie steht der Staat in der Verantwortung, 
endlich mal etwas mehr für junge Leute zu tun, und das tut 
diese Bundesregierung schon mal überhaupt nicht.  
 

(Zuruf von Torsten Renz, CDU) 
 
Diese Ignoranz führt in letzter Konsequenz dazu, dass 
junge Menschen das Vertrauen in unsere Demokratie 
verlieren. Auch das belegen Studien. Dass rechtsextre-
me Kräfte bei der Jugend aktuell so stark sind, wundert 
uns als Linke überhaupt nicht. Das ist der traurige, alar-
mierende Ausdruck von Perspektivlosigkeit dieser Gene-
ration. Es ist das Zeugnis einer bankrotten Jugendpolitik 
des Bundes. Wenn laut der Jugendstudie 23 Prozent der 
jungen Menschen ernsthafte Überlegungen anstellen 
auszuwandern, dann muss das auch dem Letzten hier im 
Saal ein Weckruf sein. Diese Politik ist fehlgeleitet und 
wird schwere Folgen haben.  
 
Eine funktionierende Jugendpolitik ist ein knallharter 
Standortfaktor. Sie sorgt dafür, dass junge Menschen in 
unserem Bundesland bleiben. Abwanderung ist ein ge-
sellschaftliches, aber auch ein massives wirtschaftliches 
Problem. Stattdessen müssen wir Räume schaffen, in de-
nen junge Menschen lernen, konstruktiv mit Belastungen 
umzugehen und Zuversicht für ihren Blick auf die Zukunft 
zu gewinnen. Junge Menschen benötigen verlässliche 
Perspektiven für Arbeit, Wohnen und finanzielle Sicher-
heit. Ihnen diese verlässlichen Perspektiven zu bieten, ist 
Aufgabe von uns, ist Aufgabe der Politik. Wichtige Voraus-
setzung dafür sind die von jungen Menschen immer wie-
der eingeforderten Beteiligungen bei Krisen und wichtigen 
Entscheidungen sowie die Förderung von mentaler Ge-
sundheitskompetenz in Schule, Ausbildung und Studium.  
 
Sehr geehrte Damen und Herren, das machen wir in 
Mecklenburg-Vorpommern, und darauf können wir mit 
Stolz verweisen. Wir haben das Wahlalter auf 16 Jahre 
abgesenkt und das Kinder- und Jugendbeteiligungs-
gesetz verabschiedet. Wir geben den jungen Menschen 
endlich echte Mitsprache. Und im vergangenen Doppel-
haushalt konnten wir trotz Haushaltsdefiziten dafür sorgen, 
dass der Landesjugendplan und die politische Bildung stark 
aufgestockt wurden. Und darauf sind wir Linke stolz.  
 
Dennoch müssen wir ehrlich sein, das ist ein Tropfen auf 
den heißen Stein, wenn der Bund gleichzeitig den gesell-
schaftlichen Geldhahn zudreht. Wir müssen endlich auf-
hören, so zu tun, als sei in diesem reichen Land kein 
Geld da, um in die jungen Menschen zu investieren. Die 
Bundesregierung hat kein Ausgabenproblem, sie hat ein 
massives, ein ideologisch getriebenes Einnahmeprob-
lem. Es fehlt in Berlin schlicht der Mut zu einer gerechten 
Vermögens- und Steuerpolitik. Während durch Krisen die 
Lebenslagen der jungen Menschen massiv psychisch 
belastet werden,  
 

(Am Rednerpult leuchtet die rote Lampe.) 
 
psychische Erkrankungen – ich komme zum Schluss – 
bei Kindern und Jugendlichen zunehmen, verzeichnen 
die reichsten ein Prozent in diesem Land Jahr für Jahr 
obszöne Vermögenszuwächse. Damit muss Schluss sein! 
Gerechtigkeit wird gebraucht. – Vielen Dank für die Auf-
merksamkeit! 
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen 
der SPD und Die Linke) 

Vizepräsidentin Elke-Annette Schmidt: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter! 
 
Ihre Redezeit war abgelaufen, der Abgeordnete Herr 
Renz hat, glaube ich, noch eine Zwischenfrage stellen 
wollen. Würden Sie sie noch zulassen? 
 
Torsten Koplin, Die Linke: Ja. 
 
Vizepräsidentin Elke-Annette Schmidt: Bitte schön! 
 
Torsten Renz, CDU: Danke fürs Wort! Danke für die 
Gelegenheit, eine Zwischenfrage zu diesem Thema zu 
Ihren Ausführungen zu stellen! 
 
Ich möchte Sie konfrontieren mit dem Antrag auf Ihrem 
Parteitag, der genau in dieses Thema hineinpasst. Der 
Beschluss lautet wie folgt – ich bitte Sie anschließend um 
Stellungnahme –: „Unabhängig davon, ob unsere Partei 
nach den Landtagswahlen in Mecklenburg-Vorpommern 
am 20.09.26 in der Opposition oder in der Regierung sein 
wird, die Linke MV wird nicht erneut, wie zweimal in der 
laufenden Legislaturperiode, gegen Parteibeschlüsse und 
Parteiprogrammatik verstoßen. Begründung: Sowohl die 
Zustimmung der Linken MV im Bundesrat im Frühjahr 25 
zum Bundesfinanzpaket, Schuldenbremse und Wahn-
sinnsaufrüstung als auch die Entscheidung in 26 für die 
militärische Unterstützung und Waffenlieferungen an die 
Ukraine haben gezeigt, welche Sprengkraft Regierungs-
beteiligung mit sich bringen wird. Das sind faule Kom-
promisse.“ Alles andere lasse ich mal außen vor.  
 
Vizepräsidentin Elke-Annette Schmidt: Eine Frage!  
 
Torsten Renz, CDU: Ihre Ministerinnen Oldenburg und 
Bernhardt werden sozusagen auf dem Parteitag öffent-
lich gebrandmarkt. 
 
Vizepräsidentin Elke-Annette Schmidt: Eine Frage 
bitte! 
 
Torsten Renz, CDU: Wie stehen Sie zu diesen Anträgen? 
 

(Unruhe vonseiten der Fraktion Die Linke) 
 
Torsten Koplin, Die Linke: Also … 
 
Vizepräsidentin Elke-Annette Schmidt: Ja, bitte schön!  
 
Torsten Koplin, Die Linke: Frau Präsidentin! Sehr geehr-
te Damen und Herren! „Zukunft unter Druck – Gesund-
heit junger Menschen“, dazu habe ich gesprochen. 
 

(Beifall Thomas Krüger, SPD) 
 
Ich kann den Zusammenhang nicht herstellen. Ansons-
ten darf ich Ihnen sagen – ist mir auch gerade noch mal 
zugerufen worden, vielen Dank! –, der Antrag hat gar 
keine Mehrheit bekommen. Ich weiß jetzt gar nicht, was 
Sie von mir wollen. – Vielen Dank!  
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen 
der SPD und Die Linke) 

 
Vizepräsidentin Elke-Annette Schmidt: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter!  
 

(Unruhe vonseiten der Fraktionen 
der CDU und Die Linke) 
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Für das Sozialministerium hat ums Wort gebeten, für die 
Landesregierung hat ums Wort gebeten die Sozialminis-
terin Stefanie Drese. 
 
Ministerin Stefanie Drese: Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin! Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete! Der 
Titel der heutigen Aussprache „Zukunft unter Druck – Raus 
aus dem Dauerkrisenmodus“ beschreibt – natürlich etwas 
zugespitzt – die Lebensrealität vieler junger Menschen in 
Deutschland und Mecklenburg-Vorpommern treffend. Die 
Nachwirkungen der Pandemie, globale Unsicherheiten 
mit allen innen- und verteidigungspolitischen Auswirkun-
gen und der enorme Leistungsdruck im digitalen Zeitalter 
hinterlassen ihre Spuren. Viele Resilienzreserven unserer 
Jugendlichen sind aufgebraucht, und das wird oft nicht 
genügend beachtet. Deshalb bin ich der Linksfraktion dank-
bar, dieses Thema hier im Landtag aufgesetzt zu haben.  
 
Ich finde es besonders besorgniserregend, dass sich 
psychische Belastungen bei vielen Jugendlichen längst 
nicht mehr als vorübergehende Ausnahmeerscheinung 
zeigen, sondern zunehmend den Alltag prägen. Gefühle 
von Überforderung, Einsamkeit, Zukunftsängste und 
digitale Dauerpräsenz oder der ständige Druck, Erwar-
tungen gerecht werden zu müssen, belasten viele junge 
Menschen erheblich. Deshalb ist es unsere gemeinsame 
Verantwortung, psychische Gesundheit genauso ernst 
zu nehmen wie körperliche Gesundheit, durch nied-
rigschwellige Hilfsangebote, verlässliche Ansprechpart-
ner und eine Kultur des Hinsehens. Junge Menschen 
brauchen die Gewissheit, dass sie mit ihren Sorgen nicht 
allein sind und – das sage ich ganz deutlich – dass sie 
auch ernst genommen werden.  
 
Als Landesregierung machen wir genau das und sind da-
bei, dieser Entwicklung entgegenzuwirken. So haben wir 
Ende 2025 nach mehrjährigem Diskussionsprozess und 
unter breiter Beteiligung vieler Akteure im Gesundheits-
bereich unsere Landesstrategie Gesundheitsförderung 
und Prävention verabschiedet. Das ist nicht nur bedruck-
tes Papier, sondern das ist unser bisher größtes Präven-
tionsprogramm, das wir dank eines Landtagsbeschlusses 
mit 4 Millionen Euro finanziell unterstützen. In dieser 
Landesstrategie ist das Thema „Psychische Gesundheit“ 
eines von vier zentralen Säulen mit Qualitätskriterien, 
Qualifizierung von Fachkräften und Multiplikatoren und 
mit Empfehlungen und erprobten Maßnahmen im The-
menfeld. Damit greifen wir die von mir anfangs skizzierte 
Entwicklung auf und zeigen, wie wichtig uns das psychi-
sche Wohlbefinden von Kindern und Jugendlichen ist.  
 
Hinzu kommt – dies beweist die heutige Aussprache –, 
dass das Bewusstsein für die psychische Gesundheit in 
der Gesellschaft wächst. Belastungen werden offener 
angesprochen, Hilfsangebote sichtbarer und mentale 
Gesundheit stärker enttabuisiert. Das ist gut so! Dadurch 
werden neue Möglichkeiten geschaffen, um junge Men-
schen frühzeitig zu unterstützen und ihnen den Zugang 
zu Hilfen zu erleichtern. Wenn wir also über die psychi-
sche Gesundheit junger Menschen sprechen, dürfen wir 
nicht erst bei den Teenagern ansetzen, schon allein, weil 
früh auftretende Probleme sich sonst schnell verfestigen, 
stattdessen können wir stolz darauf sein, dass wir mitt-
lerweile Angebote im Bereich der psychischen Gesund-
heit und Prävention haben, die das frühe Aufwachsen, 
die Kindheit und die Jugend umfassen.  
 
Von Anfang an gibt es bei uns im Land etwa mit den 
„Frühen Hilfen“ Unterstützung für Familien mit besonde-

ren Belastungen. Ziel ist es, das Familienleben früh zu 
stabilisieren für ein gesundes Aufwachsen und eine ge-
sunde Entwicklung bis zum dritten Lebensjahr. Familien-
hebammen, Familien-Gesundheits- und Kinderkranken-
pfleger helfen außerdem dabei, eine sichere Bindung zu 
fördern, also das wichtigste Fundament für die psychi-
sche Widerstandskraft eines Kindes. In den Jahren da-
rauf greift die landesweite Bildungskonzeption für 0- bis 
10-Jährige. Dort unterstützen wir gezielt pädagogische 
Fachkräfte dabei, die sozial-emotionalen Kompetenzen 
der Kleinsten zu stärken, damit sie frühzeitig lernen, mit 
eigenen Gefühlen und sozialen Konflikten gesund um-
zugehen. Und unser Landesprogramm „Gute Gesunde 
Schule“ schafft ein Klima, in dem individuelle Stärken 
gefördert, in dem Schülerinnen und Schüler gesehen, 
gefördert und unterstützt werden. 
 
Das sind alles Möglichkeiten, um früh die richtigen Grund-
pfeiler zu stärken, aber Jugendliche sollen auch klischeefrei 
an psychische Krisen und Erkrankungen herangeführt 
werden, sollen lernen, wie diese aussehen und dass 
diese keine Schwächen sind, und verstehen, dass es 
Hilfe gibt. Dafür gibt es Kampagnen „Verrückt? Na und!“, 
dessen Expertinnen und Experten landesweit Schülerin-
nen und Schüler ab der 8. Klassenstufe besuchen und von 
ihren eigenen Erfahrungen mit psychischen Erkrankungen 
erzählen. Sie beantworten die Fragen der Schülerinnen 
und Schüler, geben ihnen Präventionsstrategien an die 
Hand, vermitteln einen konstruktiven Umgang mit Belas-
tungen oder Problemen und fungieren oft als Türöffner für 
Unterstützungsangebote. Denn anders als Erwachsene 
wissen gerade junge Menschen oft nicht, an wen sie sich 
mit ihren Sorgen wenden können. Die Expertinnen und 
Experten können sie dabei unterstützen und mit ihren eige-
nen Erfahrungen zugleich Sorgen vor möglichen Stigma-
tisierungen nehmen. Und unser Projekt „Prävention und 
Früherkennung bei Kindern und Jugendlichen“ des Landes-
verbandes Sozialpsychiatrie sorgt seit 2022 dafür, dass 
Fachkräfte mit einem Konzept für die Früherkennung und 
Frühintervention von psychischen Erkrankungen von Kin-
dern und Jugendlichen und jungen Erwachsenen ausge-
stattet sind für schnelle Hilfe, wenn es darauf ankommt.  
 
Wer vielleicht nicht selbst erkrankt ist, aber von psychi-
schen Erkrankungen betroffener Elternteile aufwächst, 
hat im jungen Alter außerdem Zugang zu einem beson-
deren Hilfsangebot, zur KipsFam-Landesfachstelle und 
acht KipsFam-Regionalstellen. Uns ist gelungen – und 
das war mir ein besonderes Anliegen –, erstmals Kinder 
in den Blick zu nehmen, deren Eltern mit Sucht- oder 
psychischen Problemen zu kämpfen haben. Die Hilfs-
kette endet nun nicht mehr, wenn die Eltern zum Beispiel 
Therapieangebote annehmen, stattdessen wird ihren 
Kindern dabei geholfen, mit dem Erlebten umzugehen, 
und sie werden dabei unterstützt, später nicht selbst in 
Abhängigkeit zu rutschen. Dafür arbeiten Gesundheits-
förderung, Prävention, Psychiatrie, Jugend- und Sucht-
hilfe eng zusammen. Ein wirklich tolles Hilfsangebot! 
 
Und wenn es dann in die Phase des Erwachsenwerdens 
geht, in der der digitale Druck steigt, indem nicht nur 
Nachrichten über Kriege und Klimakrisen auf den Han-
dybildschirmen laufen, sondern sie beim Scrollen auf 
Social Media immerzu das scheinbar perfekte Leben 
der anderen sehen, in denen sie Hunderte digitale Kon-
takte pflegen und sich trotzdem allein fühlen, indem sie 
mit Gewalt und Pornografie konfrontiert werden, da wol-
len wir mit dem neuen Projekt auch auf diese Gefah-
ren aufmerksam machen, mit der Wanderausstellung 
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BE.LIKE.ME., für die wir als Land Mittel in Höhe von 
120.000 Euro zur Verfügung gestellt haben. Sie soll die 
Zielgruppe der 13- bis 28-Jährigen für die Risiken sozia-
ler Medien sensibilisieren, für ihre isolierenden Sucht-
potenziale und die oftmals auch problematische Darstel-
lung psychischer Erkrankungen.  
 
Dass auch die gerade erwähnte Einsamkeit zunehmend 
zu depressiven Tendenzen und Rückzug bei Jugendli-
chen führt, wird immer präsenter. So gaben in unserem 
aktuellen Kinder- und Jugendgutachten 60 Prozent der 
befragten jungen Menschen zwischen 16 und 30 Jahren 
in Mecklenburg-Vorpommern an, sich emotional einsam 
zu fühlen. Das sehen wir als klaren Auftrag, unseren 
„Runden Tisch gegen Einsamkeit im Alter“ im Fokus 
auszuweiten, etwa mit unserer bevorstehenden Fach-
tagung „Gemeinsam statt einsam“ am 19. Juni, bei der 
auch junge Menschen im Fokus stehen sollen. Ziel ist es, 
über Ressortgrenzen hinweg konkrete Unterstützungs-
möglichkeiten zu entwickeln und unter anderem das 
Spannungsfeld zwischen Einsamkeit und digitaler Welt 
und die Entstehung von Einsamkeit als Aspekt mentaler 
Gesundheit zu beleuchten.  
 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, mentale Gesundheit ist 
ein facettenreiches Dauerthema und eines, dem wir auch 
in den kommenden Jahren viel Aufmerksamkeit schen-
ken müssen, denn jeder verdient es, gesund aufzuwach-
sen – körperlich und psychisch. Ich bin deshalb dankbar 
für die heutige Aussprache und die damit verbundene 
Herstellung von Öffentlichkeit. Ich habe zum Abschluss 
eine große Bitte an Sie alle als Multiplikatoren: Haben 
Sie ein offenes Ohr für psychische Probleme! Tragen Sie 
die vielen Hilfsangebote und Unterstützungsmaßnahmen 
ins Land, denn der erste Schritt besteht immer darin, zu 
wissen, dass es solche Angebote gibt, und diese dann 
auch in Anspruch zu nehmen! – Vielen Dank! 
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen 
der SPD und Die Linke) 

 
Vizepräsidentin Elke-Annette Schmidt: Vielen Dank, 
Frau Ministerin! 
 
Die Ministerin hat die angemeldete Redezeit um drei 
Minuten überschritten.  
 
Für die Fraktion der AfD hat das Wort der Abgeordnete 
Enrico Schult. 
 
Enrico Schult, AfD: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr 
geehrte Kolleginnen! Sehr geehrte Kollegen! Ich bin 
Ihnen dankbar für die Aufsetzung dieser Aussprache, 
denn die Ministerin führte korrekt aus, dass die psychi-
schen Erkrankungen wirklich ein Problem darstellen 
hier in Mecklenburg-Vorpommern, aber nicht nur in 
Mecklenburg-Vorpommern, sondern in ganz Deutschland.  
 
Die DAK-Auswertung für MV hat ergeben im Kinder- und 
Jugendreport, dass insbesondere die Depressionen und 
Essstörungen bei jugendlichen Mädchen während der 
Corona-Krise stark angestiegen sind, und, sehr geehrte 
Damen und Herren von den Linken und aber auch Frau 
Ministerin, da haben Sie ziemlich wenig zu gesagt, denn 
das natürlich ist die Ursache vieler Probleme, die wir jetzt 
haben bei den Jugendlichen. Wir haben Schlafstörungen 
bei vielen Jugendlichen, die haben sich fast verdoppelt. 
2010 hatten wir 860 diagnostizierte Schlafstörungen bei 
10- bis 19-Jährigen, 2024 haben wir mehr als 1.650 Fälle, 

also quasi eine Verdoppelung der Zahlen. Wir haben 
auch psychische Erkrankungen, bei jungen Frauen be-
sonders stark angestiegen entsprechend dieser DAK-
Auswertung. Die Fehltage wegen psychischer Erkran-
kungen sind innerhalb von zehn Jahren um 65 Prozent 
gestiegen. Besonders auffällig sei ein Anstieg psychi-
scher Erkrankungen bei jungen Frauen zwischen 15 und 
19 Jahren, da sind die Erkrankungen um 70 Prozent 
gestiegen, sehr geehrte Damen und Herren. 
 
Aber – da möchte ich jetzt noch mal den Fokus drauf 
legen – natürlich liegt die Ursache auch in Ihrer Corona-
Politik. Es gibt es einen kausalen Zusammenhang, denn 
Sie haben die sehr rigide geführt hier in Mecklenburg-
Vorpommern.  
 

(Thomas Krüger, SPD: Und damit Leben 
gerettet. Die wären gestorben. – 

Zuruf von Horst Förster, AfD) 
 
Ich erinnere daran: Schulschließungen und Distanzunter-
richt während der Pandemie. 
 

(Zuruf von Thomas Krüger, SPD) 
 
Herr Krüger und Herr Koplin, es war nicht die konservati-
ve Politik, die jetzt kein Ohr für die Jugendlichen hat, 
sondern es war eine rot-rote Landesregierung, die eine 
restriktive Politik hier befohlen hat, durchgeführt hat, die 
immer – das muss man ganz klar feststellen – 
 

(Zuruf von Thomas Krüger, SPD) 
 
in vielen Bereichen deutlich über das Ziel hinausge-
schossen ist, sehr geehrte Damen und Herren. 
 

(Zuruf von Thomas Krüger, SPD) 
 
Denn wir haben,  
 

(Zuruf von Thomas de Jesus Fernandes, AfD) 
 
denn wir haben in unseren Schulen beispielsweise Lern-
rückstände zu verzeichnen gravierender Art, Einsamkeit, 
erhöhte Angst- und Depressions..., 
 

(Thomas Krüger, SPD: Machen Sie uns 
verantwortlich für das Virus, oder was?!) 

 
Kommen Sie gerne ans Mikro und stellen eine Zwischen-
frage, ich beantworte die gerne!  
 
… erhöhte Angst- und Depressionssymptome und natür-
lich schlechtes psychisches Wohlbefinden.  
 
Und das hab nicht ich mir ausgedacht, Herr Krüger, wir 
hatten vor zwei Tagen den Parlamentarischen Abend der 
Heilberufe. Ich weiß nicht, Sie waren, glaube ich, nicht 
zugegen, aber wahrscheinlich einige Ihrer Kollegen wa-
ren zugegen.  
 

(Thomas de Jesus Fernandes, AfD: 
Nee, war er nicht.) 

 
Ich habe mit zwei Psychotherapeuten am Tisch geses-
sen, und die haben mir genau das bestätigt, wo Sie jetzt 
immer dazwischengequakt haben, die haben mir genau 
das bestätigt, dass das natürlich eine Ursache ist. Jetzt 
läuft er raus, das ist bezeichnend.  
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(Horst Förster, AfD: Das passt ihm 
nicht in den Kram, deshalb geht er.) 

 
Das ist eine Ursache für diese psychischen Erkrankun-
gen, die viele Jugendliche jetzt derzeit haben. Das haben 
zwei Psychotherapeuten gesagt, am Tisch bei mir wäh-
rend des Parlamentarischen Abends. Und ich bin sehr 
dankbar für diese Einordnung dieser Fachfrauen.  
 

(Tilo Gundlack, SPD: Eine!) 
 
Es gab diese soziale Isolation und Kontaktbeschränkung 
während der Pandemie. Es war so, dass Freundeskreise 
weggebrochen sind, Vereinsaktivitäten. Und glauben Sie 
mir, ich bin selber Fußballtrainer und wir mussten die 
Vereinsaktivitäten komplett einstellen.  
 

(Torsten Renz, CDU: Schon lange 
nicht mehr! Sie haben doch schon 

vor ein paar Jahren aufgehört.) 
 
Das hat … 
 
Ich war es, ich war es, Herr Renz. Danke schön für den 
Hinweis! 
 
Aber ich musste es tatsächlich direkt oder wegen der 
Corona-Pandemie einstellen. Da ist der Verein quasi 
auseinandergebrochen.  
 

(Zuruf von Dr. Anna-Konstanze Schröder, SPD) 
 
Die Jugendabteilung ist auseinandergebrochen, weil die 
Kinder sich nicht mehr treffen durften. Und das hängt 
natürlich auch mit Ihrer Politik zusammen,  
 

(Christine Klingohr, SPD: 
Und jetzt? Was machen Sie jetzt?) 

 
mit Ihrer Politik zusammen, die Sie damals angeordnet 
haben.  
 

(Zuruf von Thomas Krüger, SPD) 
 
Aber wir haben auch familiären Stress während der Pan-
demie.  
 

(Unruhe vonseiten der Fraktion der SPD – 
Zurufe von Christine Klingohr, SPD, 

und Thomas Krüger, SPD) 
 
Noch mal das Angebot: Kommen Sie gerne ans Mikro-
fon, Herr Krüger! 
 
Wir haben auch familiären Stress während der Pande-
mie: Homeoffice, Existenzängste.  
 

(Zuruf von Torsten Renz, CDU) 
 
Viele haben Angst gehabt, ob sie sozusagen ihren Le-
bensunterhalt noch bestreiten können, Arbeitslosigkeit, 
beengte Wohnverhältnisse, aber natürlich auch gleichzei-
tige Kinderbetreuung im Homeoffice.  
 

(Thomas Krüger, SPD: 
Und ein Virus, das tödlich war.) 

 
Und ja, ich kann es Ihnen aus dem eigenen Erleben 
schildern, Herr Krüger,  

(Zuruf von Thomas Krüger, SPD) 
 
dass insbesondere unsere Kinder in der Schule ange-
sprochen wurden, die kamen völlig verängstigt nach 
Hause, dass sie ja bloß keinen Kontakt mehr zu ihren 
Großeltern haben sollten, weil, 
 

(Zurufe von Thomas Krüger, SPD, und 
Thomas de Jesus Fernandes, AfD) 

 
weil sie nämlich Angst haben, weil sie Angst haben, weil 
sie Angst haben, dass die Eltern, die Großeltern dann 
sterben könnten. Ich weiß nicht, ob Sie noch so kleine 
Kinder haben, ich habe sie, und es war so schwierig, mit 
den Kindern dieses Gespräch zu führen und ihnen diese 
Angst zu nehmen,  
 

(Zuruf von Anne Shepley, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

 
die irgendwelche Eiferer da draußen den Menschen und 
insbesondere auch den Kindern in den Schulen immer 
wieder vorgetragen haben, sie dürfen bloß keinen Kon-
takt zu ihren Großeltern haben. Das werfe ich Ihnen vor, 
Sie haben diese rigide Politik gemacht. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD) 
 
Und das sind natürlich auch die Ursachen, unter ande-
rem die Ursachen der psychischen Erkrankungen hier in 
Mecklenburg-Vorpommern.  
 

(Thomas Krüger, SPD: 
Wir haben Menschen beschützt. – 

Petra Federau, AfD: Gar nichts haben Sie.) 
 
Und es gab, in der Tat gab es auch Wegfall von Schutz- 
und Hilfesystemen, ... 
 

(Glocke der Vizepräsidentin) 
 
Noch mal das Angebot: Sie können gerne das Mikrofon 
nutzen.  
 
… Wegfall von Schutz- und Hilfesystemen, soziale Kon-
trollinstanz, Orte für Schulsozialarbeit. Die waren natür-
lich auch schwierig, sozusagen, sie aufzufangen.  
 

(Zuruf von Dr. Anna-Konstanze Schröder, SPD) 
 
Und das möchte ich an dieser Stelle, und nicht aus-
schließlich, aber an dieser Stelle möchte ich diesen Fo-
kus auch noch mal auf Ihre Corona-Politik lenken.  
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD) 
 
Nein, ich beantworte jetzt … 
 
Vizepräsidentin Elke-Annette Schmidt: Gestatten … 
 
Enrico Schult, AfD: … keine … 
 
Vizepräsidentin Elke-Annette Schmidt: … Sie eine … 
 
Enrico Schult, AfD: … Zwischenfrage. Im Anschluss 
gerne, im Anschluss gerne. 
 

(Thomas Krüger, SPD: 
Lüg doch nicht!) 
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Im Anschluss gerne, ja. 
 

(Zuruf von Thomas Krüger, SPD) 
 
Bei Ihnen, bei Ihnen gerne, Herr Krüger.  
 

(Zuruf von Thomas Krüger, SPD) 
 
Kommen Sie nach vorne,  
 

(Zuruf von Thomas Krüger, SPD) 
 
dann gehts los!  
 

(Glocke der Vizepräsidentin) 
 
Die Belastung heute – da muss ich der Sozialministerin 
in der Tat auch zustimmen – ist wirklich, dass wir Ge-
sundheit in der Familie, dass sozusagen eben auch der 
gesundheitliche Aspekt viele Menschen umtreibt, wirt-
schaftliche Zukunft, das treibt viele Jugendliche um, der 
Schulabschluss, die Ausbildung, aber natürlich auch die 
Art und Weise, wie wir miteinander umgehen in der 
Schule. Warum haben wir denn so viele Gewaltvorfälle in 
den Schulen? 
 

(Zuruf von Dr. Harald Terpe, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

 
Herr Dr. Terpe, warum haben wir so viele Polizeieinsätze 
in den Schulen? Das ist wirklich ein dramatisches Bild 
unserer Gesellschaft.  
 

(Dr. Harald Terpe, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Auf meiner Schule nicht, das gab es nicht.) 

 
Und das nehmen die Kinder, das nehmen die Jugend-
lichen in der Schule natürlich hautnah auf. Und deshalb 
muss man ganz klar sagen, das wirkt auch auf unsere 
Jugendlichen und auf unsere Schüler.  
 
Und wir haben – und das möchte ich noch mal festhal-
ten – in der Tat natürlich auch die Problematik der sozia-
len Medien, natürlich auch die Problematik, dass sich 
die Kinder nicht mehr treffen, dass sie sozusagen in der 
interaktiven, in der digitalen Welt sich tummeln, irgend-
welche schrägen, 
 

(Dr. Harald Terpe, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Jetzt kommen wir zum Kern der Sache.) 

 
irgendwelchen schrägen Wettbewerbe, die da, die da sozu-
sagen vollführt werden, irgendwelche schrägen Schönheits-
ideale,  
 

(Zuruf von Thomas Krüger, SPD) 
 
schräge Schönheitsideale, überzogene Schönheitsideale, 
wo man sich wirklich fragt, was soll das jetzt.  
 
Und deshalb ist es notwendig – und jetzt komme ich zum 
Schlusspunkt –, dass wir natürlich Hilfsangebote machen, 
aber das muss ich auch noch mal ganz deutlich sagen,  
 

(Dr. Anna-Konstanze Schröder, SPD: Machen 
Sie doch mal einen richtigen Vorschlag!) 

 
dass die Kinder insbesondere, und das ist das Entschei-
dende – Frau Dr. Schröder, ich komme gleich dazu –, 

das Entscheidende, in intakten Elternhäusern sind. Denn 
als Vater und als Mutter bin ich natürlich der erste Rat-
geber für meine Kinder,  
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD) 
 
und ich kann nicht alles dem Staat überantworten, sehr 
geehrte Damen und Herren,  
 

(Unruhe vonseiten der Fraktionen der SPD 
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

 
Und da muss ich unsere Familien, da muss ich unsere 
Elternhäuser in die Pflicht nehmen, als Ratgeber da zu 
sein für schwierige Lebenssituationen.  
 
Deshalb sagen wir als AfD, natürlich das im Auge behal-
ten, das im Fokus behalten, aber bitte, sehr geehrte 
Damen und Herren, der Staat kann nicht alles leisten. 
 
Vizepräsidentin Elke-Annette Schmidt: Herr Schult!  
 
Enrico Schult, AfD: Sie alle haben sich Kinder ange-
schafft, ich auch, und deshalb möchte ich mich selber um 
meine Kinder kümmern.  
 

(Thomas Krüger, SPD: 
Ich hab mir keine angeschafft.) 

 
Vielen Dank! 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD) 
 
Vizepräsidentin Elke-Annette Schmidt: Herr Schult, 
einen kleinen Moment bitte! Sie hatten noch die Frage 
am Ende zugelassen … 
 
Enrico Schult, AfD: Ja, sehr gut! 
 
Vizepräsidentin Elke-Annette Schmidt: … von Herrn 
Dr. Trepsdorf.  
 

(Dr. Daniel Trepsdorf, Die Linke: 
Intervention oder Frage?) 

 
Enrico Schult, AfD: Machen Sie, wie Sie möchten! 
 
Vizepräsidentin Elke-Annette Schmidt: Nein, es war 
eine Frage angezeigt. 
 
Dr. Daniel Trepsdorf, Die Linke: Sehr geehrte Frau 
Präsidentin! 
 
Werter Herr Schult, ich kann nicht umhin, Sie zu fragen, 
dass ich glaube, dass insbesondere durch Ihre Rhetorik 
und die Rhetorik Ihrer Partei der politische Diskurs und 
auch der gesellschaftliche Diskurs hier in Deutschland in 
den letzten zwölf Jahren massiv angeheizt wurden. Da 
frage ich mich natürlich: Wie stehen Sie dazu, dass Sie 
auch mal verbal abrüsten,  
 

(Horst Förster, AfD: 
Das müssen Sie gerade sagen!) 

 
gerade was das Thema „Rassismus, Antisemitismus“ 
angeht oder eben auch, was die Instrumentalisierung der 
Corona-Pandemie angeht?  
 

(Zuruf von Thomas de Jesus Fernandes, AfD) 
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Wenn Sie, wenn Ihr Hauptkandidat Herr Holm fordert,  
 

(Zuruf von Horst Förster, AfD) 
 
er will eine Abschiebepolizei in Mecklenburg-Vorpommern 
einführen, dann habe ich viele Tausend Menschen hier 
in Mecklenburg-Vorpommern, die halt über einen multi-
ethnischen Hintergrund verfügen, seit Jahren hier in 
Mecklenburg-Vorpommern leben und die tatsächlich 
Angst haben, auch psychische Angst haben vor dieser 
Abschiebepolizei, weil Sie unterscheiden … 
 
Vizepräsidentin Elke-Annette Schmidt: Die Frage bitte, 
Herr Trepsdorf!  
 
Dr. Daniel Trepsdorf, Die Linke: … zwischen Passdeut-
schen und Geburtsdeutschen. Das ist, finde ich, ein 
Problem. Wie nehmen Sie diesen Menschen die Angst, 
die in Ihrer Genetik, in Ihrer Partei festgeschrieben zu 
sein scheint? 
 
Enrico Schult, AfD: Vielen Dank, Herr Dr. Trepsdorf!  
 
Ich weiß ja nicht, wo Sie sozusagen Ihre Erkenntnisse 
hergenommen haben, aber all das, was Sie hier vorge-
tragen haben, das weise ich entschieden zurück. Schau-
en Sie sich gerne unser Wahlprogramm an! Da ist es 
niedergeschrieben. Und wir werden Menschen nicht 
gegeneinander ausspielen, wir werden aber – und das 
bleibt so –, wir werden den Rechtsstaat durchsetzen, 
 

(Unruhe vonseiten der Fraktion Die Linke) 
 
und wir werden Menschen, die hier nicht mehr sein dür-
fen,  
 

(Zuruf von Thomas Krüger, SPD) 
 
die werden natürlich wieder nach Hause fahren müssen.  
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD) 
 
Und das ist nicht irgendwie böse, rechte Politik, sondern 
das ist der Rechtsstaat, Herr Dr. Trepsdorf.  
 

(Petra Federau, AfD: Ganz genau!) 
 
Und den haben wir uns nicht ausgedacht, wir finden ihn 
aber gut und halten uns an ihn. 
 

(Zuruf von Jeannine Rösler, Die Linke) 
 
Aber noch mal darauf, noch einmal darauf hinzuwirken, 
wer denn hier sozusagen den Hass schürt oder wer jetzt 
hier gegen bestimmte Bevölkerungsgruppen zu Felde 
zieht: Ich habe das ja Ihre Landtagspräsidentin schon 
mal gefragt, Frau Schmidt, und zwar hatten wir schon 
einmal eine Debatte zum Pride Day, also quasi zum 
CSD. Da ging es darum, CSD, dass Ihre Jugendorgani-
sation Aufkleber hier in Schwerin verteilt hat, [᾿solid], die 
Linksjugend hat Aufkleber verteilt, wo ein brennendes 
Polizeiauto zu sehen war, und da stand dann drauf … 
 
Vizepräsidentin Elke-Annette Schmidt: Herr, Abgeord-
neter, …  
 
Enrico Schult, AfD: … „No Cops at Pride“. 
 
Vizepräsidentin Elke-Annette Schmidt: … die Zeit … 

Enrico Schult, AfD: „No Cops“ …  
 
Vizepräsidentin Elke-Annette Schmidt: … ist um.  
 
Enrico Schult, AfD: Ah, jetzt ist die Zeit abgelaufen, … 
 
Vizepräsidentin Elke-Annette Schmidt: Ja.  
 
Enrico Schult, AfD: … die wurde noch gar nicht ange-
zeigt, ist klar!  
 
„No Cops at Pride“ – und Sie sozusagen … 
 
Vizepräsidentin Elke-Annette Schmidt: Das sehen Sie 
aber. 
 
Enrico Schult, AfD: … wenden sich … 
 
Vizepräsidentin Elke-Annette Schmidt: Ihre Zeit …  
 
Enrico Schult, AfD: … gegen die Polizei. 
 
Vizepräsidentin Elke-Annette Schmidt: … ist um!  
 
Enrico Schult, AfD: Sie sind diejenigen, … 
 
Vizepräsidentin Elke-Annette Schmidt: Herr Schult! 
 
Enrico Schult, AfD: … die Hass und Gewalt hier schü-
ren, nicht die AfD, ... 
 

(Petra Federau, AfD: Aber so was von!) 
 
Vizepräsidentin Elke-Annette Schmidt: Herr Schult! 
 
Enrico Schult, AfD: … Sie und Ihre Jugendorganisation. 
 

(Der Abgeordnete Enrico Schult beendet 
seine Rede bei abgeschaltetem Mikrofon. – 

Beifall vonseiten der Fraktion der AfD – 
Zuruf von Jeannine Rösler, Die Linke – 

Der Abgeordnete Enrico Schult 
wendet sich an das Präsidium.) 

 
Vizepräsidentin Elke-Annette Schmidt: Natürlich!  
 

(Schriftführerin Mandy Pfeifer: 
Doch! Die eine Minute.) 

 
Die eine Minute.  
 

(Der Abgeordnete Enrico Schult 
wendet sich fortgesetzt an das Präsidium. – 

Schriftführerin Mandy Pfeifer: Doch.) 
 
Das zeigt an.  
 

(Der Abgeordnete Enrico Schult 
wendet sich fortgesetzt an das Präsidium.) 

 
Ja, dann ... 
 

(Schriftführerin Mandy Pfeifer: Ja, ich weiß nicht, ob 
die Zwischenfragerunde mit dieser Uhr gekoppelt ist.) 

 
Die zeigt an. 
 

(Schriftführerin Mandy Pfeifer: 
Das zeigt Ihre Redezeit an.) 
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So, vielen Dank, Herr Abgeordneter! 
 

(Zuruf von Schriftführer Stephan J. Reuken) 
 
Deswegen habe ich es ja gesagt.  
 
Für die Fraktion der CDU hat das Wort die Abgeordnete 
Katy Hoffmeister.  
 

(allgemeine Unruhe – 
Glocke der Vizepräsidentin) 

 
Katy Hoffmeister, CDU: Sehr geehrte Frau Präsidentin! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Ich würde gerne noch mal auf den 
Titel unserer Aussprache kommen, der heißt „Zukunft 
unter Druck – Raus aus dem Dauerkrisenmodus – Für 
die psychische Gesundheit junger Menschen“. Zwischen-
zeitlich habe ich gedacht, ich sei an einem verstehenden 
Lesen gescheitert, bin ich aber nicht, und deswegen bin 
ich Ihnen, Frau Ministerin, dankbar, dass Sie uns genau auf 
den Kern der Diskussion noch mal zurückgeführt haben.  
 
Denn, sehr geehrter Herr Kollege Koplin, ich schätze Sie 
als leidenschaftlichen Gesundheitspolitiker sehr, aber zu 
erklären, so unter dem Motto, dass die Ursache für die 
psychische Gesundheitsbeeinträchtigung junger Men-
schen am Bundeskanzler liegen könnte, das bestätigt, 
ehrlich gesagt, keine der Studien, die ich gelesen habe, 
und auch keine, die Sie zitiert haben. Das halte ich für 
völlig absurd, das muss ich an dieser Stelle erst mal 
feststellen wollen.  
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der CDU) 
 
Ich komme gerne zu den Ergebnissen, die festgestellt 
worden sind, und zwar auch zu den Ursachen, nämlich 
einmal zur Studie „Jugend in Deutschland 2026“, und 
würde auch natürlich gerne die Befunde heranziehen zur 
COPSY-Studie, die zusätzlich gezogen worden sind. Und 
da ist ganz klar, dass die Krankheitsbilder nicht einseitige 
Ursachen haben – nämlich nicht, auch wie bei Ihnen 
dargestellt, ausschließlich in der Corona-Pandemie zu 
suchen sind –  
 

(Enrico Schult, AfD: Hab ich auch nicht gesagt.) 
 
und sich ausschließlich in der Debatte darauf zu konzent-
rieren ist. Natürlich sind das auch Zukunfts- und Exis-
tenzsorgen, besonders natürlich auch bei Familien mit 
geringem Einkommen, wenig niederschwellige Angebote 
und fehlende wohnortnahe Angebote, müssen wir in 
diesen Studien lesen, in MV, der Leistungsdruck und 
Probleme beim Übergang von Schule in Ausbildung, 
Beruf und Studium und zusätzlich natürlich mögliche 
familiäre Belastungen.  
 
Eine weitere Ursache – und das ist eine Ursache, um die 
wir uns nämlich aus meiner Sicht ganz besonders küm-
mern müssen, das ist hier angeklungen, aber vielleicht 
noch nicht deutlich genug – ist das Thema Social Media 
und was macht das mit den Kindern und Jugendlichen, 
mit den vermeintlich körperlichen Idealen, die da produ-
ziert werden, mit Cybermobbing und Cybergrooming und 
natürlich mit viel zu langen Bildschirmzeiten. 
 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, gerade in die-
sem Zusammenhang will ich darauf aufmerksam ma-
chen, dass wir hier eine zwingend stärkere Regulierung 

brauchen. Wir fordern daher landesweit verbindliche 
Regeln für ein Handyverbot an allen Schulen sowie die 
Nutzung sozialer Medien erst ab 16 beziehungsweise 13 
mit Zustimmung der Eltern. Unsere Forderung in diesem 
Zusammenhang kennen Sie.  
 

(Beifall Torsten Renz, CDU) 
 
Gerade im Umfeld Schule sehen wir großen Handlungs-
bedarf. Denn ich denke, das ist für uns alle wichtig, dass 
wir in diesem Zusammenhang unsere Kinder und Jugend-
lichen besser schützen.  
 
Auf der Bundesebene wird das Thema bekanntlich disku-
tiert. Eine Expertenkommission erarbeitet gegenwärtig 
Handlungsempfehlungen, die Grundlagen für einen Ge-
setzentwurf werden sollen. Zudem widmet sich die Bun-
desregierung grundsätzlich dem Thema der psychischen 
Gesundheit von Kindern und Jugendlichen. Mit dem 
Programm „Mental Health Coaches“ werden zusätzliche 
Fachkräfte an Schulen gefördert. Das Programm „Wir 
zusammen – SOS-Mental Health Peers“ verfolgt Peer-
to-Peer-Ansätze, Jugendliche unterstützen Jugendliche. 
Und es gibt weitere bundesweite Nummern gegen den 
Kummer und eine JugendNotmail, eine Onlineberatung 
per Mail, App und Chat. Weiterhin gibt es die Erarbeitung 
einer Strategie „Mentale Gesundheit für junge Men-
schen“, die geplant ist.  
 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, und trotz die-
ser Maßnahmen haben wir ein zentrales Problem, näm-
lich vor allem die Wartezeiten auf einen psychotherapeu-
tischen Behandlungsplatz, die sind deutlich zu lang.  
 

(Beifall Hannes Damm, fraktionslos) 
 
Und Sie haben recht, Herr Koplin, wir wissen die Zeiten 
nicht im Kern, weil wir sie ja am Ende auch nicht genau-
so erheben können, wie wir uns das wünschen würden, 
damit man wenigstens mal Maß und Mitte verstehen 
kann, aber wir gehen davon aus, dass vor sechs Mona-
ten ein Therapie- und Behandlungsplatz selten in An-
spruch genommen werden kann. Und diese Zeitspanne 
ist natürlich viel zu lang. Und deswegen hoffen wir da-
rauf, dass eine zeitnahe gesonderte Bedarfsplanung für 
Kinder- und Jugendpsychotherapeuten endlich kommt.  
 

(Beifall Anne Shepley, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 

und Hannes Damm, fraktionslos) 
 
Denn das ist etwas, was uns im Kern weiterhelfen wird. 
Das ist eine wesentliche Grundlage für zusätzliche Nie-
derlassungsmöglichkeiten und um auch Wartezeiten zu 
verkürzen. 
 
Doch auch im Land haben wir Stellhebel. Es könnten 
beispielsweise die Hochschulambulanzen ausgebaut 
werden aus unserer Sicht, an den beiden Universitäts-
medizinen insbesondere. Die fachärztliche Weiterbildung 
könnte ergänzt werden durch Fördermittel des Landes, um 
auch hier die Weiterbildung zu stärken. Verbundweiter-
bildungen könnten deutlich gestärkt werden, und man 
könnte natürlich im Rahmen der sektorenübergreifenden 
Versorgung tatsächlich die kinder- und jugendpsychiatri-
schen Institutsambulanzen weiter öffnen. 
 
Vizepräsidentin Elke-Annette Schmidt: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage, Frau Abgeordnete? 
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Katy Hoffmeister, CDU: Selbstverständlich. 
 
Vizepräsidentin Elke-Annette Schmidt: Bitte schön, 
Herr Dr. Trepsdorf! 
 
Dr. Daniel Trepsdorf, Die Linke: Vielen Dank für das 
Zulassen der Zwischenfrage, werte Frau Kollegin! Werte 
Frau Präsidentin!  
 
Nun erlebe ich das fast jede Woche, meine Frau hat eine 
psychotherapeutische Praxis hier in Schwerin, und da ist 
es tatsächlich so, dass es in der Landeshauptstadt schon 
so ist, dass man, wenn man nicht gerade suizidal ist, 
über neun Monate wartet, um einen Therapieplatz zu 
bekommen. Und da ist die große Herausforderung, dass 
man nicht mal scharf nach Behandlungslogik einen sys-
temischen oder einen psychodynamischen oder einen 
analytischen psychotherapeutischen Platz bekommt, das 
heißt, es kommt auch noch zum Fehlmatching, weil die 
Patientinnen und Patienten natürlich so herausfordernd 
sind, dass sie erst mal nehmen, was sie kriegen können, 
obwohl möglicherweise die Behandlung gar nicht zu 
ihnen passt. 
 
Deswegen frage ich Sie konkret, wie Sie konkret ein-
wirken können auf die Bundesregierung, auch hier aus 
Mecklenburg-Vorpommern, das die Petition, die gerade 
im Petitionsausschuss läuft, der Psychotherapeutinnen 
und -therapeuten, und die innerhalb von wenigen Wo-
chen über 250.000 Bürgerinnen und Bürger gezeichnet 
haben, um das Thema nach vorn zu bringen und da 
schnellstmöglich eine Lösung zu entwickeln. – Vielen 
Dank! 
 
Katy Hoffmeister, CDU: Vielen Dank, Herr Kollege 
Dr. Trepsdorf! 
 
Also das Thema ist, glaube ich, an uns alle herangetra-
gen worden, auch jetzt beim Parlamentarischen Abend 
der Allianz der Heilberufe, und wir sind alle angeschrie-
ben worden in diesem Zusammenhang. Und Sie können 
sich darauf verlassen, wir haben das Thema übrigens 
angemeldet für den Sozialausschuss, den nächsten, um 
das da gemeinsam noch zu diskutieren. Ich habe das 
natürlich auch mit der Kollegin Simone Borchardt, die im 
Bundestag für uns die gesundheitspolitische Sprecherin 
der Bundestagsfraktion ist, schon noch mal allokiert, und 
ich glaube, da werden wir im Zusammenhang gemein-
sam darauf hinwirken, dass uns hier jedenfalls keine 
Kapazität verloren geht durch die Streichaktionen, die da 
im Moment geplant sind. 
 

(Präsidentin Birgit Hesse 
übernimmt den Vorsitz.) 

 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich würde 
gerne zum Schluss meiner Rede kommen und noch 
einmal ganz kurz darauf hinweisen, dass wir uns, glaube 
ich, dieses Themas sehr intensiv annehmen müssen, 
insgesamt, und zwar nicht nur im Rahmen der Vorschlä-
ge, die ich ganz kurz skizziert habe, sondern dass hier 
weitere Hilfsmaßnahmen geboten sind und ich mich 
darüber freuen würde, wenn wir das vor allem in der 
nächsten Legislatur noch mal etwas intensivieren wür-
den, weil uns jetzt leider keine Zeit mehr dazu bleiben 
wird, wenn wir uns auch im Sozialausschuss damit be-
schäftigen würden. – Ich danke Ihnen ganz herzlich. 
 

(Beifall Torsten Renz, CDU) 

Präsidentin Birgit Hesse: Vielen Dank, Frau Abgeord-
nete! 
 
Das Wort hat jetzt für die Fraktion der SPD Frau Klingohr. 
 
Christine Klingohr, SPD: Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Wir stehen 
für ein Mecklenburg-Vorpommern, in dem alle Menschen 
gut und gerne leben, unabhängig von Herkunft, Wohnort 
oder Einkommen. Und besonders für Kinder und Jugend-
liche tragen wir eine erhöhte gesellschaftliche Verantwor-
tung. Nicht umsonst hat sich das Land Mecklenburg-
Vorpommern Gesundheitsziele auch speziell für die Le-
bensphase „Gesund aufwachsen“ gegeben. Eine der 
Maßnahmen dieser Ziele lautet: Sicherstellung kontinu-
ierlich verfügbarer, landesweiter Angebote zur Förderung 
der psychischen Gesundheit und Entwicklungsförderung.  
 
Und ich will noch mal neben den herausfordernden Sor-
gen, die wir alle bei diesem Thema haben, auch noch 
mal darüber berichten, was wir unternommen haben in 
den letzten Monaten und Jahren, um dieses Ziel zu ver-
wirklichen. Wir haben eine Landesfachstelle für Kinder 
aus psychisch und/oder suchtbelasteten Familien einge-
richtet. Die Landesfachstelle ist die zentrale Anlaufstelle 
im Land Mecklenburg-Vorpommern, wenn es um Kinder 
aus psychisch- und/oder suchtbelasteten Familien geht. 
Alle Initiativen, Bemühungen, Aktionen und Ideen in 
unserem Bundesland sollen unter einem Dach erfasst, 
gebündelt und zusammengeführt werden. Durch genau 
diese Initiative erhalten Kinder und Jugendliche Unter-
stützung, deren Eltern mit Sucht oder psychischer Er-
krankung konfrontiert sind. In jedem Landkreis bezie-
hungsweise in jeder kreisfreien Stadt besteht nun eine 
regionale KipsFam-Stelle. 
 
Zudem werden im Rahmen eines Modellprojektes ins-
gesamt 16 Kinder- und Familienzentren, sogenannte 
KiFaZe, sowie eine Landesfachstelle aus- beziehungs-
weise neu aufgebaut. Die Zentren sollen als vertrauens-
volle Anlaufstelle vor allem Eltern, werdenden Eltern und 
Angehörigen in schwierigen Lebenssituationen offenstehen. 
Die KiFaZe sollen vornehmlich an Kindertagesstätten und 
bereits bestehenden Einrichtungen für Familien ange-
bunden werden. Ziel dieses Projektes ist es, Menschen 
auf einem unbürokratischen und einfachen Weg zu er-
reichen. Die sozialpädagogischen Fachkräfte sollen ge-
meinsam mit den Familien nach passenden Unterstüt-
zungsmöglichkeiten suchen. Die Kinder- und Familien-
zentren sollen in jedem Landkreis und den kreisfreien 
Städten entstehen und bereits bestehende Unterstüt-
zungsstrukturen wie das Frühe-Hilfen-Netzwerk ergän-
zen. Damit haben wir elementare Strukturen aufgebaut, 
damit allen Kindern ein guter Start ins Leben geebnet 
werden kann und alle Kinder, unabhängig von ihrer Her-
kunft und dem Einkommen ihrer Eltern, eine Chance auf 
gerechte Teilhabe und Chancengleichheit haben. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen 
der SPD und Die Linke) 

 
Mentale und psychische Gesundheit, Lebenszufriedenheit, 
Gemeinschaftsgefühl und soziale Teilhabe spielen hierfür 
eine zentrale Rolle. Dazu gehören stabile und verläss-
liche gesellschaftliche Rahmenbedingungen. Daher set-
zen wir uns für gute Bildung, gute Löhne, stabile Renten, 
gute soziale und gesundheitliche Absicherung und für ein 
soziales und solidarisches Miteinander ein. Besonders 
die Lebenswelt von Jugendlichen wird davon bestimmt, 
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ob Strukturen und Angebote geschaffen werden, die 
allen zugutekommen.  
 
Daher haben wir auch in dieser Wahlperiode unsere 
Enquete-Kommission „Jung sein in MV“ eingerichtet. Ihr 
Ziel war und ist es, der Politik aufzuzeigen, was junge 
Menschen benötigen, um die besten Chancen für ihre 
Zukunft zu erhalten. Ein besonderer Schwerpunkt liegt 
dabei auf der Einbindung von Kindern und Jugendlichen 
selbst. Durch verschiedene Beteiligungsformate fließen 
ihre Ideen, Anregungen und Sorgen direkt in die Arbeit 
der Kommission ein. Die Enquete-Kommission hat das 
Deutsche Jugendinstitut beauftragt, ein Gutachten über 
kinder- und jugendgerechte Lebensräume in MV zu erar-
beiten. Das Gutachten beschäftigt sich umfassend und 
ausdrücklich auch mit der psychischen Gesundheit junger 
Menschen in unserem Bundesland. Aufbauend auf dieser 
wissenschaftlichen Betrachtung und in Kombination mit 
den Stellungnahmen junger Menschen wurden und wer-
den diese weiterentwickelt. Die Enquete-Kommission 
entwickelt Handlungsempfehlungen, unter anderem zu 
dem Themenkomplex „Gesundes und sicheres Aufwach-
sen“. Die Ergebnisse werden wir dann natürlich gemein-
sam auswerten und zur Grundlage unserer weiteren 
jugendpolitischen Arbeit machen. 
 
Aktuell sehen wir vor allem den dringenden Bedarf, phy-
sische und psychische Gesundheit bereits präventiv zu 
stärken. Daher haben wir 4 Millionen Euro, nämlich das 
größte Präventionsprogramm unseres Landes, aufgelegt, 
das es in unserem Land jemals gab. Teil dieses Pro-
gramms ist die Schaffung auch von Begegnungsorten. 
Gerade junge Menschen brauchen verlässliche Orte für 
Begegnung, Freizeit und Beteiligung, an denen Gemein-
schaft entstehen und gelebt werden kann. Durch diese 
Begegnungsorte, auch Dritte Orte genannt, kann auch 
Einsamkeit vorgebeugt werden und Jugendlichen kann 
ein Gefühl von Zugehörigkeit und Verbundenheit vermit-
telt werden. Wir setzen uns für die Stärkung und Neu-
schaffung von Jugendklubs, soziokulturellen Zentren und 
sogenannten Dritten Orten, wie ich sie eben beschrieben 
habe, ein, sprich offene Räume zwischen Schule, Arbeit 
und Zuhause. Gerade im ländlichen Raum müssen sol-
che Treffpunkte gesichert und ausgebaut werden.  
 
Ein sehr wichtiger Teil, der heute hier noch nicht ange-
sprochen worden ist, ist in diesem Zusammenhang der 
Sport. Im Jahr 2025 zählten die Sportvereine in MV zum 
ersten Mal mehr als 300.000 Mitglieder. Das zeigt, dass 
die Voraussetzungen dafür stimmen, dass ein vielfältiges 
Sportangebot in MV erreichbar ist und die Sportvereine 
stetig wachsen. 
 
Mit Blick auf die psychische Gesundheit von Kindern und 
Jugendlichen sehen wir auch natürlich dringenden Hand-
lungsbedarf für einen wirksamen Jugendschutz im digita-
len Raum. Wir unterstützen ein verbindliches Mindest-
alter von 14 Jahren für die Nutzung von sozialen Medien, 
flankiert durch eine verpflichtende und wirksame Alters-
verifikation. Für Jugendliche unter 16 Jahren müssen 
verpflichtende Schutzstandards gelten. Digitale Plattfor-
men müssen verbindlich verpflichtet werden, kinder- und 
jugendgerechte Angebote bereitzustellen. Was offline im 
Jugendschutz selbstverständlich ist, muss auch online 
gelten. So, wie wir Kinder und Jugendliche offline vor 
Alkohol, Glücksspiel, Extremismus und Gewaltverherrli-
chung schützen, muss dies auch online unser Anspruch 
sein. Regulierung alleine reicht jedoch nicht aus. Medi-
enkompetenz ist eine zentrale Zukunftskompetenz und 

Voraussetzung für demokratische Teilhabe und sollte 
daher gestärkt werden. 
 
Und auch in der jetzigen Koalition auf Bundesebene ist 
die Stärkung der mentalen Gesundheit von Kindern und 
Jugendlichen eines der vordringlichsten Ziele. Und wir 
können das alles heute hin und her betrachten, auf jeden 
Fall haben wir im Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU 
und SPD uns darauf verständigt, eine Strategie „Mentale 
Gesundheit für junge Menschen“ neu zu verankern. Der 
Bund beabsichtigt, Maßnahmen zur Unterstützung von 
Kindern psychisch- oder suchtkranker Eltern in der Stra-
tegie zu berücksichtigen. 
 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich habe Ihnen nun eine 
Vielzahl von Präventionsmaßnahmen und Unterstüt-
zungsstrukturen vorgestellt, die wir hier in Mecklenburg-
Vorpommern aufgebaut und gestärkt haben. Zudem 
bedarf es aber natürlich auch guter Versorgungsstruktu-
ren bei psychischer Belastung und bei psychischer Er-
krankung. Natürlich haben auch wir Post bekommen und 
auch wir als Fraktion waren beim Parlamentarischen 
Abend der Allianz der Heilberufe. Wir wurden vielfach 
von Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten kon-
taktiert, die die aktuellen Entwicklungen mit Blick auf die 
Vergütung psychotherapeutischer Leistungen kritisieren 
und sich Sorgen um die Versorgungsstrukturen machen.  
 
Hinsichtlich der geplanten Spar- und Reformmaßnahmen 
zur Stabilisierung der Ausgaben in der gesetzlichen 
Krankenversicherung teile ich diese Sorgen. Aus unserer 
Sicht dürfen diese Maßnahmen keine Verschlechterung 
für die Versorgung der Menschen nach sich ziehen, die 
auf Hilfe und Unterstützung angewiesen sind. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen 
der SPD und Die Linke) 

 
Wir setzen uns nachdrücklich dafür ein, dass Reformen 
so umgesetzt werden, dass sie unseren Sozialstaat stär-
ken, anstatt ihn zu schwächen. Trotz und gerade wegen 
dieser Herausforderungen haben wir in dieser Wahlperi-
ode hier in Mecklenburg-Vorpommern einige echte Mei-
lensteine erreicht, was die Stärkung von Unterstützungs-
strukturen von Kindern und Jugendlichen betrifft. Wir sind 
offensichtlich noch lange nicht am Ziel, aber auf dem 
richtigen Weg. – Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit! 
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen 
der SPD und Die Linke) 

 
Präsidentin Birgit Hesse: Vielen Dank, Frau Abgeord-
nete! 
 
Bevor ich die nächste Rednerin aufrufe, begrüße ich 
recht herzlich auf der Besuchertribüne Bürgerinnen und 
Bürger der Mecklenburgischen Seenplatte. Herzlich will-
kommen! Schön, dass Sie bei uns im Landtag sind! 
 
Ich rufe auf für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Frau Shepley. 
 
Anne Shepley, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Sehr geehr-
te Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Meine Fraktion und ich sind etwas irritiert über diese 
Aussprache, nicht wegen des Themas, ganz im Gegen-
teil. Die psychische Gesundheit junger Menschen gehört 
zu den drängendsten Herausforderungen unserer Zeit. 
Aktuelle Studien zeigen, Jugendliche und junge Erwach-
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sene sind besonders häufig von psychologischen Be-
lastungen betroffen. Depressionen und Angststörungen 
nehmen zu, und viele junge Menschen erleben ihren Alltag 
unter einem enormen Druck. Allein in Mecklenburg-
Vorpommern ist die Zahl diagnostizierter Depressionen 
bei jungen Menschen zwischen 2018 und 2023 um rund 
42 Prozent gestiegen, von 4.260 auf ungefähr 6.000 Fälle. 
Bei Mädchen zwischen 15 und 17 Jahren haben sich 
behandelte Angststörungen seit 2019 nahezu verdoppelt. 
Das Thema ist also wichtig, die Frage ist nur: Warum 
führen wir diese Debatte heute noch einmal? 
 
Die Linke hat die Enquete-Kommission „Jung sein in MV“ 
maßgeblich mit angestoßen, und wir haben dort vier 
Jahre lang gemeinsam gearbeitet, diskutiert, zugehört 
und Handlungsempfehlungen entwickelt. Erst vergange-
nen Freitag haben wir diese Empfehlungen beschlossen, 
und deshalb frage ich mich, fragen wir uns, was soll uns 
eine weitere Aussprache bringen, was wir nicht schon 
wissen. 
 

(Beifall Dr. Harald Terpe, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

 
Haben wir uns denn nicht eingehend ausgesprochen mit 
den und über die jungen Menschen im Land, über die 
Klimakrise, die Corona-Krise, den Ukrainekrieg, über die 
Energiekrise, die Armutskrise, die Wohnungskrise, die 
Kinderschutzkrise, die Jugendhilfekrise, die Gesundheits-
krise, über Bildungskrisen, die Mobilitätskrise, Social-
Media-Krise, über die KI-Krise, über die demografische 
Krise, die Haushaltskrise im Land und in den Kommunen, 
die Segregationskrise und die Demokratiekrise und dar-
über, was all diese multiplen simultanen Krisen mit den 
Kindern, mit den Jugendlichen, mit den jungen Erwach-
senen im Land machen und mit ihren Familien und 
Freundschaften? 
 
Wir haben Gutachten ausgewertet, mehr als 100 Sach-
verständige angehört und mit rund 4.500 jungen Men-
schen gesprochen. Und die Erkenntnisse sind eindeutig: 
Die psychische Belastung junger Menschen steigt enorm. 
Mehr als 4.300 Kinder und Jugendliche in Mecklenburg-
Vorpommern werden inzwischen wegen Angststörungen 
behandelt. Die Bedarfe wachsen, aber wir wissen auch, 
die Unterstützung hält nicht Schritt. Und deshalb brau-
chen wir heute keine weitere Analyse, wir brauchen poli-
tisches Handeln, meine Damen und Herren, denn junge 
Menschen brauchen nicht nur Aufmerksamkeit für ihre 
Sorgen, sondern verlässliche Hilfe, wenn sie sie brauchen.  
 
Wer heute einen Therapieplatz braucht – das wurde 
gerade schon gesagt –, der weiß, wie schwierig das ist. 
Die Versorgung ist überlastet, Wartezeiten sind viel zu 
lang. Und gleichzeitig wurden die Honorare für Psycho-
therapeut/-innen gerade um 4,5 Prozent gekürzt. Das, 
meine Damen und Herren, ist das völlig falsche Signal für 
die Zeiten, in denen wir leben. Die Landesregierung 
muss sich auf Bundesebene dafür einsetzen, dass diese 
Kürzung zurückgenommen wird und dass die Bedarfs-
planung endlich an die tatsächlichen Bedarfe angepasst 
wird.  
 
Genauso wie gute Psychotherapeut/-innen und aus-
reichend Plätze brauchen wir gute Sozialarbeiterinnen 
und Sozialarbeiter an unseren Schulen. Sie sind oft die 
ersten Ansprechpartner/-innen für Kinder und Jugendli-
che in schwierigen Lebenssituationen. Trotzdem fehlen 
sie immer noch an vielen Schulen. Ja, wir haben eine 

starke ESF-Förderung, doch für Kontinuität und Verläss-
lichkeit bedarf es fester Landesmittel, die wir bis heute 
eben nun mal nicht haben. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

 
Und als dritten Punkt in dieser sehr breiten Debatte 
möchte ich die Prävention herausheben. Sie braucht 
endlich den Stellenwert, den sie verdient. Die Enquete-
Kommission hat noch einmal deutlich gezeigt, Prävention 
wirkt, sie verhindert Leid, bevor es entsteht, sie stärkt 
Kinder und Jugendliche, bevor Belastungen zu Erkran-
kungen werden, und sie spart am Ende nicht nur Kosten, 
sondern vor allem menschliches Leid. Fachleute gehen 
inzwischen davon aus, dass etwa 75 Prozent, also grob 
drei Viertel aller psychischen Erkrankungen, bereits vor 
dem 24. Lebensjahr starten.  
 
Wir müssen junge Menschen also ernst nehmen. Ihre 
Sorgen über die Klimakrise, über gesellschaftliche Un-
sicherheiten oder über ihre Zukunft sind keine Rand-
themen, sie prägen das Lebensgefühl einer ganzen Ge-
neration. Und deshalb sagen wir, was es heute hier ge-
braucht hätte, wäre ein umfassender Antrag, eine klare 
Kinder- und Jugendstrategie für Mecklenburg-Vorpommern, 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

 
die psychische Gesundheit junger Menschen in den 
Mittelpunkt stellt, eine Strategie, die Prävention stärkt, die 
Hilfesysteme ausbaut, Schulsozialarbeit absichert und 
die Versorgung verbessert und junge Menschen konse-
quent beteiligt. Die Probleme sind bekannt, die Empfeh-
lungen liegen auf dem Tisch. Die Bedarfe, meine Damen 
und Herren, sind offensichtlich. Was fehlt, ist nicht Er-
kenntnis, es ist nicht Debatte, was fehlt, ist allein der 
politische Wille zu handeln. Deshalb bitte ich Sie instän-
dig, kommen Sie ins Tun, weniger Aussprachen, mehr 
Anträge und mehr konkrete Maßnahmen! – Vielen Dank! 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

 
Präsidentin Birgit Hesse: Vielen Dank, Frau Abgeord-
nete! 
 
Das Wort hat jetzt für die Gruppe der FDP Frau Becker-
Hornickel! 
 
Barbara Becker-Hornickel, FDP: Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren Abgeordnete! Ja, laut Thema 
sprechen wir heute über die psychische Gesundheit von 
Kindern und Jugendlichen, aber wir sprechen damit auch 
über Bildungs- und Sozialpolitik, über Chancengerechtig-
keit, über Fachkräftesicherung, über gesellschaftlichen 
Zusammenhalt und letztlich über die Zukunftsfähigkeit 
unseres Landes. 
 
Psychische Belastungen junger Menschen haben in den 
vergangenen Jahren ein Ausmaß erreicht, das wir poli-
tisch nicht ignorieren können. Und besonders alarmie-
rend ist, dass sich die Werte auch Jahre nach der Pan-
demie nicht normalisiert haben. So sind laut Studie vor 
allem Mädchen, sozial benachteiligte Kinder und junge 
Menschen mit belasteten Familiensituationen überdurch-
schnittlich betroffen. Gleichzeitig beobachten Kinder- und 
Jugendpsychiatrien bundesweit eine massive Überlas-
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tung. Hier wurde schon darüber gesprochen, wie lange 
es dauert, um eine Therapie beginnen zu können. 
 
Psychische Erkrankungen sind inzwischen der häufigste 
Grund für stationäre Krankenhausbehandlungen bei 10- 
bis 19-Jährigen in Deutschland. Depressionen, Angststö-
rungen, Essstörungen und selbstverletzendes Verhalten 
nehmen deutlich zu. Die durchschnittlichen Wartezeiten 
auf einen Therapieplatz betragen vielerorts mehrere 
Monate. Für Kinder in akuten Krisen ist das eine politi-
sche Bankrotterklärung. 
 

(Beifall Hannes Damm, fraktionslos) 
 
Der aktuelle UNICEF-Innocenti-Report zu Ungleichheit 
und Kindergesundheit macht deutlich, Kinder aus sozio-
ökonomisch benachteiligten Familien berichten signifikant 
seltener von hoher Lebenszufriedenheit und häufiger von 
psychischen Belastungen. Psychische Gesundheit ist 
immer auch eine Frage gesellschaftlicher Rahmenbedin-
gungen. Wer in beengten Wohnverhältnissen lebt, wer 
Zukunftsängste der Eltern permanent mitträgt, wer sich 
Sorgen um soziale Zugehörigkeit macht oder dauerhaft 
Leistungsdruck erlebt, trägt ein deutlich erhöhtes Risiko 
psychischer Erkrankungen.  
 
Seit Jahrzehnten leben wir in gefühltem Frieden. Das ist 
nicht mehr so, wir reden über Verteidigung, über Not-
versorgung der Haushalte und, ja, auch über Krieg. Das 
bringt Unsicherheit und Sorge in die Gedankenwelt der 
Kinder und Jugendlichen. Damit dürfen wir sie nicht allein-
lassen. Es greift zu kurz, allein mehr Therapieplätze zu 
fordern, wir brauchen einen Paradigmenwechsel: weg 
von reiner Krisenintervention, hin zu früher Prävention 
und resilienten Lebenswelten. Psychische Gesundheit 
muss systematisch in Schule, Jugendhilfe und Familien-
politik integriert werden. Wir brauchen flächendeckende 
Schulsozialarbeit, multiprofessionelle Teams an Schulen, 
niedrigschwellige Beratungsangebote und verbindliche 
Präventionskonzepte. Lehrkräfte dürfen mit psychosozia-
len Krisen auch nicht alleingelassen werden.  
 
Gleichzeitig, und das finde ich sehr wichtig, müssen wir 
Familien stärken, denn stabile soziale Beziehungen sind 
einer der stärksten Schutzfaktoren gegen psychische 
Erkrankungen im Kinder- und Jugendalter. Es wäre 
falsch, eine ganze Generation als zu sensibel abzuwer-
ten. Junge Menschen reagieren auf Unsicherheiten in 
einer Welt multipler Krisen. 
 
Es braucht keine Symboldebatten, es braucht Strategien. 
Ja, Frau Shepley, damit haben Sie recht, wir brauchen 
Strategien, wir brauchen einen Plan, wie wir das in den 
Griff bekommen, wissenschaftsbasierte Prävention und 
den politischen Willen, Kinder und Jugendliche endlich 
konsequent in den Mittelpunkt zu stellen. Psychische 
Gesundheit entscheidet darüber, ob junge Menschen 
Vertrauen entwickeln, Beziehungen gestalten, Bildungs-
erfolge erreichen und ihr Leben selbstbestimmt führen 
können. Eine Gesellschaft, die hier spart, ist unverant-
wortlich gegen ihre Menschen, gerade hier, gegen ihre 
jungen Menschen, gegen ihre Zukunft. Sie verschiebt die 
Probleme und Kosten dann nur in eine Zukunft: sozial, 
gesundheitlich und wirtschaftlich. – Vielen Dank! 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 

der Gruppe der FDP und 
Hannes Damm, fraktionslos) 

Präsidentin Birgit Hesse: Vielen Dank, Frau Abgeord-
nete! 
 
Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Ich schließe 
die Aussprache. 
 
Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 20: Beratung des 
Antrages der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Erneuerbare Energien ausbauen, Energiekosten für alle 
senken – Verlässlichkeit herstellen, Wohlstand schaffen, 
Drucksache 8/6594. 
 
Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Erneuerbare Energien ausbauen, 
Energiekosten für alle senken – 
Verlässlichkeit herstellen, Wohlstand schaffen 
– Drucksache 8/6594 – 
 
Das Wort hat zur Begründung für die Fraktion BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN Frau Wegner. 
 
Jutta Wegner, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Sehr geehr-
te Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen und Kollegen! 
Wer in diesen Wochen tankt, wer einen neuen Energie-
anbieter sucht, wer als Unternehmerin oder Unternehmer 
kalkulieren muss, spürt sehr konkret, was fossile Abhän-
gigkeit bedeutet. Öl und Gas geben keine Sicherheit. 
 

(Zuruf von Jens Schulze-Wiehenbrauk, AfD) 
 
Sie machen Preise anfällig für Krisen und treffen damit 
Haushalte, Betriebe, Kommunen und am Ende das gan-
ze Land. Wir haben heute schon darüber gesprochen. 
Deshalb reicht es nicht, in jeder neuen Krise nur über 
den nächsten Rabatt oder den nächsten Preisdeckel zu 
sprechen. Akute Entlastung kann notwendig sein, aber 
wer nur Symptome behandelt und die Ursache stehen 
lässt, rennt der nächsten Krise schon hinterher. Die Ur-
sache ist, wir hängen noch immer zu stark an fossilen 
Energien, deren Preise anderswo gemacht werden. Und 
genau deshalb legen wir diesen Antrag vor. 
 

(Beifall vonseiten der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 

Zuruf von Jens Schulze-Wiehenbrauk, AfD) 
 
Mecklenburg-Vorpommern hat, was andere Länder müh-
sam suchen: Wind, Sonne, Küste, Häfen, Handwerk, 
Unternehmen und engagierte Kommunen. Das kann ein 
echter Standortvorteil sein. Erneuerbare Energien sind 
deshalb mehr als Klimaschutz. Sie entscheiden über be-
zahlbare Energie, Wirtschaftskraft und kommunale Hand-
lungsfähigkeit. 
 
Die Ministerpräsidentin hat im Bundesrat selbst gesagt, 
dass erneuerbare Energien der Weg sind, um unabhän-
giger von Energieimporten zu werden und Preise besser 
in den Griff zu bekommen. Und da hat sie ja recht, nur 
muss ihre Landesregierung dann auch so handeln. Der 
Widerspruch ist doch offensichtlich: In Berlin warnt die 
Ministerpräsidentin vor fossilen Preisrisiken, während ihre 
Landesregierung in Schwerin beim Ausbau der erneuer-
baren Energien bremst. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

 
Erneuerbare Energien sind der Garant für günstigere 
Energiepreise. Wer sich den Markt anschaut, erkennt das 
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sehr schnell. Und deshalb muss auch MV die notwendi-
gen Flächen für den Ausbau zur Verfügung stellen 
 

(Zuruf von Jens Schulze-Wiehenbrauk, AfD) 
 
und nicht auf der Bremse stehen. 
 

(allgemeine Unruhe – 
Beifall Dr. Harald Terpe, 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Glocke der Präsidentin) 

 
Unser Antrag sagt deshalb klar: Die Ausbauziele für 
erneuerbare Energien müssen auch in Mecklenburg-
Vorpommern gelten, ohne Relativierung und ohne stän-
diges Verschieben auf spätere Evaluationen. 
 
Aber der Ausbau allein reicht nicht. Der günstige Strom 
muss auch dort ankommen, wo er gebraucht wird: im 
Alltag der Menschen, im Handwerk, im Mittelstand und 
in der Industrie. Dafür braucht es ein Energiesystem, 
das Erzeugung und Verbrauch besser zusammenbringt. 
Netze und Speicher gehören dazu, ebenso Direktversor-
gung und Wasserstoff dort, wo er wirklich gebraucht wird. 
Genau hier fehlt der Landesregierung eine gemeinsame 
Umsetzungslinie. Es gibt Konzepte für Energie, für In-
dustrie, für Fachkräfte, Innovation, maritime Wirtschaft 
und irgendwann vielleicht auch für Wasserstoff, aber sie 
werden nicht gemeinsam gedacht. Finanzierungstöpfe 
können ein Baustein sein, aber sie ersetzen keine ver-
lässlichen Entscheidungen. Die entscheidenden Fragen 
bleiben doch offen: Wo sichern wir Flächen? Wie entste-
hen Netzanschlüsse? Welche Rolle spielen Häfen und 
Speicher? Wie profitieren Kommunen und regionale 
Unternehmen?  
 
Es fehlt erkennbar eine konsistente Strategie, wie wir aus 
dem Potenzial der erneuerbaren Energien Wertschöp-
fung für unser Land generieren. Das schafft doch den 
Wohlstand in unserem Land, den wir dringend brauchen. 
Dabei geht es auch um unsere Kommunen. In diesen 
Tagen melden sich Bürgermeister zu Wort, weil die 
kommunalen Haushalte angespannt sind. Wer diese 
Sorgen ernst nimmt, darf Kommunen nicht nur zum Ge-
spräch einladen. Erneuerbare Energien können echte 
Entwicklungsperspektiven eröffnen, wenn Gemeinden 
fair beteiligt werden, regionale Unternehmen zum Zuge 
kommen und Handwerk, Wartung, Planung und Betrieb 
im Land verankert sind. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

 
Genau deshalb fordert unser Antrag, die Studie zur regi-
onalen Wertschöpfung durch erneuerbare Energien aus-
zuwerten und ihre Handlungsempfehlungen in konkrete 
Maßnahmen für MV zu übersetzen. 
 
Aber die Landesregierung glänzt vor allem durch Verhin-
dern, nicht durch Machen. Nach Angaben der Landes-
regierung warten über 1.400 Windenergieanlagen auf 
Genehmigung. Aber ein Stau dieser Größenordnung ent-
steht doch nicht zufällig, 
 

(Zuruf von Petra Federau, AfD) 
 
er ist das Ergebnis jahrelanger Verzögerungen. Und das 
aktuelle Tempo reicht nicht, um ihn aufzulösen oder 
spürbar zu reduzieren. Wenn zugleich Untätigkeitsklagen 

anhängig sind, ist das kein kleines Verwaltungsrauschen, 
dann sehen wir ein System, das über Jahre hinweg eher 
verhindert als ermöglicht hat. Wenn Anträge jahrelang 
liegen bleiben, Zielabweichungsverfahren zur Dauer-
lösung werden und Antragsteller im Nebel stehen, dann 
liegt wahrscheinlich, liegt es wahrscheinlicher an fehlen-
dem politischem Willen. 
 

(Enrico Schult, AfD: Ja, 
und das ist auch richtig so.) 

 
Meine Damen und Herren, wir erleben eine fossile Krise. 
Sie zeigt, wie teuer Abhängigkeit ist und wie schnell glo-
bale Konflikte den Alltag der Menschen in Mecklenburg-
Vorpommern treffen. 
 

(Anne Shepley, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Ganz genau!) 

 
Die Antwort darauf ist nicht, fossile Abhängigkeit noch 
etwas länger zu subventionieren. Die Antwort ist, die 
Alternativen schneller, günstiger und gerechter verfügbar 
zu machen. Für Mecklenburg-Vorpommern heißt das, 
Wind und Solar ausbauen, das 2,1-Prozent-Ziel sichern 
und erneuerbare Energien so nutzbar machen, dass 
Industrie, Häfen und Kommunen davon profitieren können. 
Das ist eine konkrete Zukunftsstrategie für bezahlbare 
Energie, für gute Arbeit, starke Kommunen und mehr 
Unabhängigkeit. Deshalb bitten wir um Zustimmung zu 
unserem Antrag. – Vielen Dank! 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

 
Präsidentin Birgit Hesse: Vielen Dank, Frau Abgeord-
nete! 
 
Gemäß Paragraf 84 Absatz 1 unserer Geschäftsordnung 
ist eine Aussprachezeit von bis zu 38 Minuten vorgese-
hen. Ich sehe und höre keinen Widerspruch, dann ist das 
so beschlossen. Ich eröffne die Aussprache. 
 
Das Wort hat für die Landesregierung der Wirtschaftsmi-
nister Herr Dr. Blank. 
 
Minister Dr. Wolfgang Blank: Sehr geehrte Frau Prä-
sidentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren 
Abgeordnete! Moin! Der Gesetzesentwurf der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN behandelt natürlich ein 
Thema von zentraler Bedeutung für die Energie- und 
Wirtschafts- und Landwirtschafts- und Punkt-Punkt-Punkt-
Politik unseres Landes, den Ausbau der erneuerbaren 
Energien. Ich glaube, in jeder Landtagswoche haben wir 
das Thema mehrfach behandelt. Deshalb muss ich sa-
gen, ich weiß gar nicht, warum wir uns da immer wieder 
unterhalten müssen und auch bestätigen müssen, dass 
wir auf dem Weg sind, auf der anderen Seite aber auch 
uns dazu bekennen müssen, dass wir das mit Augenmaß 
tun, dass wir das zielstrebig tun, natürlich, aber dass wir 
das auch steuerbar tun im Angesicht der Krisen.  
 
Ich hatte es heute Vormittag ja gesagt, die Erneuerbaren 
haben klar gezeigt, was sie für uns bedeuten. Auf der 
anderen Seite merken wir an anderen Orten – ich nenne 
das Thema Kosten, ich nenne aber auch das Thema, das 
uns beschäftigt, die Windenergie – in vielen Diskussio-
nen, dass wir uns doch darüber unterhalten müssen. Und 
natürlich, ich durfte jetzt das Ostdeutsche Wirtschafts-
forum in Bad Saarow besuchen: Wer wurde erwähnt? 
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Dresden, Silicon Valley sozusagen, dann die gute Industrie 
in Sachsen-Anhalt, Mecklenburg-Vorpommern. Erneuer-
bare Energien, das ist unsere Marke. Aber das heißt ja, 
wir müssen damit auch sehr bewusst umgehen und es 
vernünftig mit Augenmaß in die Zukunft ausrichten. Wir 
sind ein sehr dynamisches Zentrum für erneuerbare 
Energien geworden. Und wir merken es an den Anfra-
gen, die wir bekommen, dass wir das auch also noch viel 
stärker in unsere Außenvermarktungsmarke dann auch 
miteinbringen müssen. 
 
Aber auf der anderen Seite müssen wir auch dem Faktor 
der Akzeptanz Rechnung tragen, wir müssen es auch 
bedarfsorientiert tun. Wir haben einen wachsenden Strom-
bedarf. Wir sind in der Energiewende, im Wärme-, im 
Verkehrs-, im Industriesektor. Die erneuerbaren Energien 
sind längst und unzweifelhaft eine tragende Säule unse-
rer Energieversorgung geworden. Immerhin 60 Prozent – 
bundesweit – des Stroms kommt aus erneuerbaren 
Energien. In Mecklenburg-Vorpommern sind es deutlich 
mehr. Und da müssen wir uns auch natürlich die Frage 
stellen, was machen wir mit diesem Strom. Deshalb ist 
der Netzausbau ein wesentliches Thema. Wir haben 
schon die Bekenntnisse der Netzbetreiber, dass sie hier 
investieren: 50 Hertz, 20 Milliarden round about in den 
nächsten fünf Jahren, die WEMAG, die mit zwischen  
1 und 2 Milliarden ins Geschäft nicht einsteigt, sondern 
das Geschäft weiterbetreibt und natürlich die Stetigkeit 
einfordert, und so weiter und so fort. 
 
Wir müssen aber auch anerkennen, dass wir unsere 
Regionen mitnehmen, dass wir auch in der Region Orga-
nisationen haben, die sich damit befassen. Im Bereich des 
Windenergieausbaus spielen die Regionalen Planungs-
verbände die tragende Rolle bei der Ausweisung der vom 
Bundesgesetzgeber vorgegebenen Flächenkapazitäten. 
Die sind dran, in ihrer jeweiligen Schrittgeschwindigkeit. 
Sie schreiben ihre regionalen Raumentwicklungspro-
gramme derzeit mit dem Ziel der fristgerechten Umset-
zung der Vorgaben aus dem WindBG, dem Windenergie-
flächenbedarfsgesetz, fort. Sie werden, so ist es vorge-
sehen, für 2027 die Ausweisung von 1,4 Prozent der 
Landesfläche für den Windenergieausbau fristgerecht – bis 
Ende 27, sagte ich – sicherstellen. Ein guter Erfolg. Es gibt 
allen Beteiligten am Ende Planungssicherheit und Verläss-
lichkeit. Und wenn es da in den Regionen Diskussionen 
gibt, dann bin ich auch sehr dafür, dass wir damit umge-
hen, positiv damit umgehen, uns natürlich dazu bekennen. 
 

(Zuruf von Jens Schulze-Wiehenbrauk, AfD) 
 
In der Planungsregion Westmecklenburg wurde der erste 
bundesgesetzliche Flächenbeitragswert von 1,4 Prozent 
bereits im Dezember 2025 erreicht. Die anderen Planungs-
regionen sind dabei. Und natürlich sind diese Planverfah-
ren, sind für diese, nicht nur für diese Planverfahren ver-
lässliche Rahmenbedingungen zentral, sondern auch für 
die Unternehmen, die die Investitionsentscheidungen lang-
fristig im Bereich Wind ja 20/25 Jahre treffen, sowie für die 
planerische Steuerung von Erzeugung und Netzausbau. 
 
Ich komme noch einmal zurück: Augenmaß, Bedarfs-
orientierung. Das ist aber auch der Grund, wieso wir uns 
klar zum zweistufigen Verfahren bekennen. Wir müssen 
konstatieren, dass wir das Thema Repowering haben, 
dass wir die Leistung vergrößern, plus x-Prozent deutlich 
vergrößern, dass die Anlagen größer werden, dass wir 
zumindest mal kurz innehalten müssen und die Frage 
stellen, wie ist denn der Flächenbedarf in Bezug auf die 

Leistung, die vor Ort gebracht wird. Erzeugung, Ver-
brauch und Bedarf müssen zusammengebracht werden. 
Ein intelligenter Energiemix ist erforderlich. Wir brauchen 
integrierte Konzepte. Und wir haben andere Energiequel-
len: Wir haben Biomasse, wir haben Biogas, wir haben 
Geothermie. Das müssen wir in auch einer regionalen 
Unterschiedlichkeit akzeptieren. Nicht „One size fits all“, 
sondern regionale Konzepte, die intelligent gestrickt sind. 
 
Insofern sehen wir, sehe ich in Ihrem Antrag wenig Neu-
es. Es ist ein Bekenntnis, das haben wir mehrfach ge-
geben, auch zuletzt noch mal alle gemeinsam auf der 
Energieministerinnen- und -ministerkonferenz.  
 
Und wir können es ja auch messen. Bereits heute leisten 
zahlreiche Windenergie- und Freiflächen-Photovoltaikprojekte 
im Land einen wichtigen Beitrag zur regionalen Wert-
schöpfung. Sie können es auch im Energieatlas MV nach-
schlagen: 11 Millionen Euro, die aus einem vor etwa zehn 
Jahren platzierten, etwas mehr als zehn Jahren platzier-
ten, modellhaften Gesetzesentwurf – dem BüGem 1.0 – 
inzwischen für die Gemeinden, für die Regionen resultie-
ren. Durch die damit verbundenen Arbeitsplätze und die 
Nachfrage nach lokalen Dienstleistungen und Produkten 
profitiert die gesamte Region über diese Zahlen hinaus. 
Sektorenkopplung und die Produktion von weiteren Ener-
gieträgern, wie zum Beispiel grünem Wasserstoff, gewin-
nen weiter an Bedeutung als Treiber für neue Arbeits-
plätze, Investitionen und Innovationen.  
 
Augenmaß? Zielstrebig, steuerbar, bitte, denn die Ener-
giewende wird nur gelingen, wenn sie vor Ort mitgetra-
gen wird und wenn wir die Energie hier vor Ort – auch da 
brauchen wir natürlich die Konzepte – dann auch ver-
wenden können. Wir müssen aber auch da konstatieren, 
dass es Geschäftsmodelle vielleicht bei Stadtwerken gibt, 
die sich möglicherweise anders entwickeln, wenn plötz-
lich der Nachbar dem anderen Nachbarn seinen Strom 
gibt. Das müssen wir berücksichtigen, das muss disku-
tiert werden. 
 
Akzeptanz, Teilhabe und auch Stabilität sind deshalb 
zentrale Voraussetzungen für das Gelingen der Energie-
wende. Wir verfolgen hier einen klaren Kurs. Wir flankieren 
die Ausbauverpflichtungen aus dem WindBG raumordne-
risch und wir verbinden das mit dem Ziel gesellschaftli-
cher Akzeptanz. Wir erhoffen uns sehr viel durch das 
BüGem 2.0, das das Thema Akzeptanz noch mal viel, viel 
stärker ins Schaufenster stellt. So sorgen wir bereits jetzt 
dafür, dass Bürgerinnen und Bürger und unsere Gemein-
den einfacher und stärker als bisher davon profitieren, 
wenn vor Ort aus Wind und Sonne Strom erzeugt wird. 
 
Meine Damen und Herren, die Energiewende ist und 
bleibt ein zentraler Baustein für Klimaschutz, wirtschaft-
liche Entwicklung und Innovation. Wir sehen im Antrag 
wenig Neuerungen, es ist Bekanntes.  
 

(Jutta Wegner, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Machen Sie was draus!) 

 
Darüber hinaus bleibt offen, wie die Förderungen in der 
Praxis zusätzlich zu den bereits bestehenden Prozessen 
ausgestaltet werden sollen. 
 
Die regionale Verfügbarkeit erneuerbarer Energien ist ein 
entscheidender Standortvorteil für unser Land, für die 
zukunftsfähige Wirtschaft, für nachhaltige Wertschöpfung 
und gute Arbeitsplätze. So verfolgen wir auch zukünftig 
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einen gezielten, verantwortungsvollen, klug ausgesteuer-
ten Ausbau der erneuerbaren Energien – mit Augenmaß 
und zielstrebig und auch bedarfsorientiert. – Ganz herzli-
chen Dank für Ihre Aufmerksamkeit! 
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen 
der SPD und Die Linke) 

 
Präsidentin Birgit Hesse: Vielen Dank, Herr Minister! 
 
Der Minister hat seine angemeldete Redezeit um drei 
Minuten überschritten. 
 
Ich rufe jetzt auf für die Fraktion der AfD Frau Federau. 
 
Petra Federau, AfD: Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Mit diesem Antrag liefern die GRÜNEN den 
Bürgern in Mecklenburg-Vorpommern erneut eine ein-
drucksvolle Erinnerung daran, warum diese Partei für 
immer mehr Menschen absolut nicht wählbar ist, 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD – 
Enrico Schult, AfD: So ist es.) 

 
denn was Sie hier vorlegen, ist nichts anderes als die 
Fortschreibung jener ideologiegetriebenen Energiepolitik, 
die Deutschland bereits die höchsten Strompreise Euro-
pas beschert hat. Sie behaupten, der Ausbau von Wind-
kraft und Photovoltaik senke dauerhaft die Energie-
kosten. Die Realität sieht aber vollkommen anders aus. 
Deutschland hat in den vergangenen Jahren Hunderte 
Milliarden Euro in die sogenannte Energiewende inves-
tiert. Trotzdem zahlen private Haushalte und Unterneh-
men weiterhin Strompreise, die nicht nur die Wirtschaft 
ruinieren, sondern auch die Bürger verzweifeln lassen. 
 
Der zentrale Denkfehler Ihres Antrags oder eigentlich 
Ihrer gesamten Ideologie besteht darin, Erzeugungskapa-
zitäten mit Versorgungssicherheit gleichzusetzen. Wind-
räder produzieren Strom aber nur dann, wenn der Wind 
weht. Und Solaranlagen liefern nur dann Strom, wenn die 
Sonne scheint, in der Nacht meistens nicht. Sie liefern 
oftmals gar nichts oder oftmals viel zu viel, sodass die 
Gefahr des Netzzusammenbruchs besteht, 
 

(Dr. Harald Terpe, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Der ist aber noch nicht eingetreten.) 

 
wenn hier nicht massiv und vor allem kostenintensiv 
gegengesteuert wird. 
 

(Enrico Schult, AfD: So ist es.) 
 
Industrie, Krankenhäuser, Verkehrssysteme und Privat-
haushalte benötigen Energie jedoch rund um die Uhr. 
Deshalb müssen und werden die konventionellen grund-
lastfähigen Kraftwerke selbstverständlich weiterhin für 
die Energiesicherheit sorgen. Besonders bemerkenswert 
im negativen Sinne oder eigentlich konsequent aus der 
Sicht der GRÜNEN ist Ihre Forderung, weiterhin das 
2,1-Prozent-Flächenziel für Windenergie ohne jede Ein-
schränkung umzusetzen. Sie machen trotz der massiven 
Proteste weiterhin konsequent Politik gegen den Willen 
der Bevölkerung, gegen unsere Natur und gegen die 
Wirtschaft in unserem Land. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD) 
 
Sie sprechen, 

(Zuruf von Christian Winter, SPD) 
 
Sie sprechen, werte GRÜNE, von Verlässlichkeit. Für die 
Bürger bedeutet grüne Politik vor allem eins, die verläss-
liche weitere Verspargelung unserer Landschaften, der 
Verlust wertvoller Natur- und Erholungsräume sowie 
zusätzliche Belastungen für die Anwohner. 
 

(Enrico Schult, AfD: Genau!) 
 
Sie sprechen von regionaler Wertschöpfung. Auch hier 
lohnt sich ein Blick hinter Ihre grüne Werbefassade. Die 
großen Gewinne erzielen häufig internationale Investo-
ren, Fonds- und Projektentwickler, die Belastungen durch 
die riesigen Windparks aber tragen hingegen unsere 
Bürger vor Ort. Einige Pachtzahlungen und kommunale 
Beteiligungen ändern daran nichts, dass nämlich viele 
Entscheidungen längst nicht mehr hier in Mecklenburg-
Vorpommern getroffen werden – also von wegen, Regio-
nalität. 
 
Ebenso absurd ist Ihre Behauptung, Mecklenburg-
Vorpommern verliere den Anschluss beim Ausbau er-
neuerbarer Energien. Unser Bundesland gehört bereits 
jetzt zu den größten Erzeugern von Windstrom in Deutsch-
land. Die eigentliche Herausforderung besteht eben nicht 
darin, immer weitere Anlagen zu errichten, sondern die 
Versorgungssicherheit zu gewährleisten, Netze zu stabi-
lisieren und wirtschaftliche Vernunft walten zu lassen. 
Was Sie wollen, ist das genaue Gegenteil davon. 
 
Besonders auffällig ist, dass Ihr Antrag ständig von 
Wohlstand spricht. Dabei blenden Sie die Realität kom-
plett aus. Kein Wort darüber, welche Folgen die fehlgelei-
tete Energiewende für unsere Wirtschaft hat! Immer mehr 
Betriebe kämpfen mit hohen Energiepreisen, Bürokratie 
und unsicheren Rahmenbedingungen. 
 

(Zurufe von Dr. Harald Terpe, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, und 

Jutta Wegner, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
 
Zahlreiche Unternehmen verlagern Investitionen ins Aus-
land oder bauen Arbeitsplätze ab. Sie kämpfen quasi um 
ihr Überleben. Das ist die Realität für viele Unternehmer 
und die Arbeitnehmer, die daran hängen. Erst vor einer 
Woche hat die IHK hier in Mecklenburg-Vorpommern 
massiv Alarm geschlagen. Die wirtschaftlichen Perspekti-
ven sind nämlich absolut alarmierend.  
 

(Christian Winter, SPD: Darum auch 
brauchen sie die erneuerbaren Energien! – 

Zuruf von Rainer Albrecht, SPD) 
 
Investitionen bleiben aus 
 

(Zuruf von Christian Winter, SPD) 
 
und die Wettbewerbsfähigkeit, Herr Winter, des Stand-
orts Deutschland steht absolut unter Druck. Und ein 
wesentlicher Grund dafür 
 

(Zuruf von Christian Winter, SPD) 
 
sind die viel zu hohen Energiekosten, unter denen unse-
re Unternehmen leiden. Ihr Antrag ignoriert genau diese 
Realitäten vollständig.  
 

(Unruhe bei Christian Winter, SPD) 
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Statt endlich, Herr Winter, über bezahlbare und verlässlich 
verfügbare Energie zu sprechen, halten die GRÜNEN – 
und Sie auch – an jener Politik fest, die Deutschland die 
höchsten Strompreise Europas beschert hat. Das gefährdet 
Arbeitsplätze, verhindert Investitionen und schwächt nämlich 
unseren Wirtschaftsstandort jeden Tag ein Stück mehr. 
Man muss annehmen, dass dieses scheinbar Ihr Plan ist. 
 
Werte GRÜNE, dieser realitätsfremde Antrag ist ein 
Schlag ins Gesicht der Bürger und der Wirtschaft, es ist 
Politik gegen den gesunden Menschenverstand und 
gegen die Interessen MVs und Deutschlands. Ihren An-
trag kann man nur ablehnen. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD) 
 
Präsidentin Birgit Hesse: Vielen Dank, Frau Abgeord-
nete! 
 
Das Wort hat jetzt für die Fraktion der CDU Herr Wald-
müller. 
 
Wolfgang Waldmüller, CDU: Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Meine Damen und Herren! Der Minister hat es 
gesagt, keine Landtagssitzung vergeht nicht ohne das 
Thema, und es ist auch fast inhaltsgleich: „Erneuerbare 
Energien ausbauen, Energiekosten … senken – Verläss-
lichkeit herstellen“ und „Wohlstand schaffen“.  
 
Liebe Kolleginnen und Kollegen von den GRÜNEN, klingt 
auf dem Papier erst einmal hervorragend, und in einem 
Punkt Ihrer Problembeschreibung gebe ich Ihnen sogar 
ausdrücklich recht: Die aktuelle Landesregierung lässt eine 
echte wirtschaftspolitische, energiepolitische Gesamtstra-
tegie völlig vermissen. Doch der Lösungsansatz, den Sie 
uns hier heute vorlegen oder immer wieder vorlegen, ist 
ideologisch verengt, realitätsfremd und klammert das Haupt-
problem unseres Wirtschaftsstandortes in Mecklenburg-
Vorpommern komplett aus, nämlich die explodierenden 
Netzentgelte und die fehlende Netzinfrastruktur.  
 

(Dr. Harald Terpe, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Da haben Sie Ihren Anteil dran.) 

 
Und Ihre Fixierung auf Flächenziele ist der falsche Weg. 
Das haben wir schon ein paar Mal hier besprochen. Sie 
pochen in Ihrem Antrag geradezu stur auf das 2,1-Prozent-
Flächenziel für die Windenergie, als wäre das die alleini-
ge Rettung für unser Land. Und für uns als CDU-Fraktion 
gilt hingegen ein anderer, wesentlich sinnvollerer Weg, 
ein sinnvollerer Grundsatz: Leistung vor Fläche. Und wir 
dürfen nicht blind immer neue Landschaften für Wind-
räder opfern, wir müssen stattdessen die Effizienz der 
bestehenden, 
 

(Dr. Harald Terpe, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Wir sagen, Leistung und Fläche.) 

 
der bestehenden Standorte durch Repowering steigern. 
Das ist der Schlüssel. Und nur durch die Erneuerung alter 
Anlagen auf bestehenden Flächen minimieren wir den 
Landschaftsverbrauch. Und so erhalten wir das Wichtigs-
te, was wir für die Energiewende brauchen, und zwar ist 
das die Akzeptanz der Bürger, und das Ganze bei Bei-
behaltung, trotz Beibehaltung der klimapolitischen Ziele. 
Aber auch dazu habe ich ja schon zigmal ausgeführt. 
 
Ihre pauschale Behauptung, ein noch radikalerer Ausbau 
würde die Energiekosten für unsere Unternehmen auto-

matisch senken, scheitert ja krachend an der Wirtschafts-
wirklichkeit in Mecklenburg-Vorpommern. Sprechen Sie 
doch einfach mal mit der Industrie- und Handelskammer, 
sprechen Sie mit dem Mittelstand! Die bittere Realität ist 
doch, wir haben im Land bereits einen überdurchschnitt-
lichen Ausbau von Erneuerbaren. Doch weil dieser mas-
sive Zubau ohne adäquate Netzinfrastruktur stattfindet, 
treibt er die Netzentgelte für unsere heimischen Betriebe 
schon jetzt in die Höhe und bietet keinen Mehrwert. Wer 
das verschweigt, betreibt auch Augenwischerei. 
 
Und was Sie fordern, ist ein … 
 

(Dr. Harald Terpe, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Und wer den Netzausbau verhindert hat, 

Punkt, Punkt, Punkt.) 
 
Und was Sie fordern, ist ein energiepolitischer Blindflug. 
Sie wollen das Angebot an unzuverlässigen Energiequellen 
immer weiter ausbauen, liefern aber keine handfesten Ant-
worten auf Netzengpässe und explodierende Netzentgelte. 
 

(Dr. Harald Terpe, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Doch, die liefern wir!) 

 
Und bevor wir die Landschaft immer weiter bebauen, müs-
sen wir zwingend erst mal die Hausaufgaben machen. Wir 
müssen die lokale Netzinfrastruktur ausbauen. Wir brau-
chen marktfähige, realistische Speichertechnologien. 
 

(Dr. Harald Terpe, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Aber warum ist das denn noch nicht so?! 

Weil die Bundesregierung das über 
Jahrzehnte verhindert hat.) 

 
Und kommen Sie uns jetzt bitte nicht mit Ihrem Allheilmit-
tel, mit dem Thema Wasserstoff! Wasserstoff ist aktuell 
noch ein reines Zuschussgeschäft und eine absolute 
Wette auf die Zukunft, deren Marktfähigkeit sich erst 
noch beweisen muss. 
 

(Zuruf von Hannes Damm, fraktionslos) 
 
Und darauf können wir nicht blind unsere aktuelle Ver-
sorgungssicherheit aufbauen. Solange die Netze nicht 
stehen, nützt uns auch das hundertste zusätzliche Wind-
rad keinen Millimeter weiter, weil der Strom im Zweifel ab-
geriegelt werden muss, was wir über die ohnehin schon 
extremen Netzentgelte dann auch wieder bezahlen, über 
die sogenannten Redispatchkosten. 
 
Präsidentin Birgit Hesse: Herr Abgeordneter, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage? 
 

(Zuruf von Dr. Harald Terpe, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

 
Wolfgang Waldmüller, CDU: Und wenn Sie dann noch 
die Struktur des Primärenergieverbrauchs … 
 
Präsidentin Birgit Hesse: Herr Abgeordneter, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage? 
 
Wolfgang Waldmüller, CDU: Ich bin gleich fertig. 
 
Präsidentin Birgit Hesse: Also im Anschluss an die 
Rede? 
 
Wolfgang Waldmüller, CDU: Dann kann er hinterher. 
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Und dann gebe ich Ihnen noch, wenn Sie dann die Struk-
tur des Primärenergieverbrauchs angucken, dann haben 
wir 20,6 Prozent erneuerbare Energien, der Rest, also 
round about 80 Prozent, 
 

(Dr. Harald Terpe, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Aber das ist doch Wärmeenergie, 

Herr Waldmüller!) 
 
da haben wir Mineralöl, Gas und Kohle. Und dann spre-
chen Sie von Versorgungssicherheit. Das ist, 
 

(Dr. Harald Terpe, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Führen Sie uns doch nicht hinter die Fichte!) 

 
das ist nicht machbar. 
 
Meine Damen und Herren, ein Konzept so wie Ihres, das 
blind auf den Ausbau drängt, aber die Themen Versor-
gungssicherheit, Speicherkapazitäten und die erdrücken-
den Netzkosten für den heimischen Mittelstand ignoriert, 
schafft keinen Wohlstand, 
 

(Dr. Harald Terpe, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Daran sind Sie schuld!) 

 
er gefährdet ihn. Wir lehnen daher Ihren Antrag ab. – 
Vielen Dank! 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der CDU 
und Enrico Schult, AfD) 

 
Präsidentin Birgit Hesse: Vielen Dank, Herr Abgeord-
neter! 
 
Herr Abgeordneter, Sie hatten ja eine Frage zum Ende 
Ihrer Rede gestattet. Insofern würde ich Herrn Damm 
jetzt bitten, die Frage zu stellen. 
 
Hannes Damm, fraktionslos: Vielen Dank, Frau Präsi-
dentin! 
 
Herr Kollege, jetzt haben Sie gesagt, Wasserstoff ist 
aktuell noch eine Zukunftstechnologie, und ich frage mich 
jetzt, also Sie haben ja heute Morgen, auch Ihr Vorsit-
zender gesagt, Sie wollen bei der Energiewende in Zu-
kunftstechnologie investieren, gleichzeitig stehen Sie da 
und sagen, das ist jetzt noch ein Zuschussgeschäft.  
 
Also wollen Sie jetzt nun in Wasserstoff auch investie-
ren? Dann müssten Sie ja zumindest diesem Teil des 
Antrages zustimmen. Oder ist Wasserstoff jetzt doch 
nicht die richtige Zukunftstechnologie? Und dann wäre 
meine Frage: In welche Zukunftstechnologie wollen Sie 
denn bei der Energiewende dann, wenn nicht in Wasser-
stoff, investieren? 
 
Wolfgang Waldmüller, CDU: Herr Damm, ich habe …  
 
Darf ich, ja?  
 

(Präsidentin Birgit Hesse spricht 
bei abgeschaltetem Mikrofon.) 

 
Herr Damm, ich habe – vielleicht haben Sie mich miss-
verstanden –, ich habe Wasserstoff erwähnt in dem Zu-
sammenhang, als ich sagte, kommen Sie mir jetzt nicht 
mit dem, dass der Wasserstoff das Allheilmittel ist. Ich 
glaube schon, dass Wasserstoff eine Zukunftstechnolo-

gie ist, ja. Wir unterstützen das auch, überhaupt keine 
Frage. Allerdings ist der momentane Zustand nicht markt-
fähig.  
 
Wenn Sie sich, mit wem auch immer, im Land unterhal-
ten, mit Konzernen, mit Unternehmen oder Sonstiges, es 
scheitert in der Regel. ENERTRAG beispielsweise legt 
Projekte still. Das scheitert immer eben an den Kosten, 
an dem marktfähigen Preis sozusagen. Und das werden 
Sie nur dann schaffen, das werden Sie nur dann schaf-
fen, wenn Sie Wasserstoff eben subventionieren. Und da 
ist ja wieder die Frage, ist das, diese Wette auf die Zu-
kunft, wie teuer wird denn das? Und ich glaube, dass wir 
das schon im Blick behalten müssen, dass aber dieser 
Hype um diesen Wasserstoff verfrüht ist. Ich hoffe, dass 
die technologische Entwicklung so weit vorangeht, dass 
der Wasserstoff auch marktfähig wird. 
 
Präsidentin Birgit Hesse: Herr Abgeordneter, gestatten 
Sie noch eine weitere Frage des Abgeordneten Damm? 
 
Wolfgang Waldmüller, CDU: Jo. 
 
Präsidentin Birgit Hesse: Bitte, Herr Damm! 
 
Hannes Damm, fraktionslos: Vielen Dank, Frau Präsi-
dentin! 
 
Also welche Zukunftstechnologie müssen Sie denn am 
Anfang nicht fördern, dass sie marktfähig wird? 
 
Wolfgang Waldmüller, CDU: Herr Damm, wir unterhal-
ten uns hier über die Ausrichtung, über die energiepoliti-
sche Ausrichtung der Zukunft. Und das, was Sie hier, 
glaube ich, zum Tragen bringen, hat das eine, also wenn 
eine Ausrichtung nicht technologieoffen ist, sondern ein-
seitig, so, wie in dem Antrag das gewünscht einschließ-
lich auf, beispielsweise in dem Fall auf Wind ausgerichtet 
ist, das kann der Versorgungssicherheit und den Kosten 
für unseren Wohlstand, für unsere Abnehmer ist das 
abträglich. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD) 
 
Und das wollte ich eigentlich damit aussagen, und da 
bringen Sie mich auch nicht davon ab. Wir glauben, wir 
brauchen einen Energiemix, eine Technologieoffenheit 
und nicht eine Konzentration, eine sture ideologische 
Konzentration auf erneuerbare Energien. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der CDU – 
Beifall und Zuruf von Enrico Schult, AfD) 

 
Präsidentin Birgit Hesse: Vielen Dank, Herr Abgeord-
neter! 
 
Das Wort hat jetzt für die Fraktion Die Linke Frau 
Schmidt. 
 
Elke-Annette Schmidt, Die Linke: Sehr geehrte Frau 
Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren Abgeord-
nete! Wenn man den Antrag der GRÜNEN liest, könnte 
man fast meinen, in unserem Land stünden die Wind-
räder still und der Ausbau der erneuerbaren Energien 
wäre im Dornröschenschlaf. 
 

(Dr. Harald Terpe, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Die stehen ja meistens still, weil das Netz 

nicht ausgebaut ist.) 
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Sie unterstellen uns hier im Kern, dass wir den Ausbau 
der Erneuerbaren ausbremsen, und ich muss Ihnen hier 
ganz deutlich sagen, dass das falsch ist. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen 
der SPD und Die Linke) 

 
Das geht vollkommen an der Realität vorbei, denn bereits 
jetzt beläuft sich der Anteil erneuerbarer Energien an der 
Bruttostromerzeugung auf über 80 Prozent. Und damit 
liegen wir deutlich über dem Bundesdurchschnitt, der bei 
circa 50 Prozent liegt. 
 

(Dr. Harald Terpe, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Weil wir auch so gut wie keine 

Industrie hier haben.) 
 
Und ja, wir müssen bei den Verteilnetzen, die müssen wir 
weiter ausbauen und ebenso auch die Speicherkapazitä-
ten. Das ist vollkommen richtig. 
 
Und im Kern verfolgen wir doch das Gleiche. Wir wollen 
den konsequenten Ausbau der erneuerbaren Energien 
und wir wollen verlässliche Rahmenbedingungen. Und 
wir wollen spürbar günstigere Energiekosten für die Men-
schen und die Unternehmen in unserem Land. Und das 
geht eben nur über die Erneuerbaren und nicht, wenn wir 
uns auf die fossilen Brennstoffe und Energieträger ver-
lassen, wie das die AfD gerne macht. Und genau … 
 

(Beifall Dr. Harald Terpe, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Richtig!) 

 
Und wir wollen eben, wie gesagt, die Erneuerbaren wei-
ter ausbauen. 
 
Wir haben uns in den letzten Jahren vehement dafür 
eingesetzt, dass die ungerechten Netzentgelte reformiert 
werden. Dies ist nun durch die Bundesnetzagentur end-
lich geschehen, und das zeigt sich auch hier bei uns im 
Land. Inzwischen zahlen wir hier mit 7,4 Cent pro Kilo-
wattstunde die niedrigsten Netzentgelte deutschlandweit, 
und damit entlasten wir die Haushalte spürbar, was sich 
auf ihren Stromrechnungen bemerkbar macht. 
 

(Enrico Schult, AfD: Das wird doch 
aus dem Bundeshaushalt bezuschusst. 

Das wissen Sie doch, Frau Schmidt! 
Bleiben Sie doch mal bei der Wahrheit!) 

 
Der Jahresanteil sinkt damit durchschnittlich um 102 auf 
296 Euro im Vergleich zum Vorjahr. 
 
Und ich glaube auch nicht, dass Sie die Anhörung und 
Debatten zum BüGem vergessen haben, also zum Bürger- 
und Gemeindenbeteiligungsgesetz. Die Novellierung stand 
unter dem Motto der Akzeptanzsicherung, denn der Aus-
bau der Erneuerbaren gelingt nur gemeinsam mit den 
Menschen vor Ort und nicht gegen sie beziehungsweise 
über ihre Köpfe hinweg. Die Akzeptanzsteigerung durch 
indirekte und direkte Beteiligung der Menschen wollen wir 
durch den Ausbau voranbringen und nicht ausbremsen. Bei 
Windenergie profitieren Gemeinden und Bürger/-innen von 
je 5.000 Euro pro vollem Megawatt installierter Leistung, 
bei Sonnenenergie sind es jeweils 1.000 Euro pro Mega-
watt. 
 
Und kommen wir zu einer weiteren, relativ neuen Errun-
genschaft beim Ausbau der erneuerbaren Energien. Wir 

haben die Grundlage geschaffen und das Kontingent von 
Photovoltaikfreiflächenanlagen von 5.000 auf 10.000 Hektar 
verdoppelt und ermöglichen so den weiteren Ausbau von 
Sonnenenergie. Zusätzlich haben wir bei der Novellie-
rung der Landesbauordnung den Fokus auf Klimaneutra-
lität gelegt. So wurden das Errichten von Photovoltaik-
anlagen vereinfacht und bürokratische Hürden abgebaut. 
 
Auch im Klimaverträglichkeitsgesetz wurden mehrere 
Maßnahmen angepasst, die den Fokus klar auf den be-
schleunigten Ausbau der Erneuerbaren legen. Die Netto-
Treibhausgasemissionen sollen bis 2045 schrittweise 
verringert werden. Dazu werden Höchstgrenzen zulässi-
ger Jahresemissionsmengen für die Bereiche Energie-
wirtschaft, Industrie, Gebäude, Verkehr, Landwirtschaft, 
Landnutzung und Abfallwirtschaft festgelegt. Dies ist 
nicht ohne den weiteren Ausbau erneuerbarer Energien 
möglich. 
 
Und, sehr geehrte Damen und Herren der GRÜNEN-
Fraktion, Sie suggerieren mit Ihrem Antrag, dass wir 
schon viel weiter sein könnten beim Ausbau der erneuer-
baren Energien. Das mag ja auch sein, und es geht im-
mer besser und es geht immer schneller, aber wir han-
deln bereits. Und wir sind beim Ausbau der Erneuerbaren 
weiter dran und wollen auch diese Thematik weiter mit 
Ihnen gemeinsam in den Vordergrund stellen. Aber im 
Moment lehnen wir Ihren Antrag ab, weil, wie gesagt, wir 
schon viele Dinge hier auf den Weg gebracht haben. – 
Vielen Dank! 
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen 
der SPD und Die Linke) 

 
Präsidentin Birgit Hesse: Vielen Dank, Frau Abgeord-
nete! 
 
Das Wort hat jetzt für die Gruppe der FDP Herr Wulff. 
 
David Wulff, FDP: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr 
geehrte Damen und Herren Abgeordnete! Und täglich 
grüßt das Murmeltier. 
 

(Dr. Harald Terpe, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Wie bei der FDP!) 

 
Und der Flächenfetisch der GRÜNEN ist da ja nur kon-
sequent, auch wenn nicht immer nachvollziehbar. Aber 
sehen Sie es mir nach, da nutze ich doch die bisher sehr 
oberflächliche Debatte zu dem Thema, um vielleicht den 
einen oder anderen Punkt mal etwas tiefer zu beleuch-
ten, den wir in der Vergangenheit noch nicht so machen 
konnten. Aber ich weiß ja, wir haben ja noch den einen 
oder anderen Tagesordnungspunkt. Vielleicht kommen 
wir ja noch dazu, uns darüber zu unterhalten. 
 
Aber zum einen, zum Thema „Flächenverbrauch, Energie 
und Repowering“ haben wir uns hier an der Stelle schon 
lange genug unterhalten. Ich sehe das da ähnlich wie 
unser Minister. Am Ende ist das halt jetzt eine Vorgabe 
der Bundesregierung, da müssen wir uns irgendwie ge-
setzlich dran halten. Und solange das nicht geändert 
wurde, ist es halt so. Ich sehe genauso auf der anderen 
Seite, dass gerade die SPD und die Linken hier ver-
suchen, das solange hinauszuzögern, in der Hoffnung, 
dass es irgendwann auch mal geändert wird auf Bundes-
ebene. 
 

(Rainer Albrecht, SPD: Nee, nee, nee, nee!) 
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Aber im Wesentlichen, 
 

(Rainer Albrecht, SPD: 
Keine Unterstellung bitte!) 

 
im Wesentlichen ist doch die Frage, die wir uns hier stel-
len wollen, wie kriegen wir erneuerbaren Strom gut und 
günstig zu den Unternehmen und zu den Bürgerinnen 
und Bürgern hier bei uns im Land. Das ist doch die Fra-
ge, das sollte doch des Pudels Kern sein. 
 

(Rainer Albrecht, SPD: 
Daran arbeiten wir auch.) 

 
Und wenn wir sehen, dass gerade der Energiebereich 
weitestgehend durchreguliert, wenn nicht sogar überre-
guliert ist und fast alle marktwirtschaftlichen Regeln und 
Effekte ausgehebelt wurden, dann wundert mich das 
nicht, dass das, was wir hier vorhaben, nicht funktioniert. 
Denn nur durch marktwirtschaftliche Prinzipien wären wir 
am Ende auch in der Lage, tatsächlich diese Wende so 
hinzubekommen, ohne dass sie in dem Desaster endet, 
in dem wir uns gerade befinden. 
 
Gehen wir zu dem Thema Netzentgelte. Ja, da wurde jetzt 
vor Kurzem endlich eine Reform gemacht. Lange war das 
ein riesengroßer Schmerzpunkt, völlig unfair, aber auch 
komplett gesetzlich durchreguliert. Da gab es ja gar keine 
andere Möglichkeit, um irgendwelche anderen Effekte da 
draufzugeben. Aber auch hier – „Reiches ,Netzpaketʻ 
stoppen“, hatten wir ja auch schon noch liegen hier –, 
neue Windräder, die keine Anschlüsse bekommen, die 
kann ich nicht einfach bauen lassen und dann dafür auch 
noch bezahlen. Das ist doch das Problem. Wir stellen 
Windräder in die Gegend, die haben keine Anschlüsse, 
weil wir mit den Kapazitäten gar nicht hinterherkommen. 
Und trotzdem bezahlen wir aus dem großen Topf dafür. 
Und das ist marktwirtschaftlich Blödsinn, 
 

(Zuruf von Jens Schulze-Wiehenbrauk, AfD) 
 
auch wenn ich das Windrad gerne hätte, aber der An-
schluss muss auch da sein. 
 
Genauso geht das halt beim Thema EEG-Vergütung 
weiter. Wir haben momentan ja immer noch das Merit-
Order-Prinzip. Die, die sich mit dem Thema beschäftigen, 
kennen das vielleicht. Strom aus erneuerbaren Energien 
ist wirtschaftlich tragfähig, günstig, und am Ende sind es 
doch jetzt eigentlich eher die alten Kraftwerke, die den 
Preis hochtreiben. Und da müssen wir doch auch mal 
rangehen, dass wir aus der Förderung rauskommen in 
die Wirtschaftlichkeit und dann am Ende den Markt da 
auch entscheiden lassen können. Und dann, glaube ich, 
dass wir das Ganze auch ohne gesetzliche Vorgaben 
und Durchregulierungen, eine vernünftige Wende mit 
günstiger Energie hinbekommen. Alles Weitere dann zu 
den übrigen Tagesordnungspunkten zum Thema. – Vie-
len Dank! 
 

(Beifall Noah Böhringer, FDP) 
 
Präsidentin Birgit Hesse: Vielen Dank, Herr Abgeord-
neter! 
 
Das Wort hat jetzt für die Fraktion der SPD Herr Beitz. 
 

(Vizepräsidentin Beate Schlupp 
übernimmt den Vorsitz.) 

Falko Beitz, SPD: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Wer den Titel dieses 
Antrages liest, könnte meinen, die Landesregierung habe 
den Ausbau der erneuerbaren Energien eingestellt und 
Mecklenburg-Vorpommern drohe den Anschluss zu ver-
lieren.  
 

(Patrick Dahlemann, SPD: 
So ein Quatsch!) 

 
Nichts davon, meine Damen und Herren, ist Realität. 
Mecklenburg-Vorpommern ist seit Jahren Energieland. 
 

(Patrick Dahlemann, SPD: Ganz genau!) 
 
Wir produzieren immer noch deutlich mehr Strom aus 
erneuerbaren Energien, als wir verbrauchen. Und, liebe 
GRÜNE, wir werden das auch noch weiter ausbauen. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen 
der SPD und Die Linke – 

Rainer Albrecht, SPD: Jawoll!) 
 
Wir sind Vorreiter beim Ausbau der Windenergie und bei 
der Offshorewindkraft. Gleichzeitig arbeiten wir daran, die 
Voraussetzungen für den Aufbau einer leistungsfähigen 
Wasserstoffwirtschaft zu schaffen, denn die Energiewen-
de endet nicht bei der Stromerzeugung. Sie muss auch 
neue industrielle Wertschöpfung und gute Arbeitsplätze 
in unserem Land ermöglichen. 
 

(Rainer Albrecht, SPD: Sehr richtig! – 
Dr. Harald Terpe, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Richtig! Das ist ja gemeinsames Ziel.) 
 
Und deshalb ist es schon bemerkenswert, wenn ausge-
rechnet die GRÜNEN den Eindruck erwecken wollen, die 
Landesregierung würde den Ausbau der Erneuerbaren 
bremsen. 
 

(Zuruf von Dr. Harald Terpe, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

 
Meine Damen und Herren, im Mittelpunkt des Antrages 
steht die Forderung nach einer vorbehaltlosen Umsetzung 
des sogenannten 2,1-Prozent-Ziels. Genau darüber wird 
auch bundesweit diskutiert, denn das starre Flächenziel 
war von Anfang an umstritten. Nicht nur Mecklenburg-
Vorpommern, sondern zahlreiche Länder haben darauf 
hingewiesen, dass am Ende nicht die ausgewiesene 
Fläche entscheidend ist, sondern die tatsächlich instal-
lierte Leistung 
 

(Zuruf von Dr. Harald Terpe, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

 
und die erzeugte Strommenge. Natürlich hat ein Flächen-
ziel Vorteile, es schafft Planungssicherheit für Raumord-
nung und Netzausbau. Aber, meine Damen und Herren, 
es hat auch Nachteile. Wer ausschließlich auf Prozent-
zahlen schaut, läuft Gefahr, Flächen auszuweisen, die 
sich wirtschaftlich gar nicht sinnvoll nutzen lassen. Damit 
wird aus einer Frage des tatsächlichen Energieausbaus 
die Frage bürokratischer Planvorgaben. Wir setzen 
deshalb auf einen pragmatischen Ansatz. Mecklenburg-
Vorpommern erfüllt das bundesrechtlich vorgegebene 
1,4-Prozent-Ziel fristgerecht. Gleichzeitig laufen die Pla-
nungen für das weitere Ausbauziel. Von einem Ausbau-
stopp kann also keine Rede sein. 
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Meine Damen und Herren, wir sollten, wenn wir über 
Verlässlichkeit sprechen, dann sollten wir auch ganz 
ehrlich benennen, wo derzeit die größte Verunsicherung 
entsteht. 
 

(Zuruf von Jens Schulze-Wiehenbrauk, AfD) 
 
Und die größte Verunsicherung entsteht nicht in 
Schwerin, sie entsteht durch die energiepolitischen Sig-
nale aus Berlin. Bundeswirtschaftsministerin Katherina 
Reiche hat in den vergangenen Wochen und Monaten 
wiederholt Debatten angestoßen, die in der Branche der 
erneuerbaren Energien erhebliche Unsicherheit ausge-
löst haben. 
 

(Rainer Albrecht, SPD: Ja.) 
 
Wer bereits beschlossene Ausbaupfade infrage stellt 
oder neue Diskussionen über die Grundlagen der Ener-
giewende eröffnet, sorgt nicht für Planungssicherheit, ja, 
sondern verunsichert Unternehmen, Investoren und auch 
Beschäftigte.  
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der SPD 
und Torsten Koplin, Die Linke) 

 
Gerade die Unternehmen der Erneuerbaren-Branche aber 
brauchen Verlässlichkeit, verlässliche Rahmenbedingun-
gen für Investitionen, die oft über Jahrzehnte und in der 
Regel mit auskömmlichen, aber nicht üppigen Margen 
kalkuliert werden. Planungssicherheit ist eine Grund-
voraussetzung für Investitionen. Und die Landesregie-
rung hat dagegen stets deutlich gemacht, Mecklenburg-
Vorpommern bleibt Energieland. Wir stehen zum weite-
ren Ausbau der erneuerbaren Energien und zu den 
Chancen, die daraus für Wertschöpfung, Industrieanla-
gen und Beschäftigung entstehen. 
 
Meine Damen und Herren, ein weiterer großer Teil des 
Antrages fordert niedrige Energiepreise, den Ausbau von 
Netzen, Speichertechnologien, Direktversorgungsmodellen 
und Wasserstoffinfrastruktur. Das klingt zunächst einmal 
gut, nur verschweigen die GRÜNEN, dass die wesentli-
chen regulatorischen Entscheidungen hierzu beim Bund 
und bei der Bundesnetzagentur liegen. Das Land kann 
Rahmenbedingungen unterstützen, Projekte begleiten 
und Investitionen fördern, aber weder Netzentgelte noch 
Strommarktregeln, noch energiewirtschaftliche Regulie-
rung werden hier im Schweriner Schloss entschieden. 
Wer hier Erwartungen weckt, die das Land rechtlich gar 
nicht erfüllen kann, betreibt politische Symbolik statt 
seriöser Energiepolitik. 
 
Meine Damen und Herren, besonders bemerkenswert 
ist der Verweis auf die Studie zur regionalen Wertschöp-
fung durch erneuerbare Energien, denn gerade diese 
Studie bestätigt die großen Chancen, die Mecklenburg-
Vorpommern bereits heute besitzt, und sie empfiehlt 
Maßnahmen, die die Landesregierung längst auf den 
Weg gebracht hat. Mit der Novelle des Bürger- und 
Gemeindenbeteiligungsgesetzes sorgen wir dafür, dass 
Kommunen, Bürgerinnen und Bürger stärker an den 
Erträgen der Energiewende beteiligt werden. 
 

(Zuruf von Jens Schulze-Wiehenbrauk, AfD) 
 
Genau dadurch sorgen wir dafür, dass Wertschöpfung 
hier vor Ort bleibt und die Menschen in unseren Städten 
und Gemeinden ganz konkret profitieren.  

Die GRÜNEN tun in ihrem Antrag so, als würden sie 
regionale Wertschöpfung neu entdecken. Tatsächlich 
setzen wir zentrale Empfehlungen der von Ihnen selbst 
zitierten Studie bereits um, sogar vor Veröffentlichung. 
Dass die GRÜNEN der Novelle des Bürger- und Ge-
meindenbeteiligungsgesetzes nicht zugestimmt haben, 
 

(Zuruf von Dr. Harald Terpe, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

 
macht ihre heutigen Forderungen allerdings wenig glaub-
würdig. 
 

(Unruhe bei Rainer Albrecht, SPD, und 
Dr. Harald Terpe, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

 
Meine Damen und Herren, die Energiewende gelingt 
nicht durch immer neue Anträge und immer höhere Ziel-
zahlen,  
 

(Zuruf von Tilo Gundlack, SPD) 
 
sie gelingt durch Planungssicherheit, Akzeptanz vor Ort, 
 

(Unruhe vonseiten der Fraktion der SPD) 
 
wirtschaftlich sinnvolle Projekte und eine enge Beteili-
gung der Kommunen und Bürgerinnen und Bürger. Ge-
nau diesen Weg gehen wir in Mecklenburg-Vorpommern 
bereits heute, deshalb lehnen wir Ihren Antrag ab. 
 
Erlauben Sie mir eine Schlussbemerkung: Die Energie-
wende braucht keinen Überbietungswettbewerb in „höher, 
weiter, schneller, besser, grüner“, sie braucht Verläss-
lichkeit – das habe ich angesprochen – und sie braucht 
das Vertrauen der Menschen in diese Energiewende.  
 

(Zuruf von Dr. Harald Terpe, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

 
Und, liebe GRÜNE, da sitzt der politische Gegner nicht 
bei uns, bei SPD und Linken. Da sitzt der politische Geg-
ner in den Reihen der AfD-Fraktion, 
 

(Elke-Annette Schmidt, Die Linke: Richtig!) 
 
die hier ein ums andere Mal den allergrößten energie-
politischen Wahnsinn am Rednerpult verbreitet und die 
Energiewende generell infrage stellt, die nicht an den 
Klimawandel glauben mag und den Menschen da drau-
ßen erzählt, dass Wanderdünen in Vorpommern schon 
immer Wetter waren und dass wir als Schlussfolgerung 
daraus endlich wieder russisches Öl und Gas kaufen 
sollten und Atomkraftwerke bauen, 
 

(Zuruf von Jens Schulze-Wiehenbrauk, AfD) 
 
die in Frankreich aufgrund der Hitze gerade ihre Leistung 
drosseln, 
 

(Andreas Butzki, SPD: Dann sagt 
doch mal, wo das Endlager hinsoll!) 

 
weil das Kühlwasser schon im Mai zu heiß wird. 
 

(Zuruf von Andreas Butzki, SPD) 
 
Liebe GRÜNE, in Fragen der Energiewende geht es da-
rum, dieses wichtige, sinnvolle Projekt gemeinsam zum 
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Erfolg zu bringen und die Menschen auf diesem Weg 
auch mitzunehmen. 
 

(Unruhe vonseiten der Fraktionen 
der SPD und AfD) 

 
Vizepräsidentin Beate Schlupp: Einen Moment, Herr 
Abgeordneter! 
 
Ich bitte doch, die Debatten über die Bänke hinweg ein-
zuschränken, weil der Redner dann nicht zu verstehen 
ist. Das kann man ja sicherlich bei anderer Gelegenheit 
klären, was denn da noch offengeblieben ist. 
 
Bitte schön, Herr Beitz! 
 

(Zurufe von Andreas Butzki, SPD, und 
Thomas de Jesus Fernandes, AfD) 

 
Falko Beitz, SPD: Dann setze ich noch mal neu an: 
Liebe GRÜNE, in Fragen der Energiewende geht es da-
rum, dieses wichtige und sinnvolle Projekt gemeinsam 
zum Erfolg zu bringen und die Menschen auf diesem 
Weg mitzunehmen. Wir leben in einer Demokratie, und 
der Haken an der Demokratie ist, dass man auch für das 
wissenschaftlich, wirtschaftlich und gesellschaftlich Rich-
tige erst einmal Mehrheiten gewinnen muss, miteinan-
der. – Herzlichen Dank! 
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen 
der SPD und Die Linke – 

Rainer Albrecht, SPD: Jo, bravo! – 
Zuruf von Tilo Gundlack, SPD) 

 
Vizepräsidentin Beate Schlupp: Vielen Dank, Herr 
Abgeordneter! 
 
An dieser Stelle begrüße ich auf der Besuchertribüne 
Schülerinnen und Schüler des Evangelischen Schulzent-
rums „Katharina von Bora“ aus Demmin. Seien Sie uns 
herzlich willkommen! 
 
Und ich rufe auf den Abgeordneten Herrn Damm. 
 
Hannes Damm, fraktionslos: Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Werte Abgeordnete der demokratischen Fraktio-
nen! Die Landesregierung stellt das 2,1-Prozent-Ziel für 
Windenergie infrage und bremst beim Ausbau der Er-
neuerbaren. Ja, das lässt sich aus meinen zahlreichen 
Kleinen Anfragen leider deutlich ablesen, Frau Schmidt 
und Herr Beitz. Die Folgen für unser Land: höhere Ener-
giekosten, verpasste Wertschöpfung und Investoren 
wandern wegen fehlender Verlässlichkeit ab.  
 
Dass die Landesregierung damit den Standort MV ge-
fährdet, das ist völlig richtig als Feststellung. Das teile ich 
auch ausdrücklich. Die Ursache ist jahrzehntelanges, 
mindestens jahrelanges politisches Verschleppen – eine 
Regionalplanung, die sich seit über einem Jahrzehnt 
nämlich zieht, und ein Land, das beim Ausweisen ge-
eigneter Flächen immer noch hinterherhinkt. Schauen wir 
zum Beispiel nach Schleswig-Holstein! Ja, auch diese 
Diagnose ist richtig, aber – das hat der Minister auch 
noch einmal gesagt – sie ist eben nicht neu.  
 
Die Verantwortung für den Stillstand trägt die Landes-
regierung, das ist unbestritten. Doch was hier vorliegt, ist 
jetzt ein Antrag, der nur bekräftigt, was wir längst auf 
dem Tisch hatten. Er enthält keine neuen Ideen zur Lö-

sung dieser Probleme. Genau genommen ist jede der 
vier Forderungen durch mindestens einen früheren An-
trag oder das grüne Klimaschutzgesetz abgedeckt. Es ist 
also eine Zusammenschau. Neu ist allein der Bezug zur 
neuen Studie, der allerdings nur ein Prüfauftrag ist. Poli-
tisch legitim ist das selbstverständlich, wenn der Antrag 
nicht zugleich mit einem entscheidenden Rückschritt für 
uns GRÜNE daherkäme. Beim Kernziel bleibt er deutlich 
hinter unseren bündnisgrünen Beschlüssen zurück. Die 
Landespartei hat auf dem Parteitag 23 in Grimmen be-
schlossen, 3 Prozent der Landesfläche für die Windener-
gie, pardon, für die Windenergie zu nutzen. 
 

(Zuruf von Marc Reinhardt, CDU) 
 
24 hat die Fraktion noch 2,7 Prozent gefordert. Der Antrag 
heute fordert dann nur noch das Bundesziel von 2,1 Pro-
zent, einen Grund für dieses Zurückrudern nennt er aller-
dings nicht. Ich persönlich halte das für brandgefährlich, 
 

(Zurufe von Jens Schulze-Wiehenbrauk, AfD, 
und Marc Reinhardt, CDU) 

 
wenn selbst die GRÜNEN jetzt faktenbasierte Positionen 
räumen, um einem vermeintlichen öffentlichen Druck nach-
zugeben. Und das einzige Neue, die Wertschöpfungs-
studie, ist eben nur ein Prüfauftrag, genau die Art vage 
Formulierung, die wir der Regierung sonst vorgehalten 
haben. 
 
Mein Appell: Benennen Sie einen konkreten neuen 
Schritt! Bleiben Sie bei alten Zielen für die Windenergie! 
Es ist ja wirtschaftlich das Optimum, für ein hundert Pro-
zent erneuerbares Energiesystem, was wir bis jetzt ge-
fordert haben. Zum aktuellen Antrag kann ich mich daher 
leider nur enthalten. Die Richtung stimmt, und gegen 
Erneuerbare stimme ich natürlich auch nicht, aber ein 
Antrag, der hinter unsere eigene Beschlusslage zurück-
fällt, zugleich keinen neuen Schritt benennt, 
 

(Dr. Harald Terpe, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Was wir an Wissenszuwachs haben, 

Hannes, an Wissenszuwachs!) 
 
der kann leider keine Zustimmung finden. 
 

(Heiterkeit vonseiten der Fraktion der SPD) 
 
Herr Terpe, Sie haben jetzt gesagt, es gibt einen Wis-
senszuwachs. Also ich selber habe als Wissenschaftler, 
 

(Zuruf von Dr. Harald Terpe, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Glocke der Vizepräsidentin) 

 
noch nicht als Landtagspolitiker, diese Erneuerbaren-
Studie ja mit durchgeführt. Unsere Expert/-innen von der 
LEE, Energie- und Klimaschutz, Herr Jaeger, den Sie 
sehr schätzen, haben diese Studie vorgelegt, und meiner 
Meinung nach gibt es keinen neuen, 
 

(Zuruf von Rainer Albrecht, SPD) 
 
keine neue Studie, die ein anderes, einen anderen Wert 
als diese 2,7 beziehungsweise diese 3 Prozent darlegen 
würde. Deswegen würde mich wirklich interessieren, 
wenn Sie noch mal erklären, welchen Wissenszuwachs 
wir haben, außer dass wir hier von rechts einen massi-
ven Druck bekommen, diese Flächenziele zu verringern,  
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(Dr. Harald Terpe, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Ik glööv, das ist ein anderer Grund.) 

 
und da sollten wir GRÜNE nicht mitmachen. – Vielen Dank! 
 

(Zuruf von Dr. Harald Terpe, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

 
Vizepräsidentin Beate Schlupp: Das Wort hat noch 
einmal für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN die 
Abgeordnete Frau Wegner. 
 
Jutta Wegner, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Sehr geehr-
te Frau Präsidentin! Kolleginnen und Kollegen! Ja, wir 
stellen hier immer wieder diese Anträge. Und woran liegt 
das? Weil tatsächlich das passiert, was wir ja auch in der 
Einbringung schon gesagt haben und was auch Hannes 
Damm erwähnt hat, weil nichts passiert, 
 

(Rainer Albrecht, SPD: Oh nee, nichts 
passiert, kann man ja wohl nicht sagen! – 

Zurufe von Thomas Krüger, SPD, und 
Elke-Annette Schmidt, Die Linke) 

 
ich kann nur sagen, weil die erforderlichen Schritte nicht 
gegangen werden. Es sind viele Absichtserklärungen, 
und ich kann da nur aus einer Rede von Christian Pegel 
zitieren: „Machen ist wie Wollen, nur krasser.“ Kommen Sie, 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

 
kommen Sie in Gang, machen Sie endlich!  
 
Und, Herr Minister, Sie sagen, Sie wissen das alles. Aber 
machen, machen ist das Entscheidende, wenn wir tatsäch-
lich die Chancen erneuerbarer Energie für unser Land, für 
unsere Bevölkerung und für uns alle und vor allen Dingen 
für die Zukunft unserer Kinder nutzen wollen. Warum 
haben Sie die Planungsverbände gestoppt, als Sie, beim 
2,1-Prozent-Ziel? Warum fangen Sie jetzt an mit 1,4, wo 
Sie doch auf dem Weg waren, 2,1 Prozent auszuweisen?  
 
Und bitte, bei allem Respekt, Falko Beitz, wenn wir über 
neue Gigawattprojekte sprechen, brauchen wir auch 
dafür Fläche. Und ich traue den Investor/-innen in unse-
rem Land zu, dass sie da die richtige Entscheidung tref-
fen. Aber das hindert uns doch nicht daran, und es darf 
uns auch nicht daran hindern, diese Flächen auszuwei-
sen, auf denen sie bauen können, 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

 
damit sie eben ihre Investitionen auch in Angriff nehmen 
können. Genau das ist doch, das ist doch das Problem. 
Unternehmen, Kommunen und Projektentwickler inves-
tieren nicht auf Grundlage wohlklingender Absichtserklä-
rungen, sie brauchen Verlässlichkeit. Wer Ziele infrage 
stellt, Verfahren verschleppt und alte Konflikte neu auf-
wärmt, schafft keine Sicherheit, sondern vertreibt Investi-
tionen. 
 

(Anne Shepley, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
So ist es.) 

 
Und Bürgerinnen und Bürger akzeptieren die Anlagen 
nicht, wenn sie nicht verstehen, welche Chancen die für 
sie und für ihre Gemeinde beinhalten. 

(Beifall vonseiten der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

 
Und zu Ihnen, Herr Waldmüller, es braucht Speicher, 
flexible Verbraucher und verlässliche Regeln für Netz-
anschlüsse und es braucht erneuerbare Energien gleich-
zeitig. Jetzt den Ausbau erneuerbarer Energien zu brem-
sen, ist das völlig falsche Signal, sondern wir brauchen 
beides.  
 
Und wenn jetzt das schreckliche … Nein, die Industrie denkt 
nicht über Auslandsinvestitionen nach, weil Deutschland 
zu viel günstigere Energie, zu viel günstigere erneuerbare 
Energie hätte. Auffällig ist etwas ganz anderes doch: Seit 
dem Energiepreisschock nach dem russischen Angriffs-
krieg ist das Kostenmotiv wieder deutlich stärker gewor-
den. Das beweist nicht jeden Einzelfall, aber der zeitliche 
Zusammenhang ist offensichtlich, und Energiepreise ge-
hören ausdrücklich zu den Belastungen. Wer Industrie 
halten will, braucht günstigen erneuerbaren Strom, 
schnellere Verfahren und verlässliche Entscheidungen. 
 
Und zur Versorgungssicherheit: Wir haben in Europa das 
sicherste Energiesystem überhaupt. Wenn wir bremsen, 
ist es einfach der falsche Weg. Wir brauchen die Flexibili-
tät im Netz, wir brauchen mehr Speicher und wir brau-
chen stärkere Netze. Und dann brauchen wir natürlich – 
nein, nicht natürlich –, dann brauchen wir, für das, was 
hier in den Raum gestellt wurde, von Dunkel…, 
 

(Jens Schulze-Wiehenbrauk, AfD: 
Dunkelflauten!) 

 
… Dunkelflauten und was, was Sie alles noch in den, 
 

(Zuruf von Thomas de Jesus Fernandes, AfD) 
 
in den Raum stellen, dann brauchen wir steuerbare Ka-
pazitäten, aber nicht in dem Ausmaß, wie das im Moment 
diskutiert wird.  
 

(Thomas de Jesus Fernandes, AfD: Machen 
Sie die Augen zu, glauben Sie ganz fest daran, 
was Sie da sagen! Vielleicht wird es ja wahr.) 

 
Ja, unsere Geschichte zeigt, Regionen verlieren, wenn 
sie neue Technologien zu lange als Bedrohung behan-
deln, statt als Chance zu gestalten. 
 

(Zuruf von Jens Schulze-Wiehenbrauk, AfD) 
 
Genau das darf uns bei Wind, Solar, Speicher und Was-
serstoff nicht passieren. Mecklenburg-Vorpommern darf 
seine nächste industrielle Chance nicht wieder an sich 
vorbeiziehen lassen.  
 

(Zuruf von Thomas de Jesus Fernandes, AfD) 
 
Wenn die Studie zur regionalen Wertschöpfung durch 
erneuerbare Energien bereits Handlungsempfehlungen 
liefert, dann sollte die Landesregierung sie nicht ins Re-
gal stellen, sondern in konkrete Maßnahmen umsetzen, 
übersetzen. Denn Mecklenburg-Vorpommern kann bei 
erneuerbaren Energien Gewinnerland sein, aber nur, 
wenn die Landesregierung aufhört, Chancen zu ver-
walten, und anfängt, sie zu nutzen. Nur dann profitiert 
Mecklenburg-Vorpommern von der Energiewende, nur 
dann profitieren auch die Menschen in unserem Land. – 
Vielen Dank! 
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(Beifall vonseiten der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

 
Vizepräsidentin Beate Schlupp: Vielen Dank, Frau 
Abgeordnete! 
 
Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Ich schließe 
die Aussprache. 
 
Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag der Frak-
tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN auf Drucksache 8/6594. 
Wer dem zuzustimmen wünscht, den bitte ich jetzt um ein 
Handzeichen. – Die Gegenprobe. – 
 

(Thomas de Jesus Fernandes, AfD: 
Sieht aus, als wenn Sie Geisterfahrer sind.) 

 
Gibt es Stimmenthaltungen? – Damit ist der Antrag auf 
Drucksache 8/6594 bei Zustimmung durch die Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, Stimmenthaltung eines frakti-
onslosen Abgeordneten, ansonsten Ablehnung abgelehnt. 
 
Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt … 
 

(David Wulff, FDP: Moment, Moment! 
Wir haben uns enthalten) 

 
Ihr habt …, und die Gruppe der FDP hat sich enthalten – 
habe ich nicht gesehen, aber kommt dann ins Protokoll –, 
Stimmenthaltung eines fraktionslosen Abgeordneten und 
der Gruppe der FDP, ansonsten Ablehnung. 
 
Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 21: Aussprache 
auf Antrag der Fraktion der SPD gemäß Paragraf 43 
Nummer 2 der Geschäftsordnung des Landtages zum 
Thema „Gemeinsam für einen starken Tourismus – Wirt-
schaftliche Bedeutung stärken, nachhaltige Entwicklung 
sichern und regionale Wertschöpfung ausbauen“.  
 
Aussprache auf Antrag der Fraktion der SPD 
gemäß § 43 Nummer 2 der Geschäftsordnung 
des Landtages zum Thema 
Gemeinsam für einen starken Tourismus – 
Wirtschaftliche Bedeutung stärken, 
nachhaltige Entwicklung sichern und 
regionale Wertschöpfung ausbauen 
 
Gemäß Paragraf 84 Absatz 1 unserer Geschäftsordnung 
ist eine Aussprachezeit von bis zu 38 Minuten vorgese-
hen. Zu diesem Tagesordnungspunkt wurde zusätzliche 
Redezeit gemäß Paragraf 84 Absatz 1a angemeldet. Ich 
sehe und höre dazu keinen Widerspruch, dann ist das so 
beschlossen. Ich eröffne die Aussprache. 
 
Ums Wort gebeten hat für die Fraktion der SPD die Land-
tagspräsidentin Frau Hesse. Der Titel bleibt. 
 

(Heiterkeit vonseiten der Fraktionen 
der SPD und Die Linke – 

Heiterkeit bei Birgit Hesse, SPD) 
 
Birgit Hesse, SPD: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Ich wollte fast sagen, eine 
Premiere – es ist tatsächlich das erste Mal, dass ich in 
dieser Legislatur eine Rede halte. Aber gestern hatte ich 
mich ja einmal kurz zu Wort gemeldet. Aber ich bitte um 
Verständnis, als Präsidentin des Tourismusverbandes 
und als Vorsitzende des entsprechenden Beirates ist es 
mir ein Anliegen, hier auch ein paar Worte beizutragen.  

Der Tourismus, meine sehr geehrten Damen und Herren – 
und da erzähle ich nichts Neues, und ich glaube, da sind 
wir uns alle einig –, ist ein Aushängeschild und bedeuten-
der Wirtschaftsfaktor in Mecklenburg-Vorpommern. Und im 
Jahr 2025 haben wir über 33 Millionen Übernachtungen 
bei rund 8 Millionen Gästen erreicht. Und das ist nicht 
unser Verdienst, sondern das ist das Verdienst der Bran-
che, der Tourismusunternehmen und der Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter. Insofern gilt denen unser Dank! 
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen 
der SPD und Die Linke und 

Sandy van Baal, fraktionslos) 
 
Und das möchte ich auch gleich voranstellen, wir alle 
können sehr stolz darauf sein, auf unser wunderschönes 
Bundesland, auf unsere unverwechselbare Natur, unsere 
Seen, die Ostsee, Weltkulturerbe, um nur exemplarisch 
ein paar Highlights zu nennen. Gemeinsam haben wir 
viel erreicht und gemeinsam werden wir viel erreichen. 
 
Ich möchte aber kurz zurückgehen auf das Jahr 2025 
und insbesondere auch in meiner Funktion als Präsiden-
tin des Tourismusverbandes, denn 2025 war für uns als 
Verband ein, ich formuliere es mal sanft, sehr heraus-
forderndes Jahr. Prüfungen des Landesrechnungshofs 
gingen vorher, Tiefenprüfung der GSA sowie der Rechts-
anwaltskanzlei Hardt & Ketelsen, Einschaltung des LFI 
und nicht zuletzt die Anzeige bei der Staatsanwaltschaft. 
All dies war Gegenstand des Untersuchungsausschusses 
zur Untersuchung der Vorgänge rund um den TMV. 
 

(Rainer Albrecht, SPD: Unterausschuss, bitte!) 
 
Unterausschusses, sorry! Sehr wohl, Herr Vorsitzender! 
 
Darüber ist ausführlich gesprochen worden. 
 
Zwei Punkte sind mir aber an dieser Stelle sehr wichtig 
zu betonen. Ich möchte mich ausdrücklich bedanken bei 
dem geschäftsführenden Vorstand des TMV, bei Alexander 
Winter, Holger Stein und Wolfgang Waldmüller. Wir haben 
gemeinsam in dieser schweren Zeit zusammengestanden, 
haben Verantwortung übernommen und haben auch ver-
sucht, Lösungen zu finden. Und in diesen Dank möchte 
ich auch ausdrücklich einschließen die Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter des TMV. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen der SPD, 
CDU, Die Linke und der Gruppe der FDP) 

 
Ein zweiter Punkt, der mir ebenso wichtig ist noch mal zu 
betonen, wir als Verband haben seinerseits selber an-
gezeigt, dass die damalige Förderpraxis zu erheblichen 
Schwierigkeiten geführt hat und führt. Die Mischung aus 
der institutionellen und der Projektförderung war und ist 
nicht haltbar, und es war geboten, andere Lösungen zu 
finden.  
 
Ich bin daher der Ministerpräsidentin sehr dankbar, dass 
unter Beteiligung von Lars Schwarz, DEHOGA, Christian 
Zornow, Bäderverband, Herrn Waldmüller für den Land-
tag sowie dem Finanzminister und dem Wirtschaftsminis-
ter und mir am 30. Juni letzten Jahres eine gemeinsame 
Erklärung zur Stärkung und Sicherung der strategischen 
Entwicklung des Tourismus M-V vereinbart und unter-
zeichnet wurde. Alle an einen Tisch, miteinander spre-
chen, das war der richtige Weg, ein konkretes Ergebnis 
für das Tourismusland Mecklenburg-Vorpommern mit den 
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wichtigen strategischen Punkten, die wir vereinbart haben 
für die Neuausrichtung:  
 
Unter anderem erstens, Bildung der landeseigenen Tou-
rismus GmbH.  
 
Zweitens, Übernahme der Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter beziehungsweise ein entsprechendes Angebot.  
 
Drittens, die finanzielle Ausstattung, ein klares Bekennt-
nis der Landesregierung, um das wir allerdings auch 
etwas gerungen haben.  
 
Viertens, Bildung eines Beirates zur direkten Einbezie-
hung eines breiten Kreises aller Akteure. 
 
Und fünftens, die stetige Fortentwicklung unter Einbe-
ziehung aller Akteure der Branche in wichtigen Fragen, 
woran wir auch noch arbeiten müssen, wie der Touris-
muskonzeption, der Tourismusakademie und des Touris-
musgesetzes.  
 
Das, meine sehr geehrten Damen und Herren, war die 
Geburtsstunde der MV-T, die dann auch im Landtag 
entsprechend mehrheitlich bestätigt wurde, und wir als 
TMV haben in unserer Mitgliederversammlung im De-
zember die entsprechenden Beschlüsse gefasst. Auch 
das war kein Selbstgänger. Aber das war die Weichen-
stellung, dass die MV-T tatsächlich auch am 1. Januar 
dieses Jahres ihre Tätigkeit aufnehmen konnte, ein Teil 
des Kaufpreises an den TMV überwiesen wurde und das 
Haus des Tourismus auch im Januar übergeben wurde. 
Alle Mitarbeiter, die es wollten, konnten zum Jahres-
wechsel 25/26 vom TMV in die MV-T übergehen. Dabei 
wurden viele über Jahre in zeitlich begrenzten Projekt-
verträgen Beschäftigte in feste Anstellung übernommen. 
Das ist etwas, was die Mitarbeiter sehr geschätzt haben.  
 
Ich möchte an dieser Stelle noch einmal den Dank aus-
richten an all diejenigen, die in dieser schweren Zeit 
Verantwortung übernommen haben, denn gerade in 
Krisen beobachten wir, dass sich einige wegducken, und 
ich bin dankbar, dass viele das nicht gemacht haben, wie 
der Vorstand und die Mitarbeiter des TMV, aber auch die 
Mitglieder des TMV, die die Beschlüsse gefasst haben, 
wie den Landtag für seinen damaligen Beschluss, wie 
aber auch der Landesregierung und natürlich auch Peter 
Kranz als neuer Geschäftsführer der MV-T, der diese 
Aufgabe übernommen hat, und das war in der Zeit, lieber 
Peter, nicht selbstverständlich. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen 
der SPD und Die Linke) 

 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, die MV-T hat 
klar definierte Aufträge. Der wohl schönste ist es, unser 
Land national und international zu vermarkten. Themen 
wie Qualität, Innovation, Nachhaltigkeit, Digitalisierung 
sind dabei wichtige Punkte, und die GmbH soll und will 
dabei Impulsgeber, Berater, Anbieter und Vernetzer sein. 
Die Branche, alle Akteure im Tourismus und das Land 
haben hohe Erwartungen.  
 
Es war deshalb sehr schön zu sehen, dass zur Auftakt-
veranstaltung am 20. Mai dieses Jahres in Warnemünde 
ein ganz bewusstes und gemeinsames Zeichen für einen 
starken Tourismus gesetzt wurde. Landesregierung, 
DEHOGA, Golfverband, Campingverband, Bäderverband, 
Regionalverbände, IHK, Unternehmerinnen und Unter-

nehmer, Jugendherbergsverband und viele andere ka-
men zusammen und haben dieses Bekenntnis ausge-
sprochen, denn gemeinsam können wir so viel erreichen. 
Ein gutes Beispiel ist das, was durch die Ministerpräsi-
dentin und auch DEHOGA, Lars Schwarz, erreicht wor-
den ist, nämlich die Reduzierung der Mehrwertsteuer im 
Gastgewerbe ab 1. Januar 2026 – ein richtiges, wichtiges 
und Mut machendes Signal für die Branche. 
 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir brauchen 
dieses Miteinander. Das ist genau das richtige Signal für 
einen starken Tourismus in Mecklenburg-Vorpommern 
nach dem zugegebenermaßen extrem schweren Fahr-
wasser. 
 
Abschließend gestatten Sie mir, dass ich den Geschäfts-
führer Peter Kranz zitiere: „Ich möchte hier einmal sehr 
klar sagen, ich finde es nachvollziehbar, dass man mit 
Ungeduld auf die MV-T schaut. Vielleicht auch hier und 
da noch mit Skepsis. Kann man das, was der Tourismus-
verband in mehr als 30 Jahren geleistet und erreicht hat, 
einfach so als Landesgesellschaft weiterführen? Ich 
denke, diese Frage hat zwei Antworten: Ja, es geht, 
denn in der MV-T ist weiterhin die geballte Erfahrung und 
Kompetenz von derzeit 33 Mitarbeitenden. Und nein, 
denn natürlich braucht es auch neue Ansätze, Ideen und 
neue Konzepte für unser Urlaubsland in herausfordern-
den Zeiten. Geben wir der neuen Gesellschaft alles, was 
sie braucht, um im Sinne unseres Landes gut arbeiten zu 
können.“ Gut gesprochen. 
 
Zusammenfassend möchte ich sagen, wir haben gemein-
sam Verantwortung übernommen in einer sehr schweren 
Zeit. Wir haben uns auf eine zukunftsfähige Struktur zur 
Stärkung des Tourismus geeinigt, die MV-T. Sie ist auf-
gestellt worden, das Team ist jetzt formiert, und es 
braucht dabei unsere Unterstützung und unser Vertrau-
en. Ich bin sehr dankbar, dass so viele Akteure dies 
zugesagt haben, so können wir die Herausforderungen 
gemeinsam angehen. Lassen Sie uns alle die besten 
Gastgeber im Urlaubsland Nummer eins sein! Das, mei-
ne sehr geehrten Damen und Herren, ist für mich persön-
lich eine der größten Erfolgsgeschichten der deutschen 
Einheit. – Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit! 
 

(Beifall vonseiten der 
Fraktionen der SPD, Die Linke, 
Barbara Becker-Hornickel, FDP, 
und Thomas Diener, fraktionslos) 

 
Vizepräsidentin Beate Schlupp: Vielen Dank! 
 
Ums Wort gebeten hat für die Landesregierung der Wirt-
schaftsminister Herr Dr. Blank. 
 
Minister Dr. Wolfgang Blank: Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren Abge-
ordnete! Moin! „Gemeinsam für einen starken Tourismus – 
Wirtschaftliche Bedeutung stärken, nachhaltige Entwicklung 
sichern und regionale Wertschöpfung ausbauen“ – ich 
freue mich ganz besonders über die heutige Aussprache. 
 
Nach einem herausfordernden Jahr, was die Strukturen 
des Tourismus anbetrifft, ist hier viel geschildert worden, 
gilt es heute auch gemeinsam den Blick in die Zukunft zu 
richten. Auch mein, unser Dank gilt allen, die mitgeholfen 
haben, diese Zeit aktiv und nach vorne gerichtet zu ge-
stalten. Der besondere Dank gilt vor allem dem gesam-
ten Team, allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die die 
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Akteure der Branche, es ist schon gesagt worden, in 
schwierigem Fahrwasser engagiert begleitet haben. 
 
Und ich bleibe bei dem, was ich gesagt hatte, Sturm 
läuterte die Luft. Wir hatten vorher ein dolles Unwetter, 
schauen jetzt nach draußen, ist die Sonne. Peter Kranz 
muss mit der Sonne und vermutlich  
 

(Wolfgang Waldmüller, CDU: 
Das ist beschämend. Beschämend!) 

 
auch dem einen oder anderen Wind auch noch zukünftig 
umgehen. Ich freue mich auf die Zusammenarbeit. 
 
Mecklenburg-Vorpommern zeigt seit vielen Jahren eindrucks-
voll, welche Kraft im Tourismus steckt: 33 Millionen Über-
nachtungen bei 8 Millionen Gästen, 163.000 Menschen, 
die ihr Primäreinkommen aus dem Tourismus beziehen, 
mehr als zwölf Prozent unseres BIP, deutlich mehr als im 
Bundesdurchschnitt, der etwa bei vier Prozent liegt.  
 
Der Tourismus vermittelt Identität nach innen und außen. 
Er bildet neben der Landwirtschaft, der maritimen Industrie 
die DNA, den Kernbaustein der DNA unseres Bundes-
landes. Tourismus ist Schaufenster, Visitenkarte unseres 
Landes. Viele Gäste kennen Mecklenburg-Vorpommern 
aus der touristischen Perspektive.  
 

(Thomas de Jesus Fernandes, AfD: 
In Schwerin, kenne ich auch, nach20:00 Uhr 

gibts da nichts mehr zu essen.) 
 
Auch unsere Außendarstellung ist stark darauf ausge-
richtet.  
 

(Unruhe vonseiten der Fraktion der AfD) 
 
Gleichzeitig entdecken viele Besucher/-innen über den 
Tourismus neue Facetten unseres Landes, die sie zuvor 
nicht erwartet hätten, und der eine oder andere ist als 
Urlauber abgereist und als Arbeitskraft wiedergekom-
men.  
 
Der Tourismus schafft, beteiligt sich an und ermöglicht 
darüber hinaus auch Strukturen, die für unser Bundes-
land von großer Bedeutung sind. Infrastruktur, Versor-
gungsangebote in vielen Lebensbereichen, von der Da-
seinsvorsorge über Kultur bis hin zu Gesundheits- und 
Freizeitangebote wären nicht möglich, wenn sie nicht 
auch durch Besucherinnen und Besucher, Touristen 
angenommen würden – Kraft für die ländlichen Räume, 
Kraft für die Küste, Kraft auch für unsere Welterbestätte.  
 
Der Tourismus schafft darüber hinaus neue Chancen für 
das Land. Die Durchführung großer Sport- und Kultur-
veranstaltungen ist dafür ein Beispiel. Festivals wie die 
Fusion, Airbeat One, Pangea sind weit über die Landes-
grenzen bekannt. Im vergangenen Jahr kam erstmals die 
SailGP hinzu und weitere Formate sollen, können folgen, 
Stichwort „Olympia“ – Fragezeichen, Ausrufezeichen.  
 
Schließlich generiert der Tourismus auch Bedarfe an die 
Infrastruktur. Er ist eine Plattform. Unsere zweitgrößte 
Stadt – manchmal sage ich auch, die größte Stadt – im 
Sommer ist die Insel Usedom mit knapp oder über 
200.000 Einwohnern und Touristen, die in der Hoch-
saison die vorhandene Infrastruktur, die eigentlich eher 
für 30.000 bis 35.000 Personen ausgerichtet ist, in An-
spruch nehmen. Dieses Beispiel einer atmenden Bevöl-

kerung ließe sich natürlich auf viele weitere Tourismus-
orte, Tourismusregionen übertragen, und damit verbun-
den ist die Frage, wie wir damit umgehen. 
 
Bei aller Stärke des Tourismus können wir die allgemeine 
Situation nicht verhehlen. Die wirtschaftliche Lage der 
Branche ist natürlich nicht rosarot. Ich habe die Chancen 
aufgezeigt, mehr Gäste bedeuten nicht automatisch mehr 
Gewinn. Rahmenbedingungen verändern sich, gesell-
schaftliche Erwartungen wandeln sich, der internationale 
Wettbewerb nimmt zu, unvorhersehbare Krisen bringen 
neue Probleme mit sich, Fachkräfte fehlen, Klimawandel 
und Digitalisierung verändern Geschäftsmodelle und 
Reiseverhalten gleichermaßen. Die Kosten sind in den 
vergangenen Jahren massiv gestiegen, Energie, Perso-
nal, Einkauf, gerade Hotellerie und Gastronomie stehen 
unter erheblichem Druck. Das heißt, die wirtschaftliche 
Realität lässt sich nicht nur mit Übernachtungszahlen 
erklären. Hinter diesen Zahlen steckt mehr, das müssen 
wir beachten. 
 
Gerade aus diesem Grund war es richtig und notwendig, 
dass wir uns als Land gemeinsam mit der Branche für 
konkrete Entlastungen eingesetzt haben. Die Mehrwert-
steuersenkung auf die Gastronomie ist bereits genannt 
worden. 
 
Und wir sehen die Entwicklung in anderen Ländern. Wir 
sehen die massiven Investitionen, die zum Beispiel bei 
unseren Nachbarn getätigt wurden, im Westen, aber 
auch im Osten. Aber auch hier brauchen wir uns heute 
und in Zukunft nicht zu verstecken.  
 
Seit der Wiedervereinigung wurden in der gewerblichen 
Förderung über 3.400 touristische Projekte mit Zuschüs-
sen, Investitionskostenzuschüssen in Höhe von circa 
1,5 Milliarden Euro unterstützt. Gesamtinvestitionen in 
Höhe von circa 5,6 Milliarden Euro wurden so angeregt. 
Dadurch konnten mehr als 15.600 Arbeitsplätze geschaf-
fen und mehr als 20.800, knapp 21.000 Arbeitsplätze 
gesichert werden.  
 
Darüber hinaus wurde in die touristische Infrastruktur 
investiert, damit sich die Gäste bei uns weiter wohlfühlen. 
Das Land unterstützte und unterstützt Investitionen in 
diese Infrastruktur: Seebrücken, Promenaden, Radwege 
und weitere Freizeitinfrastruktur mit Förderung, um den 
Gästen hier eine gute Qualität bei ihrem Aufenthalt bieten 
zu können. 2,0 Milliarden Euro sind an Investitionen 
ausgelöst worden, mit einer Unterstützung von knapp 
1,5 Milliarden Euro. Das ist in der Summe ein Verhältnis 
von fast eins zu vier, mit Fördermitteln von knapp 2 Milliar-
den Euro wurden Gesamtinvestitionen von knapp 8 Milli-
arden Euro ausgelöst. 
 
Wie soll es weitergehen? Die geänderten Rahmenbedin-
gungen hatte ich bereits angesprochen, und die sehr gut 
gelungene Auftaktveranstaltung am 20. Mai hat etliche, 
etliche Eckpunkte auch mit aufgeführt.  
 
Qualität: Das Ziel ist nicht nur das Quantitative, sondern 
vor allem das qualitative Wachstum, mehr Wertschöp-
fung statt bloßer Wachstumszahlen, mehr Umsatz pro 
Gast, höhere Einkommen für Beschäftigte, mehr wirt-
schaftliche Stabilität und bessere Rentabilität für die 
Betriebe, denn am Ende benötigen wir gesunde Unter-
nehmen, die sichere Arbeitsplätze schaffen, auch aus 
eigener Kraft in Qualität investieren und langfristig Attrak-
tivität sichern.  
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Integrierte Konzepte: Wirtschaftlicher Erfolg, ökologische 
Verantwortung und soziale Nachhaltigkeit müssen gemein-
sam gedacht werden. Diese drei Dimensionen gehören 
zusammen. Nur wenn wir Umwelt und Natur mitbetrach-
ten, sichern wir auch die touristische Existenzgrundlage 
unseres Landes, auch im Hinblick auf die Akzeptanz. Wir 
müssen die Aufgaben und Zielgruppen einer integrierten 
einwohnerorientierten Tourismusentwicklung neu denken. 
Es geht um ganzheitliche Standort- und Regionalentwick-
lung. Zielgruppen sind also nicht nur die Besucherinnen 
und Besucher, Zielgruppen sind genauso die Einwohne-
rinnen und Einwohner, Betriebe und Beschäftigte in un-
serem Land. Damit hat sich die MV-T auch bei der Auf-
taktveranstaltung intensiv befasst,  
 
Akzeptanz, drittens: Gäste und vor allem auch unsere 
Einwohnerinnen und Einwohner können und müssen wir 
alle gemeinsam noch besser mitnehmen. Die Promenade, 
neue Freizeitattraktionen, ein modernisierter Hafen, die 
Versorgung, dies kommt allen gleichermaßen zugute. Da 
geht es um Verständnis und auch Kommunikation. Alles, 
was in den touristischen Orten passiert, das ist für die 
Gäste, aber genauso für die Menschen, die oft schon seit 
Jahrzehnten oder Generationen in den Orten leben, von 
enormer Bedeutung. Es gibt vielerlei Beispiele: Mobili-
tätsangebote, die integriert gedacht wurden, Usedom, 
Rostock, Müritz, Jahreskarten für Einwohner, „Sei Gast 
auf Deiner Insel“, Usedom, „Ankern im Heimathafen“, 
„Türöffner“-Initiative auf Fischland-Darß-Zingst. 
 
Vierter Punkt, Netzwerke: Netzwerke werden künftig zu 
einem noch entscheidenderen Schlüsselfaktor. Kein Akteur 
wird die Herausforderungen allein bewältigen können. Hier 
müssen Regionen, Kommunen, Unternehmen, Verbände 
und Politik noch enger zusammenarbeiten als bisher. Gute 
und vertrauensvolle Kooperation wird immer wichtiger. 
Und hier setzt auch die Unterstützung des Landes an.  
 
Die MV-T ist der neue Kern des Tourismus, der viele 
der alten Aktivitäten übernommen hat, alle Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter übernommen hat – ein ganz 
wichtiges Zeichen –, und wir haben die neue MV-
Tourismusgesellschaft am Start. Sie arbeitet, erfüllt be-
reits ihre Aufgaben, sie wirbt für unser schönes Urlaubs-
land Mecklenburg-Vorpommern, national und internatio-
nal, und sie setzt neue Impulse. Sie arbeitet bereits an 
der strategischen Ausrichtung des Tourismus in unserem 
Land. Sie ist Ansprechpartnerin und bringt das Wissen 
und die Erfahrung ihrer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
in die unterschiedlichen Themen ein.  
 
Peter Kranz hält sehr bewusst die Fäden zusammen. 
Hier kann man die touristischen Regionalverbände nen-
nen. Die unterstützt das Ministerium seit dem 1. Mai 
dieses Jahres in allen sieben Destinationen mit jeweils 
200.000 Euro für zwei Jahre. Ziel ist der Aufbau von 
regionalen Organisationen, die stabil und ausreichend 
finanziert sind und dadurch in die Lage versetzt werden, 
die vielfältigen Aufgaben einer modernen DMO, Destina-
tionsmanagementorganisation, auch ausfüllen zu können. 
Denn die Zukunft des Tourismus entsteht nicht von alleine, 
sie benötigt Innovationen, Investitionen und die Bereit-
schaft zum Umdenken und viele kreative Ideen. Lassen 
Sie uns gemeinsam die MV-T, deren Beirat, die DMOs 
und sie alle mit ihrem Potenzial an Schwarmintelligenz 
nutzen! 
 
Ein letzter Punkt ist die internationale Vermarktung, die 
ich nicht vergessen möchte, die zusätzliche Marktpoten-

ziale eröffnet, die aber auch der Vorbereitung bedarf. 
Besonders unsere Städte können hier wichtige Türöffner 
sein, als kulturelle Zentren, Orte internationaler Begeg-
nung, Ausgangspunkte für Reisen, vielleicht auch die 
sportlichen Großveranstaltungen. 
 
Meine Damen und Herren, mein Appell geht abschlie-
ßend an Sie alle – Sturm läutert die Luft –, Sie sind nicht 
nur Abgeordnete im Landtag, Sie sind Bürgerinnen und 
Bürger in den Kommunen und Landkreisen vor Ort. 
Keiner der Akteure im touristischen System kann die 
Herausforderungen alleine meistern. Es gibt auch diese 
Diskussion in den Kurorten, die Großen sollten den Klei-
nen helfen, und die Kleinen bringen sich in die Diskussi-
on sehr, sehr aktiv ein. Machen Sie mit, lassen Sie uns 
den Weg gemeinsam gehen! – Ganz herzlichen Dank für 
Ihre Aufmerksamkeit! 
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen 
der SPD und Die Linke) 

 
Vizepräsidentin Beate Schlupp: Vielen Dank, Herr 
Minister! 
 
Das Wort hat jetzt für die Fraktion der AfD der Abgeord-
nete Herr Timm. 
 
Paul-Joachim Timm, AfD: Nun, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, Frau Präsidentin, Hohes Haus, die 
SPD beantragt heute eine Aussprache unter dem schö-
nen Titel „Gemeinsam für einen starken Tourismus“. Das 
klingt nach Aufbruch, nach Verantwortung, nach Zukunft. 
In Wahrheit ist es aber der Versuch, sich kurz vor der 
Wahl als Schutzmacht einer Branche darzustellen, die 
diese Landesregierung in den vergangenen Jahren und 
Monaten verunsichert, belastet und organisatorisch ins 
Chaos gestürzt hat. 
 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, Tourismus ist nicht 
alles, aber ohne Tourismus ist in Mecklenburg-Vorpommern 
alles nichts. Der Tourismus ist für Mecklenburg-Vorpommern 
keine Nebensache, er ist eine tragende Säule unseres 
Landes. 2025 kamen rund 8,2 Millionen Gäste nach M-V, 
und es gab 33,3 Millionen Übernachtungen, die Land-
tagspräsidentin führte das aus. Das war das zweitbeste 
Tourismusjahr seit der Wiedervereinigung. Die Nachfrage 
nach unserem Land ist also da. Die Schönheit unseres 
Landes trägt, die Gastfreundschaft unseres Landes trägt, 
aber die Politik dieser Landesregierung trägt nicht. 
 

(Beifall Jens Schulze-Wiehenbrauk, AfD) 
 
Genau deshalb muss man auch ehrlich sagen, M-V 
bleibt hinter seinen Möglichkeiten zurück, ganz nüchtern. 
Schleswig-Holstein meldete 2025 rund 38,6 Millionen Über-
nachtungen und auch ein Rekordjahr, 5,5 Millionen mehr. 
Unser Land hat Ostsee, Seenplatte, Welterbe, National-
parks, Gutshäuser, Reit- und Radregionen, aber Rot-Rot 
schafft es nicht, daraus endlich eine wirklich schlagkräfti-
ge Tourismusstrategie zu machen. Diese Landesregierung 
verwaltet Potenziale, statt sie endlich zu entfesseln.  
 
Das beste Beispiel dafür ist das sogenannte Tourismus-
gesetz. Wochen- und monatelang wurde über neue 
Strukturen, neue Pflichten und neue Abgaben diskutiert. 
Kommunen mit Prädikat sollten Gästeabgaben erheben, 
Gewerbe und Unternehmen sollten zusätzlich über eine 
Tourismusabgabe herangezogen werden. Die Branche 
hat völlig zu Recht Alarm geschlagen: mehr Bürokratie, 
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mehr Belastung, mehr Unsicherheit ausgerechnet für 
Betriebe, die ohnehin schon mit hohen Energiepreisen, 
Personalmangel, Lebensmittelkosten und sinkender Konsum-
laune zu kämpfen haben. 
 
Dann aber kam der Widerstand, oh Wunder, von Kam-
mern, Verbänden, Kommunen, Hoteliers, Gastronomen 
und touristischen Anbietern. Plötzlich wurde aus dem 
großen Wurf der Landesregierung ein Rückzieher – nicht, 
weil SPD und Linke grundsätzlich verstanden hätten, was 
sie da anrichten, nein, sondern weil man gemerkt hat, 
dass dieses Gesetz vor der Landtagswahl ein Klotz am 
Bein ist und der beste Wahlhelfer für die Patrioten von 
rechts. Man wollte die Tourismuswirtschaft abkassieren 
und zentralisieren, und jetzt versucht man so zu tun, als 
sei nichts gewesen, und schiebt das ungeliebte Gesetz 
einfach auf die nächste Legislaturperiode auf, sehr 
durchschaubar.  
 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, das ist keine 
Tourismuspolitik, das ist Wahlkampftaktik auf dem Rücken 
unserer Gastgeber. Wer ernsthaft den Tourismus stärken 
will, fängt nicht mit neuen Abgaben an, er fängt an mit 
Entlastung, er fängt an mit Planbarkeit, er fängt damit an, 
den Regionen zu vertrauen, statt alles von Schwerin aus 
neu zu sortieren. 
 
Noch deutlicher zeigt sich das Versagen beim Touris-
musverband Mecklenburg-Vorpommern. Jahrelang hat die 
Landesregierung diese Struktur finanziert, begleitet und 
politisch mitgetragen, war stets auf allen Mitgliederver-
sammlungen anwesend. Dann aber kamen Fördermittel-
vorwürfe, staatsanwaltschaftliche Ermittlungen, der Abgang 
der Geschäftsführung, drohende Insolvenz, Abwicklung 
und die Neugründung als landeseigene Gesellschaft. Der 
Landtag musste eigens einen Untersuchungsausschuss 
einsetzen, um die Vorgänge aufzuarbeiten.  
 

(Rainer Albrecht, SPD: Unterausschuss!) 
 
Unterausschuss.  
 
Das allein sagt aber dennoch viel über die Lage,  
 

(Zuruf von Rainer Albrecht, SPD) 
 
insbesondere wenn man die überschaubaren Ergebnisse 
des Unterausschusses ansieht, Herr Albrecht. Da beißt 
die Maus keinen Faden ab. 
 
Fakt ist, die Landesregierung saß immer mit am Tisch 
und war im Bilde über die Vorgänge. Und während die 
Landesregierung von Neustart spricht, laufen der Organi-
sation die Leute davon. Schlagzeile von vor zwei Tagen: 
Ein Viertel der Mitarbeiter bei der neuen Tourismus 
GmbH gekündigt, ein Viertel der Belegschaft. Wenn ein 
Unternehmen ein Viertel seiner Mitarbeiter verliert, dann 
spricht, wer zumindest bei Trost ist, niemand von einem 
gelungenen Neustart, dann, meine sehr geehrten Damen 
und Herren, spricht man von Vertrauensverlust und Füh-
rungsversagen der Landesregierung. Wobei ich Herrn 
Kranz persönlich noch nicht einmal einen Vorwurf ma-
chen kann, denn der muss Ihren ganzen Scherbenhaufen 
jetzt wieder aufkehren. 
 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, die entschei-
dende Frage lautet: Was wusste die Landesregierung, 
was hat sie in ihrem Handeln ausgeblendet? Was hat sie 
kontrolliert, was hat sie verschlafen? Und warum soll 

ausgerechnet dieselbe Landesregierung jetzt glaubwür-
dig eine neue Tourismusstruktur aufbauen, nachdem die 
alte Struktur unter ihrer politischen Aufsicht in so eine 
Krise geraten ist? Transparenz sieht anders aus, Ver-
antwortung sieht anders aus, gute Standortpolitik sieht 
einfach anders aus. Die Wahrheit ist doch, dass diese 
Landesregierung ständig von regionaler Wertschöpfung 
redet, aber den Regionen misstraut. Sie redet von Nach-
haltigkeit, meint aber oft neue Auflagen und Bürokratie. 
Sie redet selbst von Bürokratieabbau, produziert aber 
neue Formulare, Gremien, neue Berichtspflichten und 
neue Finanzierungsmodelle. 
 
Wer heute ein Hotel betreibt, ein Restaurant führt, Ferien-
wohnungen vermietet, einen Campingplatz bewirtschaftet 
oder im Binnenland ein touristisches Angebot aufbaut, 
der braucht keine Sonntagsreden, der braucht zunächst 
mal gute Straßen, gute Radwege, verlässliche Regeln, 
bezahlbare Energie, Personal und weniger Bürokratie.  
 
Und genau dafür, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren, steht die AfD-Fraktion.  
 

(Beifall Jens Schulze-Wiehenbrauk, AfD) 
 
Unser Leitbild ist: Qualität statt Masse, Ganzjahresattrak-
tivität statt Saisonabhängigkeit und Gleichgewicht zwi-
schen Küste und Binnenland. Mecklenburg-Vorpommern 
darf nicht nur im Sommer Strand und Stau sein, wir wol-
len als Mecklenburg-Vorpommern zu einem 12-Monate-
Reiseland werden mit Winterangeboten, Thermen, Museen, 
Kultur, regionalen Erlebnisanbietern, Gesundheitstourismus 
und einer besseren Vermarktung außerhalb der Haupt-
saison.  
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD – 
Zuruf von Andreas Butzki, SPD) 

 
Wir wollen das Binnenland endlich ernst nehmen. Reiten, 
Radeln und Rudern sind keine Nischen, sondern echte 
Alleinstellungsmerkmale unseres Landes. Die Seenplatte, 
Westmecklenburg, die Flusslandschaften, die Gutshäuser 
und die Kulturlandschaft haben ein enormes Potenzial. 
Heimatmärkte, Dorffeste und regionale Produkte sind 
nicht bloß Folklore, sie sind der Wirtschaftsfaktor und 
Identitätsanker. Tourismus muss Wertschöpfung in den 
Dörfern, bei den Familienbetrieben und regionalen Hand-
werkern sein, nicht nur in zentralen Marketingstrukturen.  
 
Wir wollen außerdem die Erreichbarkeit wieder als 
Standortfaktor begreifen. Wer Tourismus im ländlichen 
Raum will, der darf den ländlichen Raum nicht abhängen. 
Dazu gehören bessere Bahnverbindungen aus den Metro-
polregionen, der Erhalt ländlicher Bahnhöfe, heile Zu-
fahrtsstraßen, Radwege, Fährverbindungen, Parkinfra-
struktur und eine Verkehrspolitik, die den Gast nicht zum 
Problem erklärt. Der Familienurlaub mit Auto ist keine 
Klimasünde, sondern für viele Menschen schlicht not-
wendig, um die schönen und ruhigen Ecken in unserem 
Mecklenburg-Vorpommern zu erreichen.  
 
Vor allem aber sagen wir, kein Tourismusgesetz als 
Bürokratiemonster, keine neuen Abgaben für die Wirt-
schaft, keine Zentralisierung zulasten der Regionen. Statt-
dessen wollen wir weniger Bürokratie, mehr regionale 
Eigenverantwortung, mehr Freiheit bei Ladenschluss-
zeiten, mehr touristische Orte in den Bäderverkaufsver-
ordnungen, die dies auch verdienen, und gezielte Infra-
strukturinvestitionen. 
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Meine sehr geehrten Damen von SPD und Linken, Sie 
nennen das heute „Gemeinsam für einen starken Tou-
rismus“, tatsächlich haben Sie eine starke Branche ver-
unsichert, eine bewährte Struktur beschädigt und ein 
unliebsames Abgabengesetz vorbereitet und ziehen jetzt 
vor der Wahl den Kopf ein. Das wissen Sie genauso gut 
wie ich. Mit uns bekommt Mecklenburg-Vorpommern eine 
Tourismuspolitik, die den Betrieben vertraut, die Regionen 
stärkt und die Schönheit unseres Bundeslandes nicht 
verwaltet  
 

(Zuruf von Andreas Butzki, SPD) 
 
und mit Windkrafträdern zustellt.  
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD) 
 
Nein, meine sehr geehrten Damen und Herren, von uns 
ist Entlastung statt Abkassieren zu erwarten, Vertrauen 
statt Zentralismus, Infrastruktur statt Sonntagsreden und 
eine klare Politik für ein starkes Reiseland in Mecklenburg-
Vorpommern. – Vielen Dank! 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD) 
 
Vizepräsidentin Beate Schlupp: Vielen Dank, Herr 
Abgeordneter! 
 
Ums Wort gebeten hat jetzt für die Fraktion der CDU der 
Abgeordnete Herr Waldmüller.  
 
Wolfgang Waldmüller, CDU: Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Meine Damen und Herren! „Gemeinsam für einen 
starken Tourismus – Wirtschaftliche Bedeutung stärken, 
nachhaltige Entwicklung sichern und regionale Wert-
schöpfung ausbauen“, das ist der Titel der Aussprache. 
Der Titel suggeriert, dass wir im Land erfolgreich unter-
wegs sind, das alles im Griff haben, dass alles positiv 
läuft. Das ist wohl auch die Intention, die hinter diesem 
Antrag steckt, was er nach außen zeigen soll.  
 
Ich möchte ausdrücklich, ausdrücklich Birgit Hesse jetzt 
danken für ihren Beitrag. Ich habe Wunder was gemeint, 
was kommt.  
 

(Heiterkeit bei Brigit Hesse, SPD) 
 
Aber für diesen Beitrag, auch für die Reflexion, auch was 
den TMV angeht, den Dank dazu und vor allem, dass 
diese erfolgreichen Zahlen, die wir momentan haben, 
dass die die Unternehmer und die Mitarbeiter in der Tou-
rismuswirtschaft gemacht haben und nicht irgendwo auf 
Rahmenbedingungen des Landes zurückzuführen sind. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der CDU, 
Jutta Wegner, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 

und Sandy van Baal, fraktionslos) 
 
Tourismus, das ist zweifellos eine der wichtigsten und 
bedeutendsten Branchen in unserem Land, weil der 
Tourismus überall eingreift: in die Wirtschaft, bei den 
Arbeitsplätzen, bei den Kommunen, die Infrastruktur, und 
sie prägt die Lebensqualität in unserem Land. Und ich 
bin persönlich, bin bei diesem Thema, es ist wirklich ein 
leidenschaftliches Thema für mich, weil eben diese Be-
deutung so herausragend ist.  
 
Und weil es so ist, dann muss man natürlich, wenn man 
die Überschrift liest, muss man für sich überlegen, stimmt 

diese Überschrift in dieser Aussprache. Stimmt das mit 
der Wirklichkeit, mit dem Handeln und Tun der SPD, 
insbesondere des Wirtschaftsministeriums, überein, oder 
ist es möglicherweise eine Selbstinszenierung für heute? 
Und ich für mich persönlich bin dazu gekommen, dass 
ich es für eine Selbstinszenierung, eine Doppelmoral 
halte. Ich möchte noch mal ausdrücklich den Wortbeitrag 
von Frau Hesse ausschließen dabei, da bin ich sehr 
dankbar dafür.  
 
Wenn man also der Überschrift gerecht werden möchte, 
dann schauen wir mal, welche Bilanz die Regierung aus 
ihrem Koalitionsvertrag vorzuweisen hat. Warum? Weil 
die Regierung ja mit ihrer Vereinbarung die Rahmenbe-
dingungen für den Tourismus legt, und die sind ja dann 
das Ergebnis dessen, ob es erfolgreich läuft oder nicht.  
 
Und dann gucken wir mal rein, im KOA-Vertrag bis 26, 
misst dem Tourismus wirklich eine herausragende Rolle, 
Bedeutung zu. Da werden konkrete Handlungsaufträge 
formuliert, das Tourismusgesetz, die Gästekarten, die 
Tourismusfinanzierung, Fortschreibung der Tourismuskon-
zeption, die Tourismusakademie, die Tourismusakzeptanz, 
Qualität und so weiter, alles. Aber ganz herausragend 
wurde dann das Tourismusgesetz positioniert. Sie erin-
nern sich, wir in Mecklenburg-Vorpommern werden das 
erste Bundesland sein, das ein Tourismusgesetz auf den 
Weg bringt. Die Organisationsform wurde entsprechend 
umgestellt, es wurde ein Stab gegründet, der direkt beim 
Staatssekretär angehängt wurde. Und wenn ich jetzt 
gucke, die Bilanz aus dem Koalitionsvertrag ist eher 
ernüchternd. Ich würde mal sagen, es ist eine Nullbilanz.  
 

(Henning Foerster, Die Linke: Das stimmt nicht.) 
 
Kommen wir zum Tourismusgesetz. Was die Intention 
war, habe ich gesagt. In Wirklichkeit gab es keinen über-
zeugenden rechtlichen Rahmen, die entscheidenden 
rechtlichen und finanziellen Fragen wurden nicht früh-
zeitig und nicht ausreichend interministeriell geklärt. Das 
Gesetz flog Ihnen von der Branche einfach nur so um die 
Ohren. Kammern und Verbände haben mehr als Kritik 
geäußert. Also komme ich da zu dem Ergebnis, Touris-
musgesetz ade, Koalitionsvertrag nicht umgesetzt.  
 
Jetzt komme ich zur …  
 
Aber eines muss man da noch sagen, was das Schlimme 
dabei ist. Das Schlimme ist, dass die neu geschaffenen 
Tourismusorte und -regionen bis heute nicht wissen, 
welchen praktischen Nutzen sie von diesem Prädikat 
haben sollen, wenn Finanzierung, Gästekarte, regionale 
Einbindung und konkrete Umsetzung offenbleiben. 
 

(Beifall Sandy van Baal, fraktionslos) 
 
Meine Damen und Herren, kommen wir zur Tourismus-
konzeption. Die Fortschreibung der Tourismuskonzeption 
bleibt hinter den Erwartungen zurück. Und gerade nach 
Corona hätte MV in einer neuen Konzeption die zentralen 
Fragen zusammenführen müssen, sozusagen als strate-
gischen Anker. Die Konzeption ist in den Schubladen 
verschwunden.  
 
Tourismusakademie: eingestampft. Gerade in einem 
Land wie Mecklenburg-Vorpommern wäre eine bessere 
Vernetzung von Betrieben, Berufsschulen, Hochschulen, 
Weiterbildungsträgern, Regionen direkt notwendig gewe-
sen. Die Chance blieb auf der Strecke. 
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Und nun zuletzt komme ich auch noch zur – es gibt noch 
mehrere Punkte, aber auf die gehe ich jetzt aufgrund der 
Zeit nicht ein –, die Bäderverkaufsordnung, Bäderver-
kaufsordnung exemplarisch dafür, dass sorgfältige Vor-
bereitung und Moderation fehlten. Wie sensibel das 
Thema ist, das wusste man, wer da die Beteiligten sind 
und was da dahintersteckt, das wusste man. Aber früh-
zeitig einen tragfähigen Kompromiss zu schließen, ist 
eben nicht gelungen, sodass die Bäderregelung angreif-
bar ist und war. Sie wissen alle das Ergebnis, wir haben 
im Wirtschaftsausschuss darüber gesprochen. Ich bin ge-
spannt, ob es gelingt, eine rechtssichere Vorlage – jetzt 
momentan ist unsere Bäderregelung beklagt, ist noch 
nicht abgewiesen zwar, noch nicht rechtswirksam –, ich 
bin gespannt, ob man das schafft und vor allem, ob wir 
dann eine Bäderregelung haben, wo wir mit Schleswig-
Holstein und mit den Polen gleichziehen können. Da bin 
ich gespannt, ob das gelingen wird. 
 
Und nun zum TMV: Der TMV arbeitete über Jahre in 
einer sehr komplexen Projektlandschaft mit zahlreichen 
parallel laufenden Projekten, Vorhaben, unterschiedlichen 
Förderlogiken und erheblichen Vorfinanzierungsbedarfen. 
Fördermittel wurden vielfach im Erstattungsprinzip abge-
wickelt, und mit der dann späteren richtigen Umstellung 
auf das Vorschussprinzip konnten zuvor noch gebundene 
finanzielle Mittel sichtbar gemacht werden. Die Konstella-
tion war keine interne Konstellation des Verbandes, son-
dern Ergebnis einer Förderpraxis, die das Land allen 
Zuwendungsempfängern gestellt hat. Und Frau Hesse 
hat das erwähnt, da bin ich auch ganz dankbar, dass 
diese Umstellung, das Sichtbarwerden dieser verfügba-
ren Mittel dann auch vom TMV, weil es erstmalig vorkam, 
selbst angezeigt wurde und kein Anlass war, wie es auch 
der Wirtschaftsminister im Wirtschaftsausschuss gesagt 
hat. Der TMV wurde medial in einer nie dagewesenen Art 
und Weise unter Druck gesetzt, der Geschäftsführer und 
die Mitarbeiter wurden regelrecht kriminalisiert. Ein un-
glaublicher Vorgang bis hin zur Anzeige bei der Staats-
anwaltschaft!  
 
Und im Nachgang stellt man fest, dass dem Verband 
eine ordnungsgemäße Buchhaltung bescheinigt wird, 
keine persönliche Bereicherung stattgefunden hat, kein 
Fördergeld verschwunden ist, keine Zweckentfremdung 
von Fördermitteln stattgefunden hat, keine Besserstel-
lung, sondern eine vertragskonforme Bezahlung des 
Geschäftsführers stattgefunden hat. All diese Dinge, die 
ihm vorgeworfen wurden, und im Nachgang kommt dann 
auch der Landesrechnungshof, Sie kennen den Bericht, 
und rückt die Dinge deutlich in Richtung Systemversa-
gen. Der Bericht stellt ganz klar fest, dass der Umgang 
mit den Förderverfahren ein strukturelles Komplettversa-
gen des Verantwortungsbereichs des Wirtschaftsministe-
riums ist. 
 
Meine Damen und Herren, und dann setzen Sie, und 
dann setzen Sie in dem Wissen so eine Aussprache auf, 
da reden Sie von „gemeinsam“. Gemeinsam heißt bei 
Ihnen, dass blindlings mit unhaltbaren Vorwürfen Men-
schen beschädigt werden, Mitarbeiter kriminalisiert wer-
den und der Staatssekretär wohl eher aus persönlicher 
Eitelkeit heraus seine ganze Energie mit öffentlichen 
Mitteln in die Zerstörung von erstklassigen Strukturen 
verwendete.  
 
Und Sie, Herr Minister – da bin ich Ihnen, da bin ich böse 
drüber –, Sie haben das gewähren lassen. Sie waren 
zwar, Sie waren zwar neu und sind gerade reingekom-

men, überhaupt keine Frage, aber Sie haben so viele 
Hinweise bekommen, da hätte ich erwartet, dass man die 
Brisanz dieses Themas selber einschätzen kann und sich 
dann selbst dafür verwendet hätte. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD) 
 
Letztendlich, letztendlich haben Sie nur Verlierer produ-
ziert, geschwächte, verängstigte Strukturen hinterlassen, 
und das ist eben nicht die schöne heile Welt, die Sie in 
der Überschrift oder in dem Aussprachenthema glauben 
machen wollen. Eine neue Rechtsform löst auch noch 
kein Förderproblem. Ihr Handeln und Tun gleicht also 
einer Nullbilanz. Ich habe es gesagt, kein Tourismusgesetz, 
keine Tourismusfinanzierung, keine Destinationsentwick-
lung, das Fördersystem wurde nicht bereinigt. Arbeits-
fähige Strukturen wurden mit der Abrissbirne beschädigt, 
deren Ersatz bisher noch keinen erkennbaren Zugewinn 
an Stärke und Unabhängigkeit und Handlungsfähigkeit 
hat. 
 
Da will ich aber ganz fair sein, ich wünsche Herrn Kranz 
wirklich allerbesten Erfolg und seinen Mitarbeitern, dass 
sie das schaffen und dass sie wieder annähernd dorthin 
kommen, wo wir schon mal waren. Wir haben dadurch 
natürlich eine Menge Zeit verloren. Sie müssen das wieder 
aufholen. Sie müssen die Mitarbeiter wieder neu gewin-
nen und vor allen Dingen auch bei der Stange halten.  
 
Ich bleibe dabei, der Titel, den Sie gewählt haben, der 
passt überhaupt nicht zum Zustand im Land. Der Tou-
rismus, der Umgang mit dem Tourismus ist im Land 
Mecklenburg-Vorpommern, beim Wirtschaftsministerium 
ein Komplettversagen. – Vielen Dank! 
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen 
der AfD und CDU) 

 
Vizepräsidentin Beate Schlupp: Vielen Dank, Herr 
Abgeordneter! 
 
Ums Wort gebeten hat für die Fraktion Die Linke der 
Abgeordnete Herr Foerster. 
 
Henning Foerster, Die Linke: Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Die nackten Zahlen der vergan-
genen Monate zeigen zunächst einmal Erfreuliches. 
Mecklenburg-Vorpommern ist und bleibt ein begehrtes 
Reiseziel, und das belegen sowohl die Zahlen für unsere 
Gäste als auch die Zahlen für die Übernachtungen. Das 
ist ein Verdienst von im Tourismus engagierten Unter-
nehmen  
 

(Martin Schmidt, AfD: Dank der AfD!) 
 
und von Tausenden fleißigen Beschäftigten, die tagtäg-
lich einen guten Job machen. Und dafür gebührt beiden 
unser aller Dank! 
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen 
der SPD und Die Linke) 

 
Ist folglich alles prima in Sachen Tourismus, Fragezei-
chen? Ich sage Nein, denn der Blick auf die reinen Über-
nachtungszahlen greift deutlich zu kurz, wenn man die 
tatsächliche Lage seriös bewerten will. Sie sind zwar ein 
wichtiger Indikator, aber sie sagen am Ende wenig über 
die tatsächliche Stimmung insbesondere in den Regio-
nen aus. Sie spiegeln weder die Situation bei den vielen 
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kleinen Anbietern wider, noch ermöglichen sie allein ein 
objektives Lagebild.  
 

(Vizepräsidentin Elke-Annette Schmidt 
übernimmt den Vorsitz.) 

 
Diese Zahlen sagen auch nichts darüber aus, wie viel 
Geld die Touristen überhaupt hier bei uns gelassen ha-
ben. Jeder spürt doch, dass auch die Urlauber genauer 
überlegen, was sie sich noch leisten können und wollen. 
Das Portemonnaie sitzt eben nicht mehr so locker wie 
noch vor Jahren, und das hat auch Einfluss auf den für 
unsere heimische Wirtschaft so wichtigen Tourismus. 
Deshalb war und ist es stets der Anspruch meiner Frakti-
on, dass sich Erfolge im Tourismus nicht in Statistiken 
erschöpfen, sondern auch bei den Menschen ankommen, 
sowohl bei den Beschäftigten der Branche, die unter 
gestiegenen Lebenshaltungskosten ächzen, als auch bei 
den Einheimischen in den touristischen Hotspots, die 
sich vielfach eine spürbare Entlastung insbesondere 
durch die Optimierung der regionalen Infrastruktur erhof-
fen. Qualität und regionale Wertschöpfung müssen folg-
lich konsequent im Vordergrund stehen. 
 
Meine Damen und Herren, wir haben in Regierungsver-
antwortung einige Meilensteine gesetzt. Unser Engage-
ment für eine dauerhafte Absenkung der Mehrwertsteuer 
in wirtschaftlich und finanziell schwierigen Zeiten hat den 
Betrieben, die nach den Corona-Jahren dringend benö-
tigte Luft zum Atmen verschafft. Wir haben ein EU-
Förderprogramm so öffnen können, dass Gastronomie-
betriebe im ländlichen Raum finanzielle Unterstützung 
abrufen konnten. Wir haben den Kinder- und Jugendtou-
rismus durch finanzielle Anpassungen im Landesjugend-
plan unterstützt und die Einführung regionaler Gäste-
karten forciert. Wir haben Hinweise der Branche in die 
Novelle des Kurortgesetzes einfließen lassen. Wir haben 
mit der neuen Waldabstandsverordnung ein zentrales 
Versprechen eingelöst. Bestehende Campingplätze kön-
nen nun endlich in barrierefreie Sanitäranlagen, energeti-
sche Sanierung und zeitgemäßen Service investieren, 
auch wenn der starre 30-Meter-Abstand einmal unter-
schritten wird. Die Möglichkeit, zudem auch Ersatzneu-
bauten und moderate Erweiterungen zu errichten, gibt 
den Betrieben im Land die dringend benötigte Planungs-
sicherheit. Und wir sind auf den letzten Metern bei der 
Novelle der Campingplatzverordnung. Wichtige Impulse, 
auf denen man in der kommenden Wahlperiode aufbau-
en kann und muss. 
 
Das Ziel meiner Fraktion ist es im Übrigen, eine neue 
Tourismuskonzeption auf den Weg zu bringen. Die 
braucht es dringend, wie man im Gespräch mit den Ma-
chern in Sachen Tourismus allerorten im Land erfahren 
kann. Dieses Konzept soll in einem breit angelegten 
Prozess erarbeitet werden. Wir wollen den Tourismus 
konsequent sozial nachhaltig weiterentwickeln, mit guten 
Bedingungen für die Unternehmen und deren Arbeits- 
und Fachkräfte, denn Letztere bekommt nur, wer fair 
bezahlt, ordentliche Arbeitsbedingungen und bezahlba-
ren Wohnraum in der Nähe des Arbeitsortes bieten kann. 
Gerade zu letzterem Punkt gibt es noch Luft nach oben, 
will ich auch selbstkritisch sagen. Es konnte heute jeder 
lesen, trotz 5 Millionen Förderung sind nur 168 neue 
Wohnungen entstanden.  
 
Das Scheitern der Öffnungszeitenverordnung war ab-
sehbar. Ich persönlich habe intern und auch hier öffent-
lich im Parlament genauso wie im Ausschuss immer vor 

Maximalforderungen gegenüber Kirchen und Gewerk-
schaften gewarnt. 
 
Und auch in Sachen Tourismusfinanzierung sind wir 
leider nicht so weitergekommen, wie wir es uns 2021 
erhofft hatten. Ich habe dazu viele Gespräche geführt 
und weiß daher, dass es ein heikles Thema ist. Dennoch 
mag ich die Idee eines Tourismusgesetzes und der 
zweckgebundenen Tourismusabgabe für Unternehmen 
und Gäste nach österreichischem Vorbild noch nicht 
endgültig beerdigen, denn wer Qualität, vor allen Dingen 
mehr Qualität, und eine bessere touristische Infrastruktur 
befördern will, der kann nicht bei Sonntagsreden auf 
Tourismustagen stehenbleiben. Freilich darf ein solches 
Unterfangen weder die Unternehmen noch die Gäste 
überfordern. Es geht um eine faire Abgabe, orientiert an 
der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit. Und das soll vor 
allem auch den Kommunen helfen. 
 
Meine Damen und Herren, zentraler Baustein einer sozial 
gerechten und zukunftsorientierten Tourismuspolitik war 
und ist für uns der Kinder- und Jugendtourismus. Wir 
begreifen diesen Bereich eben nicht als reines Freizeit-
segment, sondern als eine gesellschaftspolitische Aufga-
be. Wir alle wissen um die aktuellen Herausforderungen, 
so hoffe ich. Junge Menschen in unserem Land stehen 
unter erheblichem Druck. Der aktuelle UNICEF-Bericht 
oder Studien der Bertelsmann Stiftung belegen eine 
wachsende Verunsicherung, steigenden Leistungsdruck 
im Schulalltag und leider auch eine zunehmende Ein-
samkeit unter Jugendlichen. Wenn junge Menschen das 
Gefühl der Zugehörigkeit verlieren, ist das problematisch. 
Soziale Teilhabe beginnt dort, wo junge Menschen Ge-
meinschaft erleben können. Und dazu gehören außer-
schulische Begegnungsorte, gemeinsame Fahrten und 
Freizeiten, weil sie das gesellschaftliche Miteinander 
stärken. Deshalb muss Mecklenburg-Vorpommern wieder 
Kinder- und Jugendtourismusland Nummer eins werden. 
Viel zu lange wurde dieses Segment vernachlässigt.  
 
Ich kann mich an Reden in der letzten Wahlperiode er-
innern, in denen das dramatische Einrichtungssterben 
plump als notwendige Marktbereinigung abgetan wurde, 
und dementsprechend sah auch die Politik aus. DJH, 
Schullandheimverband und Landesjugendring haben in 
den letzten Jahren die Alarmglocken läuten lassen. Wir 
haben sie gehört und als Fraktion versucht, über den 
Haushalt mehr Geld einzusteuern, zum Beispiel beim 
schon angesprochenen Kinder- und Jugendplan und den 
damit verbundenen Kinder- und Jugendfreizeiten. 
 
Doch es muss weitergehen. Es braucht dringend eine 
energetische Sanierungsoffensive, fixiert in einem Akti-
onsplan für Kinder- und Jugendübernachtungsstätten. 
Außerdem müssen wir weiter daran arbeiten, den Kinder- 
und Jugendtourismus im Nordosten wieder sichtbarer zu 
machen. Das ginge mit einem jährlichen Landeskongress 
für Kinder- und Jugendtourismus, der als Innovations-
plattform dienen soll, um Akteure zu vernetzen und neue 
Impulse zu setzen. Und in der neu gegründeten MV-
Tourismus GmbH sollte es perspektivisch wieder eine 
feste Koordinierungsstelle für den Kinder- und Jugend-
tourismus geben. All diese Dinge werden sich im Wahl-
programm der Linken wiederfinden und möglicherweise 
auch Thema von nach der Wahl zu führenden Sondie-
rungen sein. 
 
Abschließend sei noch einmal betont, Tourismus ist kein 
Selbstläufer, er braucht die richtigen Weichenstellungen, 
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und daran müssen wir tatsächlich gemeinsam über 
Partei- und Fraktionsgrenzen hinweg weiterarbeiten. – 
Vielen Dank für die Aufmerksamkeit! 
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen 
der SPD und Die Linke, 
David Wulff, FDP, und 

Sandy van Baal, fraktionslos) 
 
Vizepräsidentin Elke-Annette Schmidt: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter! 
 
Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat das 
Wort die Abgeordnete Jutta Wegner. 
 
Jutta Wegner, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Sehr geehr-
te Frau Präsidentin! Kolleginnen und Kollegen! Wir reden 
heute zum Thema „Gemeinsam für einen starken Tou-
rismus – Wirtschaftliche Bedeutung stärken, nachhaltige 
Entwicklung sichern und regionale Wertschöpfung aus-
bauen“, was für ein Thema im Tourismusland MV! Wie 
gern würde ich mit Ihnen feiern, aber tatsächlich sehe ich 
gerade nicht, wofür wir uns feiern sollen. Was ist denn 
nach der Gründung der MV-T in MV auf dem Weg, was 
nach der Zerschlagung des TMV tatsächlich passiert?  
 
Mit Erstaunen habe ich Ihre Ausführungen gehört. „Ge-
meinsam“, das scheint das neue Motto des Landes für 
die Entwicklung des Tourismus im Land zu sein. Unter 
diesem Motto stand dann ja auch der Tourismusauftakt 
2026: Ab jetzt geht alles „gemeinsam“. Na denn man tau! 
Aber was heißt „gemeinsam“? Gemeinsam, nachdem Sie 
schon beim Kurortgesetz externe Fachperspektiven aus-
schließen, und das ja auch bei der Erarbeitung des Tou-
rismusgesetzes bevorzugt haben? Gemeinsam geht gut, 
wenn man unbequeme Stimmen ausschließt, aber vergibt 
man sich damit nicht wichtige Chancen? Die angehörten 
Fachleute zum Kurortgesetz haben mehrfach darauf 
hingewiesen. Und geht gemeinsam noch mit den Mit-
gliedsverbänden des TMV?  
 
Und was meinen Sie mit Wirtschaftlichkeit, Nachhaltig-
keit, regionaler Wertschöpfung? Sind das nur Wortblasen 
oder packen wir diese Themen jetzt wirklich gemeinsam 
an? Und was packen wir gemeinsam an?  
 
Dazu lohnt sich vielleicht ein Blick in Ihre Koalitionsver-
einbarung, um zu sehen, was noch offen ist: 
 
Tourismuskonzeption: Nach allem, was man hört, eher 
ein Reförmchen. Alles, was bisher bekannt ist, lässt nicht 
auf eine umfassende Neukonzeption schließen, und das 
bei einem Stand der Konzeption von 2018. Schon ganz 
schön lange her, und die Welt hat sich in dieser Zeit 
rasant verändert. 
 
„Vorreiter und Innovationsführer beim sozialen und öko-
logischen Wandel hin zu einem nachhaltigen Qualitäts-
tourismus“: Passen dazu immer mehr Betten und weitere 
Großprojekte wie zum Beispiel Center Parcs in Pütnitz?  
 
Eine einwohnerorientierte Tourismusentwicklung: Wohn-
raum in den Tourismusregionen – wir haben schon dar-
über gesprochen – ist knapp und für die meisten Mitar-
beitenden kaum bezahlbar. In vielen touristischen Hoch-
burgen sind die Grenzen des Wachstums erreicht. Wenn 
Tourismus zur Belastung wird und die Akzeptanz der 
Einwohner/-innen schwindet, braucht es Ideen, um damit 
umzugehen. 

Fahrradtourismus: MV war mal in der Spitzengruppe des 
ADFC-Rankings. Jetzt rutschen wir immer weiter ab. Es 
fehlt der Plan und die Idee, das landesweite Radnetz 
auch immer noch. 
 
Tourismusakademie, Fehlanzeige. Wie viele Hoffnungen 
lagen auf ihr? Inzwischen redet aber niemand mehr dar-
über. 
 
Öffnungszeitenverordnung, gescheitert. Wenn es nicht 
schnell gelingt, eine rechtskonforme neue Regelung zu 
beschließen, haben wir da gar keine Regelung mehr. 
 
Groß angekündigt wurde ein Tourismusgesetz für diese 
Legislatur, und der Start war vielversprechend. Nicht jede 
Diskussion war einvernehmlich. Aber mal ehrlich, ist 
das nicht Demokratie, dass man sich auch mit anderen 
Vorstellungen auseinandersetzt, Kritik annimmt und mit-
einander nach Lösungen sucht? 
 

(Enrico Schult, AfD: Aha! Ehrlich?! 
Das aus Ihrem Mund!) 

 
Beteiligung kann ja nicht heißen, dass es nur Lob gibt. 
Stattdessen wichen Sie den Konflikten aus und ließen zu, 
dass kritische Stimmen nicht mehr im Prozess blieben.  
 
Und wo ist nun das groß angekündigte Tourismusgesetz? 
Über ein Jahr ist das Erscheinen des ersten Entwurfs 
jetzt her, und schnell wurde dabei sichtbar, dass sich ein 
„Tiroler Weg“ rechtlich keineswegs einfach auf MV über-
tragen ließ. Sicher, Iststand heute, in dieser Legislatur 
wird es wohl nicht mehr kommen. 
 
Drängende Themen wie die Tourismusfinanzierung und 
übergreifend gültige Gästekarten bleiben damit weiter 
liegen. Wenn Sie mich fragen, dann ist Ihre touristische 
Arbeit aktuell völlig inspirations- und ahnungslos. Es fehlt 
eine Person, die tatsächlich etwas vom Tourismus ver-
steht.  
 

(Der Abgeordneten Paul-Joachim Timm 
bittet um das Wort für eine Anfrage.) 

 
Und das geht nicht gegen Sie, Herr Kranz, Sie sind nicht 
als Tourismusfachmann in diesem Bereich. 
 

(Birgit Hesse, SPD: Oh!) 
 
Vizepräsidentin Elke-Annette Schmidt: Frau Abgeord-
nete, gestatten Sie eine Zwischenfrage?  
 
Jutta Wegner, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Nein. 
 

(Heiterkeit bei Enrico Schult, AfD) 
 
War es da eine gute Idee, den anerkannten TMV zu 
zerschlagen? Nicht nur, dass dadurch bewährte Arbeit 
gebremst wurde, es vereinzeln sich auch wieder Kom-
munen. Das ist alles andere als gemeinsam, auch wenn 
der TMV nicht alle unter seinem Dach bekommen hat. 
Die Neuorganisation bindet Kräfte, die für wichtige Ent-
wicklungen fehlen – so schade, weil genau das so drin-
gend nottut, wenn wir nicht abgehängt werden wollen 
von unseren Nachbarn. Und welcher Schaden durch die 
Querelen um den TMV für den Tourismus im Land ent-
standen ist, wird wohl niemals ermittelt werden. Und ob 
die Beschädigung des ehemaligen Geschäftsführers ver-
tretbar war, darf man zumindest hinterfragen. Die Ergeb-
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nisse des Unterausschusses, die sehr unterschiedlich 
bewertet werden, haben zumindest gezeigt, dass die 
Vorwürfe gegen den TMV auch unmittelbar das Wirt-
schaftsministerium treffen.  
 
Der aktuelle Bericht des Landesrechnungshofes lässt 
erahnen, dass da einiges im Argen liegt. Da muss end-
lich jemand Verantwortung übernehmen. Und wird es 
Aufarbeitung geben, die Strukturen so aufstellt, dass 
alles ordnungsgemäß laufen kann? Die Probleme bei 
den Fördermitteln sind ja angesprochen worden. Bislang 
ist es nicht zu erkennen. Es läuft alles weiter wie bisher. 
 
Der Tourismus steht auf der Stelle, rettet sich einzig 
durch seine guten Übernachtungszahlen. Branchenver-
treter/-innen warnen längst davor, dass MV von anderen 
überholt wird. Es bräuchte eine moderne und zukunfts-
trächtige Ausrichtung, stattdessen geleiten Sie die Fach-
expertise galant aus den Gremien, zerschlagen einen 
anerkannten Verband und stehen völlig planlos da. Hat 
sich das nun alles gelohnt oder hat uns der angerichtete 
Schaden nicht um Jahre zurückgeworfen? Schreit dieses 
Theater nicht nach Verantwortungsübernahme? 
 
Ich kann uns nur allen wünschen, dass es uns gelingt, 
wirtschaftliche Bedeutung zu stärken, nachhaltige Ent-
wicklung zu sichern und regionale Wertschöpfung aus-
zubauen, gemeinsam. – Vielen Dank! 
 

(Beifall Wolfgang Waldmüller, CDU, 
Dr. Harald Terpe, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 

und Sandy van Baal, fraktionslos) 
 
Vizepräsidentin Elke-Annette Schmidt: Vielen Dank, 
Frau Abgeordnete! 
 
Es liegt ein Antrag auf Kurzintervention durch Herrn 
Timm vor.  
 
Bitte schön! 
 
Paul-Joachim Timm, AfD: Ja, vielen Dank, Frau Land-
tagspräsidentin!  
 
Frau Kollegin Wegner, Sie sprachen sich gerade kri-
tisch für Großprojekte aus und nannten da exemplarisch 
Center Parcs auf der Pütnitz, ein Areal, was einem Inves-
titionsvolumen von 300 Millionen Euro entspricht, wo es 
erst mal vorrangig darum geht, Munition und Altlasten des 
alten Militärflugplatzes von der Roten Armee zu räumen.  
 
Es gibt ja keine politische Kraft in diesem Bundesland, 
die sich so sehr für den Windkraftausbau einsetzt wie 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Und dieses Jahr war ich 
zugegen auf dem Bädertag, der fand auf der Insel 
Hiddensee statt. Und wenn Sie da mal nach Sonnen-
untergang an den Strand gegangen sind und auf das 
Wasser geguckt haben, dann haben Sie gedacht, Sie 
stehen vor einem Flipperautomaten, weil dort alles leuch-
tete und blinkte. Soweit zum Offshore. 
 

(Zurufe von Michael Noetzel, Die Linke, und 
Dr. Harald Terpe, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

 
Onshore sind Sie ja dabei, die Windkraft wirklich absolut 
übertrieben auszubauen.  
 

(Zurufe von Rainer Albrecht, SPD, 
und Torsten Koplin, Die Linke) 

Meinen Sie und Ihre Fraktion, dass das förderlich ist 
für unser Alleinstellungsmerkmal, für das Tafelsilber in 
Mecklenburg-Vorpommern, was Natur, Ruhe und Heimat 
ist? 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD – 
Zuruf von Rainer Albrecht, SPD) 

 
Vizepräsidentin Elke-Annette Schmidt: Möchten Sie 
darauf reagieren, Frau Abgeordnete? 
 
Jutta Wegner, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Sehr gern, 
Frau Präsidentin. 
 
Vizepräsidentin Elke-Annette Schmidt: Bitte schön! 
 

(Die Abgeordnete Jutta Wegner 
spricht bei abgeschaltetem Mikrofon.) 

 
Jutta Wegner, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: … Fragen, 
die Sie an mich gerichtet haben, Herr Timm.  
 
Die eine Frage nach Pütnitz: Ja, was richtig ist, ist, die 
Munitionsaltlasten auf der Pütnitz zu entsorgen. Das ist 
doch überhaupt gar keine Frage. Das gilt für alle anderen 
Regionen, in denen wir heute noch Munitionsaltlasten 
haben. Das Geld ist dafür gut investiert. Die Frage ist 
doch aber, ob ein Großprojekt, das mobil überhaupt nicht 
erschlossen ist, das dort für zusätzliches Chaos sorgen 
wird an der Stelle, wirklich in dieser Form und mit den 
Prioritäten entwickelt werden soll. 
 

(Zuruf von Michel-Friedrich Schiefler, SPD) 
 
Und wenn Sie mich fragen, ob ich Windenergieanlagen, 
die im Abendrot blinken – das tun sie übrigens nicht, 
sondern sie blinken ja erst, wenn es dunkel wird –, 
 

(Heiterkeit bei Thore Stein, AfD) 
 
ob ich das schwierig finde und ob ich das für zuträglich 
halte für unser Land, dann erinnere ich mich gut, wenn 
ich auf dem Darß unterwegs bin, wie wenig ich diese 
Windanlagen sehe und wie sehr ich sie schätze, weil ich 
weiß, wie sie für, dass sie für eine gesicherte Energie-
versorgung bei uns im Land unabdingbar sind. Ich finde 
das nicht schlimm. – Vielen Dank! 
 

(Der Abgeordnete Paul-Joachim Timm 
spricht bei abgeschaltetem Saalmikrofon. – 

Beatrix Hegenkötter, SPD: Nee!) 
 
Vizepräsidentin Elke-Annette Schmidt: Vielen Dank, 
Frau Abgeordnete! 
 
Für die Gruppe der FDP hat das Wort der Abgeordnete 
David Wulff. 
 
David Wulff, FDP: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr 
geehrte Damen und Herren Abgeordnete! Die Debatte 
habe ich ja eigentlich deutlich lebhafter und kontroverser 
erwartet, fairerweise. 
 

(Minister Dr. Wolfgang Blank: 
Kommt noch!) 

 
Dafür ist hier doch ein großer einheitlicher politischer 
Konsens über das, was hier passiert ist und passieren 
soll. Und ich denke, das ist gar nicht mal gerechtfertigt. 
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(Marc Reinhardt, CDU: Aha!) 
 
Denn nur weil alle irgendwie beteiligt waren, heißt das 
nicht, dass am Ende irgendwie alle ungeschoren davon-
kommen. Aber versuchen wir das doch mal nur kurz ein 
bisschen einzusortieren. 
 

(Zuruf von Thomas Krüger, SPD) 
 
Der TMV – alleine, alleine, dass wir uns politisch so in-
tensiv mit dem Tourismus beschäftigen, das hat nicht nur 
damit zu tun, dass das eine wirtschaftlich bedeutende 
Branche hier im Land ist, das hat auch mit den politi-
schen Verflechtungen vieler Akteure mit dem Tourismus 
hier im Land zu tun –, und der TMV, der war politisch 
schon immer motiviert. Und in der Aufarbeitung haben 
wir auch deutlich gesehen, dass da nicht nur weggeguckt 
wurde, sondern, und da mache ich explizit auch beim 
TMV niemandem die Vorwürfe, sondern dass hier eine 
politische Steuerung oder Nichtsteuerung oder Fehlsteu-
erung im Wesentlichen aus der Regierung halt kam. Und 
das ist die politische Motivation. Und anstatt das Ganze 
jetzt zu korrigieren und vernünftig zu machen, das, was 
ja mehr oder weniger staatsfern war mit dem TMV, jetzt 
als MV-T dann zu machen, ne, „aus Raider wird Twix, 
sonst ändert sich nix“, dann sind wir doch nicht mehr im 
politisch motivierten Bereich, sondern politisch übermoti-
viert, und das finde ich doch einen ganz großen Fehler. 
Und ich glaube, der Branche selbst tun wir doch alle 
keinen Gefallen.  
 
Was die Branche braucht, das sehen wir doch in allen 
anderen Debatten. Beim Thema Infrastruktur diskutieren 
wir rauf und runter. Unsere Gäste, die dieses Land berei-
chern, die müssen doch auch ankommen. Und regelmä-
ßig stehen wir im Stau und Bahnverbindungen sind nicht 
erreichbar. Wir wollen Mobilität vor Ort ermöglichen. Da 
reden wir aber halt auch über das ganze Thema Nahver-
kehr. Und da reden wir über das Thema Südbahn, da 
reden wir über das Thema wie hier zum Beispiel die 
Berlin-Warnemünde-Anbindung über Plau am See. Herr 
Foerster ist doch ständig mit dabei und weiß ja auch, was 
da irgendwie noch hinten dranhängt. Aber das gehört ja 
auch alles zur touristischen Erschließung dazu.  
 
Und fairerweise bin ich auch einer von denjenigen, die 
sagen, wir dürfen das ja nicht nur für unsere Gäste den-
ken, sondern halt immer auch für unsere Einheimischen. 
Und alles, was wir vielleicht aus diesem Aspekt heraus 
tun, das kommt ja auch allen Menschen in Mecklenburg-
Vorpommern zugute. Und das halte ich für extrem wichtig. 
 
Beim Radtourismus, haben wir auch hinreichend darüber 
diskutiert. Der Radtourismus ist eine der größten Säulen 
des Tourismus hier bei uns im Land. Und trotzdem sind 
wir nicht in der Lage, beim Radverkehr und bei den Rad-
wegen hier in Mecklenburg-Vorpommern tatsächlich mal 
noch ein bisschen mehr auf die Schippe zu legen, wo ich 
sogar sagen würde, ja, das wäre vielleicht sogar auch in 
der Verantwortung für uns als Land, weil das ist das 
ganze Thema Infrastruktur an dieser Stelle. 
 
Genauso beim Thema Bauen: Ich möchte nicht, dass das 
Land Mecklenburg-Vorpommern Hotels baut. Ich möchte 
nicht, dass das Land Mecklenburg-Vorpommern Ferien-
wohnungen oder Gästewohnungen, Einliegerwohnungen 
oder Wohnungen für die Mitarbeiter baut. Was ich aber 
möchte, ist, dass wir hier Rahmen schaffen, dass das 
möglichst einfach ist. Und da haben wir uns auch bei der 

Landesbauordnung intensivst drüber unterhalten und 
versucht, schon Möglichkeiten zu schaffen. Habe ich hier 
auch dargelegt, ich bin der Meinung, da geht noch mehr. 
Aber das haben wir hier schon … 
 

(Rainer Albrecht, SPD: Mehr geht immer!) 
 
Mehr geht immer. 
 

(Heiterkeit bei Rainer Albrecht, SPD) 
 
So, aber auch beim Thema Fachkräfte, das Nächste: 
Zuwanderung wollen wir hinkriegen, Qualifizierung wollen 
wir hinkriegen, wir wollen die nicht selber einstellen. Und 
ich möchte auch kein einziges Hotelunternehmen oder 
Tourismusunternehmen dafür fördern, dass sie es ma-
chen. Aber ich möchte ihnen den Weg so leicht wie mög-
lich machen, dass sie es machen können. 
 
Kunst und Kultur, ein Riesenbaustein, ein Riesenmagnet, 
da sind wir federführend, das können wir weiter aus-
bauen. Das ist doch in Ordnung.  
 
Aber auch beim Thema Kosten, die „Schnitzel-Debatte“ 
haben wir hier hinreichend geführt im Land. Aber die 
Steuerdebatte ist immer noch nicht ganz zu Ende, Alko-
holsteuerdebatte wurde gerade wieder neu aufgemacht. 
Auch das wird natürlich die Gastronomie im Zweifel 
nachher treffen, und Energie das Gleiche. 
 
Und statt uns mit diesen ganzen Kernproblemen, die alle 
betreffen, aber halt auch unseren wichtigsten Wirtschafts-
zweig, diskutieren wir über eine Tourismusabgabe, über 
ein Zweckentfremdungsgesetz und über eine politische 
Steuerung einer Branche hier im Land.  
 

(Zuruf von Rainer Albrecht, SPD) 
 
Würden wir uns mit so viel Verve um andere wichtige 
Branchen dieses Landes kümmern, hätten wir vielleicht 
noch mehr erreicht. – Vielen Dank! 
 

(Beifall vonseiten der Gruppe der FDP) 
 
Vizepräsidentin Elke-Annette Schmidt: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter! 
 
Es hat jetzt das Wort die Abgeordnete Sandy van Baal. 
 
Sandy van Baal, fraktionslos: Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Die Tourismusbranche ist die 
wichtigste Branche in diesem Land. Ich danke allen, und 
ich meine wirklich all meinen Vorredner, was hier gesagt 
worden ist. Da sind, Herr Foerster, auch hier ein biss-
chen Selbstkritik, was erreicht worden ist, haben Sie 
dargestellt, Frau Wegner, Herr Waldmüller haben gesagt, 
was nicht passiert ist. Und ich wünsche auch der MV-T 
für die Zukunft viel Erfolg bei ihrer Arbeit, auch wenn ich 
von dem System, wie es ist, nicht überzeugt bin. Aber ich 
wünsche Ihnen viel Erfolg. 
 
Was ich aber bis heute wirklich nicht verstehe, wir hatten 
einen erfolgreichen TMV mit einem anerkannten Ge-
schäftsführer. Das gibt es nicht mehr, das wurde zer-
schlagen. Und von wem? 
 

(Zuruf von Paul-Joachim Timm, AfD) 
 
Von wem?! 



Landtag Mecklenburg-Vorpommern – 8. Wahlperiode – 134. Sitzung am 4. Juni 2026 93 

 

(Torsten Renz, CDU: Na?! Na?!) 
 
Von dem Tourismusstaatssekretär Herrn Schulte. Und 
dass er bis heute dafür die Verantwortung nicht über-
nommen hat, ist für mich unglaublich und für viele in der 
Branche. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD, 
Wolfgang Waldmüller, CDU, 

Jutta Wegner, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
und David Wulff, FDP) 

 
Ich habe mit vielen gesprochen in den letzten Wochen, 
auch jetzt in den letzten zwei Tagen gerade, wo die Be-
richterstattung dazu war. Und es geht mir nicht alleine 
so – es wurde da ganz viel versemmelt durch Herrn 
Schulte, 
 

(Rainer Albrecht, SPD: Na, 
das ist ja nicht ganz richtig.) 

 
und ich erwarte da, dass er Verantwortung übernimmt –, 
der gesamten Branche im Land, allen, die da hilfreich zur 
Seite stehen, die auch mit dem Herzen dabei sind, weil 
alle, die in Mecklenburg-Vorpommern leben, sind auto-
matisch Fan von der Branche. Das kann nicht anders 
sein.  
 
Viel Erfolg, gute Saison! Und ich erwarte eine Aufarbei-
tung und dass der Herr Schulte Verantwortung über-
nimmt. – Vielen Dank! 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD 
und Wolfgang Waldmüller, CDU) 

 
Vizepräsidentin Elke-Annette Schmidt: Vielen Dank, 
Frau Abgeordnete! 
 
Für die Fraktion der SPD hat das Wort der Abgeordnete 
Thomas Würdisch. 
 
Thomas Würdisch, SPD: Sehr geehrte Frau Präsidentin! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Zunächst dan-
ke ich Ihnen sehr für die konstruktive und sachliche De-
batte. 
 
Für viele Menschen in unserem Bundesland ist der 
Tourismus weit mehr als ein Wirtschaftszweig. Er sichert 
Arbeitsplätze, schafft Perspektiven, prägt die Identität 
der Region. Mehr als 160.000 Menschen arbeiten direkt 
oder indirekt in der Branche. Das zeigt, der Tourismus ist 
eine tragende Säule unserer Wirtschaft und unseres 
gesellschaftlichen Lebens. Ob an der Ostseeküste, an 
der Mecklenburgischen Seenplatte, in unseren National-
parks, in den Städten und Dörfern des Landes, der Tou-
rismus schafft Wertschöpfung vor Ort und trägt dazu bei, 
dass Regionen lebendig bleiben. Dazu gehören nicht nur 
Hotels und Ferienwohnungen, sondern auch unsere 
Gastronomie, die Kultur, Veranstaltungen, Handwerk und 
unsere regionalen Produkte. Deshalb ist uns diese Aus-
sprache wichtig. 
 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir stehen vor 
der Aufgabe, den Tourismus in Mecklenburg-Vorpommern 
wirtschaftlich stark, sozial gerecht und ökologisch nach-
haltig weiterzuentwickeln. Die vergangenen Jahre haben 
gezeigt, wie widerstandsfähig die Branche ist. Nach den 
schweren Einschnitten der Corona-Zeit/-Pandemie haben 
viele Betriebe mit großem Engagement sich zurückge-

kämpft. Das Jahr 2025 – wir haben es gehört – erreichte 
in Mecklenburg-Vorpommern die zweithöchste jemals 
gemessene Zahl an Gästen und Übernachtungen. Dafür 
gebührt den Unternehmerinnen und Unternehmern, den 
Beschäftigten, den Kommunen und den vielen Ehrenamt-
lichen vor Ort unser großer Dank. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen 
der SPD und Die Linke) 

 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, der Tourismus ist kein 
Nebenschauplatz, sondern ein zentraler Zukunftsfaktor 
für unser Land. Gleichzeitig stehen die Betriebe unter 
Druck. Steigende Kosten, bürokratische Belastungen und 
vor allem der Fachkräftemangel stellen sie vor große 
Herausforderungen. 
 

(Zuruf von Martin Schmidt, AfD) 
 
Deshalb müssen wir beim Bürokratieabbau vorankom-
men. 
 

(Enrico Schult, AfD: Jo!) 
 
Unternehmerinnen und Unternehmer brauchen Vertrauen 
 

(Unruhe vonseiten der Fraktion der AfD) 
 
und verlässliche Rahmenbedingungen statt immer mehr 
Hürden. Ein wichtiger Schritt war die dauerhafte Absen-
kung der Mehrwertsteuer für die Gastronomie. 
 

(Beifall Dr. Sylva Rahm-Präger, SPD) 
 
Dafür haben wir uns gemeinsam mit unserer Minister-
präsidentin auf Bundesebene eingesetzt. Das zeigt, die 
Bedeutung der Branche für Mecklenburg-Vorpommern ist 
uns bewusst und ist in diesem Land auch Chefinnen-
sache.  
 
Gleichzeitig erwarten Gäste heute moderne, digitale und 
klimafreundliche Angebote. Die Antwort darauf kann nicht 
nur Wachstum um jeden Preis sein. Unser Ziel muss ein 
nachhaltiger Qualitätstourismus sein, der wirtschaftlichen 
Erfolg mit sozialer Verantwortung und dem Schutz der 
einzigartigen, unserer einzigartigen Natur verbindet. 
Unsere Küsten, Wälder, Seen und Nationalparks sind 
touristische Attraktionen und zugleich Lebensgrundlage. 
Wer Tourismuspolitik macht, muss deshalb auch immer 
Umwelt- und Klimaschutz mitdenken. 
 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, an dieser Stelle möchte 
ich auf vier Punkte näher eingehen. 
 
Erstens, wir müssen den Gesamtjahrestourismus weiter 
stärken. Noch immer hängen viele Regionen stark von 
wenigen Sommermonaten ab. Deshalb brauchen wir mehr 
Angebote außerhalb der Hauptsaison, etwa im Kultur-, im 
Gesundheits-, Wellness-, Natur- oder Tagungstourismus. 
Unsere kulturellen Einrichtungen, Festivals, historischen 
Städte und Naturangebote bieten dafür großes Potenzial. 
Die Ausweitung der Strandkorbsaison zum Beispiel war 
ein praktischer und richtiger Schritt in diese Richtung. 
Solche Maßnahmen machen den Tourismus wetterunab-
hängiger, stärken Arbeitsplätze und sorgen für mehr 
wirtschaftliche Stabilität. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen 
der SPD und Die Linke) 
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Zweitens, gute Infrastruktur bleibt Grundlage eines er-
folgreichen Tourismuslandes. Dazu gehören Straßen, 
Häfen, Brücken ebenso wie ein leistungsfähiger öffentli-
cher Nahverkehr. Gäste erwarten heute verlässliche und 
klimafreundliche Mobilität. Deshalb müssen Bahn- und 
Busangebote weiter verbessert und touristische Regio-
nen besser miteinander vernetzt werden. Neue Angebote 
wie Regio- und Rufbusse, zum Beispiel auf Usedom, 
zeigen, wie Mobilität für Gäste und Einheimische gleich-
ermaßen verbessert werden kann. Dabei gilt, Investitionen 
in den Tourismus – wir haben auch das gehört – müssen 
immer auch den Menschen vor Ort zugutekommen. Wenn 
wir die Infrastruktur stärken, erhöhen wir die Lebensquali-
tät und sichern gleichzeitig die Akzeptanz des Tourismus.  
 
Ebenso wichtig ist die digitale Infrastruktur. Schnelles 
Internet ist längst Voraussetzung für moderne touristi-
sche Angebote, digitale Buchungssysteme und wirt-
schaftlichen Erfolg, gerade im ländlichen Raum. Dazu 
gehören auch digitale Gästekarten und eine bessere 
Vernetzung der touristischen Angebote im ganzen Land. 
 
Drittens müssen wir die Fachkräftesicherung entschlos-
sen angehen. Tourismus lebt von den Menschen. Gute 
Arbeit ist deshalb die Grundlage einer starken Branche. 
Wer Fachkräfte gewinnen und halten will, muss attraktive 
Arbeitsbedingungen schaffen. Dazu gehören faire Löhne, 
gute Ausbildungsbedingungen und bezahlbarer Wohnraum. 
Wir unterstützen Ausbildung, Qualifizierung und Weiterbil-
dung mit zahlreichen Angeboten von der Fachkräfte-Service-
Zentrale über die erleichterte Gewinnung internationaler 
Fachkräfte bis hin zur Weiterbildungsdatenbank. Vor allem 
müssen wir jungen Menschen vermitteln, dass Tourismus-
berufe Perspektiven und Entwicklungsmöglichkeiten bieten. 
 
Ebenso wichtig ist der enge Austausch mit den Leistungs-
trägern vor Ort. Wir begrüßen deshalb die Roadshows un-
seres Tourismusbeauftragten Peter Kranz, der in den Regi-
onen direkt mit den Unternehmen und den Akteuren ins 
Gespräch kommt, denn wer täglich Verantwortung trägt, weiß 
oft am besten, wo praktische Lösungen gebraucht werden. 
 
Und viertens, Nachhaltigkeit und wirtschaftlicher Erfolg ge-
hören zusammen. Die Folgen des Klimawandels treffen 
ein Küstenland wie Mecklenburg-Vorpommern besonders 
stark. Küstenschutz, nachhaltige Mobilität, energieeffizi-
ente Gebäude und der Schutz sensibler Naturräume sind 
deshalb zentrale Zukunftsaufgaben. Gleichzeitig achten 
immer mehr Gäste bewusst auf nachhaltige Angebote. 
Wer heute in Klimaschutz investiert, investiert damit auch 
in die Wettbewerbsfähigkeit unseres Landes. Und des-
halb unterstützen wir Investitionen in nachhaltige touris-
tische Infrastruktur, klimafreundliche Mobilitätsangebote, 
Konzepte und regionale Wertschöpfungsketten. Regionale 
Produkte und lokale Anbieter stärken wir gleichermaßen, 
und sie stärken auch Umwelt und die Wirtschaft. 
 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, Tourismuspolitik ist auch 
Strukturpolitik. Sie entscheidet mit darüber, ob Regionen 
wirtschaftlich stark bleiben und ob junge Menschen Per-
spektiven haben 
 

(Zuruf von Sebastian Ehlers, CDU) 
 
und ob ländliche Räume attraktiv bleiben. Dazu brauchen 
wir eine Politik, die Kommunen unterstützt, Investitionen er-
möglicht und kleine sowie mittelständische Betriebe stärkt. 
Dazu gehört auch eine moderne, selbstbewusste Ver-
marktung unseres Landes. Mecklenburg-Vorpommern hat 

großes Potenzial, national wie international. Wir können 
mit mehr Selbstvertrauen zeigen, was unser Land aus-
macht: einzigartige Natur, kulturelle Vielfalt, engagierte 
Menschen und hohe Lebensqualität. Unser Ziel ist klar: 
Mecklenburg-Vorpommern soll auch künftig zu den be-
liebtesten Reisezielen Deutschlands gehören – modern, 
nachhaltig und sozial ausgewogen. 
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Zum Schluss möchte ich gern noch auf unsere 
neue MV Tourismus GmbH eingehen. Sie bietet die Chan-
ce, unser Land sichtbarer, digitaler und wettbewerbsfähiger 
zu machen. Mit ihrem erfolgreichen Start wurde die Tou-
rismusförderung auf eine rechtssichere Grundlage gestellt 
und ein verlässlicher Ansprechpartner für die Branche 
geschaffen. Ihr Geschäftsführer Peter Kranz bringt für 
seine Aufgabe als Geschäftsführer große Erfahrungen mit.  
 
Und ich möchte gerne noch einen Einschub machen zu 
den Vorwürfen, dass die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, 
die den Tourismusverband verlassen haben … Die Mit-
arbeitenden, allen Mitarbeitenden, die es wollten, ist ein 
Vertrag angeboten worden, und die, die es wollten, ha-
ben es auch übernommen. Lediglich zehn haben sich für 
einen anderen Werdegang entschieden, 
 

(Martin Schmidt, AfD: Nur zehn?!) 
 
und auch das ist doch respektabel.  
 

(Rainer Albrecht, SPD: Ja.) 
 
Lieber Peter Kranz, dir und deinem Team wünschen wir 
viel Erfolg und den notwendigen Rückhalt, denn gute 
Tourismuspolitik gelingt nur gemeinsam im engen Schulter-
schluss zwischen Land, Kommunen, Wirtschaft und den 
Menschen vor Ort. – Herzlichen Dank! 
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen 
der SPD und Die Linke) 

 
Vizepräsidentin Elke-Annette Schmidt: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter! 
 
Für die Landesregierung hat noch mal ums Wort gebeten 
der Wirtschaftsminister Herr Dr. Blank. 
 

(Torsten Renz, CDU: 
Der Staatssekretär noch mal? – 

Marc Reinhardt, CDU: Ja. – 
Zuruf von Sebastian Ehlers, CDU) 

 
Minister Dr. Wolfgang Blank: Ja, sehr geehrte Frau 
Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und Herren 
Abgeordnete, 
 

(Marc Reinhardt, CDU: Moin!) 
 
Moin, ja, 
 

(Heiterkeit bei Enrico Schult, AfD) 
 
habe länger überlegt, ob ich hier noch mal ans Pult trete, 
und will das gern tun – zwei Teile, zum einen auf ein paar 
Anmerkungen eingehen, die hier fielen, die ich einfach 
geraderücken will beziehungsweise auch hinterfragen 
will, und dann noch auf, ja, natürlich, werter Herr Abge-
ordneter Waldmüller und auch werte Frau van Baal, auf 
die beiden Ausführungen. 
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Nummer eins, Herr Timm, also es ist grundsätzlich, also 
es ist total falsch, dass die MV-T zehn Leute verlassen 
haben. Den TMV, die haben es im letzten Jahr, sind die 
gegangen, in einer sicher nicht ganz einfachen Diskussion. 
 

(Thore Stein, AfD: Das wurde doch gerade von 
der SPD gesagt! – Paul-Joachim Timm, AfD:  

Das hat ja gerade Herr Würdisch gesagt!) 
 
Aber stellen Sie das bitte richtig dar. Punkt! 
 

(Zurufe von Martin Schmidt, AfD, 
und Thore Stein, AfD) 

 
Ich will da gar nicht mehr zu sagen. 
 
So, Frau Wegner, ich glaube, wir müssen, was Diskussio-
nen und öffentliche Darstellungen anbetrifft – und da stelle 
ich mich jetzt auch vor meine Kolleginnen und Kollegen im 
Haus, komme da gleich noch mal drauf –, auch mit den 
Worten etwas vorsichtig sein. Hier hat niemand etwas zer-
schlagen. Ich könnte jetzt als Gegenpunkt ja aufrufen: Ist 
der TMV vielleicht aufgrund der Konstruktion implodiert? 
Hier gab es Aktionen und Reaktionen auf beiden Seiten. 
Also da bitte ich doch, sehr, sehr sachlich zu bleiben, bitte! 
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen 
der SPD und Die Linke) 

 
Wir stellen sonst hier Kompetenz und Fähigkeit von Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern infrage, die ich – das will ich 
nicht tun als Vorgesetzter –, der gut arbeitenden Kollegen, 
die auch nicht immer alles richtig machen, das ist so. 
 

(Rainer Albrecht, SPD: 
Ja, jeder macht mal Fehler.) 

 
Und dass der Tourismus…, die MV-T, keine touristische 
Expertise, das ist, auch vorsichtig gesagt, eine Ohrfeige 
für die 33 Leute, die da sind. Natürlich, Herr Kranz 
kommt aus einem anderen Feld, aber er war schon im-
mer auch mit dem Thema Tourismus verbandelt. Also da 
möchte ich mich auch noch mal ganz klar dafür ausspre-
chen, da sind Dinge anders gelaufen, als wir sie uns im 
Nachhinein vorstellen. Ich will das nicht kleinreden, aber 
bitte hier auch vorsichtig sein und bitte nicht Äpfel mit 
Birnen vergleichen. Das hatten wir beim letzten Mal 
schon. Die Stellungnahme, die Untersuchungen des 
Landesrechnungshofes jetzt irgendwie zusammenzumi-
schen, kommen wir nachher auch gleich noch mal drauf, 
mit dem Thema Tourismusverband, ist zu einfach.  
 
Und ich denke auch, die Hörerinnen und Hörer und Zu-
schauerinnen und Zuschauer draußen werden das, diese 
einfachen Geschichten nicht so verstehen. Ich glaube, 
das sollten wir uns doch mal etwas genauer ansehen. 
Der Landesrechnungshof hat Kritikpunkte gehabt. Da 
geht es um prozessuale Schritte, derer sich das Haus 
annehmen wird. Das ist keine Frage. 
 
David Wulff, ganz herzlichen Dank für die inhaltlichen 
Punkte! Ich bin, sage ich auch, ein paar Überlappungen, 
Thema Infrastruktur, 
 

(David Wulff, FDP: Ich hätte noch mehr 
gesagt, aber ich hatte keine Zeit mehr. – 

Heiterkeit bei Rainer Albrecht, SPD) 
 
ich glaube, es kam noch viel, viel mehr.  

(David Wulff, FDP: Ich hab noch viel mehr!) 
 
Bisschen einfach gemacht, mehr auf die Schippe legen, 
wunderbar. Vielleicht hat die FDP den Vorschlag lieber, 
300 Millionen, 600 Millionen, je nach Ausbau dann für die 
Südbahn auf die Straße legen. Da kann man jetzt nicht 
nur einfach sagen, Bürokratie abbauen. Ich glaube, das 
wird nicht helfen. Also bitte, wir sollten die Geschichten – 
so schätze ich auch den Kollegen ein – auch etwas kom-
plexer dann auch diskutieren.  
 
Politisch aufladen, ja, nur ich hörte da so einen Ton raus, 
wenn es gut läuft, dann war es der TMV, und wenn es 
schlecht läuft, ist es die Landesregierung. Also das ver-
stehe ich nun auch nicht. Tut mir schrecklich leid, 
 

(Torsten Koplin, Die Linke: 
Oppositionslogik!) 

 
das ist mir zu einfach. 
 
Und jetzt komme ich noch zu den beiden Punkten: Es ist 
wirklich eine Frage des politischen Stils. Herr Waldmüller, ich 
habe ein großes Herz für Zuwendungsnehmer/Einrichtungen, 
war ja auch in der, das gehörte ja sozusagen zu meinem 
beruflichen Werdegang.  
 
Drei Dinge: Sie sprachen von Umgang und Enttäuschung. 
Ich muss sagen, ich bin auch zutiefst enttäuscht. Sie ver-
missen, Sie lassen vermissen jedes Maß an Selbstkritik, 
 

(Rainer Albrecht, SPD, und 
Philipp da Cunha, SPD: Ja.) 

 
das ich sehe bei allen, die beteiligt waren. 
 

(Beifall Rainer Albrecht, SPD – 
Zuruf von Marc Reinhardt, CDU) 

 
Ja, wie kann ich denn allen Ernstes davon ausgehen, 
dass ich die Verantwortung komplett von mir wegschie-
be, wenn andere Beteiligte im Raum sind? Es gibt je-
manden, der unterschreibt. Es gibt jemanden, der auch in 
Einrichtungen, seien es Vereine und GmbHs, dafür ver-
antwortlich ist. Das haben wir auch mit anderen Vor-
standsvertretern besprochen. Aber es gibt einen, der 
keinerlei Anzeichen von Selbstkritik – da bin ich groß, 
doch, doch stark enttäuscht – zeigt. Ich habe hier noch 
ein anderes Wort stehen, aber darauf verzichte ich. 
 
Doppelmoral – ich weiß nicht, wie Sie hier stehen. Ste-
hen Sie hier als Landtagsabgeordneter oder als noch 
Mitglied des Vorstandes? Tut mir schrecklich leid. Ich bin 
hier Minister und muss erst mal das ernst nehmen, muss 
dem Lande dienen, muss dem dienen, auf das ich ge-
schworen habe, den Eid geschworen habe, und muss 
den Kolleginnen und Kollegen erst mal vertrauen. Das 
heißt nicht, dass ich das nicht für richtig halte. 
 
Vizepräsidentin Elke-Annette Schmidt: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage, Herr Minister? 
 
Minister Dr. Wolfgang Blank: Ja, gerne. 
 
Vizepräsidentin Elke-Annette Schmidt: Bitte schön, 
Herr Timm! 
 
Paul-Joachim Timm, AfD: Ja, vielen Dank, Frau Land-
tagspräsidentin!  
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Vielen Dank, Herr Minister, dass Sie die Frage zulassen!  
 
Sie sprachen gerade von Selbstkritik. Haben Sie denn 
mal das Treiben Ihres Staatssekretärs Jochen Schulte 
hinterfragt, das im Zuge dieses ganzen Komplexes, ich 
möchte sagen, dieser ganzen Odyssee, wie mit dem 
TMV und dem Geschäftsführer umgegangen worden ist, 
hinterfragt und ob das alles immer so glücklich war? 
 
Minister Dr. Wolfgang Blank: Ich glaube, Sie können 
sich vorstellen, wir hatten viele Diskussionen, auch im 
Hintergrund. Ich habe das in verschiedenen Gesprächen 
hier, aber auch vorher schon angedeutet. Ich sage nicht, 
dass das Ministerium zu hundert Prozent, dass eine 
Einrichtung zu hundert Prozent richtig handelt, aber es ist 
auch nicht so, dass sie zu null Prozent richtig handelt. Ich 
bin hier Diener, Minister und kann dem nur folgen, was 
meine Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mir sagen, und 
das hinterfrage ich durchaus kritisch, ja.  
 
Enttäuscht, Doppelmoral – Fragezeichen –, Systemver-
sagen? Ich könnte jetzt genauso sagen, das Systemver-
sagen war vielleicht in der externen Einrichtung. Will ich, 
auch aus Wertschätzung demgegenüber, was die Kolle-
ginnen und Kollegen dort tun, auch aus Wertschätzung – 
ich will den Namen nennen, ich hatte ihn im letzten Jahr in 
Ravensburg getroffen, von Tobias Woitendorf natürlich –, 
ich werfe niemandem ein Systemversagen vor. Das finde 
ich jetzt, und jetzt nehme ich das Wort, unanständig. Ich 
glaube, da müssen wir auch sehr vorsichtig sein. Diese 
Wahrheit gibt es nicht, der eine ist weiß, der andere ist 
schwarz, der eine ist schuld, muss man mal klar sagen. 
 
Und, Frau van Baal, ich glaube, da will ich mich jetzt gar 
nicht weiter zu äußern. Wenn sich Mitarbeiter und Mitar-
beiterinnen bemüßigt fühlen, nach einem knappen hal-
ben Jahr an Gesprächen, die es gab – im September 
gingen die Gespräche los, da war ich noch nicht im Amt, 
im Dezember hatte ich dann davon erfahren –, im Februar 
bemüßigt fühlen, aufgrund einer Subventionsgesetzge-
bung, die relativ, und nicht nur relativ, sondern sehr, sehr 
streng ist, aktiv zu werden, dann kann ich nur sagen, 
dann muss es doch dafür Gründe gegeben haben. Und 
da ist jetzt eine andere Einrichtung, die Dritte Gewalt, 
hier mit im Spiel. Deshalb will ich dazu mich auch nicht 
weiter äußern. Ich stelle mich hier wirklich klar vor die 
Kolleginnen und Kollegen im Haus. Ich wollte das noch 
mal loswerden, ist jetzt ein bisschen länger geworden. – 
Ganz herzlichen Dank! 
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen 
der SPD und Die Linke) 

 
Vizepräsidentin Elke-Annette Schmidt: Vielen Dank, 
Herr Minister! 
 
Für die Fraktion der CDU hat noch mal um das Wort 
gebeten der Abgeordnete Herr Waldmüller. 
 
Wolfgang Waldmüller, CDU: Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Meine Damen und Herren! Eigentlich wollte ich ja 
nicht mehr, aber jetzt muss ich dann doch noch mal, 
 

(Rainer Albrecht, SPD: Nee! – 
Zuruf von Dr. Daniel Trepsdorf, Die Linke) 

 
Herr Blank, auf Ihre Einwendungen. Ich hätte mir schon 
gewünscht, ich hätte mir schon gewünscht, dass man, 
dass man hier jetzt nicht vorgeht und dann wieder be-

schönigt, rechtfertigt und dann mit dem Finger auf die 
anderen zeigt, 
 

(Rainer Albrecht, SPD: Das hast du gemacht!) 
 
sondern diese, diese Verantwortung, die Sie haben, die 
hätten Sie schon wahrnehmen sollen/müssen. Und wenn 
Sie mich fragen, als was stehe ich hier: Ich stehe hier als 
Landtagsabgeordneter, selbstverständlich. Wir sind im 
Landtag von Mecklenburg-Vorpommern.  
 
Und wenn Sie sagen, Sie hätten sich eine, kein Wort von 
Selbstkritik. Wir haben Selbstkritik, mehr als, mehr als 
offen, oft genug schon getan. Und das ist so, die Vorwür-
fe, die alle im Raum gestanden sind, habe ich vorhin 
erklärt, da ist nichts bei rumgekommen.  
 
Natürlich ist eines passiert, dass bei den, dass durch das 
Fördermittelsystem Gelder ausgegeben wurden von Pro-
jekten – es waren ja mehrere auf einmal –, Gelder ausge-
geben, zu einem Zeitpunkt, wo der Fördermittelbescheid 
oder beziehungsweise der Bezug noch nicht da war. Das 
war ein System, was jahrelang so gehalten wurde. Das lag 
aber daran, dass es, das Erstattungsprinzip gilt und diese 
vielen Projekte, bis zu 36 gleichzeitig, gar nicht anders 
hätten finanziert werden können, es sei denn, die Projekte 
wären liegengeblieben oder wären nicht umgesetzt worden. 
Das ist die Systematik, die dahintersteckt. Und das müss-
ten auch Sie verstehen. Und als es umgeswitcht worden 
ist zum Vorschusssystem, erst dann ist es ja dazu ge-
kommen, dass dann Überschüsse in der Bilanz aufgezeigt 
wurden. Und das ist der zweite Fehler, wenn man so sagt, 
ja, das ist ein Fördermittelvergehen, das muss man sich 
anrechnen lassen, aber das System insgesamt war so.  
 
Und das Zweite ist, dass man in der Bilanz – und das 
haben wir auch, ist auch gesagt worden – es tatsächlich 
falsch ausgewiesen hat, nicht als, sondern als Gewinn 
ausgewiesen. Das wäre eine Verbindlichkeit gegenüber 
dem Land gewesen. Hätte man aber alles heilen können, 
alles heilen können im Vorfeld. Das hätte gar nicht so 
weit kommen müssen.  
 
Und ich habe nicht von Systemversagen gesprochen, 
sondern ich bleibe dabei, das Wirtschaftsministerium hat 
ein Komplettversagen. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der CDU 
und Sandy van Baal, fraktionslos – 

Marc Reinhardt, CDU: Regierungsversagen!) 
 
Vizepräsidentin Elke-Annette Schmidt: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter! 
 
Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor und ich 
schließe die Aussprache. 
 
Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 22: Aussprache 
auf Antrag der Fraktion der AfD gemäß Paragraf 43 
Nummer 2 der Geschäftsordnung des Landtages zum 
Thema „Bildungsland MV im Niedergang – Naturwissen-
schaften statt politischer Bekenntnisse“. 
 
Aussprache auf Antrag der Fraktion der AfD 
gemäß § 43 Nummer 2 der Geschäftsordnung 
des Landtages zum Thema 
Bildungsland MV im Niedergang – 
Naturwissenschaften statt  
politischer Bekenntnisse 
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Gemäß Paragraf 84 Absatz 1 unserer Geschäftsordnung 
ist eine Aussprachezeit von bis zu 35 Minuten vorgese-
hen. Zu diesem Tagesordnungspunkt wurde zusätzliche 
Redezeit gemäß Paragraf 84 Absatz 1a unserer Ge-
schäftsordnung angemeldet. Ich sehe und höre keinen 
Widerspruch, dann ist das so beschlossen und ich eröff-
ne die Aussprache. 
 
Für die Fraktion der AfD hat das Wort der Abgeordnete 
Enrico Schult. 
 
Enrico Schult, AfD: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr 
geehrte Damen und Herren Abgeordnete! Ja, meine Fraktion 
hat heute die Aussprache „Bildungsland MV im Nieder-
gang – Naturwissenschaften statt politischer Bekenntnisse“ 
auf die Tagesordnung gesetzt, und das aus aktuellem An-
lass, sehr geehrte Damen und Herren, denn die Nachweise, 
insbesondere die Bildungstests „Bildungsmonitor 2025“, 
die legen ganz klar offen, dass wir tatsächlich im Bildungs-
niedergang hier sind in MV. „Bildungsmonitor 2025“, MV 
belegt lediglich den neunten Platz, IQB-Bildungstrend, 
Kompetenzbereich Mathematik, 9. Klasse: MV belegt 
lediglich den achten Platz im Vergleich aller Bundesländer, 
und natürlich auch im Kompetenzbereich Deutsch/Lesen, 
9. Klasse: auch nur achter Platz im IQB-Bildungstrend, 
sehr geehrte Damen und Herren. 
 
Und die PISA-Studie, da komme ich noch dazu, 2022, 
die aktuelle PISA-Studie, die wird nämlich jetzt erst veröf-
fentlicht im Herbst dieses Jahres, und 2022 schnitten 
deutsche Schüler so schlecht ab wie nie zuvor. 
 

(Thore Stein, AfD: Hört, hört!) 
 
Ich möchte zitieren die Präsidentin der Kultusminister-
konferenz damals und Berliner Senatorin für Bildung, 
Jugend und Familie Katharina Günther-Wünsch in einer 
PM, die sagt: „Die Befunde der PISA-Studie sind besorg-
niserregend. Die Daten zeigen ein generelles Absinken 
des Leistungsniveaus. Der Zusammenhang von sozialer 
Herkunft und Bildungserfolg ist in Deutschland nach wie 
vor stark, gerade auch im Vergleich mit anderen OECD-
Staaten. Wir brauchen dringend eine Trendwende und 
müssen die Anstrengungen erhöhen, um die Grundkom-
petenzen aller Schülerinnen und Schüler zu stärken.“  
 
Das ist der aktuelle Zustand hier in Deutschland, aber 
das ist auch der aktuelle Zustand hier in Mecklenburg-
Vorpommern. 
 
Und was macht die Landesregierung? Ich kann auch 
gerne auf Mecklenburg-Vorpommern noch mal abstellen: 
350.000 Unterrichtsstunden im letzten Schuljahr ausge-
fallen. Wenn Sie als Bildungspolitiker da eine Anfrage 
stellen – Herr Koplin, Sie schauen so –, aber es ist in der 
Tat so, dass das Bildungsministerium acht Monate, nach-
dem das Schuljahr begonnen hat, kann man immer noch 
nicht sagen, wie viele Unterrichtsstunden im Vorjahr ausge-
fallen sind. Also man braucht acht Monate, um das Vorjahr 
zu analysieren. Derzeit sind es, wie gesagt, 350.000 Unter-
richtsstunden. Das ist vor Kurzem erst veröffentlicht wor-
den. Das ist natürlich bedenklich. Wir haben eine hohe 
Schulabbrecherquote hier in Mecklenburg-Vorpommern und 
wir haben eine hohe Quote, die höchste Quote, 10,4 Pro-
zent, und wir haben eine hohe Quote an Berufsschülern, 
die beispielsweise auch die Ausbildung abbrechen. 
 
Aber was macht die Landesregierung? Die Landesregie-
rung setzt verstärkt auf politische Bildung, demokratische 

Bildung in den Schulen. Da ist jetzt sozusagen das 
Drei-Säulen-Prinzip der Demokratiebildung in den Schu-
len etabliert worden, implementiert worden. Da heißt es, 
dass in allen Fachbereichen jetzt beispielsweise die 
politische Bildung bearbeitet werden muss, berücksichtigt 
werden muss, in allen Fachbereichen, also nicht lediglich 
im Sozialkundeunterricht, der ja jetzt auch ein Jahr früher 
stattfindet als bisher. 
 
Da sagen wir als AfD, nein, wir sollten – politische Bil-
dung ist durchaus notwendig, das möchte ich an dieser 
Stelle noch mal wieder darstellen, Sie versuchen da ja 
immer, mir das Wort im Munde umzudrehen –, aber wir 
sollten in erster Linie die Naturwissenschaften stärken, 
sehr geehrte Damen und Herren!  
 

(Heiterkeit bei Nadine Julitz, SPD) 
 
Und das haben wir mit diversen Anträgen auch schon hier 
kundgetan an dieser Stelle. Denn wir müssen konstatie-
ren – und das ist wie gesagt eine Kleine Anfrage von mir 
aus –, dass der naturwissenschaftliche Unterricht in un-
seren Schulen dermaßen zurückgeht, gerade im Bereich 
Leistungskurs Physik zum Beispiel, im Leistungskurs Phy-
sik: Vor zwei Jahren hatten wir noch 40 Leistungskurse 
im Fach Physik, letztes Jahr hatten wir nur noch 30 Leis-
tungskurse im Fach Physik, und dieses Jahr, lassen Sie 
sich, oder können Sie selber raten, gibt es natürlich noch 
gar keine Zahlen, obwohl das Schuljahr bald vorbei ist. 
Insofern ist das eine bedenkliche Entwicklung.  
 
Woher kommt das? Sehr geehrte Damen und Herren, 
das kommt natürlich dadurch, dass der Physikunterricht 
ganz oft ausfällt und dass man sich dann auch gar keine 
Leistungskurse mehr zutraut als Schüler und dann ge-
gebenenfalls sozusagen andere Fächer wählt. Aber das 
ist eine bedenkliche Entwicklung hier in Mecklenburg-
Vorpommern, das muss man ganz klar konstatieren. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD) 
 
Denn, werte Kollegen, wir brauchen ja die gut ausgebil-
deten Fachkräfte auch in unseren Unternehmen. Sie 
reden ja immer: Zuwanderung aus dem Ausland. Sagen 
wir ja gar nichts dagegen, wenn sie denn qualifiziert ist. 
Aber warum sollten wir denn nicht unsere eigenen Schü-
ler, unsere eigenen Jugendlichen adäquat ausbilden? Die 
Azubiumfrage der IHK sagt aus, dass 80 Prozent der – 
also das sagen die Unternehmer –, dass 80 Prozent der 
Schulabgänger Defizite mit sich bringen im schulischen 
Bereich, aber auch gerade, was jetzt Anstrengungs-
bereitschaft und Disziplin angeht. Und da sollten wir doch 
wirklich den Fokus drauf legen in unseren Klassen, in 
erster Linie natürlich durch Unterricht, der abgesichert 
wird, durch Unterricht, der auch wirklich ein Fachunter-
richt ist, nicht lediglich Beschäftigungstherapie, und, ganz 
klar, nicht immer mehr politische Bekenntnisse im Unter-
richt, sondern wirklich die MINT-Fächer stärken, sehr 
geehrte Damen und Herren! 
 
Wozu das führt, das will ich Ihnen mal noch in Erinnerung 
rufen. Wir hatten in Ahlbeck eine Lehrerin, die lief mit 
einem „EkelhAfD“-Pulli, lief die in der Schule umher. 
Hinten „-hAfD“, natürlich als „AfD“, großes „A“, kleines „f“, 
großes „D“. Das fiel offensichtlich gar nicht auf, also der 
Schulleiter, der hat das gar nicht bemerkt, dass die Leh-
rerin da wohl mehrere Tage so umherlief. Erst eine Kleine 
Anfrage der AfD hat dazu geführt, dass man da mal ge-
nauer hingeschaut hat.  
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Und, sehr geehrte Damen und Herren, das sind diese 
politischen Bekenntnisse, die leider nicht nur in Ahlbeck 
stattfinden, auch insbesondere in vielen Schulen jetzt 
mittlerweile. Wir werden oft angeschrieben von Schülern 
und von Eltern, die fassungslos sind, gerade im Hinblick 
auf die Landtagswahl, dass der eine oder andere Lehrer 
jetzt wahrscheinlich den Beutelsbacher Konsens, der so 
wichtig ist, da vielleicht nicht mehr so genau nimmt. 
 
Deshalb sagen wir an dieser Stelle, sehr geehrte Damen 
und Herren, wir müssen wieder den Fokus auf den Fach-
unterricht lenken, nicht immer mehr politische Bekenntnisse. 
Ich weiß ja, dass Sie Angst davor haben, vor dem 20. Sep-
tember. Ich weiß ja, dass Sie Angst davor haben, dass Sie 
ja auch das Wahlalter abgesenkt haben in den Schulen. 
 

(Tilo Gundlack, SPD: Von was 
träumen Sie eigentlich nachts?) 

 
Das war übrigens zur Zeit von „Fridays for Future“. Da 
war das wirklich, da war das wirklich ganz groß angesagt. 
Aber jetzt ist es tatsächlich so, dass in den Schulen die 
Schüler dann doch eine andere Partei wählen, und des-
halb meinen Sie, dass Sie immer mehr politische Bildung 
 

(Zurufe von Tilo Gundlack, SPD, 
und Michael Noetzel, Die Linke) 

 
und Demokratiebildung in die Schulen bringen müssen. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD) 
 
Und wenn Sie es nicht glauben, sehr geehrte Damen und 
Herren, ich kann Ihnen ja mal den SPD-Programmentwurf – 
und Herr Butzki hat wahrscheinlich da mitgeschrieben an 
dem SPD-Programmentwurf –, für das Wahlprogramm zur 
Landtagswahl 2026, und, Herr Butzki, Sie haben zwar 
achtmal „politische Bildung“ und „Demokratiebildung“, 
das steht alles achtmal drin, aber „MINT-Fächer“ steht 
nicht drin, „Physik“ steht nicht drin, 
 

(Heiterkeit und Unruhe 
vonseiten der Fraktion der AfD) 

 
„Naturwissenschaften“ steht nicht drin.  
 

(Zuruf von Torsten Renz, CDU) 
 
Das sind alles Punkte, die offensichtlich für Sie gar nicht 
von Relevanz sind. Sie wollen einfach die Kinder in eine 
Richtung drängen  
 

(Zuruf von Martin Schmidt, AfD) 
 
und Sie wollen einfach, politische Bildung oder demokra-
tische Bildung bedeutet ja, auch die eigene Meinung aus-
zuprägen und sich sozusagen einen eigenen Standpunkt 
zu erarbeiten, 
 

(Michael Noetzel, Die Linke: 
Da haben Sie was dagegen, ne?!) 

 
und nicht Indoktrination,  
 

(Michael Noetzel, Die Linke: Das ist 
schon klar, das haben Sie deutlich gemacht.) 

 
dass da vorne einer steht und meint jetzt, so und so 
müsst ihr denken. 

(Zuruf von Michael Noetzel, Die Linke) 
 
Und, sehr geehrte Damen und Herren, es ist schon hane-
büchen, was tatsächlich in den Schulen manchmal so 
vonstattengeht. 
 

(Michael Noetzel, Die Linke: Sind Sie Lehrer?) 
 
Es wird uns ja dann auch kundgetan.  
 

(Michael Noetzel, Die Linke: 
Herr Schult, sind Sie Lehrer?) 

 
Und ich bekomme ja auch diverse Unterrichtsmaterialien, 
 

(Thore Stein, AfD: Kommen 
Sie mal nach vorne hier!) 

 
Unter...  
 
Herr Noetzel, Sie können gerne mal nachfragen.  
 

(Der Abgeordnete Dr. Daniel Trepsdorf 
bittet um das Wort für eine Anfrage.) 

 
Ich habe ja auch diverse Anfragen, 
 

(Zuruf von Michael Noetzel, Die Linke) 
 
ich habe schon diverse Anfragen gestellt diesbezüglich. 
Und da musste das Bildungsministerium dann doch 
schon mal nachfragen bei der Schule, ob das wirklich 
durch den Beutelsbacher Konsens gedeckt ist. 
 
Vizepräsidentin Elke-Annette Schmidt: Gestatten Sie … 
 
Enrico Schult, AfD: Ich beantworte jetzt keine Frage, 
gerne im Anschluss, Herr Dr. Trepsdorf. 
 
Ja, das ist der Punkt, den wir als AfD-Fraktion hier noch 
mal ganz klar aufs Tableau gehoben haben, dass wir 
wirklich den Fokus legen auf eine gute Fachbildung in 
den Klassen. Wir wollen dafür eben auch eine pädagogi-
sche Hochschule gründen. Wir wollen grundständig aus-
gebildete Lehrer in die Klassen bringen. Wir wollen Leh-
rer, die in der Ministerialbürokratie sind oder vielleicht 
noch im Landtag – aber Herr Butzki wird es wahrschein-
lich nicht mehr in unsere Schulen schaffen –, dass die 
wieder vor Klassen stehen und tatsächlich sich jetzt nicht 
um Verwaltungsarbeit, ...  
 

(Heiterkeit und Zuruf von Andreas Butzki, SPD) 
 
Oder haben Sie den Vertrag schon unterschrieben? Nee, 
doch nicht.  
 
... nicht um Verwaltungsarbeit in den Ministerien küm-
mern, sondern wirklich vor Klassen stehen. Das ist unser 
Anspruch, und deshalb sagen wir ganz klar, wir würden 
den Fokus anders legen. Wir haben das in diversen An-
trägen hier schon, 
 

(Thore Stein, AfD: Wir werden 
den Fokus anders legen!) 

 
hier schon, ...  
 
Ja, wir werden den Fokus anders legen oder anders 
ausrichten.  



Landtag Mecklenburg-Vorpommern – 8. Wahlperiode – 134. Sitzung am 4. Juni 2026 99 

 

... in diversen Anträgen schon klargestellt. Wir sind für 
das gegliederte Schulsystem,  
 

(Zuruf von Dr. Anna-Konstanze Schröder, SPD) 
 
sehr geehrte Damen und Herren, mit starken Regional-
schulen, mit Förderschulen natürlich, auch mit Gymnasi-
en. 
 

(Unruhe vonseiten der Fraktion der CDU) 
 
Die Durchlässigkeit zwischen den einzelnen Schulformen 
muss gewahrt sein, das ist uns wichtig. Wir wollen die 
Leistungsanforderungen wieder stärken. Wir wollen wieder 
deutsche Schüler so ausbilden, Schüler in Mecklenburg-
Vorpommern so ausbilden, dass ... 
 

(Unruhe vonseiten der 
Fraktionen der SPD und Die Linke – 

Tilo Gundlack, SPD: Ah, deutsche Schüler! – 
Zurufe aus dem Plenum: Aha!) 

 
Deutsche Schüler, Schüler, die in Deutschland unterrich-
tet werden, Herr ... 
 

(Heiterkeit und Unruhe 
vonseiten der Fraktion der SPD) 

 
Haben Sie, das muss ja bei Ihnen,  
 

(Zuruf von Tilo Gundlack, SPD) 
 
das muss, 
 

(Martin Schmidt, AfD: Was, 
der hat „deutsche Schüler“ gesagt?!) 

 
das muss ja bei Ihnen irgendwie so ein Fetisch, 
 

(allgemeine Unruhe – 
Martin Schmidt, AfD: Skandal!) 

 
so ein Fetisch sein, so ein Fetisch sein. 
 

(allgemeine Unruhe – 
Zuruf von Horst Förster, AfD – 

Glocke der Vizepräsidentin) 
 
Wir wollen, wir wollen tatsächlich Vorschaltklassen für 
Kinder mit  
 

(Unruhe vonseiten der Fraktion der CDU) 
 
oder die nicht mehr ausreichende Sprachkompetenz 
mitbringen, die sollen erst in Vorschaltklassen unterrich-
tet werden 
 

(Heiterkeit bei Martin Schmidt, AfD: 
Nicht migrantische Schüler.) 

 
und dann wieder in die Klassen gehen.  
 
Sehr geehrte Damen und Herren, das ist das Bildungs-
ziel der AfD hier in Mecklenburg-Vorpommern.  
 

(Unruhe vonseiten der Fraktion der AfD) 
 
Deshalb haben wir diese Aussprache auf die Tagesord-
nung gesetzt. Kommen Sie bitte ins Handeln! 

(Zuruf von Torsten Renz, CDU) 
 
Weniger Bekenntnisse, mehr, ja, Naturwissenschaften, das 
ist das Entscheidende, und dafür stehen wir als Fraktion 
ein, sehr geehrte Damen und Herren. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD) 
 
Vizepräsidentin Elke-Annette Schmidt: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter! Sie hatten eine Frage jetzt am Ende 
noch zugelassen. 
 

(Michael Noetzel, Die Linke: 
Wurde zurückgezogen. – 

Zuruf vonseiten der Fraktion der AfD: 
Das hat eh keinen Sinn!) 

 
Aha, Herr Dr. Trepsdorf hat zurückgezogen. 
 
Dann kann ich für die Landesregierung aufrufen in 
Vertretung für die Bildungsministerin die Justizministerin 
Jacqueline Bernhardt. 
 

(Marc Reinhardt, CDU: Kam 
überraschend, der Tagesordnungspunkt. – 

Enrico Schult, AfD: Die ist abgemeldet.) 
 
Ministerin Jacqueline Bernhardt: Sehr geehrte Frau 
Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren!  
 

(Unruhe vonseiten der Fraktion der AfD) 
 
Ich möchte natürlich Frau Oldenburg hier entschuldigen. 
Sie wissen, dass sie die letzten zwei Tage krank war. Sie 
hat es heute versucht, aber ihr Körper hat ihr die Grenzen 
gezeigt, sodass sie nach Hause gegangen ist und ich 
Frau Oldenburg vertrete. 
 

(Beifall Dr. Daniel Trepsdorf, Die Linke) 
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und 
Herren!  
 

(Zuruf von Torsten Renz, CDU) 
 
Und natürlich gute Besserung von dieser Stelle! 
 
Fake News, sachlich falsch, eine böswillige Unterstellung 
und ein Misstrauensvotum 
 

(Enrico Schult, AfD: Sie haben die falsche Rede.) 
 
gegenüber allen Lehrkräften ... 
 

(Enrico Schult, AfD: Sie haben 
die falsche Rede, Frau Bernhardt!) 

 
Das ist die richtige, ich habe sie schon durchgelesen.  
 

(Heiterkeit bei Enrico Schult, AfD: Ach so, okay!) 
 
... sowie ein wiederholter Angriff auf die Demokratie, das 
ist alles, was Sie, Damen und Herren von der AfD, mit 
der Aussprache wollen.  
 
Aber jetzt der Reihe nach: 
 
Erstens suggeriert der Antrag, dass in den Schulen der 
Bereich der Naturwissenschaften beziehungsweise des 
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MINT-Bereiches unterrepräsentiert sei, aber ein Blick in 
die Stundentafeln offenbart das Gegenteil, denn in allen 
Schulformen und Jahrgangsstufen sind für den MINT-
Bereich etwa doppelt so viele Stunden wie für den ge-
sellschaftswissenschaftlichen Bereich ausgewiesen. 
 

(Zuruf von Enrico Schult, AfD) 
 
So werden zum Beispiel die MINT-Fächer  
 

(Torsten Renz, CDU:  
Kommen Sie doch mal mit Zahlen!) 

 
in der Regionalen Schule mit 44 Stunden unterrichtet,  
 

(Torsten Renz, CDU: 
Kommen Sie doch mal mit Zahlen!) 

 
die gesellschaftswissenschaftlichen Bereiche in denselben 
Jahrgangsstufen hingegen nur mit, ...  
 

(Torsten Renz, CDU: Zahlen!) 
 
Also, Herr Renz, wenn das keine Zahlen sind, weiß ich 
nicht, was Sie wollen. 
 

(Torsten Renz, CDU: Nee, 
ich habe Herrn Schult gemeint.) 

 
Ach so! Ist gut. 
 
... nur mit 20 Stunden, und davon sage und schreibe haar-
genau 6 Stunden im Fach Politische Bildung/Sozialkunde. 
An den Gymnasien und Gesamtschulen werden die 
Schülerinnen und Schüler 43 Stunden im MINT-Bereich 
unterrichtet. 21 Unterrichtsstunden umfasst das gesell-
schaftswissenschaftliche Feld, wovon lediglich 4 Stunden 
für das Fach Politische Bildung/Sozialkunde vorgesehen 
sind. In den Förderschulen werden dreimal mehr Stun-
den im naturwissenschaftlichen Bereich als im gesell-
schaftswissenschaftlichen Bereich unterrichtet. 
 
Zur besseren Veranschaulichung hat Frau Oldenburg 
noch mal eine andere Rechnung aufgemacht: in der 
Orientierungsstufe 600 Stunden MINT und 300 Stunden 
in den Gesellschaftswissenschaften, in der Regionalen 
Schule ab Klasse 7 1.760 MINT-Stunden, 800 Stunden 
GeWi, 
 

(Enrico Schult, AfD: Na, 
es sind ja auch mehrere Fächer.) 

 
im Gymnasium bis zur 10. Klasse 1.720 MINT-Stunden, 
840 Stunden in Gesellschaftswissenschaften, im Gym-
nasium der 11. und 12. Klasse 600 MINT-Stunden und 
480 gesellschaftswissenschaftliche Stunden. Dazu kom-
men dann noch durch die Möglichkeit der flexiblen Stun-
den und durch den von Frau Oldenburg ausgebauten 
Bereich der beruflichen Orientierung weitere Ressourcen 
hinzu, die Beleg für eine sehr starke Verankerung des 
mathematisch-naturwissenschaftlich-technischen Bereiches 
in unseren Schulen sind.  
 
Zudem wird der MINT-Bereich auch durch zahlreiche 
Projekte mit Partnern der Zivilgesellschaft gefördert. Ich 
erwähne hier nur stellvertretend im Namen von Frau 
Oldenburg für viele das Bildungswerk der Wirtschaft MV 
mit den Projekten CreateMV, MINT-Schule MV oder dem 
MINTforum. So werden die Begeisterung für technisch-

naturwissenschaftliche Themen gefördert und vielfältige 
praxisnahe MINT-Projekte für Schülerinnen und Schüler 
ab der 5. Klasse in ganz Mecklenburg-Vorpommern an-
geboten. Für diese Partnerschaften möchte sich Frau 
Oldenburg an dieser Stelle ganz herzlich bei den Koope-
rationspartnern bedanken. 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, zum Zweiten kommt 
Frau Oldenburg zu der Unterstellung gegenüber den 
Lehrkräften,  
 

(Präsidentin Birgit Hesse 
übernimmt den Vorsitz.) 

 
die durch diese Aussprache deutlich wird, denn die AfD-
Abgeordneten unterstellen, dass in den Schulen von den 
Lehrerinnen und Lehrern politische Bekenntnisse einge-
fordert werden. 
 

(Enrico Schult, AfD: Das 
ist auch so, Frau Bernhardt!) 

 
Das ist schlichtweg falsch, denn für unsere Schulen gilt 
der Anspruch,  
 

(Enrico Schult, AfD: Ich habe Ihnen 
doch schon etliche Beispiele genannt. – 
Zuruf von Jeannine Rösler, Die Linke) 

 
Schülerinnen und Schüler auf ihrem Weg zur Entwick-
lung mündiger, kritischer und informierter Menschen zu 
unterstützen, indem das Bildungsministerium sie befä-
higt, sich ein eigenes Urteil über gesellschaftliche und 
politische Fragen zu bilden. 
 

(Petra Federau, AfD: 
Na, das bezweifeln wir aber. – 
Horst Förster, AfD: Na! Na!) 

 
Drittens ist die Aussprache ein direkter und fundamen-
taler Angriff auf unsere Demokratie,  
 

(Unruhe vonseiten der Fraktion der AfD – 
Zuruf von Petra Federau, AfD) 

 
so Frau Oldenburg. Weil niemand als Demokrat geboren 
wird, ist es auch Aufgabe der Schule, durch die politische 
Bildung, durch den Unterricht allgemein, durch das Zu-
sammenleben und Zusammenwirken an den Schulen 
ihren Beitrag dazu zu leisten, Kinder und Jugendliche zu 
mündigen Menschen, zu Demokraten zu erziehen und zu 
bilden. Das sind die Lehren aus dem Zivilisationsbruch 
des verbrecherischen Regimes der Nationalsozialisten. 
Vor diesem Hintergrund ist es nicht nur eine Selbstver-
ständlichkeit, sondern sogar Verfassungsauftrag, dass 
die politische Bildung ganz zentral zum Bildungs- und 
Erziehungsauftrag der Schulen gehört. 
 

(Jeannine Rösler, Die Linke: Sehr richtig!) 
 
Schülerinnen und Schüler sollen und müssen am politi-
schen Leben in unserer demokratischen Gesellschaft 
teilhaben.  
 
Und genau dieses zentrale Ziel von Bildung stellt die AfD 
in Abrede,  
 

(Enrico Schult, AfD: Habe ich doch 
gerade gesagt, Frau Bernhardt.) 
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indem sie vorgaukelt, die Naturwissenschaften an den 
Schulen stärken zu wollen.  
 

(Enrico Schult, AfD: Das ist auch so.) 
 
Das ist doch gar nicht Ihr Wille. Sie wollen den demokra-
tischen Bildungsauftrag der Schulen abschaffen,  
 

(Horst Förster, AfD: Die sollen 
zu mündigen Bürgern werden. – 

Enrico Schult, AfD: Ah!) 
 
Sie wollen keine klugen und mündigen Menschen. Für 
die AfD-Abgeordneten ist politische Bildung Demokratie-
geschwätz. Für uns ist und bleibt es ein unerlässlicher Auf-
trag der Schulen, der Gesellschaft, ein Auftrag eines jeden 
Demokraten. – Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit! 
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen der SPD, 
Die Linke und Noah Böhringer, FDP) 

 
Präsidentin Birgit Hesse: Vielen Dank, Frau Ministerin! 
 
Das Wort hat jetzt für die Fraktion der CDU Herr Renz. 
 
Torsten Renz, CDU: Sehr geehrte Frau Präsidentin! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! „Bildungsland 
MV im Niedergang“, Herr Schult, das ist nichts anderes 
als ein Plagiat, 
 

(Heiterkeit bei Enrico Schult, AfD: 
Tatsächlich? Nee!) 

 
nämlich, dass Sie den Antrag der CDU aus dem Okto-
ber 2024, nämlich „Bildungsnotstand in Mecklenburg-
Vorpommern endlich beenden“,  
 

(Enrico Schult, AfD: Und das Zweite, 
haben Sie das auch geschrieben?) 

 
hier noch mal neu aufwärmen wollen. Anscheinend fällt 
Ihnen nichts anderes ein.  
 

(Horst Förster, AfD: Aber 
es scheint ja richtig zu sein.) 

 
Aber Sie sind zumindest so kreativ, dass Sie den „Bil-
dungsnotstand“  
 

(Enrico Schult, AfD: 
Hat sich das etwa gebessert in den 

letzten zwei Jahren? Das ist ja schön!) 
 
umfunktioniert haben zum „Niedergang“. Das muss man 
sagen.  
 
Und dann haben Sie weiter rangepackt dort „Natur-
wissenschaften statt politischer Bekenntnisse“. Und wer 
dann gut zugehört hat, die Bildungsministerin konnte es 
nicht, die hat sich nämlich inhaltlich vorbereitet und Ihnen 
dann vortragen lassen, wie es in der Stundentafel, wie es 
in der Realität aussieht – und Sie sind auf diesen Punkt 
gar nicht eingegangen in Ihrer Rede. Wenn Frau Olden-
burg hier gewesen wäre, hätte sie gesagt „Thema ver-
fehlt“, wahrscheinlich.  
 

(Enrico Schult, AfD: Jo!) 
 
Das konnte Frau Bernhardt jetzt logischerweise nicht.  

(Enrico Schult, AfD: 
Unterrichtsabsicherung!) 

 
Aber Sie hauen hier eine Überschrift raus, den „Bil-
dungsnotstand“, unseren Bildungsnotstand, und dann 
hinten dieses „Bekenntnis“, und dann machen Sie wieder 
das Thema „Beutelsbacher Konsens“. Das ist ja auch in 
Ordnung, aber ich will Ihnen ganz ehrlich sagen, Herr 
Schult, entweder sind Sie jetzt zeitlich überfordert – an-
ders kann ich mir das nicht erklären –,  
 

(Enrico Schult, AfD: Ich 
muss tatsächlich gleich los.) 

 
so unstrukturiert, so ein Kauderwelsch habe ich von 
Ihnen ehrlich gesagt in vier Jahren Bildungspolitik noch 
nicht erlebt. 
 
Sie haben dann auch unstrukturiert so zwei/drei Brocken 
vorgetragen, wo Sie unseren Bildungsnotstand hier noch 
mal aufwärmen wollten.  
 

(Torsten Koplin, Die Linke: 
Unseren Bildungsnotstand?! – 

Heiterkeit bei Elke-Annette Schmidt, Die Linke) 
 
Und dann haben Sie stückweise ein paar Brocken rein-
gehauen aus Ihrem Wahlprogramm. Auch da war wenig 
Systematik da.  
 

(Torsten Koplin, Die Linke: 
Selbstbekenntnis des Herrn Renz.) 

 
Also, Herr Schult, ehrlich gesagt, dass wir uns jetzt als 
Landtag, als Fraktion damit auseinandersetzen müssen 
und sollen, dass Sie uns diesen Brocken hinwerfen, es 
ist in gewisser Weise schon eine Zumutung, das muss 
ich Ihnen ehrlich sagen.  
 

(Enrico Schult, AfD: Das ist nun mal 
unser Recht, eine Aussprache auf 

die Tagesordnung zu setzen.) 
 
Aber nichtsdestotrotz will ich dann auch drei/vier Dinge 
noch mal dazu sagen, nämlich die, also jetzt losgelöst 
von Ihrem Antrag, der ist im Prinzip hiermit erledigt.  
 

(Enrico Schult, AfD: 
Das ist eine Aussprache.) 

 
Oder mit Ihrer Aussprache, das macht es nicht besser. 
Also insofern untermauert das noch mal die ganze Tat-
sache, dass Sie das auch gar nicht zu einem Antrag 
bringen konnten und wir sozusagen auf diesen blanken 
Haken gehen sollen.  
 

(Zuruf von Horst Förster, AfD) 
 
Nichtsdestotrotz ist es wichtig, der Öffentlichkeit noch mal 
zu sagen, dass es eben hier tatsächlich einen Bildungs-
notstand gibt,  
 

(Enrico Schult, AfD: Ach so!) 
 
so, wie die CDU das immer gesagt hat, insbesondere in 
den letzten drei/vier Jahren. Ich hatte ja so eine Anlauf-
kurve den Linken in der Regierung noch zugestanden, 
 

(Zuruf von Jeannine Rösler, Die Linke) 
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aber jetzt im Laufe der Legislaturperiode hat sich ja ge-
zeigt, dass die Durchsetzungsfähigkeit im Bereich der 
Bildungspolitik eben gegen null geht. Man hat dann die 
Erfolge, die man rund um die Uhr wiederholt, im Kita-
bereich oder mit dem Ferienhort, wo man einfach nur die 
Fortführung gemacht hat. Das sind schon die großen 
Schlager.  
 
Aber der Fakt ist doch, diese Koalition – und da nehme 
ich die Linken einfach in Verantwortung – hat im Schul-
bauprogrammbereich die ersten zwei Jahre nichts ge-
macht. Und jetzt müssen wir uns jeden zweiten Tag Ihre 
Jubelmeldungen anhören,  
 

(Heiterkeit bei Torsten Koplin, Die Linke: 
Das können Sie nicht mehr ertragen, was?!) 

 
dass 600 Milliarden Euro vom Bund für Schulbau durch-
gereicht werden.  
 

(Unruhe vonseiten der 
Fraktionen der SPD und Die Linke – 
Heiterkeit bei Andreas Butzki, SPD: 

Millionen, Torsten!) 
 
Das schreiben Sie auch als SPD.  
 

(Andreas Butzki, SPD: 
Milliarden wäre ja noch besser!) 

 
Ach so, die SPD ist ja auch noch da bei dem Thema! 
 

(Elke-Annette Schmidt, Die Linke: Es 
wäre ja schön, wenn es Milliarden wären. – 

Zurufe von Andreas Butzki, SPD, 
Tilo Gundlack, SPD, Torsten Koplin, Die Linke, 

und Michael Noetzel, Die Linke) 
 
Ich habe mal in Ihr Wahlprogramm da geschaut.  
 

(Heiterkeit bei Michael Noetzel, Die Linke) 
 
Die größte Errungenschaft im Bildungsbereich ist ja, dass 
Sie jetzt diese 600 Milliarden des Bundes durchreichen  
 

(Heiterkeit bei Andreas Butzki, SPD: Millionen!) 
 
und der kommunalen Ebene zur Verfügung stellen. Das 
ist also Ihre Erfolgsstory für die Zukunft, die ja im Prinzip 
schon abgearbeitet ist. 
 
Und die Linken, die kommen ja dann immer noch mit 
dem 400-Millionen-Programm,  
 

(Torsten Koplin, Die Linke: 
Das hat er jetzt durchschaut.) 

 
wo Sie tatsächlich diese 25 Millionen Eigenmittel aus 
dem Land dann als ein Riesenprogramm, da machen Sie 
jetzt endlich Ihre Milliarde draus, die Sie ja versprochen 
haben im letzten Wahlkampf.  
 
Also insofern muss man schon sagen, es ist Bildungs-
notstand,  
 

(Zuruf von Tilo Gundlack, SPD) 
 
und nicht nur, was den Schulbau betrifft, sondern eben 
auch den Unterrichtsausfall. Also da haben wir jetzt ja 

auch die neueste Story vom Staatssekretär jetzt vor zwei 
Tagen gehört beim NDR, der sagt, ja, Unterrichtsausfall 
gab es schon immer,  
 

(Jeannine Rösler, Die Linke: Ja, ist ja auch so.) 
 
gibt es auch jetzt und die nächste Regierung wird die 
Sache in den Griff bekommen. Ich meine, da können wir 
ja nur hoffen, dass wir als CDU mit in Regierungsverant-
wortung sind,  
 

(Jeannine Rösler, Die Linke: 
Ja, dann wollen wir mal sehen! – 

Zurufe von Ministerin Jacqueline Bernhardt 
und Tilo Gundlack, SPD) 

 
damit wir das Versprechen des linken Staatssekretärs 
dann auch umsetzen können.  
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der CDU – 
Marc Reinhardt, CDU: Ja. – 

Zuruf von Jeannine Rösler, Die Linke) 
 
Insofern sage ich Ihnen, wenn Sie im Bereich der Bil-
dungspolitik – und das geht eben nur mit der CDU –  
 

(Torsten Koplin, Die Linke: 
Sie träumen schon, ne?! – 

Zuruf von Elke-Annette Schmidt, Die Linke) 
 
nicht umsteuern  
 

(Torsten Koplin, Die Linke: Tagträume!) 
 
und ganz klar endlich mal wieder das Wort „Leistung“ in 
den Mund nehmen,  
 

(Torsten Koplin, Die Linke: Hm!) 
 
und das habe ich Ihnen ja schon mehrmals vorgetragen,  
 

(Torsten Koplin, Die Linke: 
Und das aus dem Mund der CDU!) 

 
leistungsorientiert müssen wir das Gymnasium, den 
Zugang zum Gymnasium gestalten, dadurch stärken wir 
auch die Regionale Schule, da müssen wir mehr an Leh-
rern hin transferieren, kleinere Klassen. Wir müssen 
diese Regionale Schule stärken, das ist so die nächste 
große Baustelle, die wir in Regierungsverantwortung 
dann im Oktober angehen werden. 
 
Und was wir auf alle Fälle angehen, wir werden Ihr Wahl-
versprechen, was Sie ja nie eingelöst haben – und ich 
glaube, diesmal, bei dem Thema hat es ja noch nicht mal 
zu einem Runden Tisch oder zu einem Arbeitskreis für 
die Zukunft gereicht –, nämlich endlich die Unterrichts-
verpflichtung, die ja unter Rot-Rot im Jahre 2002 ein-
geführt wurde, nämlich von 25 auf 27 Stunden und 
damit zum Beispiel im Gymnasialbereich die höchste in 
Deutschland … Das einzig Positive ist, sarkastisch ausge-
sprochen, dass die Lehrer in Mecklenburg-Vorpommern 
jetzt Silberhochzeit in dem Bereich haben, und das ha-
ben sie sozusagen auch wieder den Linken in diesem 
Land zu verdanken, 25 Jahre mehr Arbeit als alle ande-
ren Lehrer in Deutschland, Herr Koplin – das können Sie 
gerne noch mal dann recherchieren,  
 

(Zuruf von Horst Förster, AfD) 
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aber ich weiß ja, dass Sie es wissen –, und deswegen 
müssen Sie dieses Thema jetzt angehen. Der Lehrer-
bedarf ist in dieser Größenordnung gar nicht mehr da, 
und es ist ja im Prinzip im Nachgang eine Zumutung, 
dass man die Lehrer 25 Jahre lang – und ich habe mir 
das noch mal angeschaut, mit 40 Wochenstunden und  
2 Mehrstunden pro Woche gerechnet sind das 2.000 Stun-
den, die die mehr gearbeitet haben –, 
 

(Horst Förster, AfD: Ja, also, 
ist das denn so schlimm?) 

 
Herr Förster, wenn Sie das dann mit dem Stundenverrech-
nungssatz für Vertretungsunterricht mit 47,23 Euro multi-
plizieren, dann kommen Sie auf 95.000 Euro, 95.000 Euro, 
die Sie sozusagen den Lehrern nicht zukommen lassen 
haben. 
 

(Horst Förster, AfD: Den Lehrerberuf können 
Sie doch nicht nach Stunden messen.) 

 
Und wenn Sie dann noch die Verbeamtung betrachten, 
wo Sie auch nicht nachgesteuert haben,  
 

(Horst Förster, AfD: Das ist 
doch der Leistungsgedanke.) 

 
sondern die angestellten Lehrer in diesem Land viel 
schlechter gestellt sind, was den Verdienst und die Rente 
im Vergleich zur Pension betrifft, wird es Zeit, dass die 
CDU in Mecklenburg-Vorpommern wieder in Regierungs-
verantwortung kommt,  
 

(Tilo Gundlack, SPD, und  
Elke-Annette Schmidt, Die Linke: Oh!) 

 
dass wir nämlich diesen Bildungsnotstand in Mecklenburg-
Vorpommern dann beheben können.  
 

(Zuruf von Jeannine Rösler, Die Linke) 
 
Herzlichen Dank, meine sehr geehrten Damen und Herren! 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der CDU – 
Zuruf von Michael Noetzel, Die Linke) 

 
Präsidentin Birgit Hesse: Vielen Dank, Herr Abgeord-
neter! 
 

(Elke-Annette Schmidt, Die Linke: 
Kein Wort, kein Wort zu den Lehrern!) 

 
Das Wort hat jetzt für die Fraktion der SPD Herr Butzki. 
 

(Unruhe vonseiten der Fraktion der AfD 
und Torsten Renz, CDU) 

 
Andreas Butzki, SPD: Sehr geehrte Frau Präsidentin!  
 

(Torsten Renz, CDU: Leistungsprinzip, 
Attraktivität Lehrerberuf.) 

 
Werte Kolleginnen und Kollegen!  
 

(Torsten Koplin, Die Linke: Er kann 
nicht aufhören mit seiner Rede!) 

 
Wer bei so einem Thema die Form der Aussprache wählt, 
will eigentlich nur den Stammtisch bedienen. Im Prinzip 

war Ihre Kamera da, Ihren Auftritt hatten Sie und das 
andere interessiert Sie oder scheint Sie auch nicht weiter 
hier zu interessieren.  
 

(Enrico Schult, AfD: Doch, 
ich höre Ihnen aufmerksam zu.) 

 
Schon der Titel „Bildungsland MV im Niedergang“ – CDU 
hat eine ähnliche Einstellung, haben wir gerade gehört –, 
er blendet aber auch die objektiven Schwierigkeiten aus, 
die wir in den letzten Jahren hatten. Ich will das nicht 
alles wiederholen. Er blendet aber auch die ganzen 
Anstrengungen zur Verbesserung des Landes und der 
Träger aus,  
 

(Christine Klingohr, SPD: Ja, genau!) 
 
die wir in den letzten Jahren dann doch hier gemacht 
haben. Er pauschalisiert, und das, muss man ganz deut-
lich sagen, ist keine seriöse Oppositionsarbeit. Und was 
das Schlimmste ist, er beleidigt auch alle Lehrerinnen 
und Lehrer, die täglich eine gute Arbeit leisten.  
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen 
der SPD und Die Linke) 

 
Deswegen von dieser Stelle aus noch mal herzlichen 
Dank, das muss ich so deutlich sagen! 
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen 
der SPD und Die Linke) 

 
Und wenn Sie quasi ein Verbot aussprechen wollen, 
dass Lehrer nicht mehr für den Landtag kandidieren 
wollen, dann finde ich das schon ein starkes Stück.  
 

(Enrico Schult, AfD: Hä? Herr Butzki, 
jetzt wirds aber peinlich!) 

 
Nee, aber nein, Sie haben das so wörtlich gesagt, dass 
Sie dafür sorgen werden, dass Leute, die im Parlament 
sind, vor der Klasse sitzen.  
 

(Heiterkeit bei Enrico Schult, AfD: 
Ich habe gesagt, dass Sie ...) 

 
Nein, wir können das gerne nachlesen. 
 

(Der Abgeordnete Enrico Schult 
bittet um das Wort für eine Anfrage.) 

 
Also ich lasse auch keine Frage zu. Sie können nachher 
noch Ihre Kurzintervention machen. Und über jedes 
Stöckchen bei Ihnen springe ich eh nicht. 
 
So, dieses AfD-Thema, und das muss ich hier noch mal 
ganz deutlich sagen, ich habe heute überlegt, mache ich 
jetzt die Kurzversion, gehe ich überhaupt nicht auf Ihre 
Showvorstellung hier für Social Media ein. Aber dann 
muss ich trotzdem noch was sagen.  
 
Im Herbst 2025 haben Sie in Stralsund auf dem Markt 
gesagt und sprachen von „demokratischem Geschwätz“ 
und die Kinder sollen „umgedreht“ werden. Als der Pro-
test im Land riesengroß wurde, ruderten Sie zurück  
 

(Enrico Schult, AfD: Nee!) 
 
und sagten – im „Nordmagazin“ kann man nachgucken –,  
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(Heiterkeit und Zuruf von Enrico Schult, AfD) 
 
es war eine freie Rede, da rutscht mal so was raus. Nein, 
es war von Ihnen so gewollt. Sie wollen provozieren, Sie 
wollen verunsichern und Sie wollen auch spalten, aber 
selbst nutzen Sie alle Errungenschaften der Demokratie 
rigoros aus.  
 
Und Ihnen geht es bei der Aussprache gar nicht um den 
naturwissenschaftlichen Unterricht,  
 

(Enrico Schult, AfD: Sondern?) 
 
dann hätten Sie sich inhaltlich viel besser vorbereitet. Dann 
hätten Sie sich auch mal mit den KMK-Beschlüssen 
beschäftigt, dann hätten Sie sich die Rahmenpläne mal 
angeschaut und durchgearbeitet, dann hätten Sie kon-
krete Verbesserungsvorschläge gemacht.  
 
Und natürlich muss man auch über den naturwissen-
schaftlichen Unterricht diskutieren,  
 

(Enrico Schult, AfD: Aha!) 
 
das will ich gar nicht abstreiten, aber das hätte man,  
 

(Enrico Schult, AfD: Dass 
der überhaupt stattfindet, ja?!) 

 
und dann hätte man nicht nur den naturwissenschaftli-
chen Bereich, man hätte insgesamt den gesamten MINT-
Bereich diskutieren müssen.  
 
Und was das Schöne ist im Augenblick oder vielleicht 
auch nicht so das Schöne, das weltweite Wissen verdop-
pelt sich circa alle 13 Monate. Andere Quellen sprechen 
von drei bis fünf Jahren. Natürlich muss man überlegen, 
welches Grundwissen angeeignet werden muss. Und 
immer wichtiger werden die Kompetenzen und auch die 
sogenannten Soft Skills. Gerade der naturwissenschaftli-
che Unterricht muss in diesem Zusammenhang evaluiert 
werden. Das heißt aber nicht, mehr Unterricht, sondern 
anderer und moderner Unterricht. Und dies interessiert 
Sie aber überhaupt nicht, Sie machen ja keine Vorschläge. 
 

(Zuruf von Dr. Anna-Konstanze Schröder, SPD) 
 
Und dann schauen wir uns mal das Schulgesetz von 
Mecklenburg-Vorpommern an. Ich hatte es schon mal in 
einer ähnlichen Rede gesagt, als wir, „keine Staatsbür-
gerkunde“ oder wie das damals hieß. Da haben wir im 
Schulgesetz unter Paragraf 3 einige Punkte vereinbart. 
Ich will Ihnen mal drei/vier Punkte hier zitieren:  
 
Unter 7. steht, „die eigene Meinung zu vertreten und die 
Meinung anderer zu respektieren“. Und ist das „demokra-
tisches Geschwätz“?  
 
Oder unter 8. steht, „die grundlegenden Normen des 
Grundgesetzes zu verstehen und für die Wahrung ... 
einzutreten“. Ist das „Kinder umdrehen“?  
 
Oder unter 13., „Ursachen und Gefahren totalitärer und 
autoritärer Herrschaft zu erkennen, ihnen zu widerstehen 
und entgegenzuwirken“. Sind das „politische Bekennt-
nisse“?  
 
Und unter 15., da kommen wir auch zum Thema, „mit der 
Natur und Umwelt verantwortungsvoll umzugehen“. Das 

spricht für einen verantwortungsvollen naturwissenschaft-
lichen Unterricht.  
 
Und welches der Lernziele passt Ihnen, Herr Schult, nicht ... 
 
Vielleicht hören Sie auch mal zu!  
 

(Nikolaus Kramer, AfD: Ja, wir hören.) 
 
... oder der AfD nicht?  
 

(Enrico Schult, AfD: Sie müssen 
ja auch zur Sache sprechen!) 

 
Wenn Sie Behauptungen aufstellen, dann müssen Sie 
auch konkrete Vorschläge machen,  
 

(Horst Förster, AfD: 
Das sieht ja eben anders aus.) 

 
für welche Lernziele Sie hier streiten wollen.  
 

(Enrico Schult, AfD: Der Unterricht 
muss abgesichert werden.) 

 
Aber da müssen Sie natürlich den Stammtisch verlassen 
und müssen klare Bekenntnisse zeigen und Farbe be-
kennen.  
 

(Nikolaus Kramer, AfD: Das machen 
wir mit einer Fülle von Anträgen, 
die Sie regelmäßig ablehnen.) 

 
Und dann heißt es „Naturwissenschaften statt politischer 
Bekenntnisse“, ist der Titel der Aussprache.  
 

(Nadine Julitz, SPD: Jetzt reichts!) 
 
Wollen Sie eigentlich mehr Unterricht?  
 

(Horst Förster, AfD: Die Realität ist eine andere!) 
 
Wenn nein, wo wollen Sie denn kürzen?  
 

(Enrico Schult, AfD: Na, der soll stattfinden, 
Herr Butzki, der fällt doch regelmäßig aus. 

Das wissen Sie doch auch!) 
 
Sport, Sport fällt ja wohl aus,  
 

(Heiterkeit bei Enrico Schult, AfD: 
Der steht schön auf ... – 

Zuruf von Horst Förster, AfD) 
 
wenn Sie kürzen wollen.  
 

(Heiterkeit bei Enrico Schult, AfD: 
Der steht schön auf dem Stundenplan, 

fällt aber aus, weil keine Lehrer da sind.) 
 
Da wollten Sie ja schon im letzten Jahrgang die Anzahl 
erhöhen.  
 

(Heiterkeit und Zuruf von Enrico Schult, AfD) 
 
Deutsch fällt ja wohl auch aus, da wollten Sie auch die 
Stundenzahl erhöhen. Im MINT-Bereich, haben wir gera-
de gehört, da wollen Sie erhöhen. Berufsorientierung und 
Betriebspraktika fanden Sie auch gut. Fremdsprachen, 
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Sie wollen ja hier Russisch anbieten, also auch dort 
mehr. Geschichte, Geografie und Sozialkunde wollen Sie 
auch erhalten. Das haben wir in der Diskussion zu Ge-
sellschaftswissenschaften mitbekommen. Bleibt eigent-
lich nur Kunst/Musik. Und da würden Sie klar Ihr wahres 
Gesicht zeigen, wenn Sie da kürzen wollen.  
 

(Zuruf von Jan-Phillip Tadsen, AfD) 
 
Und wenn Sie deutschlandweit einen anerkannten Schulab-
schluss haben wollen, dann müssen die KMK-Beschlüsse 
eingehalten werden. Und wenn Sie mehr Unterricht wol-
len, dann würde mich die Stundentafel interessieren.  
 

(Enrico Schult, AfD: Wir wollen doch gar 
nicht die Stundentafel ändern, wir wollen, 

dass der Unterricht erteilt wird, Herr Butzki!) 
 
Und dann müssen Sie auch darstellen, wie der Schul-
alltag der Kinder ... Oder Sie wollen vielleicht den Sonn-
abend wieder einführen.  
 

(Horst Förster, AfD, und 
Enrico Schult, AfD: Ah!) 

 
Also es kann jetzt als Fazit festgehalten werden, die 
Diskussion hat gezeigt, Sie wollen gar keine inhaltliche 
Diskussion. Sie wollen mit der Aussprache eigentlich nur 
provozieren, deswegen der Titel auch so.  
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der SPD) 
 
Sie wollen immer die gleichen Fake News verbreiten und 
damit auch verunsichern.  
 

(Nikolaus Kramer, AfD: Ach so!) 
 
Und wenn ich dieses Einzelbeispiel von Ahlbeck, das 
wurde auch so dargestellt, ich habe mir das gerade noch 
mal angeguckt, nach der Antwort aus dem Bildungs-
ministerium stand eindeutig drin, den Einzelfall, den Sie 
wieder total,  
 

(Enrico Schult, AfD: Das ist 
kein Einzelfall, Herr Butzki!) 

 
hier Mecklenburg-weit dann gleich zitieren wollen ...  
 

(Enrico Schult, AfD: Was war denn in 
Ribnitz-Damgarten? Da haben Sie doch sogar 

verloren vor Gericht in Ribnitz-Damgarten.) 
 
So, 
 

(Enrico Schult, AfD: Das ist doch 
kein Einzelfall, das wissen Sie doch!) 

 
Sie haben, Sie haben Ahlbeck jetzt zitiert, und da haben 
Sie die Antwort bekommen, dass da sofort reagiert wur-
de. So stand es zumindest in Ihrer Kleinen Anfrage.  
 
Und wenn man Sie dann persönlich, wenn man Fehler 
nachweist, werden Sie sofort persönlich, haben wir jetzt 
gerade wieder gehört.  
 
Und im November hieß es: „Fachwissen statt Staatsbürger-
kunde 2.0“,  
 

(Enrico Schult, AfD: Ja.) 

und heute heißt es:  
 

(Enrico Schult, AfD: Genau!) 
 
„Naturwissenschaften statt politischer Bekenntnisse“.  
 

(Enrico Schult, AfD: Das ist 
unsere politische Richtung.) 

 
Es gibt keine belegbaren Situationen, jedenfalls sind mir 
keine bekannt, bis auf ein/zwei Einzelfälle, die es geben 
wird – Ribnitz-Damgarten haben Sie dargestellt, ich 
persönlich kenne den nicht –, und sonst gar nichts. Aber 
Sie pauschalisieren hier, und das finde ich schon sehr 
schräg.  
 

(Nikolaus Kramer, AfD: 
Ach, hören Sie auf!) 

 
Und sollten Sie, und sollten Sie wirklich da mehr kennen, 
dann hätten Sie das im Bildungsausschuss oder hier im 
Parlament schon tausendmal thematisiert.  
 

(Zuruf von Enrico Schult, AfD) 
 
Und welche neu...  
 
Dann machen Sie es doch!  
 

(Zuruf von Enrico Schult, AfD) 
 
Dann stellen Sie das doch vor! Welche neuen Erkennt-
nisse gab es denn heute? Das ist doch heute nur wieder 
auch Polemik, und jeder normal Denkende erkennt doch 
Ihre Strategie. Schaut man in die Länderparlamente, 
sieht man doch Parallelen auch in den anderen ostdeut-
schen Parlamenten.  
 

(Der Abgeordnete Nikolaus Kramer 
bittet um das Wort für eine Anfrage.) 

 
Und in Ihrem Regierungsprogramm steht ja in dem Falle 
ja auch nicht, dass Sie auch wieder auf die Schulpflicht 
verzichten wollen, aber in Sachsen-Anhalt.  
 

(Heiterkeit bei Enrico Schult, AfD: Ah!) 
 
Präsidentin Birgit Hesse: Herr Butzki, gestatten Sie 
eine Zwischenfrage? 
 
Andreas Butzki, SPD: Und denken Sie an Ihr Petz-
Portal, welches die … 
 
Präsidentin Birgit Hesse: Herr Abgeordneter, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage? 
 
Andreas Butzki, SPD: Nein. 
 

(Heiterkeit bei Enrico Schult, AfD) 
 
In einem gebe ich natürlich recht,  
 

(Heiterkeit bei Enrico Schult, AfD: 
Dass bei Ihnen eine demokratische ...) 

 
hätten die AfD-Abgeordneten naturwissenschaftlich im 
Unterricht besser aufgepasst, dann würden sie auch den 
Klimawandel hier nicht leugnen, dann würden sie nicht 
alle erneuerbaren Energien verteufeln,  
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(Beifall vonseiten der 
Fraktionen der SPD und Die Linke – 

Unruhe vonseiten der Fraktion der AfD – 
Zurufe von Nikolaus Kramer, AfD, 
und Jeannine Rösler, Die Linke) 

 
sondern würden sich einem konstruktiven Dialog an-
schließen.  
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen 
der SPD und Die Linke – 

Zuruf von Horst Förster, AfD) 
 
Und in einem sind wir uns auch einig, Deutschland 
braucht selbstbewusste junge Leute, die sich frei entwi-
ckeln können.  
 

(Nikolaus Kramer, AfD: Genau!) 
 
Unser Grundgesetz, unser Schulgesetz, ist dafür wirklich 
eine gute Grundlage  
 

(Zuruf von Jan-Phillip Tadsen, AfD) 
 
und unsere Lehrerinnen und Lehrer sind dafür auch gute 
Begleiterinnen und Begleiter, das muss man auch so 
deutlich sagen. Rot-Rot-Schwarz und jetzt Rot-Rot ste-
hen dafür immer ein. 
 
Und eins muss ich auch sagen, ich bin in einer Diktatur 
groß geworden und schätze deshalb besonders die Mei-
nungsfreiheit, auch wenn ich jetzt Ihre Position hier ertra-
gen muss. Ich liebe – ob ich sie liebe, weiß ich nicht – 
aber auch die Pressefreiheit, und als Geografielehrer 
liebe ich natürlich auch die Reisefreiheit und die Wahl-
freiheit auch.  
 

(Heiterkeit bei Enrico Schult, AfD: 
Die wollen wir auch abschaffen? Nee, ne?!) 

 
Und dann, wenn man sich Ihr Programm anguckt,  
 

(Heiterkeit bei Enrico Schult, AfD: 
Die wollen wir nicht abschaffen, oder?!) 

 
dann steht ein Satz drin: Die AfD steht „für eine Bildungs-
politik, die Kinder als Individuen mit unterschiedlichen 
Begabungen ernst nimmt –“, das könnte man vielleicht 
sogar noch mittragen,  
 

(Enrico Schult, AfD: Ja, das ist auch so.) 
 
„nicht als formbare Masse für gesellschaftliche Experi-
mente“.  
 

(Petra Federau, AfD: Ja. – 
Enrico Schult, AfD: Richtig!) 

 
Also, meine Herren von der AfD, das finde ich schon 
starken Tobak.  
 

(Enrico Schult, AfD: Wir haben 
auch eine Dame bei uns.) 

 
Dann doch, Entschuldigung, dann auch natürlich die 
Damen.  
 

(Enrico Schult, AfD: Ja, 
Entschuldigung angenommen!) 

Nein, ich entschuldige mich, habe ich gerade gesagt.  
 

(Heiterkeit bei Enrico Schult, AfD) 
 
Und im ganzen Programm – können Sie gerne nach-
gucken –, da steht in jedem Absatz irgendwas mit politi-
scher Indoktrinierung.  
 

(Petra Federau, AfD: Ja.) 
 
Und nicht,  
 

(Enrico Schult, AfD: 
„Indoktrination“ schreiben wir. – 
Zurufe von Petra Federau, AfD, 

und Horst Förster, AfD) 
 
und nicht nur ich frage mich wirklich, in welchem Land 
Sie leben. So, wie Sie das hier darstellen, wird das in 
keinem Punkt mir so widergespiegelt. Und diese Aus-
sprache hat wieder mal gezeigt, dass Sie überhaupt kein 
Interesse an einer modernen Bildung und Erziehung 
haben. Sie behaupten irgendwas, stellen irgendwas in 
den Raum und dann stellen Sie die Lehrerinnen und 
Lehrer unter Generalverdacht.  
 

(Jan-Phillip Tadsen, AfD: Das ist faktenorientiert 
auf der Grundlage einer Kleinen Umfrage.) 

 
Und ich hoffe, dass heute wirklich möglichst viele Lehre-
rinnen und Lehrer auch die Aussprache verfolgt haben,  
 

(Zuruf vonseiten der Fraktion der CDU: 
Das glaube ich nicht.) 

 
und dann hätten sie auch dann dementsprechend ihre 
Sache dort noch gesagt. 
 

(Heiterkeit und Zuruf von Enrico Schult, AfD) 
 
Und noch kurz zu unserem Regierungsprogramm. Ich 
finde ja gut, dass Sie das auch angeschaut haben,  
 

(Enrico Schult, AfD: Na klar, Herr Butzki!) 
 
dann hätten Sie es aber ganz lesen müssen. Da steht 
auch zum Beispiel drin ein ganzes Programm bis 2035, 
der MV-Plan MINT und Digital...  
 

(Heiterkeit bei Enrico Schult, AfD: 
Ja, 13-mal steht der MV-Plan drin.) 

 
Ja, das steht aber drin, MINT und Digitalisierung. Und 
eins muss ich sagen, ich habe in dem Programm nicht 
mitgewirkt, aber ich stehe hinter dem Programm, was da 
auch dementsprechend aufgearbeitet, äh, vorgeschlagen 
wird.  
 

(Sebastian Ehlers, CDU: Hat die 
Staatskanzlei geschrieben, oder?! – 

Nadine Julitz, SPD: Nein, keine Sorge!) 
 
Und das war es eigentlich jetzt zu der Sache.  
 

(Tilo Gundlack, SPD: Da 
kennst du dich ja aus, ne?! – 
Zuruf von Nadine Julitz, SPD) 

 
Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit! 
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(Beifall vonseiten der Fraktionen 
der SPD und Die Linke – 

Heiterkeit bei Enrico Schult, AfD) 
 
Präsidentin Birgit Hesse: Vielen Dank, Herr Abgeord-
neter!  
 
Herr Abgeordneter, mir liegt noch eine Kurzintervention 
durch Herrn Kramer vor. 
 
Andreas Butzki, SPD: Gerne.  
 

(Unruhe vonseiten der 
Fraktionen der SPD und CDU – 

Torsten Renz, CDU: Oh, Herr Schult geht. – 
Zuruf von Horst Förster, AfD) 

 
Ja, Social Media ist zu Ende. 
 
Nikolaus Kramer, AfD: Sehr geehrte Frau Präsidentin!  
 
Sehr geehrter Herr Kollege Butzki, also Ihrem Redebei-
trag konnten wir nun mehrfach entnehmen, dass Sie das 
Instrument der Aussprache, was uns ja die Geschäfts-
ordnung Paragraf 43 Nummer 2 hier auch zulässt, als 
nicht wirksames Mittel erachten. Sie haben jetzt mehr-
fach unterstellt – mir, meiner Fraktion, Herrn Schult –, 
dass wir mit dieser Aussprache nur provozieren wollen 
würden, 
 

(Tilo Gundlack, SPD: Genau!) 
 
dass wir hier keine Zahlen, keine Daten, keine Fakten 
liefern wollen würden.  
 

(Zurufe von Tilo Gundlack, SPD, 
und Thomas Würdisch, SPD) 

 
Und da frage ich mich, was Sie eigentlich, die SPD-
Fraktion, mit Ihrer Aussprache, die wir einen Tagesord-
nungspunkt zuvor hatten, als es nämlich um einen starken 
Tourismus ging, wirtschaftliche Bedeutung zu stärken, 
ging es Ihnen denn da auch lediglich um Provokation, 
also da frage ich mich,  
 

(Michael Noetzel, Die Linke: Natürlich nicht, 
das ist ja genau der Unterschied. – 

Zuruf von Elke-Annette Schmidt, Die Linke) 
 
ob ich da so den Umkehrschluss machen könnte und 
Ihnen das genauso vorwerfen könnte. Da habe ich doch 
schon echt Zweifel an Ihrem demokratischen Grundver-
ständnis,  
 

(Zuruf von Tilo Gundlack, SPD) 
 
wenn Sie hier Parteien, Fraktionen schelten, weil sie von 
ihrem Recht der Geschäftsordnung Gebrauch machen, 
Herr Butzki,  
 

(Michael Noetzel, Die Linke: Oh, da kann er 
wieder nicht mit Widerspruch umgehen.) 

 
bin ich echt beschämt. – Danke! 
 

(Beifall Petra Federau, AfD – 
Jeannine Rösler, Die Linke: 
Da ist er wieder das Opfer. – 

Zuruf von Michael Noetzel, Die Linke) 

Präsidentin Birgit Hesse: Herr Abgeordneter, möchten 
Sie darauf erwidern? 
 
Andreas Butzki, SPD: Selbstverständlich möchte ich 
darauf antworten.  
 
In dem Tagesordnungspunkt vorher wurden keine gene-
rellen Kritiken, zumindest vonseiten der SPD, dargelegt 
in diesem ganzen Tourismusverband. Wir haben genau 
das Gegenteil von Ihnen gehört, dass das und das und 
das alles nicht berücksichtigt worden ist.  
 
Wenn Sie jetzt diese Diskussion sich hier angeguckt 
haben, warum Sie das hier aufgestellt haben und allein 
schon mit dem Titel „Bildungsland MV im Niedergang – 
Naturwissenschaften statt politischer Bekenntnisse“, wenn 
Sie wirklich so ein wichtiges Thema hätten, dann hätten 
Sie auch ganz konkrete Vorschläge machen müssen. 
Und nicht ein einziger konkreter Vorschlag ist gemacht 
worden,  
 

(Petra Federau, AfD: Das ist eine Aussprache!) 
 
weder zur Stundentafel, wo Sie kürzen wollen, wo Sie 
was ergänzen wollten, oder irgendwelche Sachen. Sie 
haben kein Wort auch zum Schulgesetz gesagt. Wenn 
man solche Sachen da aufstellt, da steht eindeutig drin, 
was ich hier auch dargestellt habe, unter den Lernzielen, 
was alles gemacht werden muss. Das wird bei Ihnen 
unter „demokratischem Geschwätz“ da gesagt. Wenn 
man das wirklich so sieht, dann hätte man konkreter 
sagen sollen, den, den und den Punkt wollen wir nicht.  
 
Und deswegen wurde bewusst das Instrument der 
Aussprache gewählt. Sie hätten auch genauso einen 
Antrag ... Natürlich haben Sie das Recht, und das haben 
wir ja auch in der Diskussion mitgekriegt, das streite ich 
Ihnen auch gar nicht ab, aber ich habe gesagt, bewusst, 
hier wurde das Instrument so gewählt, damit Sie Ihren 
Stammtisch bedienen wollen, und das haben wir doch in 
Ihrer Multimedia-Aufzeichnung hier eindeutig gesehen. – 
Herzlichen Dank! 
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen der SPD, 
Die Linke und Noah Böhringer, FDP) 

 
Präsidentin Birgit Hesse: Vielen Dank, Herr Abgeord-
neter! 
 

(Torsten Renz, CDU: Ich glaub, das stimmt.) 
 
Das Wort hat jetzt für die Fraktion Die Linke die Frakti-
onsvorsitzende Frau Rösler. 
 
Jeannine Rösler, Die Linke: Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Meine Damen und Herren! Die AfD inszeniert sich 
einmal mehr als Anwältin, vermeintliche Anwältin, von 
Leistung, Ordnung und schulischem Anspruch. Doch wer 
eben genauer hinsieht, erkennt schnell, es geht nicht nur 
um Mathematik, Physik oder Informatik, es geht darum, 
einen künstlichen Gegensatz aufzubauen zwischen Na-
turwissenschaften und politischer Bildung.  
 

(Torsten Koplin, Die Linke: Genau!) 
 
Und die Botschaft lautet eben nicht nur unterschwellig, 
Demokratiebildung sei weniger wichtig, politische Bildung 
sei Ideologie, Schule solle sich auf Rechnen, Formeln 
und Fakten beschränken. Nein, Bildung ist eben nicht 
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eindimensional, das weiß eigentlich jedes Kind. Und wir 
sagen, wir brauchen starke Naturwissenschaften, aber 
wir brauchen genauso starke Demokratiebildung. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen 
der SPD und Die Linke – 

Michael Noetzel, Die Linke: Richtig!) 
 
Und, meine Damen und Herren, Mecklenburg-Vorpommern 
steht keineswegs am Ende der Entwicklung, ganz im 
Gegenteil. Unser Land liegt in mehreren Bereichen vor 
Bundesländern wie Nordrhein-Westfalen oder Hessen. 
Ja, wir gehören nicht zu den Spitzenreitern wie Sachsen 
oder Bayern in den MINT-Fächern. Trotz schwieriger 
Rahmenbedingungen gelingt es aber, in zentralen Kom-
petenzbereichen stabiler abzuschneiden als eben man-
che finanzstärkeren Länder.  
 
Und es ist auch klar, worauf die AfD hinauswill. Hier wird 
immer wieder auch auf sinkende Leistungskurse in den 
MINT-Fächern verwiesen, auf rückläufige Kurszahlen in 
Physik, Chemie oder Informatik, und es wird daraus die 
Behauptung konstruiert, das Land habe Naturwissen-
schaften vernachlässigt. Doch diese Behauptung greift 
nicht, und darauf ist ja auch die Rede der Bildungsminis-
terin durch die Justizministerin eingegangen, denn Leis-
tungskurse entstehen eben nicht allein durch politische 
Entscheidungen, sie entstehen durch Schülerwahlen. Sie 
hängen auch von regionalen Schulgrößen ab, sie hängen 
ab von Lehrkräftekapazitäten.  
 
Und die Herausforderungen, das wissen wir alle, die sind 
real, aber sie haben eben nichts mit Demokratiebildung 
zu tun. Es gibt keine wissenschaftliche Studie, die zeigt, 
dass politische Bildung mathematische Leistungen ver-
schlechtert. Es gibt keine empirische Untersuchung, die 
belegt, dass Unterricht über Grundrechte, Verfassung 
oder gesellschaftliche Verantwortung Naturwissenschaf-
ten verdrängen würde. Und es gibt keinen Nachweis 
dafür, dass politische Bildung die Ursache sinkender 
PISA-Ergebnisse wäre.  
 
Wer wissenschaftlich denken soll, der muss Quellen 
bewerten können. Wer Experimente auswertet, muss 
Belege prüfen können. Wer technische Innovationen 
entwickeln soll, muss auch gesellschaftliche Folgen re-
flektieren können. Und gerade in Zeiten von Künstlicher 
Intelligenz, Klimawandel, Energiewende und Digitalisie-
rung brauchen wir keine Verengung von Bildung, son-
dern genau die Verbindung aus naturwissenschaftlicher 
Kompetenz und gesellschaftlicher Verantwortung. 
 
Meine Damen und Herren, und wieder einmal behauptet 
die AfD, das Land unternehme eben nichts für die MINT-
Förderung – eine Behauptung, die wie die meisten völlig 
an der Realität vorbeigeht. Das Bildungsministerium ver-
folgt seit Jahren zahlreiche Maßnahmen zur Förderung 
mathematisch-naturwissenschaftlicher Bildung. Es gibt die 
sogenannten MINTmachtage. Kitas, Horte und Grundschu-
len werden dazu eingeladen, naturwissenschaftliche Expe-
rimente und Projekte durchzuführen, und nicht zu verges-
sen, auch das ist schon angesprochen worden, die Stär-
kung der Kernfächer, insbesondere auch in Mathematik. 
 

(Jens Schulze-Wiehenbrauk, AfD: Und warum 
sind die Ergebnisse dann so schlecht?) 

 
Darüber hinaus existieren in Mecklenburg-Vorpommern 
sogenannte MINT-freundliche Schulen und digitale Schu-

len. Naturwissenschaftliche Bildung findet eben nicht nur 
im Unterricht statt, sondern auch in Projekten, Wettbe-
werben und regionalen Kooperationen. Und wer MINT 
ernst nimmt, darf Naturwissenschaften nicht gegen De-
mokratiebildung instrumentalisieren. Wir brauchen junge 
Menschen, die wissenschaftlich denken, und wir brauchen 
junge Menschen, die demokratisch handeln. – Herzlichen 
Dank für die Aufmerksamkeit! 
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen 
der SPD und Die Linke) 

 
Präsidentin Birgit Hesse: Vielen Dank, Frau Fraktions-
vorsitzende! 
 
Das Wort hat jetzt für die Gruppe der FDP Frau Becker-
Hornickel. 
 

(Die Abgeordnete Barbara Becker-Hornickel 
verlässt den Plenarsaal. – 

Unruhe im Präsidium – 
Torsten Renz, CDU: Dann verschieben 
wir mal. Die hat gerade ein Problem. – 

Zuruf von Sebastian Ehlers, CDU – 
Beate Schlupp, CDU: Ist das die letzte? – 

Torsten Renz, CDU: Im gegenseitigen 
Einvernehmen.) 

 
Ich habe aber auch leider keinen weiteren Redner 
mehr, deswegen kann ich auch nichts anderes tauschen 
jetzt.  
 

(allgemeine Unruhe – 
Nikolaus Kramer, AfD: Das ist leider so. – 

Marc Reinhardt, CDU, 
und Torsten Koplin, Die Linke: 

Dann nehmen wir eine Auszeit. – 
Nikolaus Kramer, AfD: Das kann sie 

doch auch zu Protokoll geben. – 
Andreas Butzki, SPD: 

Soll sie zu Protokoll geben. – 
David Wulff, FDP: Geben wir zu Protokoll. – 

Michael Noetzel, Die Linke: 
Wo ist sie denn?) 

 
Soeben ist der Antrag gestellt worden, dass die Rede der 
Abgeordneten zu Protokoll gegeben wird. Gibt es dage-
gen Widerspruch? – Ich sehe und höre, das ist nicht der 
Fall, dann ist das so beschlossen und die Rede wird zu 
Protokoll gegeben. 
 
Weitere Wortmeldungen liegen mir jetzt nicht vor. Ich 
schließe die Aussprache. 
 
Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 23: Beratung 
des Antrages der Fraktion der CDU – Landespolizei 
Mecklenburg-Vorpommern stärken – Für Schutz, Ver-
trauen und innere Sicherheit, Drucksache 8/6591. Hierzu 
liegt Ihnen ein Änderungsantrag der Fraktion der AfD auf 
Drucksache 8/6631 vor. 
 
Antrag der Fraktion der CDU 
Landespolizei Mecklenburg-Vorpommern 
stärken – Für Schutz, Vertrauen  
und innere Sicherheit 
– Drucksache 8/6591 – 
 
Änderungsantrag der Fraktion der AfD 
– Drucksache 8/6631 – 
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Das Wort zur Begründung hat für die Fraktion der CDU 
Frau von Allwörden. 
 
Ann Christin von Allwörden, CDU: Sehr geehrte Frau 
Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Wenn wir heute über die Landespolizei Mecklenburg-
Vorpommern sprechen, dann sprechen wir über das 
Fundament unseres Rechtsstaates. Wir sprechen über 
die Frauen und Männer, die rund um die Uhr für die Si-
cherheit der Bürgerinnen und Bürger in unserem Land 
sorgen, wir sprechen über Menschen, die einschreiten, 
wenn andere wegschauen, und wir sprechen über Men-
schen, die in den vergangenen Jahren immer mehr Auf-
gaben übernehmen mussten, oft unter immer schwierige-
ren Bedingungen.  
 
Genau deshalb haben wir diesen Antrag heute wieder-
holt eingebracht, denn die Landespolizei in Mecklenburg-
Vorpommern steht unter Druck, und der Druck wächst. 
Die Gewalt gegen Polizeibeamtinnen und Polizeibeamte 
nimmt zu. Beleidigungen, Bedrohungen und tätliche An-
griffe gehören für viele Einsatzkräfte inzwischen zum 
Alltag und wir können der Presse mittlerweile fast jeden 
Tag neue Berichte in dieser Richtung entnehmen. Wer 
unsere Polizei angreift, der greift unseren Rechtsstaat an.  
 
Doch die Herausforderungen gehen weit darüber hinaus. 
Neben der klassischen Kriminalitätsbekämpfung binden 
Extremismus, Demonstrationseinsätze, Großlagen und 
Cyberkriminalität immer mehr Personal und Ressourcen. 
Hinzu kommen Verwaltungsaufgaben, Dokumentations-
pflichten und bürokratische Belastungen, die Polizeibe-
amtinnen und Polizeibeamte von ihrer eigentlichen Ar-
beit, nämlich der, für Sicherheit zu sorgen, abhalten. 
Gleichzeitig leiden viele Dienststellen seit Jahren unter 
Personalmangel und offene Stellen bleiben zu lange 
unbesetzt. Erfahrene Beamte verlassen den Dienst, die 
Nachwuchsgewinnung wird schwieriger. Überstunden 
wachsen an und Belastungen nehmen zu. 
 
Besonders deutlich traten die Versäumnisse zutage bei 
dem Hackerangriff auf die Diensthandys der Landespoli-
zei. Dieser Vorfall war mehr als ein technisches Problem. 
Er hat offengelegt, dass es erhebliche Schwächen bei 
der digitalen Infrastruktur und beim Krisenmanagement 
des Innenministeriums gibt. 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, unser Antrag spricht 
noch ein weiteres Problem an, ein entscheidendes, ein 
Problem, das Vertrauen beschädigt hat, und das sind die 
Vorgänge rund um die sogenannte Turbobeförderung. Es 
geht dabei nicht um parteipolitische Empörung, es geht um 
das Leistungsprinzip. Es geht um die Frage, ob Beförde-
rungen nach Eignung, Befähigung und Leistung erfolgen.  
 

(Horst Förster, AfD: Sollten.) 
 
Wenn Polizeibeamtinnen und Polizeibeamte daran zwei-
feln, dann entsteht ein erhebliches Vertrauensproblem. 
Deshalb beschränken wir uns nicht auf Kritik. Wir fordern 
ein umfassendes Maßnahmenpaket zur Stärkung der 
Landespolizei. Wir fordern seit Jahren die schnelle Be-
setzung offener Stellen. Und da reicht es auch nicht, 
wenn Innenminister Pegel sagt, in der letzten Legislatur 
hätte das CDU-geführte Innenministerium auch nicht alle 
Stellen besetzen können. Die Landesregierung Schwesig 
ist in Begleitung der Linken angetreten, mit dem Verspre-
chen an die Bevölkerung, alles besser machen zu kön-
nen als mit der CDU-Fraktion. Gezeigt haben sie bisher 

in dieser Richtung überhaupt keinen Ansatz, im Gegen-
teil.  
 
Wir fordern zusätzliche Stellen, insbesondere bei der 
Bekämpfung von Cyberkriminalität und Straftaten gegen 
die sexuelle Selbstbestimmung, mehr Polizeianwärter und 
zusätzliche Studienplätze. Wir fordern moderne Ausrüs-
tung, bessere Trainingsmöglichkeiten und eine zeitge-
mäße technische Ausstattung. Wir fordern bessere IT-
Sicherheit und weniger Bürokratie und eine bessere 
psychologische Betreuung nach belastenden Einsätzen. 
Und – und das ist ein ganz entscheidender Punkt – wir 
fordern eine klare politische Rückendeckung für die Poli-
zeibeamtinnen und Polizeibeamten unseres Landes. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der CDU, 
Horst Förster, AfD, und Noah Böhringer, FDP) 

 
Meine Damen und Herren, denn die Polizei hat kein 
Motivationsproblem und auch kein Leistungsproblem, die 
Polizei unseres Landes hat ein Unterstützungsproblem. 
Und genau deshalb braucht unsere Polizei jetzt ein klares 
Bekenntnis dazu, was uns unsere Sicherheit wert ist – 
nicht irgendwann, sondern jetzt. Und ich werde deshalb 
auch nicht müde, dies immer wieder zu fordern: ACVA – 
Alle Cops verdienen Anerkennung! – Herzlichen Dank für 
Ihre Aufmerksamkeit! 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der CDU 
und der Gruppe der FDP) 

 
Präsidentin Birgit Hesse: Vielen Dank, Frau Abgeord-
nete! 
 
Gemäß Paragraf 84 Absatz 1 unserer Geschäftsordnung 
ist eine Aussprachezeit von bis zu 38 Minuten vorgese-
hen. Zu diesem Tagesordnungspunkt wurde zusätzliche 
Redezeit gemäß Paragraf 84 Absatz 1a unserer Ge-
schäftsordnung angemeldet. Ich sehe und höre keinen 
Widerspruch, dann ist das so beschlossen. Ich eröffne 
die Aussprache. 
 
Das Wort hat für die Landesregierung der Innenminister 
Herr Pegel. 
 
Minister Christian Pegel: Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich glaube 
ja, dass, wenn man eine Diskussion darüber führt, wo 
man hin will, es immer gut ist zu schauen, wo kommen 
wir eigentlich her, wo stehen wir aktuell. 
 

(Zuruf von Jens Schulze-Wiehenbrauk, AfD) 
 
Meine Damen und Herren, die Polizeiliche Kriminalitäts-
statistik 2025: 103.901 Straftaten, die ausgewiesen sind, 
gleiche PKS 2001 184.000 Straftaten. Um ein Gefühl zu ge-
ben – wir kommen von 184.000 vor 25 Jahren –, niedrigste 
Kriminalitätsbelastung, die wir in einer Polizeilichen Krimi-
nalitätsstatistik seit der Wiedervereinigung in Mecklenburg-
Vorpommern festgestellt haben, 2025 103.901. Und um mal 
einen Gegenwert zu setzen, der mich immer noch deut-
lich mitnimmt, 1993 hatten wir allein, allein Diebstahls-
delikte 181.400.  
 

(Michael Noetzel, Die Linke: Was?!) 
 
Wir hatten also fast 80.000 nur Diebstähle –  
 

(Zuruf von Horst Förster, AfD) 
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da sind noch keine anderen Straftaten dabei – mehr als 
an Gesamtzahl an Straftaten 2025.  
 

(Zuruf von Michael Noetzel, Die Linke) 
 
So viel also mal an einem Punkt angeknüpft bei der Über-
schrift, alles ist schlimmer, schrecklicher und böser als je 
zuvor – 2025 die geringste PKS-Straftatenfeststellung,  
 

(Horst Förster, AfD: Das sind die Zahlen. 
Was ist die Wirklichkeit?) 

 
im Jahr 2025 seit 1991.  
 

(Horst Förster, AfD: 
Was die Leute bewegt.) 

 
Ich freue mich sehr über weitere Beiträge. Es geht ja 
darum, an welcher Stelle stehen wir, wie katastrophal ist 
die Situation: Sie ist die beste unter dieser MV-Koalition 
seit der Wiedervereinigung, meine Damen und Herren. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen 
der SPD und Die Linke – 

Zurufe von Horst Förster, AfD, 
und Jens Schulze-Wiehenbrauk, AfD) 

 
Wenn Sie in die gleiche Statistik schauen, wird ebenfalls 
die Aufklärungsquote wiedergegeben. Die Aufklärungs-
quote ist seit vielen Jahren fünf bis sechs Prozentpunkte 
über dem Bundesdurchschnitt. Auch da wieder die Frage, 
wie schlimm, wie katastrophal geht es unserer Polizei: 
Sie schafft mit dem, was sie an Personal, an Ressour-
cen, an Begeisterung, an Engagement zeigt, fünf bis 
sechs Prozentpunkte bessere Aufklärungsquoten als der 
Bundesdurchschnitt. 
 
Meine Damen und Herren, die Frage bleibt also, ist das, 
was die CDU hier versucht zu zeichnen aus parteipoliti-
schen Wahlkampfgründen,  
 

(Nikolaus Kramer, AfD: Ja.) 
 
es gäbe eine Trümmertruppe Polizei,  
 

(Heiterkeit bei Ann Christin von Allwörden, CDU) 
 
ist das das, was sich an dieser Stelle in den entsprechen-
den Leistungsparametern, die diese großartige Landes-
polizei zeigt, sich abbildet?  
 

(Zuruf von Stephan J. Reuken, AfD) 
 
Nein, ganz im Gegenteil,  
 

(Zuruf von Ann Christin von Allwörden, CDU) 
 
sie zeigt sich leistungsstark und sie zeigt bessere Werte, 
Höchstwerte, gemessen an vielen anderen Jahren und 
Bundesländern. 
 

(Zuruf von Stephan J. Reuken, AfD) 
 
Meine Damen und Herren, die Landespolizei, wie stellt 
sie sich dar? Sie ist deutlich verjüngt – ja, selbstverständ-
lich, viele sind in den Ruhestand gegangen –, sie zeigt 
sich deutlich verjüngt, gemessen an dem Durchschnitt 
der letzten 20 Jahre. Sie ist hoch motiviert. Da würde ich 
Ihnen deutlich widersprechen.  

(Ann Christin von Allwörden, CDU: 
Das habe ich gerade gesagt, Herr Pegel.) 

 
Ich erlebe eine Vielzahl von motivierten Kolleginnen und 
Kollegen  
 

(Ann Christin von Allwörden, CDU: Ich habe 
gesagt, die Polizei hat kein Motivationsproblem 

und auch kein Leistungsproblem, 
sie hat ein Unterstützungsproblem.) 

 
und sie bilden sich seit Jahren so viel aus wie seit an-
derthalb Jahrzehnten nicht.  
 

(Ann Christin von Allwörden, CDU: 
Sie müssen auch zuhören.) 

 
Wir bilden so viel aus  
 

(Zuruf von Ann Christin von Allwörden, CDU) 
 
wie seit anderthalb Jahrzehnten nicht. Wir investieren 
kontinuierlich in Ausstattung und Ausrüstung. Aber ja, wir 
haben in der Tat, vor allen Dingen bei Angriffen auf Poli-
zeivollzugsbeamte, einen – leider – Höchstwert.  
 

(Ann Christin von Allwörden, CDU: Ja.) 
 
Wir wachsen seit vielen, vielen Jahren hoch. Wir wach-
sen hoch. Der Respekt gegenüber öffentlichen Kräften 
nimmt insgesamt ab. Und die Kolleginnen und Kollegen 
im Polizeivollzugsdienst spüren das als allererster An-
sprechpartner des Staates gegenüber den Menschen 
leider besonders deutlich. Und auch ja, wir spüren, dass 
Veranstaltungen und Großlagen zunehmen. Wir kommen 
von 2022 von 7.500 und sind im vergangenen Jahr bei 
gut 9.300 gewesen. Ja, diese Lagen nehmen zu.  
 
Und Sie haben recht, wir brauchen dafür gut ausgebilde-
te und ausgestattete Polizeivollzugsbeamte.  
 

(Zuruf von Jens Schulze-Wiehenbrauk, AfD) 
 
Wir bilden im Übrigen für Verwaltungskräfte mit 175 Plan-
stellen pro Jahr aus. Die Kolleginnen und Kollegen 
schreiben mir – im Übrigen die gleichen, die auch schon 
unter meinen CDU-Vorgängerinnen und -Vorgängern im 
Amt gewesen sind –, schreiben mir deutlich auf, das 
reicht selbstverständlich aus.  
 
Und wir gucken auf die Planstellen, die wir für die Poli-
zeiausbildung haben. Auch da ist das Problem nicht, 
haben wir genug Stellen – der Beweis im Übrigen, vor 
einigen Jahren hatten wir mehr geeignete Bewerberinnen 
und Bewerber als Stellen, dann haben wir mit dem Fi-
nanzministerium nachgesteuert, das Finanzministerium 
steuert mit uns gerne bei Anwärterstellen nach, die sind 
nicht besonders kostenintensiv und die helfen uns, weil 
wir die ausgebildeten Kräfte brauchen –, sondern wir 
haben einen Mangel an hinreichend geeigneten Bewer-
berinnen und Bewerbern.  
 
Dann können wir Diskussionen führen, die Journalistin-
nen und Journalisten immer wieder mit mir führen, näm-
lich ob vielleicht unsere Ansprüche zu hoch sind. Und da 
kann ich dann auch nur sagen, wenn ich in die Fläche 
gehe und die Kolleginnen und Kollegen frage, 
 

(Zuruf von Jens Schulze-Wiehenbrauk, AfD) 
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mein Eindruck wäre, nein, wir senken keine sportlichen 
Anforderungen, nein, wir senken nicht die Anforderun-
gen, die wir in psychologischen Tests abfordern, nein, wir 
senken nicht die Anforderungen, die wir beim Deutsch-
test abfordern,  
 

(Zuruf von Jens Schulze-Wiehenbrauk, AfD) 
 
die im Übrigen der Mittlere-Reife-Prüfung im Fach 
Deutsch entsprechen. Das ist machbar. Ich habe selbst 
Realschulabschluss im Bereich Deutsch mitmachen 
dürfen. Ich glaube, das ist alles machbar. Also wenn ich 
in der Fläche frage, ist die Rückkopplung sehr klar, nein, 
bitte diese Standards nicht absenken. Warum?  
 

(Zuruf von Nikolaus Kramer, AfD) 
 
Weil wir im Zweifel mit den Kolleginnen und Kollegen die 
nächsten 40 Jahre gemeinsam Dienst tun wollen.  
 

(Zuruf von Nikolaus Kramer, AfD) 
 
Und wenn wir gemeinsam Dienst tun, wollen wir uns 
darauf verlassen, also wer mit 18 oder 19 die Zeitvorga-
be über 5.000 Meter nicht schafft, höre ich dann immer 
leichte Bedenken heraus, was passiert beim gleichen 
Kollegen, wenn wir mit Anfang 50 zusammen auf dem 
Wagen sitzen und uns aufeinander verlassen müssen.  
 
Also Ziel bleibt selbstverständlich, mehr Menschen in die 
Ausbildung zu bekommen, aber es gehört auch dazu, es 
scheitert nicht an Anwärterstellen, sondern insgesamt. 
Die demografische Veränderung geht auch an uns nicht 
vorbei.  
 

(Zuruf von Nikolaus Kramer, AfD) 
 
Wir haben im Übrigen weiterhin vierstellige Bewerberzah-
len pro Jahr. Das würden sich viele, kann ich selbst als 
Privatwirtschaftler sagen, in der Näherung wünschen. Da 
sind viele private Unternehmen meilenweit von weg. Aber 
noch einmal, es werden entsprechende Leistungstests 
abgenommen, und es bleiben dann, wenn wir gut sind, 
die Zahlen übrig, die wir als Stellen haben.  
 
Und deshalb haben wir uns im Übrigen auch sukzessive 
den 6.000 angenähert. Sie können ja gerne Beschwerde 
führen und sagen, wir wären gerne weiter. Ja, das wären 
wir alle miteinander, aber Sie haben zuallererst den Al-
tersabgangsverlust auszugleichen, der liegt in den letzten 
Jahren zwischen 170, 180, 190. Und Sie kommen dann 
mit denen, die wir mehr ausbilden, in das Plus. Und noch 
einmal, wir brauchen die geeigneten Bewerber, und die, 
die wir erreichen konnten, haben wir über Planstellen 
versucht abzubilden. 
 
Sie wünschen sich mehr moderne Werbung. Ich glaube, 
da hat die Fachhochschule in den letzten Jahren extrem 
draufgelegt. Ich habe, als ich ins Haus kam, sehr früh 
darum gebeten, die Arbeit in den sozialen Medien nicht 
jedem einzelnen Revier, jeder einzelnen Inspektion, 
jedem einzelnen Präsidium zu überlassen. Wir haben 
die Sozialen-Medien-Arbeiten in einem großen Account 
fusioniert. Die Hochschule hat massiv zugelegt bei dem 
Thema. Sie hat großartige Arbeit gemacht, sie wird 
wahrgenommen und sie geht seit einigen Jahren ganz 
bewusst mit Bewerbungswerbungen raus. Sie ist also 
nicht nur in Güstrow anzutreffen, sondern hat sich jedes 
Jahr wenigstens zwei größere Städte des Landes vorge-

nommen. Sie geht dorthin und Sie können es in Bewer-
berzahlen sehen. Sie kriegen dann in einer Region auf 
einmal Bewerberinnen und Bewerber angesprochen, die 
Sie vorher offenbar nicht angesprochen bekommen ha-
ben.  
 
Mein Ziel bleibt, in der Fläche möglichst viele Bewerber 
auch aus den östlichen und westlichen Bereichen zu 
haben, weil Sie am Ende des Tages, wenn die Polizei-
vollzugsbeamten ausgebildet sind, die ja in den jeweili-
gen Regionen brauchen. Es ist leichter, jemanden in die 
östliche oder westliche Region zu bringen, wenn er dort 
ursprünglich herkommt, als wenn alle aus der Mitte des 
Landes kommen. Auch an der Stelle hat die Hochschule 
also deutlich zugelegt. 
 
Wir bieten Beamtinnen und Beamten die Verlängerung 
an, das nutzen im Durchschnitt circa 40 Kolleginnen und 
Kollegen im Jahr. Wir versuchen mit einer Daueraus-
schreibung, auch die gibt es seit drei Jahren, zu bewir-
ken, dass die, die schon ausgebildet sind, aus ver-
schiedensten Gründen hier und in anderen Ländern aus 
dem Dienst ausgeschieden sind, in den Dienst zurück-
kehren, aber damit generieren wir zwei bis drei pro Jahr. 
Sie sehen aber, alle Schritte, die es an dieser Stelle gibt, 
haben wir vereint. Und ja, trotzdem bleibt es dabei, wir 
brauchen jedes Jahr den Zuwachs, damit wir irgendwann 
die knapp 6.200 erreichen. 
 
Sie wissen, dass wir Seiteneinsteiger länger schon vor 
allem für die Spezialverwaltungen nehmen und holen. 
Sie wissen auch, dass wir Hilfsangebote für die entspre-
chende soziale Nachsorge haben, ein relativ oder ein 
schon im bundesweiten Vergleich gut vorzeigbares Hilfs-
angebot für die psychosoziale Nachbetreuung, und wir 
geben zwischenzeitlich im Haushalt ganz ausdrücklich 
für Supervision Geld aus. Wir geben leider weniger Geld 
aus, als wir hätten. Wir haben aber zumindest für gewisse 
Polizeibereiche die Verpflichtung sogar aufgegeben in den 
letzten zwei Jahren, also Kinderpornografie, diejenigen, die 
mit Tötungsdelikten zu tun haben, dass sie Supervision 
sogar zwingend wahrnehmen müssen.  
 
Wir hatten im Haushalt mehr Geld, als wahrgenommen 
worden ist. Und auch da gehört dazu, dass wir Stück für 
Stück einen Kulturwandel brauchen, der solche Angebote 
ausnimmt. Ich werbe aber sehr dafür, dass den Vorwurf, 
die Landespolitik hat das nicht gewollt, der Haushalt, den 
Sie mit uns gemeinsam beschlossen haben, nicht ab-
bildet, sondern Supervision ganz im Gegenteil deutlich 
genannt ist.  
 
Wir sorgen mit guter Ausstattung genau dafür, dass die 
Polizei ihre Aufgaben möglichst gut wahrnehmen kann. 
Dieses Jahr werden die beiden Hubschrauber zulaufen, 
neue Polizeihubschrauber. Das Bootskonzept ist deutlich 
überarbeitet, die Boote sind in der Vergabe. Wenn Sie 
auf die stetige Fahrzeugbeschaffung schauen, führt das 
dazu, dass wir im Durchschnitt die zweitjüngste Fahr-
zeugflotte der bundesdeutschen Landespolizeien haben.  
 
Wenn Sie auf das neue Vorgangsbearbeitungssystem 
schauen, das uns entsprechend deutlich nach vorne 
bringen will, sind wir in der Vorbereitung. Wenn Sie auf 
die Schießausbildung schauen, haben wir einen Weg, 
der nicht ganz einfach ist, keine Frage. Mit der Entschei-
dung, die angemieteten Schießstätten – nach den 
schweren Verwerfungen rund um den Schießplatz in 
Güstrow war das eine sehr klare Entscheidung 2021, die 
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ich nicht rückgängig gemacht habe, weil ich sie für richtig 
halte –, es bleibt aber dabei, dass wir mit einem gewis-
sen Aufwand eigene Schießstätten schaffen, demnächst 
im Übrigen in Waldeck die dritte im Landeseigentum 
stehende, deren Bau begonnen wird. Bis dahin behelfen 
wir uns aber weiterhin mit Anmietung. 
 
Eine langfristige Anmietung ist in Gehlsdorf. Ja, Gehlsdorf 
hat dann leider die Schwierigkeit gehabt, dass Gehlsdorf 
von einem Verein betrieben wird. Die entsprechenden 
Kugelfänge waren nicht für die Dienstwaffen der Polizei 
geeignet. Also haben wir jetzt einige Monate Schließzeit 
gehabt, die entsprechenden Kugelfänge sind jetzt nach-
gebessert worden. Aber wir haben einen langfristigen 
Mietvertrag. Ab Sommer können wir dann also unter den 
auch für Polizeibeamte möglichen Bedingungen dort 
hineingehen.  
 
Wir haben die Bodycam relativ breit. Wir haben die per-
sönliche Schutzausrüstung – im Übrigen über beide 
Legislaturen, gar keine Frage –  
 

(Zuruf von Ann Christin von Allwörden, CDU) 
 
immer auf einem aktuellen Stand gehalten. Wir haben in 
der Tat mit mPol einen Rückschlag erlebt, gar keine Frage, 
ein hochgradig ärgerlicher Sachverhalt. Gleichwohl haben 
wir, nachdem ich mit knapp 400 oder 500 mPol-Handys 
in das Amt gekommen bin, ganz bewusst entschieden, 
dass wir weitere dreieinhalbtausend Geräte kaufen. Wir 
haben jede Kollegin und jeden Kollegen ausgestattet und 
wir werden auch wieder jede und jeden ausstatten.  
 
Voraussetzung ist aber, dass das System einmal die 
Sicherheit bietet, die wir brauchen, um nicht neue Geräte 
ins Rennen zu bringen und erneut das gleiche Problem 
zu erleben, dann hätten wir keinen Zugewinn, sondern 
die Maßgabe muss sein – und die dürften wir zum Som-
mer erreicht haben –, dass wir jetzt eine Systemumge-
bung drumherum gebaut haben. Unsere Systeme haben 
wir im Mai noch einmal umfassend prüfen lassen, sodass, 
wenn wir jetzt neue Handys ins Spiel bringen, nicht in 
kürzester Zeit ein ähnlicher Angriffssachverhalt auftritt, son-
dern wir zwischenzeitlich sicher sein können, dass wir an 
der Stelle die Sicherheit gut im Griff haben und behalten.  
 
Polizei ist und wird immer zukunftsfähiger. Wenn Sie 
schauen, mit dem K-Konzept – im Übrigen auch vor 
meiner Zeit begonnen, in meiner Zeit abgeschlossen – 
haben wir sowohl die Zuordnung der Kriminaldauerdiens-
te und deren Qualitätssteigerung deutlich vorangebracht, 
wir haben die standardisierte Sachbearbeitung zwischen-
zeitlich eingeführt, sie ist in der Umsetzung, sie erleichtert 
und konzentriert Arbeit, wir haben mit der Onlinewache, 
die deutlich neu aufgesetzt ist, einen großen Sprung 
nach vorne gemacht, sie wird deutlich besser angenom-
men, und wir haben mit dem Y-Studiengang dafür Sorge 
getragen, dass diejenigen, die in erster Linie eine krimi-
nalpolizeiliche Ausbildung wollen, auch das können und 
nicht ausschließlich in Mecklenburg-Vorpommern schutz-
polizeiliche Ausbildung wahrnehmen können. 
 
Wir haben mit dem Prozess „Polizei 2030“ einen Prozess 
begonnen, bei dem klar wird, in welche Richtung sich 
Polizei entwickeln kann. Wir nehmen die Kolleginnen und 
Kollegen an der Stelle deutlich mit. Und auch da wird 
deutlich, wir stellen dabei Digitalisierung neben die Re-
viere und nicht anstatt der Reviere. Wir werden die Re-
viere in der Fläche brauchen und aufrechterhalten.  

Und wir haben das Digitalisierungsprojekt 2020, das 
bundesweit Polizei unter der Überschrift „Einer für alle“ in 
der Digitalisierung weiterentwickelt, zu gut Deutsch, nicht 
mehr jede Polizei macht ihres, relativ teuer und für kleine 
Bundesländer wie uns kaum zu schaffen, sondern wir 
hängen uns an die großen gemeinsamen Entwicklungs-
projekte. Software, Digitalisierung wird gemeinsam um-
gesetzt. 
 
Und zu guter Letzt, wir haben deutliche Personalwechsel 
aus Altersgründen in den Führungsfunktionen in den 
letzten Monaten und Jahren gehabt. Wir haben einen 
neuen Inspekteur der Polizei, wir haben diverse Stellen, 
die dahinter liegen, die besoldungsmäßig darunter liegen, 
neu besetzt, das geht auch weiter. Und selbstverständ-
lich werden dabei immer mal Streitigkeiten auftauchen, 
das bleibt gar nicht aus, wir kommen aber mit relativ 
guten zeitlichen Vorläufen in die jeweiligen Besetzungen 
hinein. 
 
Was bleibt als Fazit? Entgegen der Beschreibung, die 
Polizeiarbeit – natürlich im Spannungsverhältnis zwi-
schen Digitalisierung, Technik und direkten zwischen-
menschlichen Kontakten – wird beides beantworten und 
tut das auch im „Polizei 2030“-Konzept. Wir brauchen 
dafür, und das ist sehr klar, die Kolleginnen und Kollegen 
weiterhin auf der Straße – denen ich im Übrigen auf 
Knien dankbar bin für das, was sie dort leisten – und wir 
brauchen auch weiterhin neue Reviere. Ich weiß, dass 
mancher Bedenken hat, ob der Neubau von Revieren 
noch Sinn mache. Ich glaube, dass du weiterhin Reviere 
in der Fläche brauchst, dass du Anknüpfungspunkte 
brauchst und dass du Arbeitsbezugspunkte brauchst, 
dass wir weiterhin für die Menschen, die Polizei aufsu-
chen wollen, Ansprechpunkte brauchen, aber vor allen 
Dingen für die Kolleginnen und Kollegen dieses gebrau-
chen. 
 
Im Übrigen zeigt sich mit der neuen Polizeistation in 
Schwerin, dass wir im Zweifel sogar einen Schritt weiter 
gehen. Und auch mit der Videoüberwachung auf dem 
Schweriner Marienplatz zeigt sich, dass wir in neue 
Technik investieren, genau, wie wir das landesweit tun.  
 
Und ja, dafür braucht Polizei Rückhalt und sie braucht 
klare rechtliche Instrumente an die Hand. Und auch da 
hat die MV-Koalition sehr klar in dieser Legislatur ihre 
Prämissen durchgesetzt und umgesetzt. Wir haben das 
SOG, das Polizeigesetz, umfassend und im Übrigen mit 
breiter Beteiligung der Kolleginnen und Kollegen der 
Landespolizei novelliert. Wir haben den Praxisbezug 
deutlich in den Blick genommen und erhöht. Wir haben 
Erleichterungen vorgenommen, vor allen Dingen im Be-
reich des Datenschutzes. Wir haben mehr Rechtssi-
cherheit gegeben. Wir haben bei häuslicher Gewalt die 
Frustrationselemente versucht zu reduzieren, indem die 
Kolleginnen und Kollegen auf neue Instrumente zurück-
greifen können.  
 

(Ann Christin von Allwörden, CDU: Ja.) 
 
Und wir haben die Drohnenabwehr rechtssicher im Ge-
setz abgebildet. Ich bin übrigens nicht sicher, ob Sie bei 
dem Gesetz zugestimmt haben. Ich glaube, Sie hatten 
sich enthalten. Gleichwohl ... 
 

(Ann Christin von Allwörden, CDU: 
Ja, aber die Drohnenabwehr, wollen Sie 

mir jetzt doch nicht erzählen, dass ...) 
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Nein, nein, ich rede über das ganze Gesetz. Am Ende 
braucht die Polizei den Rückhalt,  
 

(Ann Christin von Allwörden, CDU: Jaja.) 
 
und den hat sie genau aus dieser Koalition erhalten. 
Diese Koalition hat das Gesetz novelliert,  
 

(Beifall vonseiten der 
Fraktionen der SPD und Die Linke – 

Zuruf von Ann Christin von Allwörden, CDU) 
 
diese Koalition hat das Gesetz beschlossen, diese Koali-
tion steht mit finanzieller Förderung zu all dem, was ich 
vorgestellt habe. Die Polizei hat einen klaren Rückhalt. 
Polizei bekommt ihren klaren Rückhalt. Und wenn ich auf 
den Revieren bin, höre ich auch nicht das Gegenteil, 
sondern durchaus, dass man sich unterstützt fühlt. 
 

(Nikolaus Kramer, AfD: Was?!) 
 
Ich habe vorgestellt, an welchen Punkten wir sehr klar 
Punkte gezeigt haben. – Herzlichen Dank für Ihre Auf-
merksamkeit! 
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen 
der SPD und Die Linke) 

 
Präsidentin Birgit Hesse: Vielen Dank, Herr Minister! 
 
Herr Minister, mir liegt noch eine Kurzintervention durch 
Herrn Kramer vor. 
 
Minister Christian Pegel: Ach so, ich dachte, Herr Förster. 
 
Nikolaus Kramer, AfD: Sehr geehrte Frau Präsidentin, 
vielen Dank!  
 
Sehr geehrter Herr Minister, verzeihen Sie das Instru-
ment der Kurzintervention! Ich wollte auf ein paar Dinge 
eingehen, die Sie hier in Ihrem Redebeitrag gegeben 
haben, aber aufgrund meiner knappen Redezeit muss ich 
das jetzt in einer Kurzintervention machen. Aber es be-
trifft ja auch Sie und Ihre Äußerungen, nicht den Antrag. 
Von daher denke ich, dass das ein probates Mittel ist. 
 
Sie sagten – und Sie feiern sich so ein bisschen dafür –, 
dass die Anzahl der Anzeigen bei Diebstahlsdelikten und 
insgesamt der Straftaten aufgrund der hervorragenden 
Arbeit der MV-Koalition zurückgegangen ist. Und da ist 
mir, da ist mir so ein bisschen,  
 

(Zuruf von Michael Noetzel, Die Linke) 
 
also man kann natürlich ganz klar Zahlen darstellen, gar 
keine Frage, man darf aber dabei auch nicht vergessen die 
Hintergründe, wo das herkommen kann. Und da weiß ich, 
wir hatten Anfang der 90er zum Beispiel, weil Sie die Zahl 
nannten als Referenzgröße, hatten wir 400 bis 800 Poli-
zeibeamte mehr im Land. Dann hatten wir, also ich kann 
mich auch noch an meine aktiven Dienstzeiten erinnern, 
so sonntags Tagschicht, montags Frühschicht, war immer 
nicht so angenehm, weil dann die Kleingärtner gekom-
men sind, Anzeigen wegen Sachbeschädigung abgege-
ben haben, weil die Hausmeister am Montag früh dann 
von den Schulen gekommen sind, und die sind zu den 
Revieren gekommen beziehungsweise haben 110 gewählt, 
da sind die Kollegen hingefahren, da wurde die Anzeige 
aufgenommen. Heute wird denen gesagt, geht mal bitte 

Montag bis Freitag während der Geschäftszeiten zum 
Anzeigendienst des Kriminalkommissariats. Und ich 
wage zu behaupten, dass da der eine oder andere sagt, 
na ja, gut, das ist jetzt so ein geringfügiger Schaden, da 
sehe ich von einer Strafanzeige ab. Also da sollte man 
möglicherweise das mit einer Hellfeld- und Dunkelfeld-
studie doch mal ein bisschen näher beleuchten. 
 
Und was Sie auch vergessen haben zu erwähnen, dass 
gerade jetzt aus dem Zeitraum 2025 natürlich sämtliche 
Straftaten nach dem BTMG weggefallen sind im Zusam-
menhang mit Cannabis, und also das kann, nach mei-
nem Dafürhalten ist es einfach zu einfach, wenn Sie sich 
hier hinstellen und sagen,  
 

(Zuruf von Horst Förster, AfD) 
 
das ist die hervorragende Arbeit im Bereich der inneren 
Sicherheit der MV-Koalition. 
 
Präsidentin Birgit Hesse: Herr Minister, möchten Sie 
darauf erwidern? 
 
Minister Christian Pegel: Sehr gern, Frau Präsidentin!  
 
Herr Abgeordneter, Fraktionsvorsitzender, erstens, in 
diese eine Falle würde ich selten tappen, weil sie mir 
auch widerstrebt. Ich würde nie behaupten, dass die 
MV-Koalition oder ich als Person genau diese Straftaten 
aufgeklärt haben. Ich habe mich dagegen gewehrt, so zu 
tun, als ob die Polizei völlig abgestürzt wäre in ihrer Leis-
tungsfähigkeit, und gebe dafür Zahlen an die Hand.  
 
Ich werde nicht jede einzelne Ihrer Argumentationsmög-
lichkeiten auskontern können, aber ich würde nur dafür 
werben, 181.400 nur Diebstahlsdelikte – nur Diebstahls-
delikte, da kommt alles andere noch obendrauf – gegen 
104.000, insgesamt spricht vieles dafür, selbst wenn 
manches nicht zur Anzeige gebracht worden sein mag, 
dass sich die Situation in Deutschland, in Mecklenburg-
Vorpommern insgesamt über die letzten 35/36 Jahre 
deutlich verbessert hat, erstens, 
 

(Horst Förster, AfD: Nee.) 
 
und zweitens die Polizei weiterhin leistungsfähig ist. 
Wenn wir uns darauf einigen, reicht es mir vollkommen.  
 

(Zurufe von Horst Förster, AfD, und 
Ann Christin von Allwörden, CDU) 

 
Ich habe dann hinten in der Tat bei Anschaffungen, bei 
Gesetzgebung gesagt, das haben wir in den letzten fünf 
Jahren gemacht. Bei allem anderen davor habe ich auch 
wiederholt gesagt, dass es Dinge gibt, die aus der Ver-
gangenheit schon auch gewirkt haben. Ich gehöre nicht 
zu den Menschen, die permanent behaupten, alles bin 
nur ich. Aber ich wehre mich auch dagegen zu sagen, 
jetzt sind wir viereinhalb Jahre nicht dabei gewesen, jetzt 
muss alles eine Katastrophe sein. Nur die Abwehr habe 
ich geübt.  
 
Und an der Stelle würde ich zumindest behaupten, dass 
die Straftatensituation, auch wenn weniger Beamte da 
sind, sich deutlich verbessert hat und zumindest Dieb-
stahlsdelikte in der Regel trotzdem zur Anzeige gebracht 
würden.  
 

(Zuruf von Horst Förster, AfD) 
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Und die Onlinewache ist zwischenzeitlich eine ganz kom-
fortable Möglichkeit. Sie wird zumindest sehr viel intensi-
ver genutzt. Also auch da gibt es zwischenzeitlich, in 
Anführungszeichen, einen „kürzeren“ Weg zur Polizei, 
der vermutlich dazu führt, dass im Zweifel weniger Beam-
te, die Anzeigen direkt aufnehmen, zumindest teilkom-
pensiert wird.  
 
Mein Werbeblock bleibt, 180.000 nur Diebstähle gegen 
104.000 alles zusammen spricht dafür, die Situation in 
Mecklenburg-Vorpommern ist deutlich sicherer gewor-
den, und noch mal, über 35 Jahre,  
 

(Horst Förster, AfD: 
Nee, das stimmt ja nicht.) 

 
da spreche ich nicht von 5, sondern die gesamte Zeit. 
Und das ist die Leistung der Kolleginnen und Kollegen, 
auch da bin ich mit Sicherheit das mit Abstand kleinste 
Licht, gar keine Frage. – Herzlichen Dank! 
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen 
der SPD und Die Linke) 

 
Präsidentin Birgit Hesse: Vielen Dank, Herr Minister! 
 
Das Wort hat jetzt für die Fraktion der AfD der Fraktions-
vorsitzende Herr Kramer. 
 

(Unruhe bei Minister Christian Pegel  
und Nikolaus Kramer, AfD) 

 
Nikolaus Kramer, AfD: Sehr geehrte Frau Präsidentin! 
Liebe Berufskollegin! Damen und Herren Abgeordnete! 
Wer den aktuellen Antrag der CDU zur Stärkung der 
Landespolizei liest, erkennt sofort, aber auch sofort das 
durchsichtige Manöver.  
 

(Zuruf von Marc Reinhardt, CDU) 
 
Hier versucht die CDU-Fraktion, sich kurz vor der Wahl 
hastig von einer jahrelang selbst mitgetragenen verfehl-
ten Sicherheitspolitik reinzuwaschen.  
 

(Heiterkeit bei Ann Christin von Allwörden, CDU) 
 
Sie prangern heute die SPD-geführte Innenpolitik an, 
doch Ihr Antrag blendet die wahren Ursachen der Belas-
tungen unserer Polizei völlig aus. Es ist ein sicherheits-
politischer Offenbarungseid, der Ihre eigene Heuchelei 
der letzten Jahre dokumentiert, Damen und Herren von 
der CDU. Nun versuchen Sie noch mal, alles aus dem 
Topf Ihrer ehemaligen Identität als Law-and-Order-Partei, 
einige programmatische Restbestände zu reaktivieren, da-
bei saßen Sie selbst auch vor dieser Legislatur 14 Jahre 
ununterbrochen im Innenministerium dieses Landes, 
meine Damen und Herren.  
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD – 
Zuruf von Beate Schlupp, CDU) 

 
Am Ende wird das Ganze aber nur für die politische 
Schaufensterauslage zusammengeschrieben. Die Lücken 
in Ihrem Antrag und in Ihrer politischen Glaubwürdigkeit 
sind eklatant. Sie fordern jetzt lautstark mehr Personal und 
besseren Schutz. Wo war denn Ihre Unterstützung, als 
wir von der AfD bereits im Jahr 2017 konkret 555 neue 
Polizeidienststellen gefordert haben – übrigens ein Wahl-
spruch Ihres damaligen Innenministers –, 

(Zuruf von Dr. Harald Terpe, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

 
weil unsere Polizisten schon damals unter einem Berg 
von 235.000 Überstunden zusammenbrachen?! Sie haben 
damals gekniffen. Und als wir in den Jahren 2020 und 
2023 vehement die Einführung von Distanzelektroimpuls-
geräten, den sogenannten Tasern, zur unabdingbaren 
Deeskalation und zum Eigenschutz der Beamten gefor-
dert haben, sind Sie aus reiner Brandmauertaktik erneut 
umgefallen. 
 

(Stephan J. Reuken, AfD: Hört, hört!) 
 
Die Gewalt gegen Polizisten hat sich in den letzten Jah-
ren nahezu verdoppelt, doch unsere Anträge wurden 
auch von Ihnen stets blockiert.  
 
Sie greifen in Ihrem Papier den Skandal um die Turbo-
beförderung eines SPD-nahen Beamten auf, bei der das 
Leistungsprinzip mit Füßen getreten wurde, doch Ihre 
Lösungen, Damen und Herren der CDU, bleiben lediglich 
kosmetische Appelle. 
 

(Zuruf von Marc Reinhardt, CDU) 
 
Noch gravierender ist Ihre inhaltliche Feigheit bei der 
Kriminalitätsentwicklung. Sie beklagen eine Zunahme von 
Gewalt, Extremismus und Großlagen. Doch Sie trauen 
sich aus reiner politischer Korrektheit nicht, die mitunter 
entscheidenden Treiber dieser Entwicklung beim Namen 
zu nennen.  
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD) 
 
Die unkontrollierte Massenmigration,  
 

(Michael Noetzel, Die Linke: Bingo!) 
 
ausländische Straftäter und eine importierte Gewaltkultur  
 

(Heiterkeit bei Beatrix Hegenkötter, SPD) 
 
bringen unsere Beamten an die absolute Belastungs-
grenze.  
 

(Zuruf von Michael Noetzel, Die Linke) 
 
Wir erleben immer mehr Einsätze rund um Asylbewerbe-
runterkünfte  
 

(Martin Schmidt, AfD: 
Herr Noetzel ist lustig.) 

 
und angespannte Lagen an Kriminalitätshotspots wie in 
Schwerin oder Rostock oder auch den technischen und 
personellen Mehrbedarf bei den Grenzkontrollen. Seit 
Langem fordert die AfD stationäre Grenzkontrollen, um 
endlich zu wissen, wer überhaupt in unser Land kommt.  
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD) 
 
Offene Grenzen, offene Grenzen bürden unserer Polizei 
Lasten auf, die sie kaum noch tragen kann.  
 
Ebenso fordern wir ein Ende dieser migrationspolitischen 
Vertuschung. Die Polizeiliche Kriminalitätsstatistik muss 
Ausländerkriminalität bis auf Landkreisebene schonungs-
los offenlegen. Und wir werden die doppelte Staatsange-
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hörigkeit von Tatverdächtigen zwingend, meine Damen 
und Herren, zwingend erfassen. Wir werden ein spezielles 
LKA-Lagebild „Kriminalität im Kontext von Zuwanderung“ 
veröffentlichen, um Täter-Opfer-Verhältnisse aufzudecken. 
Ergänzt wird dies durch landesweite Dunkelfeldbefragun-
gen, um das tatsächliche Unsicherheitsgefühl der Bürger 
zu ermitteln.  
 
Für die Sicherheit auf unseren Straßen gründen wir zu-
dem eine polizeiliche Taskforce gegen ausländische 
Straftäter. Nur so bekommen wir endlich ein realistisches 
kriminologisches Lagebild, mit dem die Polizei auch ihr 
Handeln und ihre Präventionsarbeit richtig austarieren 
kann. Ihre Politik der letzten Jahre, liebe CDU, war stets 
darauf ausgerichtet, der SPD hinterherzulaufen und die 
echten Konfliktthemen auszuklammern.  
 

(Zuruf von Marc Reinhardt, CDU) 
 
Wer die Kriminalität importiert und die Polizisten an-
schließend mit Bürokratie fesselt, dem nimmt man den 
plötzlichen Beschützerinstinkt nicht ab. Die Landespolizei 
Mecklenburg-Vorpommern braucht keine halbherzigen 
Anträge, sie braucht eine politische Führung,  
 

(Heiterkeit bei Ann Christin von Allwörden, CDU) 
 
die Ordnung durchsetzt, Straftäter konsequent abschiebt 
und den Beamten das Vertrauen entgegenbringt, das sie 
jeden Tag auf der Straße verdienen.  
 
Daher auch unser Änderungsantrag. Mit selbigem wollen 
wir einen Punkt ergänzen, der für die Zukunft unserer 
Polizei von zentraler Bedeutung ist,  
 

(Zuruf von Ann Christin von Allwörden, CDU) 
 
die Ausstattung der Fachhochschule Güstrow.  
 

(Unruhe bei Ann Christin von Allwörden, CDU, und 
Constanze Oehlrich, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

 
Die Landesregierung und auch die Antragstellerin, die 
CDU, betonen bei nahezu jeder Gelegenheit, wie wichtig 
zusätzliche Polizeibeamte für Mecklenburg-Vorpommern 
seien. Die Einstellungszahlen wurden erhöht, der Perso-
nalaufwuchs wird als Erfolg dargestellt und immer wieder 
wird von einer Stärkung der Polizei gesprochen. Doch 
mehr Polizeianwärter allein lösen keine Probleme. Ent-
scheidend ist, unter welchen Bedingungen diese jungen 
Menschen ausgebildet werden. Gerade an der Fachhoch-
schule Güstrow gibt es seit Jahren Hinweise auf Sanie-
rungsbedarfe, Defizite bei der Infrastruktur und Heraus-
forderungen bei der personellen Ausstattung. Gleichzeitig 
steigen die Anforderungen an die Polizeiarbeit stetig. 
Moderne Kriminalitätsformen, Digitalisierung und die zu-
nehmende Komplexität polizeilicher Einsätze verlangen 
eine Ausbildung auf höchstem Niveau.  
 

(Zuruf von Dr. Daniel Trepsdorf, Die Linke) 
 
Wer also mehr Polizei will, muss auch bereit sein, in die 
Ausbildung zu investieren. Es genügt nicht, immer neue 
Stellen auszuschreiben, während die Ausbildungsstätte 
mit den gleichen Problemen zu kämpfen hat, wenngleich 
ich gestehen muss, in den letzten Jahren ist viel passiert.  
 
Deshalb fordern wir mit unserem Änderungsantrag, die 
Fachhochschule dauerhaft mit den erforderlichen Mitteln 

für Investitionen sowie Sach- und Personalausgaben 
auszustatten, denn die Qualität unserer Polizei beginnt 
nicht erst auf der Straße, sondern bereits in der Ausbil-
dung. Innere Sicherheit, meine Damen und Herren, gibt 
es nicht zum Nulltarif. Wer gut ausgebildete Polizeibeam-
te haben will, muss auch für gute Ausbildungsbedingun-
gen sorgen. Stimmen Sie unserem Änderungsantrag zu, 
dann haben Sie auch unsere Zustimmung für Ihren An-
trag, ansonsten wird sich meine Fraktion enthalten. – 
Danke schön! 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD) 
 
Präsidentin Birgit Hesse: Vielen Dank, Herr Fraktions-
vorsitzender! 
 
Das Wort hat jetzt für die Fraktion Die Linke Herr Noetzel. 
 
Michael Noetzel, Die Linke: Ja, meine Damen und Her-
ren, sehr geehrte Frau Präsidentin, es steht mir natürlich 
nicht zu, in Ihre Sitzungsleitung einzugreifen, aber am 
liebsten würde ich Sie bitten, einmal kräftig die Glocke zu 
läuten. Das wäre eine schöne und passende Umrahmung 
für diesen Antrag und dann könnten wir alle gut hören, 
dass die CDU hiermit offiziell den Wahlkampf einläutet.  
 

(Heiterkeit vonseiten der Fraktion der AfD 
und Minister Christian Pegel) 

 
Höher, schneller, weiter! Da werden Seiten gefüllt mit 
Allgemeinplätzen und Selbstverständlichkeiten, die bes-
ser in einem Wahlprogramm aufgehoben wären als hier 
im Landtag. Sorry, aber ich kann in keinem Punkt des 
Antrags erkennen, wie er die Polizei hier im Land konkret 
voranbringen soll.  
 

(Stephan J. Reuken, AfD: Das 
müsste doch in Ihrem Sinne sein.) 

 
An nahezu alle Feststellungen und Forderungen können 
wir einen Haken machen. Es gehört zur tagtäglichen 
Arbeit der Koalitionsfraktionen und der Landesregierung, 
diese Punkte umzusetzen, die Bedingungen für die Lan-
despolizei zu verbessern und sie für aktuelle Herausfor-
derungen angemessen auszurüsten. Das passiert jeden 
Tag, und genau das macht diesen Antrag von vorne bis 
hinten einfach überflüssig und unbrauchbar. Es ist Kern-
geschäft des Innenministeriums, und der Minister hat 
dazu ausgeführt, permanent zu prüfen, wie können die 
offenen Stellen in der Landespolizei besetzt werden, wie 
kann die Zahl der Anwärterinnen und Anwärter weiter 
erhöht werden, wie können Beamtinnen und Beamte im 
Einsatz besser geschützt werden, wozu auch die Nach-
sorge gehört, und wie kann und muss die Ausstattung 
und Infrastruktur der Polizei modernisiert werden.  
 

(Zuruf von Martin Schmidt, AfD – 
Vizepräsidentin Beate Schlupp 

übernimmt den Vorsitz.) 
 
Das ist täglich Brot dieser Landesregierung und das war 
das tägliche Brot der letzten Landesregierung, die vor ge-
nau denselben Herausforderungen stand. Und das kann 
man auch erkennen, wenn man nicht mit ideologisch 
schwarzgefärbten Scheuklappen durchs Leben läuft. 
 
Meine Damen und Herren, in all diesen Maßnahmen, die 
der Minister genannt hat und die ich nicht alle wiederho-
len möchte, drückt sich auch die Wertschätzung und 
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Anerkennung gegenüber den Bediensteten in der Lan-
despolizei aus. Ich habe es bereits in mehreren Debatten 
gesagt und ich finde es einfach schäbig und für den Zu-
sammenhalt in unserer Gesellschaft höchst problema-
tisch, wenn Sie hier permanent versuchen, einen Keil 
zwischen die Landespolizei und den Dienstherrn zu trei-
ben. Und ich frage Sie ganz direkt: Wem ist damit gehol-
fen, wenn Sie permanent Misstrauen säen?  
 

(Beifall vonseiten der Fraktion Die Linke – 
Zuruf von Dr. Daniel Trepsdorf, Die Linke) 

 
Die Stimmung unter den Beamtinnen und Beamten ist 
angesichts der Herausforderungen sicher auch ange-
spannt. Sie sollten sich fragen, auf wessen Konto zahlt 
diese Taktik ein. Ich halte es für einen fahrlässigen An-
satz und einen untauglichen Versuch, in der Wählergunst 
zu steigen.  
 
Und Sie machen es hier in diesem Antrag wieder. Da 
muss mal wieder der Vorgang um die Beförderung aus 
dem letzten Jahr herhalten, ein Vorgang, aus dem Sie 
mal ganz nebenbei im Antrag „Vorgänge“ machen und 
der transparent aufgearbeitet wurde und aus dem vor 
allen Dingen Konsequenzen gezogen wurden. 
 
Und ich nehme zudem ganz stark an, ein zweiter Punkt, 
das haben Sie ja auch gesagt, dass der Hackerangriff auf 
die Server der Landespolizei auch nicht durch die Perso-
nalie Christian Pegel an der Spitze des Ministeriums 
ausgelöst wurde. Auch hier wurde aufgearbeitet, transpa-
rent und aus meiner Sicht auch schonungslos, sowohl 
was die Problemanalyse als auch die Schadensbehe-
bung angeht, und insbesondere ganz genau hingeguckt 
wird, wie können wir hier in Zukunft sicher umgehen.  
 
Aber ganz ehrlich, wenn das als handfeste Kritik übrig 
bleibt, kann die Bilanz nicht so schlecht sein, und da 
bringt es auch nichts, wenn Ihr Fraktionsvorsitzender 
Herr Peters in dem Vorgang um die Beförderung den 
größten Skandal in der Geschichte des Innenministeri-
ums wittern will, wie er es hier im Landtag machte, was 
ich übrigens für eine steile These eines Parteikollegen 
von Lorenz Caffier halte, der sich als Innenminister eine 
Waffe aus dem „Nordkreuz“-Umfeld schenken ließ  
 

(Heiterkeit vonseiten der Fraktion der AfD – 
Zuruf von Jens Schulze-Wiehenbrauk, AfD) 

 
und darüber gestolpert ist. 
 

(Unruhe vonseiten der Fraktion der AfD – 
Ann Christin von Allwörden, CDU, 

und Sebastian Ehlers, CDU: 
Er hat die Konsequenz gezogen.) 

 
Ein Stück weit liest sich dieser Antrag auch wie die Bilanz 
aus zuvor 15 Jahren CDU-geführtem Innenministerium: 
viele Worte, hehre Absichten, wenig Konkretes. Da wurden 
in der Vergangenheit unter anderem immer höhere Zahlen 
in den Raum geschmissen, ohne einen Plan zu haben, wie 
diese überhaupt erreicht werden sollen. Und ich könnte 
hier auch natürlich wie neulich in der Podiumsdiskussion 
mit der Zielmarke von 10.000 Polizistinnen und Polizisten 
hausieren gehen. Die Kolleginnen und Kollegen würde es 
vielleicht auch freuen, aber seriös ist das nicht.  
 

(Beifall vonseiten der Fraktion Die Linke 
und Martina Tegtmeier, SPD) 

Und das unterscheidet uns voneinander, das unterschei-
det die CDU von der rot-roten Regierungskoalition.  
 
Meine Damen und Herren, wir haben uns zum Pakt für 
Sicherheit bekannt und machen das weiterhin. Wir halten 
an den vereinbarten 6.200 Stellen fest, obwohl uns be-
wusst war, dass wir daran scheitern können, weil wir aber 
diese Zahl für richtig, realistisch und langfristig erreichbar 
halten. Wir haben die Fachhochschule in Güstrow wei-
terentwickelt und modernisieren sie, um die Ausbildung 
attraktiver zu machen.  
 

(Zuruf von Torsten Renz, CDU) 
 
Wir haben den Y-Studiengang eingeführt, um das Be-
rufsbild des Kripobeamten zu schärfen. Zur Gesunderhal-
tung haben wir das Angebot für Supervision ausgebaut. 
Wir haben, Sie hören es, zwei neue funktionalere Hub-
schrauber bestellt, die ankommen. Wir bauen endlich 
die Schießanlage in Waldeck. Wir haben das SOG mo-
dernisiert und geben damit Beamtinnen und Beamten 
die Mittel und Möglichkeiten, die sie brauchen, um aktu-
ellen Gefahren zu begegnen, und mit der Drohnenab-
wehr gehen wir auch ein ganzes Stück weit vorweg in 
Deutschland.  
 

(Zuruf von Ann Christin von Allwörden, CDU) 
 
Und ab diesem Jahr wird der Startschuss für den Bau 
von mehreren neuen Polizeirevieren gegeben.  
 

(Heiterkeit und Zuruf von 
Ann Christin von Allwörden, CDU) 

 
Das sind nur einige Beispiele, wie wir die Landespolizei 
„für Schutz, Vertrauen und innere Sicherheit“ stärken, wie 
es in Ihrem Titel des Antrages so schön heißt. Der Antrag 
selbst bringt uns und auch die Polizei in MV leider kein 
Stück weiter. Wir werden ihn ablehnen. – Herzlichen 
Dank für Ihre Aufmerksamkeit! 
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen 
der SPD und Die Linke) 

 
Vizepräsidentin Beate Schlupp: Vielen Dank, Herr 
Abgeordneter! 
 
Das Wort hat jetzt für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN die Fraktionsvorsitzende Frau Oehlrich. 
 
Constanze Oehlrich, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Sehr 
geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kolleg/-innen!  
 
Auf jeden Fall, Herr Kollege Noetzel, wenn hier drei 
Monate vor einer Landtagswahl ein Antrag mit der Über-
schrift „Landespolizei stärken“ eingebracht wird, dann ist 
die heiße Phase des Wahlkampfs nicht mehr weit.  
 
Die CDU möchte zeigen, dass sie für eine starke Polizei 
steht. Das überrascht erst mal nicht. Überrascht hat mich 
allerdings, wie viele Punkte in diesem Antrag meine Frak-
tion tatsächlich mittragen kann,  
 

(Jens Schulze-Wiehenbrauk, AfD: He! – 
Torsten Renz, CDU: Das überrascht 

uns wiederum nicht.) 
 
denn normalerweise liegen CDU und Bündnisgrüne in 
der Innenpolitik weit auseinander.  
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(Zuruf von Dr. Daniel Trepsdorf, Die Linke – 
Heiterkeit bei Jeannine Rösler, Die Linke) 

 
Gerade deshalb lohnt sich auch ein genauer Blick in den 
Antragstext. 
 

(Torsten Koplin, Die Linke: Na, 
wer hat dich denn da getroffen?) 

 
Die CDU spricht von einer starken Polizei. Wir Bündnis-
grünen sprechen von einer modernen Polizei, und eine 
moderne Polizei entsteht nicht durch markige Überschrif-
ten, sondern durch gute Arbeitsbedingungen,  
 

(Zuruf von Martin Schmidt, AfD) 
 
ein zeitgemäßes Aufgabenverständnis, funktionierende 
Technik, ausreichend Personal, eine echte Fehlerkultur 
und durch Vertrauen in die Polizeiführung. Die jüngste 
Beförderungsaffäre im Innenministerium hat eben dieses 
Vertrauen beschädigt. Bei Spitzenpositionen darf niemals 
der Eindruck entstehen, politische Nähe könnte wichtiger 
sein als fachliche Eignung.  
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der CDU 
und Noah Böhringer, FDP – 

Zuruf von Martin Schmidt, AfD) 
 
Polizeibeamt/-innen und Bürger/-innen müssen darauf 
vertrauen können, dass Ämter nach Eignung, Befähigung 
und Leistung vergeben werden.  
 

(Zuruf von Horst Förster, AfD) 
 
Zugleich sollten wir aber ganz klar die Dimensionen vor 
Augen haben. Für den Alltag der Polizeibeamt/-innen 
unseres Landes war dies sicher nicht die größte Heraus-
forderung, aber eine völlig unnötige, hausgemachte Ver-
trauenskrise. Dabei darf eines nicht in den Hintergrund 
geraten, die Arbeit der vielen Beschäftigten der Landes-
polizei verdient unsere Anerkennung.  
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen der CDU, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

und der Gruppe der FDP) 
 
Sie sorgen Tag für Tag dafür, dass Menschen Hilfe be-
kommen, Gefahren abgewehrt werden und unser Rechts-
staat funktioniert. 
 
Positiv hervorheben möchte ich, dass die CDU in ihrem 
Antrag eben diese Anerkennung ausdrücklich auf die 
„rechtmäßige … Dienstausübung“ bezieht, denn die Polizei 
verdient Rückendeckung, aber keinen Blankoscheck. Die 
Stärke des Rechtsstaats liegt in der Bindung der Staats-
gewalt an Recht und Gesetz.  
 
Ebenso wenig dürfen wir aber ignorieren, dass Polizei-
beamt/-innen zunehmend tätlichen Angriffen ausgesetzt 
sind. Die Verrohung gesellschaftlicher Debatten und die 
steigende Aggressivität gegenüber staatlichen Institutio-
nen treffen auch diejenigen, die täglich für unsere Si-
cherheit unterwegs sind.  
 
Die CDU spricht in ihrem Antrag allgemein von Extre-
mismus. Ich finde, man sollte die Dinge beim Namen 
nennen, die mit Abstand größte Bedrohung für unsere 
freiheitlich-demokratische Grundordnung geht vom Rechts-
extremismus aus.  

(Zuruf vonseiten der Fraktion der AfD: Bingo! – 
Zuruf von Horst Förster, AfD) 

 
Und das zeigt sich bei uns im Land nicht nur bei der 
politisch motivierten Kriminalität insgesamt,  
 

(Thore Stein, AfD: Sondern auch?) 
 
sondern auch bei den Angriffen auf Polizeibeamt/-innen.  
 

(Thore Stein, AfD: 
Ach, ich dachte, bei uns. – 

Zuruf von Martin Schmidt, AfD) 
 
Das zeigen die Antworten der Landesregierung auf die 
Kleinen Anfragen des Kollegen Noetzel, können Sie gerne 
nachlesen. 
 

(Zuruf von Jan-Phillip Tadsen, AfD) 
 
Liebe Kolleg/-innen, die Polizei braucht eine Ausstattung, 
die sie dazu befähigt, den Herausforderungen, vor denen 
sie tagtäglich steht, wirksam zu begegnen. Dazu gehört 
selbstverständlich ausreichend Personal.  
 

(Nikolaus Kramer, AfD: War es nicht Ihr 
innenpolitischer Sprecher in den 2010ern, 

der die Polizei entwaffnen wollte?) 
 
Wir sind uns alle einig, dass die Zielzahl von fast 
6.200 Stellen erreicht werden muss. Und wir sehen alle, 
dass wir uns viel zu langsam da hinbewegen. Gleichzei-
tig wissen wir alle, dass es das eine Patentrezept nicht 
gibt. Eine moderne Polizei braucht attraktive Arbeitsbe-
dingungen, planbare Arbeitszeiten, eine bessere Verein-
barkeit von Familie und Beruf und eine Organisations-
struktur, die Beschäftigte nicht unnötig belastet.  
 
Wenn wir über strukturelle Probleme sprechen, sollten 
wir dabei ehrlich sein, diese Probleme sind nicht erst in 
den vergangenen fünf Jahren entstanden, sondern auch 
unter der Verantwortung von CDU-Innenministern. Ent-
scheidend ist aber nicht, wer wann Verantwortung getra-
gen hat, entscheidend ist, wie Probleme künftig gelöst 
werden.  
 
Und besonders wichtig ist dabei aus unserer Sicht die 
digitale Ausstattung. Der Hackerangriff auf die Polizei-
diensthandys steht symptomatisch – symptomatisch! – 
für den Istzustand. Der Innenminister ist vielleicht nicht 
persönlich dafür verantwortlich, dass Sicherheitslücken 
entstanden sind, er trägt aber Verantwortung dafür,  
 

(Ann Christin von Allwörden, CDU: 
So ist es, ja.) 

 
wie mit den Folgen umgegangen worden ist.  
 

(Ann Christin von Allwörden, CDU: Ja.) 
 
Wenn Polizeidiensthandys über mehr als ein Jahr hinweg 
ausfallen, dann zeigt das erhebliche Defizite bei der IT-
Infrastruktur und beim Krisenmanagement. 
 
Liebe Kolleg/-innen, in der Vergangenheit erschallte oft 
der Ruf nach mehr Befugnissen und insgesamt nach 
mehr Härte, wenn die CDU vorgab, die Polizei stärken zu 
wollen. In dem uns heute vorliegenden Antrag geht es 
aber um bessere Arbeitsbedingungen, psychologische 
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Unterstützung, Digitalisierung und IT-Sicherheit, also um 
Fragen, die eine moderne Polizei tatsächlich stärker 
machen. Deshalb werden wir dem Antrag der CDU auch 
zustimmen,  
 

(Beifall Dr. Harald Terpe, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

 
nicht, weil wir jede Formulierung teilen. Gute Polizeipolitik 
sollte nicht daran gemessen werden, wie laut sie auftritt.  
 

(Zuruf von Martin Schmidt, AfD) 
 
Gute Polizeipolitik muss daran gemessen werden, ob sie 
am Ende die tatsächlich bestehenden Probleme löst, und 
dafür enthält dieser Antrag die richtigen Ansätze. – Ich 
danke Ihnen für die Aufmerksamkeit. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen der CDU, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 

der Gruppe der FDP und 
Sandy van Baal, fraktionslos) 

 
Vizepräsidentin Beate Schlupp: Vielen Dank, Frau 
Fraktionsvorsitzende! 
 
Das Wort hat jetzt für die Fraktion der SPD der Abgeord-
nete Herr Mucha. 
 
Ralf Mucha, SPD: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Ich wollte oder 
möchte auch meine Rede mit einigen Zahlen beginnen, 
obwohl der Innenminister das ja schon relativ ausführlich 
gemacht hat. Ich werde versuchen, Schießhallen, Hub-
schrauber und andere Sachen in meiner Rede wegzulas-
sen und nicht zu erwähnen. Aber die Zahlen sprechen für 
sich, deshalb möchte ich sie tatsächlich noch mal erwäh-
nen. 
 
Im Jahr 2025 wurden in Mecklenburg-Vorpommern 
103.900 Straftaten registriert. Das sind 4.643 Fälle weni-
ger als im Vorjahr. Die Aufklärungsquote unserer Lan-
despolizei liegt bei 63,3 Prozent und damit über dem 
Bundesdurchschnitt. Bei den Straftaten gegen das Leben 
wurden 45 Fälle registriert, 2 weniger als im Jahr zuvor. 
Die Aufklärungsquote liegt hier bei 84,4 Prozent, bei 
Morddelikten beträgt sie sogar 100 Prozent. Auch im 
Bereich der Diebstahlsdelikte ist im Jahr 2025 ein Rück-
gang zu verzeichnen. Diese Zahlen stammen aus der 
aktuellen Polizeilichen Kriminalstatistik von 2025. 
 
Und ja, meine Damen und Herren, auch wenn es einzel-
ne Deliktbereiche gibt, die Anlass zur Sorge geben, be-
stätigen die vorliegenden Daten insgesamt einen langfris-
tigen Trend: Entgegen der oft verbreiteten Wahrnehmung 
geht die Kriminalität in Mecklenburg-Vorpommern seit 
vielen Jahren kontinuierlich zurück. Unser Bundesland 
wird statistisch betrachtet sicherer.  
 
Diese Entwicklung ist kein Zufall, sie ist vor allem das 
Verdienst der Frauen und Männer unserer Landespoli-
zeien, die täglich unter anspruchsvollen Bedingungen für 
die Sicherheit der Bürgerinnen und Bürger sorgen. Ange-
sichts wachsender Herausforderungen von der Cyber-
kriminalität über Extremismus bis hin zu internationalen 
Sicherheitslagen leisten unsere Polizeibeamtinnen und 
Polizeibeamten eine hervorragende Arbeit. Dafür verdie-
nen sie unseren Respekt, unsere Anerkennung und un-
sere Unterstützung. 

(Beifall vonseiten der Fraktionen der SPD, 
Die Linke, Nikolaus Kramer, AfD, und 

Barbara Becker-Hornickel, FDP) 
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Die Leistungen unserer Sicherheits-
kräfte zeigen zugleich, dass sich die Landespolizei 
keineswegs in dem alarmierenden Zustand befindet, den 
der vorliegende Antrag suggeriert. Selbstverständlich 
verändern sich die Anforderungen an die Polizei. Gesell-
schaftliche Entwicklungen, technologische Veränderun-
gen und neue Kriminalitätsformen erfordern eine kontinu-
ierliche Anpassung von Strukturen und Arbeitsweisen. 
Das betrifft nicht nur die Polizei, sondern nahezu alle 
Bereiche unseres Gemeinwesens.  
 
Genau deshalb hat die Landesregierung die Strategie 
„Polizei 2030“ auf den Weg gebracht. Ziel ist eine umfassen-
de Modernisierung der Landespolizei. Dazu gehören eine 
verstärkte Digitalisierung moderner Arbeits- und Einsatz-
strukturen, neue Präsenz- und Streifenkonzepte sowie die 
kontinuierliche Weiterentwicklung der unterschiedlichen 
Polizeibereiche. Viele der Forderungen, die im Antrag 
erhoben werden, befinden sich bereits in der Umsetzung 
oder sind Bestandteil dieser langfristigen Strategie.  
 
Entscheidend ist daher nicht die Verabschiedung immer 
neuer Maßnahmenkataloge, sondern die konsequente 
und finanzierbare Umsetzung der bereits eingeleiteten 
Reformen. Dazu gehören Investitionen in moderne Aus-
stattung und Infrastruktur, die Stärkung bestehender 
Strukturen, die Verbesserung rechtlicher Rahmenbedin-
gungen sowie die weitere Steigerung der Attraktivität des 
Polizeiberufs, um qualifizierten Nachwuchs zu gewinnen 
und dauerhaft zu halten. All dies wird von der Landes-
regierung Schritt für Schritt und mit der notwendigen 
Ernsthaftigkeit vorangetrieben. 
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Da-
men und Herren! Eine Organisation von der Größe unse-
rer Landespolizei oder des Innenministeriums wird immer 
wieder mit Herausforderungen konfrontiert sein. Dazu ge-
hören technische Probleme, Sicherheitsvorfälle oder auch 
Fehlentscheidungen im Einzelfall. Der Cyberangriff auf die 
Diensthandys im vergangenen Jahr oder andere kritische 
Ereignisse haben gezeigt, dass solche Situationen auftre-
ten können. Entscheidend ist jedoch nicht, ob Herausfor-
derungen entstehen, sondern wie auf diese reagiert wird.  
 
Und hier hat die Landesregierung Verantwortung über-
nommen. Probleme wurden aufgearbeitet, Verantwort-
lichkeiten benannt und notwendige Konsequenzen ge-
zogen. Die Behauptung der Opposition, das Vertrauen 
in die Sicherheitsbehörden sei dadurch nachhaltig er-
schüttert worden, findet in den Fakten keine ausreichen-
de Grundlage. Vielmehr haben die zuständigen Stellen 
gezeigt, dass funktionierende Kontroll- und Verantwor-
tungsstrukturen vorhanden sind und greifen. 
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin!  
 

(Ann Christin von Allwörden, CDU: 
Das Vertrauen innerhalb der Polizei, 

habe ich gesagt, nicht Vertrauen 
gegenüber den Sicherheitsbehörden. 

Das ist ein Unterschied.) 
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren!  
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(Ann Christin von Allwörden, CDU: 
Lieber Ralf!) 

 
Die Sicherheit, liebe Ann Christin, die Sicherheit der 
Bürgerinnen und Bürger unseres Landes ist eine Gemein-
schaftsaufgabe. Sie gelingt nur, wenn Politik, Sicher-
heitsbehörden und Gesellschaft gemeinsam Verantwor-
tung übernehmen. Pauschale Angriffe auf die für die 
innere Sicherheit zuständigen Institutionen helfen dabei 
nicht. Sie schwächen vielmehr das Vertrauen in diejeni-
gen, die täglich für unseren Schutz arbeiten. Lassen Sie 
uns deshalb gemeinsam daran arbeiten, das Vertrauen 
der Bürgerinnen und Bürger in unseren Rechtsstaat, in 
unsere Sicherheitsbehörden und in die Handlungsfähig-
keit der Demokratie zu stärken. Aus diesem Grund leh-
nen wir den Antrag der CDU-Fraktion ab. – Ich bedanke 
mich für Ihre Aufmerksamkeit. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen 
der SPD und Die Linke) 

 
Vizepräsidentin Beate Schlupp: Vielen Dank, Herr 
Abgeordneter! 
 
Das Wort hat jetzt für die Gruppe der FDP der Abgeord-
nete Herr Wulff. 
 
David Wulff, FDP: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr 
geehrte Damen und Herren Abgeordnete! Nach der Rede 
von dem Kollegen Mucha hätte ich eigentlich gedacht, 
Sie stimmen jetzt auch dem Antrag zu, aber vielleicht 
erleben wir doch in der letzten Plenarsitzung noch mal 
eine Überraschung. 
 
Die Kernaufgaben des Staates sind Sicherheit, Bildung 
und Infrastruktur.  
 

(Sandy van Baal, fraktionslos: 
Das ist korrekt.) 

 
Und innere Sicherheit ist Kernaufgabe unseres Staates. 
Und Freiheit braucht Sicherheit und Sicherheit braucht 
einen handlungsfähigen Rechtsstaat. Unsere Polizeibe-
amtinnen und Polizeibeamten leisten jeden Tag einen 
Dienst, der anspruchsvoll, belastend und nicht selten 
auch gefährlich ist. Sie stehen bei Demonstrationen, 
Großlagen, Verkehrsunfällen, häuslicher Gewalt, Cyber-
kriminalität und Extremismus ganz vorne in der ersten 
Reihe. Über jeden einzelnen dieser Bereiche haben wir 
im Laufe der letzten fünf Jahre hier auch schon intensivst 
diskutiert. Sie setzen Recht durch, schützen Bürgerinnen 
und Bürger und halten den Staat im Alltag sichtbar hand-
lungsfähig.  
 
Und deshalb reicht es nicht, der Polizei bei feierlichen 
Anlässen einfach nur Dank auszusprechen. Wer Rück-
halt verspricht, muss auch für vernünftige Arbeitsbedin-
gungen sorgen. Und wenn der Innenminister dann als 
Replik auf diesen Antrag auf das SOG verweist, dann 
frage ich mich, warum denn in diesem SOG der größte 
Misstrauensbeweis mit der Kontrollquittung noch reinver-
handelt wurde. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen 
der AfD, CDU, der Gruppe der FDP 
und Sandy van Baal, fraktionslos – 

Sebastian Ehlers, CDU: Sehr richtig! – 
Ann Christin von Allwörden, CDU: 

Ich kann das beantworten.) 

Aber noch mal zum Antrag der CDU. Im Feststellungsteil 
alles sauber, keine Frage. Im Forderungsteil, klar, kann 
man mitgehen, den finde ich aber auch ehrlicherweise 
hinreichend dünn, weil ich glaube, wir haben uns hier in 
dieser Wahlperiode sehr intensiv mit all diesen Bereichen 
beschäftigt und da hätten wir durchaus noch ein bisschen 
in die Tiefe gehen können. Ich denke, so ein „umfassen-
des Maßnahmenpaket“, das ist jetzt hinreichend vage, 
und alle offenen Stellen irgendwie schnell zu besetzen, 
da wissen wir, dass das jetzt nicht sofort funktioniert.  
 
Aber gerade beim Thema „Zahl der Polizeianwärter deut-
lich erhöhen“, da waren wir auch gemeinsam in Güstrow, 
Fachhochschule, haben uns das ja auch angeguckt. Es 
geht ja nicht nur darum, die Anzahl der Anwärter vorne 
zu erhöhen. Das hat ja durch viele Maßnahmen, die wir 
ja auch hier immer wieder gefordert haben im Plenum, 
durchaus stellenweise funktioniert, aber dass am Ende 
auch die Leute durchhalten und mitmachen – das liegt 
auch an unserer Unterstützung, Wertschätzung perso-
nell/materiell an der Fachhochschule in Güstrow, wo die 
Polizeibeamten ausgebildet werden, und da haben wir 
noch deutlichen Nachholbedarf –,  
 

(Zuruf von Horst Förster, AfD) 
 
das haben wir nicht geschafft.  
 

(Zuruf von Nikolaus Kramer, AfD) 
 
Und auch bei der Ausstattung der Polizei – IT-Sicherheit, 
Cybersicherheit haben wir drüber gesprochen –, ja, dann 
schaffen wir lieber Drucker an für die Kontrollquittungen, 
anstatt endlich die Smartphones für die Polizeibeamten 
am Ende wieder nach vorne zu bringen. Und das ist doch 
die echte Wertschätzung, das sind so die Sachen, an 
denen wir uns abarbeiten müssen. Deswegen, ich hätte 
mir ein bisschen mehr Tiefe gewünscht, aber wir stimmen 
natürlich zu, weil es inhaltlich das ist, was wir seit fünf 
Jahren beraten. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der CDU 
und der Gruppe der FDP) 

 
Vizepräsidentin Beate Schlupp: Vielen Dank, Herr 
Abgeordneter! 
 
Das Wort hat jetzt die Abgeordnete Frau van Baal. 
 
Sandy van Baal, fraktionslos: Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Innere Sicherheit, das hat 
Herr Wulff korrekt festgestellt, ist Kernaufgabe des Staa-
tes. Und der Staat soll sich meiner Meinung nach ja aus 
vielem raushalten, aber wenn es um den Schutz von 
Leib, Leben und Eigentum geht, dann bitte nicht. Das 
gehört zu seiner Hauptaufgabe. 
 
Bevor ich mich hier vorne immer hinstelle und zu Anträ-
gen spreche, nehme ich Kontakt auf mit Spezialisten 
oder mit Praktikern besser gesagt. Das habe ich jetzt 
auch gemacht. Ich habe mit einigen Polizeibeamten aus 
meinem Umfeld gesprochen, denen den Antrag vorge-
legt, und die sagen, ja, dieser Antrag macht Sinn. Und 
wenn mir das die Praktiker von draußen bestätigen, 
stimme ich auch gerne diesem Antrag zu. – Vielen Dank 
für Ihre Aufmerksamkeit! 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der CDU – 
Heiterkeit bei Nikolaus Kramer, AfD) 
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Vizepräsidentin Beate Schlupp: Vielen Dank, Frau 
Abgeordnete! 
 
Ums Wort gebeten hat noch einmal für die Fraktion der 
CDU die Abgeordnete Frau von Allwörden. 
 
Ann Christin von Allwörden, CDU: Sehr geehrte 
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Zunächst einmal bedanke ich mich recht herz-
lich für die Debatte. Am Ende war sie ja nun doch sehr 
sachlich, muss ich sagen. Darüber freue ich mich auch 
sehr. 
 
Ich steige mal ein an der Stelle, wo mein Puls eigent-
lich am höchsten geschlagen hat, das war bei Herrn 
Pegel.  
 

(Heiterkeit und Unruhe 
vonseiten der Fraktion der SPD) 

 
Und ich muss mich zunächst auch einmal wirklich sehr 
wundern, wie unfassbar falsch man doch meine Rede 
verstehen kann. Das hätte ich also im Leben nicht ge-
dacht, vor allen Dingen nicht von Ihnen, Herr Pegel. Und 
ich habe mit Sicherheit hier mit keinem Wort und auch 
nicht mit dem Antrag in irgendeiner Art und Weise unsere 
Landespolizei als eine Trümmertruppe dargestellt, im 
Leben nicht! Was ich hingegen habe, ist, die Landesre-
gierung als eine solche Trümmertruppe darzustellen.  
 

(Sebastian Ehlers, CDU: Sehr richtig!) 
 
Das habe ich sehr wohl getan, und das, meine Damen 
und Herren, auch mit Recht.  
 

(Unruhe vonseiten der Fraktion der SPD – 
Heiterkeit bei Beatrix Hegenkötter, SPD – 

Beifall Sebastian Ehlers, CDU) 
 
Ich möchte einmal, vielleicht einmal bündeln, und zwar 
ging es, kam der Vorwurf des Öfteren, dass der Antrag 
vielleicht nicht ausreichend genug sei und man hätte 
mehr in die Tiefe gehen können. Klar, ich habe mich, das 
kann man immer, man kann immer noch detaillierter in 
die Sache gehen, aber sind wir uns doch mal im Klaren, 
in den letzten fünf Jahren ist im Innenbereich, was die 
innere Sicherheit betrifft, rein gar nichts passiert, fünf 
Jahre lang nichts. Die Liste wäre so lang, dass ich sie gar 
nicht in einen Antrag packen kann.  
 

(David Wulff, FDP: 
Papierverschwendung.) 

 
Und das, was der Minister hier aufgeführt hat an Dingen, 
die geleistet wurden: Hubschrauber, Boote, Stellenauf-
wuchs, Bodycams, neue Waffen – haben Sie gar nicht 
gesagt, sage ich jetzt –, taktische, Westen, Schutzaus-
rüstung, Y-Studiengänge, das waren alles nicht Sie, Herr 
Minister Pegel, das war die CDU,  
 

(Rainer Albrecht, SPD: Oh ja, klar!) 
 
und zwar maßgeblich, und das in der letzten Wahlperiode, 
als wir Verantwortung im Innenministerium übernommen 
haben. Und das gehört zur Wahrheit dazu und das bitte ich 
hier auch entsprechend anzuerkennen, denn das ist die 
Wahrheit! 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der CDU) 

Und das Nächste, was ich großartig finde, dann sprechen 
Sie vom SOG und dem großen Wurf. Also ein großer 
Wurf war das SOG jetzt nicht. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

 
Der große Wurf, wenn man denn davon, also wenn man 
von einem großen Wurf sprechen kann und der wirkli-
chen Novelle, dann war die in der letzten Legislatur,  
 

(Elke-Annette Schmidt, Die Linke: 
Jaja, ist klar!) 

 
da haben wir eine Menge gemacht.  
 

(Elke-Annette Schmidt, Die Linke: 
Das war alles in der letzten Legislatur.) 

 
Und dann loben Sie sich auch noch, und das ist wirklich 
der Witz schlechthin, aber es ist ja schön, über die Droh-
nenabwehr, die im Gesetz steht. In Ihrem Gesetzentwurf, 
den Sie uns vorgelegt haben, stand überhaupt nichts von 
der Drohnenabwehr. Dann haben ich und meine Fraktion 
diesbezüglich so massiv Druck aufgebaut, dass Sie es 
am Ende tatsächlich aufgenommen haben. Dafür bin ich 
Ihnen auch dankbar, Herr Pegel,  
 

(Zuruf von Constanze Oehlrich, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

 
aber es gehört doch mal zur Ehrlichkeit dazu,  
 

(Zuruf von Torsten Koplin, Die Linke) 
 
das auch mal zu sagen, das waren nicht Sie.  
 

(Beifall Christiane Berg, CDU) 
 
Und dann stellt sich auch noch der Kollege Noetzel 
hierhin und wirbt dafür auch noch, dass die Drohnen-
abwehr drin ist. Die wollten es aber überhaupt gar nicht 
haben und haben dem Ganzen nur zugestimmt, weil 
diese unsägliche Kontrollquittung mit ins SOG gekom-
men ist. Dafür loben Sie sich hier. Da fällt mir nichts mehr 
zu ein!  
 

(Zuruf von Elke-Annette Schmidt, Die Linke) 
 
Ich finde es nur noch peinlich, nur noch peinlich. 
 
Und als allerletzte Peinlichkeit stellen Sie sich dann alle 
geschlossen über die Regierungsfraktionen und die AfD 
hier hin und machen mir den Vorwurf, ich würde hier 
schlicht und ergreifend nur Wahlkampf betreiben.  
 

(Unruhe vonseiten der Fraktion der SPD – 
Torsten Koplin, Die Linke: Nein! – 

Zuruf von Dr. Sylva Rahm-Präger, SPD) 
 
Ich mache hier seit zehn Jahren, Frau Rahm-Präger,  
 

(Dr. Anna-Konstanze Schröder, SPD: Oh!) 
 
seit zehn Jahren bespiele ich hier massiv die Politik der 
inneren Sicherheit. Ich mache hier eigentlich grundle-
gend gar nichts anderes.  
 

(Rainer Albrecht, SPD: Oh!) 
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Den ganzen Tag beschäftige ich mich mit der inneren 
Sicherheit in unserem Land,  
 

(Elke-Annette Schmidt, Die Linke: Da muss 
man aber Zeit haben für ein Thema!) 

 
und Sie werfen mir jetzt hier mit diesem Antrag, der die 
Kernprobleme in unserem Land der letzten fünf Jahre 
aufweist, Wahlkampf vor! 
 

(Zuruf von Grit Schmelzer, SPD) 
 
Ja, natürlich nutze ich das im Wahlkampf, ich wäre ja 
auch schön blöd, wenn nicht, aber ich tue es hier seit 
zehn Jahren. Und auch das gehört zur Wahrheit dazu, 
und da erwarte ich auch einfach mal, und das gehört zu 
einer vernünftigen, souveränen Politik auch dazu, dass 
man das einer Politikerin, die hier seit zehn Jahren nichts 
anderes macht, nicht vorwirft. Das ist unethisch und das 
ist wirklich nicht in Ordnung. 
 

(Unruhe vonseiten der Fraktion der AfD – 
Beifall vonseiten der Fraktion der CDU – 

Zuruf aus dem Plenum: Mein Gott!) 
 
Und, Herr Kramer, von Ihnen will ich gar nicht anfangen.  
 

(Nikolaus Kramer, AfD: 
Dann lassen Sie es doch!) 

 
Nee, ich muss,  
 

(Dr. Daniel Trepsdorf, Die Linke: Doch, 
fangen Sie mal an! Fangen Sie mal an!) 

 
nee, ich muss kurz, ich habe im Grunde schon,  
 

(Heiterkeit vonseiten der Fraktion der AfD) 
 
kam ja, kam ja nicht viel.  
 

(Zuruf von Thore Stein, AfD) 
 
Dass Ihnen das natürlich nicht recht ist, dass wir das 
Thema als Law-and-Order-Partei hier spielen, ist mir 
klar,  
 

(Unruhe vonseiten der Fraktion der AfD) 
 
weil die AfD das so gerne sein will, ist mir schon klar.  
 

(Unruhe vonseiten der Fraktion der SPD) 
 
Sie wollen die Law-and-Order-Partei sein.  
 

(Zuruf von Stephan J. Reuken, AfD) 
 
Das Einzige, was Sie hier aber immer zustande kriegen, 
ist, die Themen auf bundespolitische Themen runterzu-
brechen, und das große Übel ist immer nur das Thema 
Migration. Aber ich sage Ihnen ganz ehrlich, auch Sie 
sind ein Problem, und zwar, auch Sie sind ein Problem 
für die innere Sicherheit  
 

(Heiterkeit und Zuruf von 
Elke-Annette Schmidt, Die Linke) 

 
und für den gesellschaftlichen Zusammenhalt, der flöten 
geht.  

(Beifall vonseiten der Fraktionen 
Die Linke, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

und Christian Winter, SPD – 
Horst Förster, AfD: Jetzt übertreiben 

Sie aber ein bisschen.) 
 
Das ist Ihre Verantwortung, die Sie bisher getragen ha-
ben, für sonst gar nichts. So!  
 

(Zurufe von Stephan J. Reuken, AfD, 
und Martin Schmidt, AfD) 

 
Frau Oehlrich, Ihnen möchte ich herzlich danken dafür. 
Wenn Ihr einziges Problem ist, dass Ihnen starke Polizei 
nicht so passt, kann ich mit leben, weil,  
 

(Stephan J. Reuken, AfD: Frechheit! – 
Zuruf von Horst Förster, AfD) 

 
Sie haben es ja im Grunde auch gesagt, es geht um die 
moderne Ausrichtung der Polizei. Das habe ich auch so 
gemeint und das haben wir auch im Text noch, ich glau-
be, drei- oder viermal erwähnt. Es geht tatsächlich da-
rum, eine Polizei zukunftsfähig, modern auszustatten und 
auszurüsten. Und ich freue mich sehr, dass wir uns mit 
diesen Punkten, die wir hier im Antrag zum Kernthema 
gemacht haben, auch wiederfinden. Das freut mich sehr. 
Man kann also schon feststellen, die politische Mitte,  
 

(Horst Förster, AfD: 
Ach, das ist die Mitte?) 

 
die politische Mitte weiß, wie sie innere Sicherheit gestal-
ten muss.  
 

(Horst Förster, AfD: Ich habe 
Orientierungsschwierigkeiten.) 

 
Also herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit! 
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen der CDU, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

und der Gruppe der FDP) 
 
Vizepräsidentin Beate Schlupp: Vielen Dank, Frau 
Abgeordnete! 
 
Ums Wort gebeten hat noch einmal für die Fraktion der 
SPD der Abgeordnete Herr Mucha. 
 

(Unruhe vonseiten der Fraktion der AfD 
und Ann Christin von Allwörden, CDU – 

Nikolaus Kramer, AfD: Jaja!) 
 
Ralf Mucha, SPD: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Lieber David! Liebe 
Ann Christin! Ich möchte auch gerne noch mal dagegen-
reden beziehungsweise mich dagegen verwehren, dass 
die Landesregierung, die wir als Koalition mittragen, eine 
Trümmertruppe ist.  
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der SPD – 
David Wulff, FDP: Das habe ich 

nicht gesagt, aber ...) 
 
Also ich glaube, hier genau zugehört zu haben, dass der 
Minister auch gesagt hat in seinen Ausführungen – und 
der Minister kann mich gerne korrigieren –, dass natürlich 
viele Grundsatzsachen von dem Vorgängerministerium 
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beziehungsweise -ministern kamen. Das hat er hier mit 
keinem Wort geleugnet. Wir haben es reinverhandelt,  
 

(Zuruf von Ann Christin von Allwörden, CDU) 
 
wir haben es reinverhandelt in unser Regierungspro-
gramm, in unsere Koalitionsvereinbarung. Wir haben das 
verhandelt gemeinsam in der Koalition und haben es 
dann umgesetzt. Wir haben die finanziellen Mittel zur 
Verfügung gestellt. Ich glaube, ich muss dir oder euch 
nicht erklären, wie Landespolitik oder Regierungsverant-
wortung funktioniert und wie wir das umsetzen.  
 

(Zuruf von Stephan J. Reuken, AfD) 
 
Und, lieber Herr David, auch noch mal – und Ann Christin 
hat das auch gesagt – die Kontrollquittung. Also du hast, 
glaube ich, gesagt, die Kontrollquittung ist der größte 
Misstrauensbeweis, den es gibt.  
 

(Nikolaus Kramer, AfD, und David Wulff, FDP: Ja.) 
 
Wenn ich richtig zugehört habe im Innenausschuss, und 
ich bin, glaube ich, dessen Vorsitzender, wenn ich mich 
richtig erinnere – ja, das bin ich, der Innenminister nickt –,  
 

(Zurufe von Nikolaus Kramer, AfD, 
und Thore Stein, AfD) 

 
und wenn ich da richtig zugehört habe, gilt das an Krimi-
nalitätshotspots.  
 

(Zuruf von Sebastian Ehlers, CDU) 
 
Und wenn ich jetzt mal gucke ins Land, haben wir einen 
einzigen. Das ist, glaube ich, Schwerin am Marienplatz, 
wenn ich mich richtig erinnere. Und da ist auch deutlich 
gesagt worden, dass wir nicht einen zusätzlichen Drucker 
brauchen und dass wir dann auf Anfrage eben die Kon-
trollquittungen erstellen. Also da kann man durchaus un-
terschiedlicher Auffassung sein. Das haben wir gemacht.  
 

(Zuruf von Horst Förster, AfD) 
 
Drohnenabwehr, hat der Minister von Anfang an aus 
meiner Sicht – wie gesagt, ich war im Innenausschuss 
immer dabei – nicht gesagt, er will sich dagegen wehren. 
Wir haben für eine einheitliche, bundeseinheitliche Rege-
lung plädiert. Ich gucke da immer mal hin, 
 

(Zuruf von Ann Christin von Allwörden, CDU) 
 
ob das in meiner Wahrnehmung richtig ist. Und ja, es 
steht da drin, und ja, es ist gefordert worden.  
 

(Ann Christin von Allwörden, CDU: 
Ja, weil es richtig ist.) 

 
Aber zu sagen, es sollte überhaupt nicht sein – es ist 
immer auch von uns mit diskutiert worden. Das wollte ich 
nur mal richtigstellen hier vorne, und ich bedanke mich 
noch mal für die Aufmerksamkeit. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der SPD 
und Dr. Daniel Trepsdorf, Die Linke – 

Zuruf von Ann Christin von Allwörden, CDU) 
 
Vizepräsidentin Beate Schlupp: Vielen Dank, Herr 
Abgeordneter!  

Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Ich schließe 
die Aussprache.  
 
Wir kommen zur Abstimmung.  
 
Ich lasse zunächst über den Änderungsantrag der Fraktion 
der AfD auf Drucksache 8/6631 abstimmen. Wer dem zu-
zustimmen wünscht, den bitte ich jetzt um ein Handzei-
chen. – Die Gegenprobe. – Gibt es Stimmenthaltungen? – 
Damit ist der Änderungsantrag auf Drucksache 8/6631 bei 
Zustimmung durch die Fraktion der AfD und einer fraktions-
losen Abgeordneten, ansonsten Ablehnung abgelehnt.  
 
Wer dem Antrag der Fraktion der CDU auf Drucksa-
che 8/6591 zuzustimmen wünscht, den bitte ich jetzt um ein 
Handzeichen. – Die Gegenprobe. – Gibt es Stimmenthal-
tungen? – Damit ist der Antrag auf Drucksache 8/6591 mit 
den Stimmen der Fraktionen von SPD und Die Linke, bei 
Zustimmung durch die Fraktion der CDU, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN, der Gruppe der FDP und zweier fraktions-
loser Abgeordneter und Stimmenthaltung der Fraktion 
der AfD abgelehnt. 
 
Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 24: Beratung des 
Antrages der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – Echte 
Bildungsreform wagen – Für ein zukunftsfähiges, inklusi-
ves und chancengerechtes Schulsystem in Mecklenburg-
Vorpommern, Drucksache 8/6595.  
 
Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
Echte Bildungsreform wagen – 
Für ein zukunftsfähiges, inklusives  
und chancengerechtes Schulsystem  
in Mecklenburg-Vorpommern  
– Drucksache 8/6595 – 
 
Das Wort zur Begründung hat für die Fraktion BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN die Abgeordnete Frau Wegner. 
 
Jutta Wegner, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Liebe Frau 
Präsidentin! Kolleginnen und Kollegen! Dieser Antrag 
beginnt eigentlich mit einer unbequemen Wahrheit: Un-
ser Bildungssystem passt immer weniger zu der Realität, 
die jeden Morgen in unseren Klassenräumen sitzt. Und 
genau deshalb reicht es nicht mehr, ein bisschen nach-
zusteuern, ein bisschen zu verwalten, ein bisschen zu 
flicken, denn unsere Schulen stehen nicht vor einer kur-
zen Belastungsphase, sie stehen seit Langem eigentlich 
vor einem strukturellen Wendepunkt.  
 
Unsere Lehrkräfte leisten Enormes, unsere Schulen 
leisten Enormes, aber sie tun das in einem System, das 
längst an seine Grenzen gekommen ist. Fast jedes zehn-
te Kind hat heute einen sonderpädagogischen Förder-
bedarf. Die Mehrheit dieser Kinder lernt bereits an Regel-
schulen. Vielfalt ist längst Realität, Inklusion ist längst 
Realität, aber die Strukturen stammen vielerorts noch 
aus einer Zeit, in der Schule auf möglichst homogene 
Klassen ausgelegt war.  
 
Und genau deshalb erleben wir heute Überforderung, 
nicht, weil Lehrkräfte versagen, sondern weil Politik viel 
zu lange zugeschaut hat, wie Anforderungen wachsen, 
ohne das System grundlegend zu verändern. Und die 
moderne Lern- und Entwicklungsforschung zeigt doch, 
zeigt doch längst, dass dieses alte Denken nicht mehr 
funktioniert. Kinder lernen nicht am besten unter Dauer-
stress, Druck und Überforderung. Kinder lernen am bes-
ten, wenn sie individuell unterstützt werden, wenn sie,  
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(Horst Förster, AfD: Das war schon immer so.) 
 
wenn sie stabile Beziehungen erleben, wenn Schule Zeit 
für Förderung hat und wenn unterschiedliche Kompeten-
zen zusammenkommen. 
 
Deshalb brauchen wir endlich Schulen, die nicht im 
Gestern organisiert sind, sondern im Heute. Und genau 
darum geht es in diesem Antrag. Wir wollen nicht länger 
ein System verwalten, das sichtbar an seine Grenzen 
kommt, wir wollen Schule neu organisieren.  
 

(Beifall vonseiten der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

 
Im Zentrum steht dabei die multiprofessionelle Schule, 
und ich freue mich sehr, dass das inzwischen in fast allen 
Sprachgebräuchen angekommen ist. Am Anfang dieser 
Legislatur haben Sie alle, glaube ich, geguckt und ge-
fragt: Was ist das denn?  
 

(Andreas Butzki, SPD: So ein Quatsch!) 
 
Danke!  
 
Und ich sage ausdrücklich, multiprofessionelle Teams 
sind für uns kein Zusatzprogramm, keine nette Ergän-
zung, kein pädagogisches Luxusprojekt. Sie sind die 
Voraussetzung dafür, dass Schule im 21. Jahrhundert 
überhaupt noch funktionieren kann. Denn die Vorstellung, 
dass eine einzelne Lehrkraft gleichzeitig unterrichten, 
individuell fördern, soziale Krisen auffangen, psychische 
Belastungen begleiten und Inklusion allein stemmen soll, 
diese Vorstellung ist schlicht nicht realistisch.  
 
Deshalb sagen wir klar, Schule braucht Teamarbeit. 
Lehrkräfte kümmern sich um Unterricht und fachliches 
Lernen, Sozialpädagog/-innen unterstützen Kinder im 
Alltag, Schulpsycholog/-innen helfen bei Krisen, Sonder-
pädagog/-innen organisieren individuelle Förderung, nicht 
als Anhängsel, nicht nebeneinanderher, sondern gemein-
sam, auf Augenhöhe.  
 
Und genau hier liegt der Unterschied zur Landesregie-
rung. Die Landesregierung verwaltet den Mangel, wir 
wollen die Struktur verändern.  
 

(Zuruf von Torsten Renz, CDU) 
 
Die Landesregierung setzt auf punktuelle Modellprojekte, 
wir sagen, Unterstützung darf kein Zufall sein,  
 

(Beifall vonseiten der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

 
denn 50 multiprofessionelle Fachkräfte für über 600 Schu-
len ist keine Reform, das ist ein Tropfen auf den heißen 
Stein. Was wir brauchen, ist ein echtes Regelsystem.  
 
Und an Herrn Butzki: Wenn Sie sagen, Sie kennen das 
eigentlich schon lange als Projekt, dann verstehe ich 
nicht, warum es nicht endlich und schon viel, viel länger 
auf dem Weg ist,  
 

(Zuruf von Torsten Renz, CDU) 
 
verlässlich, flächendeckend, dauerhaft. Denn gute Schule 
entsteht nicht durch kurzfristige Programme, gute Schule 
entsteht durch starke Strukturen.  

Und ja, das kostet Geld. Aber hören wir doch endlich auf, 
bei Bildung immer zuerst über Kosten zu sprechen! Die 
Wahrheit ist doch, es wird uns viel teurer zu stehen 
kommen, nichts zu verändern, denn schlechte Bildung 
kostet Chancen, sie kostet Fachkräfte, sie kostet gesell-
schaftlichen Zusammenhalt und sie kostet Vertrauen in 
die Demokratie. Jede Investition in Bildung ist eine Inves-
tition in die Zukunft dieses Landes.  
 

(Beifall vonseiten der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

 
Deshalb brauchen wir endlich den Mut zum Umdenken.  
 
Und wir müssen als Bundesland vorangehen. Natürlich 
braucht es auch auf Bundesebene mehr Investitionen in 
Bildung, aber Mecklenburg-Vorpommern kann nicht da-
rauf warten, bis irgendwann andere handeln. Unsere 
Verantwortung beginnt hier und jetzt. Darum wollen wir 
Schulen mehr Eigenverantwortung geben, denn gute 
Schule entsteht nicht im Ministerium, gute Schule ent-
steht vor Ort. Schulen brauchen Handlungsspielräume. 
Sie müssen Personal und Ressourcen flexibel einsetzen 
können. Und sie brauchen starke Leitungsstrukturen, 
damit multiprofessionelle Zusammenarbeit im Alltag auch 
wirklich funktioniert.  
 
Und selbstverständlich gilt das auch für den ländlichen 
Raum, denn gute Bildung darf niemals von der Postleit-
zahl abhängen. Darum setzen wir auf mobile Teams, 
regionale Unterstützungszentren und digitale Beratungs-
strukturen. Kein Kind darf schlechtere Chancen haben, 
nur weil es auf dem Land lebt.  
 
Meine Damen und Herren, dieser Antrag ist kein Antrag 
für kosmetische Veränderungen, er ist ein Antrag für 
einen echten Systemwechsel,  
 

(Torsten Renz, CDU: 
Den hätten Sie mal zu Beginn 
der Legislatur stellen müssen.) 

 
weg von der dauernden Überforderung, ... 
 

(Zuruf von Torsten Renz, CDU) 
 
Sie müssen mir auch die Zeit lassen, mich in dieses 
Thema einzuarbeiten, Herr Renz.  
 

(Heiterkeit bei Wolfgang Waldmüller, CDU – 
Glocke der Vizepräsidentin) 

 
... weg vom Zufallssystem, weg vom ewigen Krisenmodus, 
hin zu einer Schule, die Kinder stärkt, hin zu einer Schu-
le, die Lehrkräfte entlastet, hin zu einer Schule, die end-
lich zur Realität des 21. Jahrhunderts passt. Denn gute 
Schule ist nicht die Schule, die irgendwie gerade noch 
durchkommt, gute Schule ist die Schule, die jedem Kind 
wirklich Chancen eröffnet. Und genau deshalb brauchen 
wir jetzt den Mut zur echten Bildungsreform. – Vielen 
Dank! 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

 
Vizepräsidentin Beate Schlupp: Vielen Dank, Frau 
Abgeordnete!  
 

(Zuruf von Torsten Renz, CDU) 
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Gemäß Paragraf 84 Absatz 1 unserer Geschäftsordnung 
ist eine Aussprachezeit von bis zu 35 Minuten vorgese-
hen.  
 

(Torsten Renz, CDU: 
Ich weiß nicht, wie ich mit 

diesem Antrag umgehen soll.) 
 
Zu diesem Tagesordnungspunkt wurde zusätzliche Re-
dezeit gemäß Paragraf 84 Absatz 1a unserer Geschäfts-
ordnung angemeldet. Ich sehe und höre dazu keinen 
Widerspruch, dann ist das so beschlossen.  
 
Die Fraktion der AfD hat beantragt, ihren Redebeitrag zu 
diesem Tagesordnungspunkt gemäß Paragraf 83a unse-
rer Geschäftsordnung zu Protokoll zu geben. Gibt es 
hierzu Widerspruch? – Das sehe und höre ich nicht,  
 

(Zuruf von Dr. Harald Terpe, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

 
dann ist das so beschlossen. Ich eröffne die Aussprache.  
 
Ums Wort gebeten hat für die Landesregierung und  
in Vertretung der Bildungsministerin die Justizministerin 
Frau Bernhardt. 
 
Ministerin Jacqueline Bernhardt: Sehr geehrte Frau 
Landtagspräsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! 
In Vertretung von Frau Oldenburg darf ich ausführen, 
Bildung ist und bleibt die zentrale Zukunftsfrage unseres 
Landes, deshalb können wir uns nicht oft genug darüber 
unterhalten. Deshalb möchte Frau Oldenburg heute auch 
gerne die Chance nutzen über mich, über Chancen-
gerechtigkeit, multiprofessionelle Teams, über Inklusion, 
also über unsere Schulen zu sprechen, 
 

(Zuruf von Torsten Renz, CDU) 
 
denn es ist unbestritten, dass jedes Kind in Mecklenburg-
Vorpommern die Chance erhalten muss, seinen ganz 
individuellen Bildungsweg erfolgreich zu gehen. Das ist 
seit Jahren das Ziel dieser Landesregierung und es be-
deutet ganz konkret: mehr Unterricht, mehr Köpfe, mehr 
Zeit.  
 

(Unruhe vonseiten der Fraktion der AfD 
und der Gruppe der FDP) 

 
Aber bei jeder Änderung muss immer bedacht werden, 
dass sie bei laufendem Schulbetrieb umgesetzt wird. So 
hat das Bildungsministerium in den letzten Jahren über 
1.100 zusätzliche Pädagoginnen und Pädagogen einge-
stellt. Es hat mehr Unterricht von der Grundschule bis 
zum Abitur eingeführt und somit bis zu 16 Stunden mehr 
Unterrichtszeit zum Erwerb und zur Festigung der Basis-
kompetenzen gewonnen,  
 

(Torsten Renz, CDU: Das ist 
eine Mogelpackung, Frau Ministerin.) 

 
das alles bei laufendem Motor, denn jedem von uns ist 
klar, dass Schulen nicht geschlossen werden können, um 
tiefgreifende Reformen umzusetzen.  
 
Diese Bedingungen werden aber im Antrag von 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zu wenig beachtet. Ebenso 
suggerieren die Antragsteller in weiten Teilen, dass ge-
lingende Bildungspolitik und hier besonders der Weg zu 

mehr Chancengerechtigkeit erst mit dem Antrag ihren 
Anfang finden würden. Aber genau das Gegenteil ist der 
Fall, denn bereits 2024 hat das ifo Institut unserem Bun-
desland bescheinigt, dass wir auf dem ersten Platz im 
Bereich der Chancengerechtigkeit liegen. Insofern gehen 
wir voran.  
 
Das bedeutet, dass bei uns der Bildungserfolg der Kinder 
und Jugendlichen weniger von ihrer sozialen Herkunft 
abhängig ist als in allen anderen Bundesländern. Und 
das ist nicht vom Himmel gefallen, sondern liegt ursäch-
lich an den grundständigen Verbesserungen in der Bil-
dungspolitik in den vergangenen Jahren. Einige habe ich 
bereits zu Beginn der Rede ausgeführt.  
 
Sehr geehrte Damen und Herren, dennoch sind die 
Aufgaben weiterhin sehr groß. Mehr Schülerinnen und 
Schüler mit Unterstützungsbedarf, ein anhaltender Fach-
kräftemangel und steigende Anforderungen an Schulen 
als Lern-, Lebens- und Sozialraum, darauf reagiert das 
Bildungsministerium nicht mit Worthülsen, sondern mit 
ganz konkreten Initiativen. So hat das Bildungsministeri-
um und insbesondere die Bildungsministerin die Inklusi-
onsstrategie des Landes weiterentwickelt,  
 

(Torsten Renz, CDU: Was hat sie?!) 
 
sie hat die Förderschulen und den gemeinsamen Unter-
richt gestärkt und gleichzeitig hat sie begonnen,  
 

(Zuruf von Torsten Renz, CDU) 
 
gezielt die individuelle Förderung aller Kinder zu verbes-
sern. Denn Inklusion bedeutet nicht Gleichmacherei, 
Inklusion bedeutet, jedes Kind bestmöglich zu fördern.  
 

(Zuruf von Torsten Renz, CDU) 
 
Deshalb hat Frau Oldenburg unter anderem Familien-
klassenzimmer eingerichtet, flexible Lerngruppen ge-
schaffen, kleine und große Schulwerkstätten ausgebaut, 
zusätzliche Lehrkräfte sowie mehr als 200 unterstützen-
de pädagogische Fachkräfte eingestellt.  
 
Und hier wird bereits deutlich, dass das Bildungsministe-
rium einen Schwerpunkt in die Stärkung der multiprofes-
sionellen Teams legt, und nicht, wie im Antrag beschrie-
ben,  
 

(Zuruf von Marc Reinhardt, CDU) 
 
hier gänzlich am Anfang steht, denn tatsächlich arbeiten be-
reits heute Hunderte multiprofessionelle Fachkräfte an den 
Schulen in Mecklenburg-Vorpommern: 825 unterstützende 
pädagogische Fachkräfte, 240 Alltagshilfen, 45 multipro-
fessionelle Fachkräfte, 22 Schulpsychologinnen und Schul-
psychologen sowie die 4 Servicestellen Inklusion, die 
längst Bestandteil des Systems sind, genau wie die För-
derschulen, die parallel aufgebauten Lerngruppen und 
die Schulen mit spezifischer Kompetenz. So erarbeitet 
das Bildungsministerium die Unterstützung der Schüle-
rinnen und Schüler sowie die Entlastung der Lehrkräfte 
verantwortungsvoll und qualitätsgesichert.  
 
Sehr geehrte Damen und Herren, Bildungsgerechtigkeit 
entsteht vor allem durch guten Unterricht. Ich glaube, da 
sind wir uns ja alle einig. Deshalb ist die Förderung der 
Basiskompetenzen eines der zentralen Anliegen von 
Frau Oldenburg. Mit dem Leseband hat das Bildungs-
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ministerium an allen staatlichen Grundschulen täglich 
20 Minuten verbindliche Lesezeit eingeführt, denn Lesen 
ist die Grundlage für einen Bildungserfolg. Das Bildungs-
ministerium hat die Kernfächer gestärkt von Klasse 3 
bis zum Mathematikabitur. Das Bildungsministerium und 
Frau Oldenburg haben die Sprachbildung ausgebaut, sie 
fördern die MINT-Kompetenzen und sie investieren mit 
dem Startchancen-Programm gezielt in 70 Schulen in 
besonderen Lagen, und das alles nicht nur im laufenden 
Betrieb, sondern auch mit einem bundesweiten Lehrkräfte-
mangel.  
 
Jede noch so kleine Verbesserung braucht immer zu-
sätzliches Personal. Auch das lässt der Antrag unbe-
rücksichtigt. Die Antragsteller vermitteln den Eindruck, als 
könnte man personell, finanziell und schulorganisatorisch 
immer aus dem Vollen schöpfen. Die rot-rote Landes-
regierung hat es trotz der schwierigen Lage geschafft, 
seit 2021 4.763 Lehrkräfte neu einzustellen und fast 
800 Referendarinnen und Referendare darüber hinaus 
auszubilden.  
 

(Zuruf von Torsten Renz, CDU) 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, um die Lehrkräfte auch 
hervorragend auszubilden, hat das Bildungsministerium 
nicht nur die Seiteneinsteigerausbildung grundständig 
verändert, sondern auch die Lehrkräftebildung umfas-
send reformiert, das Referendariat umstrukturiert und 
beides somit praxisnäher und flexibler gestaltet. In die-
sem gesamten Prozess der Verbesserung der Unter-
richts- und Arbeitsbedingungen nützt niemandem eine 
Symbolpolitik, sondern nur langfristige und tragfähige 
Entwicklungen, denn am Ende geht es um eine ganz 
einfache, aber entscheidende Frage: Wie gelingt es, 
jedem Kind die bestmöglichen Startchancen zu geben? 
Es gelingt, wenn wir Qualität vor Tempo stellen, wenn 
wir Schule nicht als Reparationsbetrieb der Gesellschaft 
überfrachten und wenn wir gemeinsam Verantwortung 
übernehmen für Kinder, für Eltern und für die Lehrkräfte 
in Mecklenburg-Vorpommern. Diesen Weg geht Frau 
Oldenburg konsequent und umsichtig weiter. – Ich danke 
Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen 
der SPD und Die Linke) 

 
Vizepräsidentin Beate Schlupp: Vielen Dank, Frau 
Ministerin!  
 
Die Ministerin hat die angemeldete Redezeit um zwei 
Minuten überschritten.  
 
Das Wort hat jetzt für die Fraktion der CDU der Abgeord-
nete Herr Renz. 
 
Torsten Renz, CDU: Sehr geehrte Frau Präsidentin! 
Meine Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und 
Herren!  
 
Sehr geehrte Frau Ministerin Bernhardt – wo ist sie? –, 
also ich weiß nicht, wenn ich in Ihrer Situation wäre, das 
möchte ich mal einfach so persönlich sagen, ob ich dann 
das alles so eins zu eins vorlesen würde, wenn sehr 
offensichtlich da Dinge drinstehen, die, na ja, nahe an 
der Wahrheit vielleicht vorbeigehen.  
 
Insbesondere, wenn ich jetzt den Punkt Inklusion nehme, 
das will ich einfach mal aufrufen: Sie sprechen davon, die 

Inklusion wurde weiterentwickelt. Auch in Rücksprache 
mit meinem geschätzten Kollegen Herrn Terpe glauben 
wir uns einfach nur verhört zu haben, sondern wahr-
scheinlich muss es heißen, die Inklusion wurde abgewi-
ckelt, weil ich weiß nicht, ob Sie sich nicht erinnern kön-
nen, ob Sie nicht anwesend waren, dass dieser Landtag 
auf Antrag von Linken und SPD – in welcher Reihenfol-
ge, weiß ich nicht genau – beschlossen hat, die Inklusion 
wird gestoppt. Sie haben sich ja gar nicht mehr getraut, 
die Gesetzesänderung einzubringen.  
 

(Zuruf von Andreas Butzki, SPD) 
 
Ich denke, es ist am Widerstand von Herrn Butzki ge-
scheitert, so kurz vor der Wahl. Aber Sie haben es ein-
fach gestoppt. Sie haben sie verlängert, verlängert, ge-
schoben, da hat er sich schon immer so schwergetan. 
Jetzt haben Sie gar nichts mehr gemacht. Insofern kön-
nen Sie beim nächsten Mal vielleicht darüber nachden-
ken, über meinen persönlichen Rat.  
 
Fakt ist aber auch, die Bildungsministerin in Vertretung 
führt hier aus, über 4.000 Neueinstellungen. Ich meine, 
dann gehe ich doch mit offenen Augen durch die Welt 
und frage mich, warum gibt es Unterrichtsausfall, warum 
schreien sie an allen Ecken und Enden dieses Landes, dass 
nicht genug Lehrer da sind, der Unterricht kann nicht 
abgedeckt werden, und dann stellen Sie sich politisch 
hier hin und sagen, Jubelmeldung, 4.000 Neueinstellun-
gen. Sie sagen gar nicht, wie viele davon in Teilzeit ar-
beiten, Sie sagen nicht, bei wie vielen Stellen gleichzeitig 
Altersabgänge und so weiter stattgefunden haben.  
 

(Zuruf von Jeannine Rösler, Die Linke) 
 
Die Zahl 4.000 sagt uns gar nichts, außer dass Sie sagen, 
Schulterklopfen, Jubelmeldung, aber ansonsten ist doch der 
Zustand Bildungsnotstand in Mecklenburg-Vorpommern, 
das, was ich schon die ganze Zeit sage. Insofern ist es 
also jetzt tatsächlich über zwei Minuten notwendig gewe-
sen, sich auch mit der Rede, die im Bildungsministerium 
geschrieben wurde, auseinanderzusetzen.  
 
Eigentlich komme ich jetzt aber dann zum Wesentlichen, 
zum Antrag von Frau Wegner und von den GRÜNEN.  
 

(Jutta Wegner, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Endlich!) 

 
Ich weiß gar nicht, ob Sie die Reaktion ernst gemeint 
haben, als ich gesagt habe, so ein umfangreicher Antrag 
zum Ende der Legislatur, der ja sozusagen global das 
Bildungsthema aufmacht, dass Sie auch nur ansatzweise 
glauben, dass Rot-Rot hier überhaupt darüber nach-
denkt, diesem Antrag zuzustimmen. Das ist ja schon 
völlig ausgeschlossen, weil das erste Argument zieht, er 
kommt zu spät.  
 

(Zuruf von Jutta Wegner, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

 
Insofern, Frau Wegner, es ist tatsächlich so, ich muss 
das echt anerkennen und loben, dass Sie so einen um-
fangreichen Antrag, Beschlusstext drei Seiten, zu Papier 
gebracht haben und dann noch drei Seiten Begründung. 
Und ich würde Ihnen vielleicht empfehlen, da ja die Bil-
dungspolitik sozusagen von Ihnen global ins Schaufens-
ter gestellt wird, das in der nächsten Legislaturperiode in 
die Enquetekommission einzubringen, weil hier geht 
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es ja um Grundlegendes. Da müssen Sie eine Enquete-
kommission bilden und sagen,  
 

(Zuruf von Jens Schulze-Wiehenbrauk, AfD) 
 
gerade bei solchen Themen – Strukturreformen – müs-
sen wir alle gesellschaftlichen Kräfte zusammenholen, 
damit es nicht parteipolitisch hier instrumentalisiert wird. 
Das wäre sicherlich ein guter Vorschlag, über den man 
sich dann noch mal austauschen sollte.  
 
Aber wenn man dann genauer zuhört und Sie immer von 
Strukturveränderungen sprechen, Frau Wegner,  
 

(Unruhe vonseiten der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

 
Frau Wegner, wenn Sie von Strukturveränderungen 
sprechen, wir brauchen starke Strukturen, und immer 
wieder das Thema Bildung ansprechen, dann ist schon 
mal die Frage, was meinen Sie damit überhaupt. Und ich 
habe tatsächlich überlegt, ob wir diesem zustimmen 
können. Aber jetzt, wenn Sie das so ausführen und dann 
auch ich insbesondere mir Ihren Punkt 8 anschaue, die 
Strukturen des Schulsystems sind „grundlegend“ zu 
verändern, da muss ich Ihnen ganz ehrlich sagen, das 
erinnert mich an unsere gemeinsame Podiumsdiskussion 
im Januar in Neubrandenburg bei den Schulleitern.  
 

(Jutta Wegner, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Stimmt.) 

 
Und da war so sinngemäß die Frage zur Zukunft der 
Gymnasien beziehungsweise zur Zukunft der Strukturen 
in Mecklenburg-Vorpommern, und darum geht es ja hier 
im Prinzip. Und die erste Überraschung, die ich da erlebt 
habe, war, dass Frau Julitz die Orientierungsstufe infrage 
gestellt hat. Also das war sehr überraschend für mich. 
Herr Butzki wird das nicht unbedingt wissen, er hat ja 
auch am Wahlprogramm nicht mitgearbeitet, aber es 
kann schon sein, dass die Strukturen da irgendwie von 
der SPD, der SPD der Zukunft, auch infrage gestellt 
werden. Auf alle Fälle wissen wir alle, das mit der Orien-
tierungsstufe ist nicht ganz rund. Aber das war für mich 
eine wesentliche Aussage, die ich so erstaunt zur Kennt-
nis genommen habe, dass Sie das erste Mal eigentlich 
als SPD auch die Schulstrukturen in diesem Lande infra-
ge stellen. 
 
Aber das war ja erst der Anfang der Diskussion. Es ging 
ja dann weiter. Frau Rösler, die hat sich ja dann mehr 
oder weniger klar festgelegt, aus meiner Erinnerung 
heraus würde sie es sogar gut finden, bis Klasse 10 
gemeinsames Lernen. Das ist ...  
 

(Jeannine Rösler, Die Linke: 
Nee, das habe ich nicht gesagt.) 

 
War nur bis 8? War nur bis 8. Ich glaube, es war bis 10.  
 

(Jeannine Rösler, Die Linke: 
Nein, war es nicht.) 

 
Aber Fakt ist ja,  
 

(Jeannine Rösler, Die Linke: 
Da haben Sie sich verhört.) 

 
das ist ein Eingriff in die Struktur.  

(Jeannine Rösler, Die Linke: 
Schlecht erinnert.) 

 
Und Frau Wegner, die hat so sinngemäß transportiert, 
sie bräuchte eigentlich gar kein Gymnasium, eine ge-
meinsame Schule von 1 bis 12 oder 1 bis 13 für alle.  
 

(Wolfgang Waldmüller, CDU: Was?!) 
 
Die FDP war gar nicht anwesend, die können das also 
auch nicht wissen.  
 
Insofern langer Rede kurzer Sinn, die Gefahr, dass durch 
die Hintertür hier Strukturreformen vorgenommen wer-
den, die ist groß.  
 

(Jutta Wegner, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Das ist doch lächerlich.) 

 
Ich will das einfach nur,  
 

(Jutta Wegner, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Das ist doch lächerlich, Herr Renz.) 

 
ich will Sie da einfach nur mal erinnern, weder im SPD-
Wahlprogramm oder im Linken-Wahlprogramm stand 
irgendetwas davon drin,  
 

(Zuruf von Jutta Wegner, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

 
das Lehramt für Regionale Schule abzuschaffen, stand 
auch nicht im Koalitionsvertrag. Sie haben es einfach ge-
macht, sie haben es einfach in dieser Legislaturperiode 
gemacht.  
 

(Zuruf von Marc Reinhardt, CDU) 
 
Und deswegen haben wir die große Sorge,  
 

(Zuruf von Thomas Krüger, SPD) 
 
dass auch Strukturreformen einfach mal so gemacht 
werden.  
 

(Thomas Krüger, SPD: Nee, 
haben Sie nicht. Haben Sie nicht.) 

 
Und deswegen können wir nur davor warnen, wir brau-
chen ein gegliedertes Schulsystem, Regionale Schule 
gestärkt und das Gymnasium gestärkt. Und das wird es 
nur mit der CDU geben, indem wir dann ganz klar die 
Zugangsvoraussetzungen zum Gymnasium verschärfen,  
 

(Jens Schulze-Wiehenbrauk, AfD: 
Das haben wir vorgeschlagen.) 

 
dass wir die Regionale Schule aufgrund der Rahmen-
bedingungen stärken. 
 

(Zuruf von Jens Schulze-Wiehenbrauk, AfD) 
 
Und dann ist auch der Erhalt des Gymnasiums gesichert.  
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der CDU) 
 
Alles andere, meine sehr geehrten Damen und Herren, 
sind Experimente. Und da kann ich den Wähler nur davor 
warnen,  
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(Zuruf von Elke-Annette Schmidt, Die Linke) 
 
leichtsinnig im Bildungsbereich seine Stimme zu verge-
ben, weil es gibt eben insbesondere bei Rot-Rot einiges, 
das schreiben Sie nicht auf, das sagen Sie nicht, das 
machen Sie einfach.  
 

(Zuruf von Elke-Annette Schmidt, Die Linke) 
 
Und in Zusammenarbeit mit Ihnen dann die Strukturen zu 
ändern, der GRÜNEN, also den Weg können wir nicht 
gemeinsam mitgehen. Und deswegen wird aus einer 
angedachten Zustimmung,  
 

(Zuruf von Andreas Butzki, SPD) 
 
möglichen Enthaltung, wird eine klare Ablehnung. – 
Herzlichen Dank! 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der CDU) 
 
Vizepräsidentin Beate Schlupp: Vielen Dank, Herr 
Abgeordneter!  
 
Das Wort hat jetzt für die Fraktion der SPD der Abgeord-
nete Herr Butzki. 
 

(Zuruf von Marc Reinhardt, CDU) 
 
Andreas Butzki, SPD: Das versuche ich.  
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen und 
Kollegen! Zu so später Stunde jetzt noch so eine bil-
dungsintensive Debatte.  
 
Vorneweg muss ich erst mal sagen, ich finde das ganz 
schwach von der AfD, wenn der zukünftige Fraktions-
vorsitzende und der Bildungssprecher eine Rede hier 
nicht halten kann, aus welchen Gründen auch immer, 
dass nicht ein anderer aus der Fraktion reden darf und 
dass ...  
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der CDU – 
Jan-Phillip Tadsen, AfD: 

Wofür gibt es denn die Option?) 
 
Sie sagen ja immer, Sie sind so flexibel und so weiter.  
 

(Zuruf von Jan-Phillip Tadsen, AfD) 
 
Wenn ich mich heute recht erinnere, hat Herr Koplin 
heute eine Rede vorgetragen von dem erkrankten Herrn 
Albrecht und so weiter. Das gehört sich einfach so,  
 

(Zuruf von Torsten Renz, CDU) 
 
so, wie wir es gehört haben von der Ministerin,  
 

(Zuruf von Dr. Harald Terpe, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

 
dass sie dann die andere Ministerin vertritt. 
 

(Beifall Julian Barlen, SPD, 
und Torsten Koplin, Die Linke) 

 
Aber das muss die AfD mit sich ausmachen. Die Mög-
lichkeit besteht ja, zu Protokoll zu geben, aber es ist eine 
schwache Kür  

(Unruhe bei Jens Schulze-Wiehenbrauk, AfD, 
und Torsten Renz, CDU) 

 
und das können Sie sich auch merken.  
 

(Glocke der Vizepräsidentin) 
 
Um das vorneweg festzuhalten, die SPD steht zur Inklu-
sion. Deshalb hat die Koalition auch in der letzten Land-
tagswoche einen wichtigen Antrag eingebracht. Den 
haben wir doch alle, denke ich, die jetzt zumindest hier 
so sitzen, gut verfolgt und, ich denke, auch leidenschaft-
lich diskutiert und letztendlich beschlossen. Wir haben 
uns über einen Fahrplan verständigt. Wir wollen einen 
großen Beteiligungsprozess organisieren. Die Koalition 
hat die Vorstellungen klar dargelegt, ist in allen Punkten 
gesprächsbereit und offen für Vorschläge.  
 

(Zuruf von Marc Reinhardt, CDU) 
 
Ziel ist es, einen Gesetzentwurf zu erarbeiten, hinter dem 
sich möglichst viele versammeln können.  
 

(Zuruf von Torsten Renz, CDU) 
 
Und bei allen Betrachtungen stehen unsere Kinder immer 
im Mittelpunkt. Das war das, was wir in der letzten Wo-
che besprochen haben.  
 
Nachdem wir jetzt fast in jeder Landtagswoche über 
Inklusion diskutiert haben, liegt uns jetzt dieser Antrag 
von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vor. Nicht 
nur in meinen Augen ist das das Wahlprogramm der 
GRÜNEN, das haben wir schon von Herrn Renz jetzt 
gehört, und einige geforderte Punkte dieses Antrages 
stehen schon in dem Koalitionsantrag, den wir in der 
letzten Landtagswoche beschlossen haben im Mai 2026, 
aber mehrere Punkte können wir und werden wir nicht 
mittragen.  
 
Es gibt einen entscheidenden Unterschied zum Koaliti-
onsantrag, das muss ich wirklich den GRÜNEN ins 
Stammbuch schreiben: Die Koalition will einen großen 
Beteiligungsprozess zur Novellierung des Schulgesetzes 
organisieren, die GRÜNEN sehen das in dem Antrag 
nirgends vor.  
 

(Vizepräsidentin Elke-Annette Schmidt 
übernimmt den Vorsitz.) 

 
Das wird hier von vier Abgeordneten vorgeschlagen, und 
dann soll das, wenn er die Mehrheit kriegt, dann einfach 
umgesetzt werden.  
 
Und schauen wir uns mal den Antrag genauer an. Unter 
I.2. im ersten Satz lesen wir: „Gute Schule ist eine inklu-
sive Schule, in der alle Kinder gemeinsam lernen und 
individuell gefördert werden, ohne getrennte Systeme.“ 
Das würde bedeuten, Herr Renz hat es ja schon gesagt, 
das Gymnasium wird abgeschafft,  
 

(Torsten Renz, CDU: Siehste!) 
 
und alles ohne Diskussion.  
 

(Torsten Renz, CDU: Siehste!) 
 
Das würde, glaube ich, einen großen Teil der Bevölke-
rung mit Sicherheit in MV auf die Barrikaden treiben, und 



128  Landtag Mecklenburg-Vorpommern – 8. Wahlperiode – 134. Sitzung am 4. Juni 2026 

 

das zu Recht, oder – vielleicht ist das Ihr Ziel – dass sie zu 
einer freien Schule wechseln. Und wie gesagt, vielleicht 
ist das Ihr Ziel. Und so eine gravierende Forderung zur 
Änderung des Schulwesens in Mecklenburg-Vorpommern 
gab es seit 1991 nicht.  
 

(Unruhe bei Jens Schulze-Wiehenbrauk, AfD, 
und Wolfgang Waldmüller, CDU) 

 
Und über die Kosten der Umstellung wird kein Wort verlo-
ren. Und wenn wir uns an 1991 noch mal zurückerinnern, 
einige werden das vielleicht,  
 

(Zuruf von Torsten Renz, CDU) 
 
uns wurde aus den alten Ländern, wo Sie ja auch her-
kommen, diese Dreigliedrigkeit hier aufgedrückt. Sach-
sen hat es anders gemacht, die haben die Mittelschule 
und das Gymnasium eingeführt. Punkt! Die hatten immer 
Ruhe, Thüringen genau das Gleiche. Brandenburg hat 
überwiegend die Gesamtschule eingeführt und eine 
Grundschule von 1 bis 6, was wesentlich vernünftiger ist 
als von 1 bis 4, 5/6 der erste Schulwechsel, nachher 
dann wieder. Es ist keine gute Lösung, das wissen wir,  
 

(Unruhe vonseiten der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 

Zuruf von Jens Schulze-Wiehenbrauk, AfD) 
 
und deswegen hat Frau Julitz das sicherlich auch ange-
sprochen, und das ist die Schwierigkeit.  
 
Und unter II.3. lesen wir: „Aufgaben neu zu ordnen und 
Lehrkräfte zu entlasten“. Und später heißt es im gleichen 
Punkt: „Lehrkräfte sind für den Unterricht sowie das fach-
liche Lernen zuständig.“ Da fragt sich auch, wo bleibt der 
Erziehungsauftrag der Lehrkräfte?! Ich lese Ihnen mal 
unter Paragraf 100 Absatz 2 des Schulgesetzes: „Die 
Lehrerinnen und Lehrer unterrichten und erziehen in 
eigener pädagogischer Verantwortung. Sie sind an den 
Bildungs- und Erziehungsauftrag der Schule, die Rah-
menpläne sowie an die Beschlüsse der Konferenzen und 
Anordnungen der Schulaufsicht gebunden.“ 
 
Vizepräsidentin Elke-Annette Schmidt: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage? 
 
Andreas Butzki, SPD: Gerne. 
 

(Marc Reinhardt, CDU: Oha!) 
 
Vizepräsidentin Elke-Annette Schmidt: Bitte schön, 
Herr Renz! 
 
Torsten Renz, CDU: Danke, Herr Kollege!  
 
Sie haben jetzt sozusagen die Probleme, die Frau Julitz 
beschrieben hat auf dieser Podiumsdiskussion, noch mal 
inhaltlich bestätigt. Daraus ergibt sich für mich die Frage: 
Sehen Sie persönlich Handlungsbedarf bei Strukturver-
änderungen im bestehenden Schulsystem in Mecklenburg-
Vorpommern, konkret bezogen auf die Orientierungsstufe? 
 
Andreas Butzki, SPD: Natürlich ist die Orientierungsstufe 
in der Diskussion. Das ist nicht nur bei Ihnen so, das ist 
nicht nur in der Bevölkerung so, das ist bei uns auch 
noch so. Wir haben aber bis jetzt noch keine richtige 
Lösung gefunden. Auf der einen Seite, wenn wir die 
Orientierungsstufe von den Regionalen Schulen wegneh-

men, dann haben alle Regionalen oder viele Regionale 
Schulen in den ländlichen Gebieten ein Riesenproblem, 
nämlich die Hälfte der Schülerschaft an den Regionalen 
Schulen ist 5 und 6 und die andere Hälfte 7 bis 10. Und 
da kann man sich ja vorstellen, wie dann die Schülerzah-
len an den Regionalen Schulen dann aussehen. Und 
dann ist es natürlich sehr schwierig für die Kommunen, 
obwohl das politische Bekenntnis klar da ist, keine Schu-
le zu schließen, diese Schule auch finanziell aufrechtzu-
erhalten. Das ist der eine Punkt.  
 
Der andere Punkt ist, wenn man die Orientierungsstufe 
an die Grundschule angliedert, dann haben wir einen 
Rieseninvestitionsbedarf. In einigen Kommunen wird es 
schon gemacht. Ich denke, hier in Schwerin, die neue 
Schule dort, die ist schon, glaube ich, da ist die Orientie-
rungsstufe an die Grundschule angegliedert. Wir haben 
einige Lösungen. Das wird bei uns, denke ich, die favori-
sierte Lösung sein, die auch dann dementsprechend 
vorgeschlagen wird.  
 

(Am Rednerpult leuchtet die rote Lampe.) 
 
Ein Satz noch?  
 
Vorgeschlagen wird diese Campuslösung. 
 
Torsten Renz, CDU: Okay, danke!  
 
Andreas Butzki, SPD: So, wir waren stehen geblieben 
jetzt beim Schulgesetz. Weiterhin werden fast alle Her-
ausforderungen angesprochen: Lehrkräftemangel, glei-
che Bildungschancen in den städtischen und ländlichen 
Gebieten, Bildungserfolg in Deutschland ist weiterhin von 
der sozialen Herkunft abhängig – da haben wir Chancen-
gleichheit, hat die Ministerin schon vorgetragen, dass wir 
da weit vorne liegen –, grundlegende Bildungsreformen 
einleiten, neue Strukturen entwickeln und die multiprofes-
sionellen Teams. Das ist keine Erfindung der GRÜNEN. 
Zu Ostzeiten hieß es „einheitlich handelndes Pädagogen-
kollektiv“. Da waren die Horterzieher mit dabei bei den 
Lehrern, da waren die Pionierleiter mit dabei,  
 

(Torsten Koplin, Die Linke: 
Klingt vertraut in meinen Ohren.) 

 
da war die Patenbrigade mit bei, weiß ich was alles. Das 
war ...  
 
So, dann kam nachher die Wende. Ich hatte eine Ge-
samtschule geleitet, da gab es bei uns auch schon multi-
professionelle Teams. Ich hatte von Anfang an auch bei 
der Ganztagsschule, die wurde leider nachher wieder 
abgewickelt, ich hatte relativ schnell eine Schulsozial-
arbeit drin, die wir mit allen Punkten ... Das ist keine 
Erfindung der letzten vier/fünf Jahre von den GRÜNEN, 
also das muss man hier ganz deutlich so sagen, da wa-
ren andere schneller.  
 
Und Schulen sind auch größere Handlungsspielräume 
beim Einsatz von Personal und Ressourcen einzuräu-
men, verpflichtende Fort- und Weiterbildung für alle be-
teiligten Professionen und so weiter und so fort. Wenn 
die Fraktion der GRÜNEN so weitreichende Veränderun-
gen beantragt, dann hätten Sie sicherlich einen Schulge-
setzentwurf vorlegen müssen. Dann hätten Sie sich die 
Voten mal oder zumindest mit dem Städte- und Gemein-
detag diskutieren sollen, dann hätten Sie sich mit den 
Gewerkschaften verständigen sollen, dann hätten Sie 
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sich auch mit dem Landeselternrat und mit dem Landes-
schülerrat auseinandersetzen sollen.  
 

(Zuruf von Jutta Wegner, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

 
Und dann hätten die Lehrerverbände sicherlich ein ge-
wichtiges Wort mitzureden. BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sind doch immer so für Öffentlichkeit und für große Betei-
ligungsprozesse –  
 

(Dr. Harald Terpe, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Sind wir.) 

 
nix hier in dem Antrag! Nix!  
 

(Zuruf von Dr. Harald Terpe, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

 
Sechs Seiten! Ich weiß nicht, wie das da entstanden ist, 
ob in irgendeinem Stuhlkreis oder ob KI da mitgewirkt 
hat.  
 

(Torsten Koplin, Die Linke: Beides. – 
Zuruf von Jutta Wegner, 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
 
So deutlich kommt mir das jetzt vor. Das war eigentlich 
sehr wirr. 
 
Und wenn ich jetzt den Antrag der GRÜNEN sehe und 
vorher die unsägliche Diskussion von der AfD, die Aus-
sprache, und dann jetzt nachher auch noch der Antrag 
der FDP, der gleich folgen wird, das zeigt doch eindeutig, 
dass es die SPD, Die Linke – und ich beziehe auch jetzt 
in dem Fall die CDU mal als Opposition mit ein – für die, 
 

(Zuruf von Torsten Renz, CDU) 
 
für die Bildungspolitik im Land Mecklenburg-Vorpommern 
braucht. Wir können nicht dieses Extrem brauchen. Wir 
brauchen auch nicht dieses Extrem und wir brauchen 
auch keine Wirtschaftsschule, sondern wir brauchen die 
allgemeinbildende Schule.  
 

(Zuruf von Torsten Renz, CDU) 
 
Und nur hier ist eine seriöse, weltoffene und moderne 
Schulpolitik garantiert.  
 

(Zurufe von Petra Federau, AfD, 
und Torsten Renz, CDU – 

Glocke der Vizepräsidentin) 
 
Nur hier ist der größtmögliche Konsens im Lande möglich  
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen 
der SPD und Die Linke) 

 
und die Einhaltung der KMK-Standards gewährleistet. 
Die SPD-Fraktion, Frau Wegner, das können Sie sich ja 
vorstellen, lehnt das ab. – Herzlichen Dank für die Auf-
merksamkeit! 
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen 
der SPD und Die Linke) 

 
Vizepräsidentin Elke-Annette Schmidt: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter!  

Für die Gruppe der FDP hat das Wort die Abgeordnete 
Barbara Becker-Hornickel. 
 

(Unruhe vonseiten der Fraktion der CDU – 
Torsten Renz, CDU: Das war sehr konstruktiv. – 

Zuruf von Thomas Krüger, SPD – 
Heiterkeit bei Constanze Oehlrich, 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
 
Barbara Becker-Hornickel, FDP: Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Abgeordnete, nein, Damen und Her-
ren Abgeordnete! Entschuldigen Sie bitte!  
 
Die Zukunft unseres Landes entsteht jeden Morgen in 
unseren Klassenzimmern. Dort sitzen die Fachkräfte, 
Gründer/-innen, Handwerker und Pflegekräfte von morgen. 
Und genau deshalb braucht Mecklenburg-Vorpommern 
jetzt den Mut zu einer echten Bildungsrevolution. Wie sie 
aussehen wird, das, denke ich, steht im Moment noch 
wahrscheinlich in Papieren und hoffentlich nicht in den 
Sternen. Die Zukunft lässt sich nicht bis ins letzte Detail 
vorhersagen. Niemand weiß heute genau, welche Berufe 
in 20 Jahren entstehen, welche Technologien unseren 
Alltag prägen oder welche Herausforderungen die nächs-
te Generation bewältigen wird. Aber eines wissen wir 
sehr genau, es ist die Aufgabe der Landesregierung, 
junge Menschen bestmöglich auf diese Zukunft vorzube-
reiten.  
 
Und genau dafür brauchen wir ein Bildungssystem mit 
höchstem Anspruch. Unser Ziel darf nicht Durchschnitt 
sein, unser Ziel muss die beste Bildung für jedes Kind 
sein, eine Schule, die Talente erkennt, Leistung fördert 
und junge Menschen stark macht für eine Welt, die digita-
ler, dynamischer und anspruchsvoller wird. Schule muss 
wieder ein echtes Aufstiegsversprechen sein. Dafür brau-
chen wir die besten Bedingungen für Kinder, Jugendliche 
und das schulische Personal. Lehrkräfte, Schulleitungen 
und pädagogische Fachkräfte leisten jeden Tag Enor-
mes. Sie verdienen Vertrauen, Freiheit und echte Gestal-
tungsspielräume. Mehr Eigenverantwortung bei Organi-
sation, Personal und Pädagogik eröffnet Raum für inno-
vative Konzepte und passgenaue Lösungen vor Ort. Wer 
Verantwortung trägt, soll gestalten können.  
 
Gleichzeitig braucht gute Bildung eine neue Leistungs- 
und Vertrauenskultur: Leistung schafft Chancen. Einsatz 
lohnt sich. Bildung eröffnet Perspektiven. Kinder und 
Jugendliche erleben, dass ihre Ideen, ihre Kreativität und 
ihre Anstrengung zählen. Starke Schulen entstehen dort, 
wo multiprofessionelle Teams zusammenarbeiten, mo-
derne digitale Ausstattung selbstverständlich ist und 
Lehrkräfte mehr Zeit für Pädagogik haben statt für Büro-
kratie. Wir als Freie Demokraten erwarten von der Lan-
desregierung, dass sie sich dieser Verantwortung mit 
voller Entschlossenheit annimmt. Bildungspolitik darf und 
muss Zukunft gestalten. Mecklenburg-Vorpommern hat 
die Chance, Vorreiter für ein modernes, leistungsstarkes 
und chancengerechtes Bildungssystem zu werden. 
 
Und genau deshalb ist es doch völlig legitim, auch über 
Strukturen nachzudenken. Der Antrag der GRÜNEN, da 
geht es mir so wie dem Kollegen von der CDU, beim 
ersten Lesen fand ich es super, ja, das ist toll, aber ich 
denke, wenn man in die Tiefe geht, greift auch für uns 
dieser Antrag zu weit. Wir werden uns enthalten. – Dan-
ke! 
 

(Beifall David Wulff, FDP) 
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Vizepräsidentin Elke-Annette Schmidt: Vielen Dank, 
Frau Abgeordnete!  
 
Für Die Linke hat das Wort die Abgeordnete und Frakti-
onsvorsitzende Jeannine Rösler. 
 
Jeannine Rösler, Die Linke: Ja, sehr geehrte Frau Prä-
sidentin, meine Damen und Herren, wenn man den Antrag 
der GRÜNEN liest, könnte man stellenweise den Eindruck 
gewinnen, in Mecklenburg-Vorpommern sei Bildungspoli-
tik in den vergangenen Jahren einfach stehengeblieben,  
 

(Zuruf von Marc Reinhardt, CDU) 
 
als gäbe es keine Weiterentwicklung, keine zusätzlichen 
Fachkräfte, also kurz, als müsse jetzt hier das Rad völlig 
neu erfunden werden.  
 
Natürlich, und das will ich auch ausdrücklich sagen, be-
schreiben die GRÜNEN durchaus reale Probleme. Nie-
mand bestreitet ja ernsthaft, dass die Belastungen an 
unseren Schulen groß sind, dass die Lehrkräfte oft am 
Limit arbeiten, dass die Klassen vielfältiger geworden 
sind. Die Kinder bringen ganz unterschiedliche Voraus-
setzungen mit, das ist Realität, auch natürlich hier bei 
uns in Mecklenburg-Vorpommern. 
 
Und seien wir auch ehrlich, Schule war noch nie nur 
Mathematik, Deutsch und Englisch. Lehrkräfte sind oft 
gleichzeitig Konfliktlöser, Vertrauenspersonen, Sozialar-
beiter, Motivatoren und manchmal auch Krisenmanager, 
und das ist eine enorme Verantwortung. Und deshalb 
stimmt die Problembeschreibung durchaus. Lehrkräfte-
mangel, Überlastung, Bildungsungleichheit, das sind 
selbstverständlich reale Herausforderungen, wovor wir 
aber keineswegs die Augen verschließen.  
 
Meine Damen und Herren, aus einer zutreffenden Prob-
lembeschreibung folgt eben nicht automatisch ein guter 
Antrag, denn der Antrag der GRÜNEN tut, der tut so, als 
würde die Landesregierung diese Herausforderungen 
nicht ernst nehmen. Und das ist einfach falsch. Die Bil-
dungsministerin Simone Oldenburg hat in den vergange-
nen Jahren eine Vielzahl von Maßnahmen auf den Weg 
gebracht, um genau jene Herausforderungen anzugehen, 
die Sie hier auch in Ihrem Antrag beschreiben. 
 
Die GRÜNEN fordern multiprofessionelle Teams als 
Regelsystem. Der Eindruck lautet, nichts passiert. Und 
dabei werden – und das hat der Kollege Butzki hier auch 
schon erklärt –, dabei werden bereits jetzt professionelle 
Teams in Mecklenburg-Vorpommern eingesetzt und sie 
werden auch weiter ausgebaut. Fachkräfte aus Schul-
sozialarbeit, Sonderpädagogik, Psychologie und weiteren 
Bereichen unterstützen unsere Schulen. Das Land hat 
damit auch Strukturen geschaffen, um Lehrkräfte gezielt 
zu entlasten, aber Schritt für Schritt.  
 
Und machen wir uns nichts vor, es ist leicht, im Antrag 
von flächendeckenden multiprofessionellen Teams zu 
sprechen. Schwieriger wird es bei der ehrlichen Frage: 
Wo sollen Sozialpädagog/-innen, Schulpsycholog/-innen,  
 

(Zuruf von Jutta Wegner, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

 
Sonderpädagog/-innen und Fachkräfte plötzlich in dieser 
Größenordnung herkommen, in Zeiten, wo wir bundes-
weit einen Fachkräftemangel haben?  

(Zuruf von Torsten Renz, CDU) 
 
Die GRÜNEN selbst schreiben in der Begründung, ein 
umfassendes System könne perspektivisch bis zu 
2.500 Fachkräfte benötigen. Und ich glaube, da müssen 
wir auch ehrlich bleiben, wer heute diese Strukturen 
verspricht, die morgen personell gar nicht besetzt werden 
können, der schafft am Ende dann auch Frustration statt 
Fortschritt. Natürlich wollen auch wir multiprofessionelle 
Teams stärken, und zwar ganz ausdrücklich, aber ver-
antwortungsvolle Bildungspolitik bedeutet, den Ausbau 
mit Ausbildungskapazitäten, mit Fachkräftegewinnung 
und Finanzierungsrealitäten auch zusammenzudenken. 
Multiprofessionelle Teams wirken, ja, aber eben nicht nur 
durch Zauberhand. Sie funktionieren auch nur dann, 
wenn Zuständigkeiten geklärt sind, wenn Teams aufge-
baut werden, wenn Leitungsstrukturen gestärkt werden 
und auch Zeit für Kooperation geschaffen wird. Und ge-
nau deshalb setzt die Landesregierung auf einen schritt-
weisen Ausbau statt auf eben große Überschriften.  
 
Und nun auch noch mal ein Wort zum ländlichen Raum. 
Ich finde es bemerkenswert, dass die GRÜNEN hier so 
tun, als hätte man in einem Flächenland wie Mecklenburg-
Vorpommern bisher nicht verstanden, dass Bildungs-
chancen nicht vom Wohnort abhängen dürfen. Natürlich 
ist das eine Herausforderung. Wir haben kleine Stand-
orte, wir haben lange Wege, ganz unterschiedliche regi-
onale Bedingungen. Und gerade deshalb wird an regio-
nalen Unterstützungsstrukturen gearbeitet. Es gibt digita-
le Beratungsformate, es gibt mobile Lösungen.  
 
Und ja, meine Damen und Herren, auch das Thema 
Bildungsungerechtigkeit benennen die GRÜNEN völlig zu 
Recht. Noch immer entscheidet soziale Herkunft in 
Deutschland viel zu oft über Bildungserfolg. Wir sind da 
mittlerweile schon sehr gut geworden, dass wir mehr 
Chancengerechtigkeit haben. Kinder, wissen wir, aus 
armutsbetroffenen Familien haben immer noch schlech-
tere Chancen. Für uns ist klar, wir brauchen keine sym-
bolische Bildungsrevolution auf dem Papier, wir brauchen 
verlässliche, realistische Verbesserungen im Schulalltag, 
und daran arbeiten wir jeden Tag. – Herzlichen Dank! 
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen 
der SPD und Die Linke) 

 
Vizepräsidentin Elke-Annette Schmidt: Vielen Dank, 
Frau Fraktionsvorsitzende!  
 
Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat das 
Wort die Abgeordnete Jutta Wegner. 
 
Jutta Wegner, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Sehr geehr-
te Frau Präsidentin! Kolleginnen und Kollegen! Dieses 
Bildungssystem braucht keine kosmetischen Korrekturen 
mehr. Es braucht einen Richtungswechsel, und das wissen 
wir alle – und das hat die Debatte eben auch gezeigt –, 
denn ein System, das immer mehr Kinder, Lehrkräfte und 
Schulen dauerhaft an Belastungsgrenzen bringt, darf 
Politik nicht einfach weiter verwalten. Und genau das ist 
viel zu lange passiert.  
 
Ja, natürlich, wir alle sehen Schritte, die gegangen wer-
den, aber wir sehen nicht, wo ist das Ziel, weil auch da-
zugehört, dass wir Eltern mitnehmen, dass wir Familien 
mitnehmen, dass wir Planungen machen. Ich habe auch 
überhaupt kein Problem damit, wenn eine künftige Lan-
desregierung das Ganze in einem System der Mitbe-
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stimmung entwickelt, aber wir müssen uns auf einen 
Weg machen und nicht immer nur wieder reden und 
reden und reden und reden. Wir haben es gerade beim 
Klimaschutzgesetz gesehen, wir haben eine ganze Le-
gislaturperiode verschenkt und am Ende gebar der Berg 
eine Maus. Es ist nichts, was da drinsteht! 
 

(Andreas Butzki, SPD: Das sagen Sie!) 
 
Und wir können nicht noch eine weitere Legislaturperiode 
im Bildungsbereich warten, ohne dass wir konkrete Ver-
änderungen haben.  
 

(Jeannine Rösler, Die Linke: 
Die haben wir doch.) 

 
Hm. 
 

(Julian Barlen, SPD: Schon 
wieder so eine Trauerrede, ne?!) 

 
Vielen Dank auch! Ja, es ist aber auch ein Gedanke 
dazu, wie es denn besser sein könnte.  
 

(Zuruf von Jeannine Rösler, Die Linke) 
 
Und das ist doch das Wichtige, dass wir Gedanken-
ansätze haben, an denen wir uns auch tatsächlich ein 
Beispiel nehmen können.  
 
Und ja, wir machen doch. Entschuldigung, in diesem 
Land – und meine Kinder sind jetzt schon eine ganze 
Weile aus der Schule, sie haben ihr Studium abge-
schlossen –, in diesem Land hat verdammt noch mal 
nicht mal jede Schule einen Schulsozialarbeiter, und wir 
werden nächstes Jahr, wenn die ESF-Plus-Förderung 
ausläuft, noch viel größere Probleme bekommen. Wir 
brauchen doch diese multiprofessionellen Teams. Und 
bitte lassen Sie uns doch wenigstens damit anfangen!  
 

(Jeannine Rösler, Die Linke: Machen wir doch! 
Wir haben doch längst damit angefangen.) 

 
So, wie es im Moment ist, funktioniert Zukunft nicht. Die 
Realität an unseren Schulen hat sich längst verändert. 
Kinder lernen heute mit ganz unterschiedlichen Voraus-
setzungen gemeinsam,  
 

(Unruhe vonseiten der Fraktion der AfD – 
Glocke der Vizepräsidentin) 

 
Schulen übernehmen weit mehr Aufgaben als früher und 
Lehrkräfte stemmen jeden Tag Dinge, die dieses System 
allein gar nicht mehr tragen kann. 
 
Vizepräsidentin Elke-Annette Schmidt: Frau Abgeord-
nete, einen kleinen Moment bitte!  
 
Können Sie vielleicht Ihre Gespräche draußen fortsetzen, 
wenn Sie sich jetzt hier unterhalten wollen? Das stört hier 
wirklich kolossal, sowohl die Rednerin als auch uns hier 
beim Zuhören. Vielen Dank!  
 

(Thore Stein, AfD: Sie hören zu? – 
Der Abgeordnete Torsten Renz 

bittet um das Wort für eine Anfrage.) 
 
Und da kann ich jetzt fragen: Frau Abgeordnete, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage? 

Jutta Wegner, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Können wir 
das am Ende machen? Weil ich das jetzt gerne zu Ende 
ausführen möchte.  
 
Vizepräsidentin Elke-Annette Schmidt: Gut. 
 
Jutta Wegner, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Wir brau-
chen endlich den Mut, Schule wirklich neu zu organisie-
ren. Und ja, das kostet Geld, das habe ich in der An-
tragseinbringung schon gesagt. Und wir dürfen nicht 
immer über diese Kosten reden. Wir haben dieses Geld, 
wir müssen es eben nur reakti..., nein, nicht reaktivieren, 
sondern wir müssen es aktivieren an Stellen, wo es eben 
sitzt. Die Wahrheit ist doch, nicht die Reform ist teuer, 
sondern teuer ist das Nichtstun.  
 

(Unruhe vonseiten der Fraktion der AfD) 
 
Teuer sind überlastete Schulen, teuer sind fehlende 
Förderung und Unterrichtsausfall, teuer sind Kinder, die 
Chancen verlieren, und teuer ist eine Gesellschaft, in der 
Herkunft weiter über Zukunft entscheidet.  
 
Natürlich sagt die Ministerin zu Recht, wo sollen denn die 
Fachkräfte herkommen. Aber hier geht es uns doch zu-
nächst einmal darum, Fachkräfte zu entlasten und mit 
den Fachkräften dann eine moderne Schule zu errichten. 
Lehrkräfte sollen wieder mehr Zeit für Unterricht und 
fachliches Lernen haben. Das geht nicht darum, dass 
der Erziehungsauftrag entfallen soll, aber das ist doch 
die erste Voraussetzung, dass wir Kinder auch mit den 
fachlichen Qualifikationen ausstatten müssen, die es 
braucht. Und wenn es dann dafür Entlastung im Erzie-
hungsbereich durch multiprofessionelle Teams gibt, dann 
ist das doch eine gute Lösung, die auf Augenhöhe funkti-
oniert.  
 
Aus meiner Sicht ist die größte Gefahr das Festhalten am 
Alten.  
 

(Zuruf von Andreas Butzki, SPD) 
 
Wir lesen Bildungsstudien ohne Ende, alle sagen uns 
immer wieder, dass gemeinsames Lernen viel bessere 
Voraussetzungen für die Kinder schafft, dass Kinder viel 
mehr Lernerfolge haben. Und bei allem Respekt, immer 
wieder zu sagen, wenn wir eine Integrierte Gesamtschule 
haben, in der Kinder gemeinsam lernen, würde man das 
Gymnasium abschaffen, dann ist das ein Festhalten an 
alten Schulstrukturen. Wir müssen doch aber darüber 
nachdenken, wie Kinder die Fähigkeiten, die sie brau-
chen – und das bedeutet, am Ende des Gymnasiums die 
Studienfähigkeit erreicht zu haben –, hinkriegen können. 
Und dazu braucht es nicht ein Gymnasium und eine 
Regionale Schule und wie auch immer, sondern wir 
brauchen ein gutes Schulsystem, das die Kinder zu die-
sem Erfolg am Ende bringt und sie dazu befähigt, die 
Leistung zu erbringen, die von ihnen erwartet wird. 
 

(Zuruf von Horst Förster, AfD) 
 
Wenn wir immer nur versuchen, ein überlastetes System 
irgendwie am Laufen zu halten, dann verlieren am Ende 
alle: die Kinder, die Lehrkräfte und die Zukunft unseres 
Landes. Lassen Sie uns lernen von denen, die bessere 
Bildungserfolge für ihre Kinder haben! Wir brauchen den 
Mut zu echten Veränderungen, und den brauchen wir 
heute auch in diesem Haus. Stimmen Sie unserem An-
trag zu! Trauen Sie sich! – Vielen Dank! 
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(Beifall vonseiten der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 

Dr. Harald Terpe, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Es gibt noch eine Zwischenfrage.) 

 
Vizepräsidentin Elke-Annette Schmidt: Vielen Dank, 
Frau Abgeordnete!  
 
Es war noch die Frage von Herrn Renz. 
 
Torsten Renz, CDU: Sehr geehrte Frau Kollegin! Die 
Anträge sind ja im Regelfall so aufgebaut, sie haben 
einen Feststellungsteil und einen Aufforderungsteil. Herr 
Butzki hat zitiert aus dem Feststellungsteil, ich will es 
noch mal wiederholen, unter Punkt 2: „Gute Schule ist 
eine inklusive Schule, in der alle Kinder gemeinsam ler-
nen und individuell gefördert werden, ohne getrennte 
Systeme.“ Jetzt habe ich im Aufforderungsteil gesucht, 
ob dann die Lösung angeboten wird.  
 

(Stephan J. Reuken, AfD: Bildungskolchose.) 
 
Ich kann sie nicht finden. Ich kann im Feststellungsteil 
unter Punkt 8 aber folgenden Punkt finden, den ich auch 
noch mal zitieren möchte: „Notwendig ist eine echte 
Bildungsreform, die nicht das Bestehende fortschreibt, 
sondern die Strukturen des Schulsystems grundlegend 
verändert.“ 
 
Daraus ergibt sich für mich jetzt noch mal die Frage bei 
diesen beiden Punkten, die im Feststellungsteil stehen, 
die ich eben zitiert habe: Wie soll Ihrer Meinung nach 
dann eine veränderte Struktur in Mecklenburg-Vorpommern 
auch im ländlichen Raum aussehen? 
 

(Horst Förster, AfD: Alle in einen Pott. – 
Die Abgeordnete Jutta Wegner 

spricht bei abgeschaltetem Mikrofon. – 
Zuruf von Andreas Butzki, SPD) 

 
Jutta Wegner, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: ... das kann 
man so despektierlich sagen,  
 

(Zuruf von Horst Förster, AfD) 
 
aber genau das sind doch die Erfahrungen, die Länder 
wie beispielsweise Finnland,  
 

(Zuruf von Horst Förster, AfD) 
 
die auch viel Schule im ländlichen Raum haben, als be-
sonders positiv empfinden und wo sie zeigen, dass sie 
einfach gute Bildungserfolge haben.  
 

(Unruhe vonseiten der Fraktion der AfD) 
 
Sie brauchen tatsächlich – und davon profitieren alle 
Kinder – kein getrenntes Schulsystem, um jedes Kind 
individuell zu fördern, weil das ist doch egal, auch in 
einer Gymnasialklasse, also in einem Gymnasium, wenn 
Sie Kinder und Schüler/-innen individuell fördern wollen, 
müssen Sie doch eine ganz andere Struktur haben als 
jetzt. Und deshalb glaube ich, ja, ich bin fest davon über-
zeugt, dass die Auflösung des aktuellen Regelschulsys-
tems der richtige Weg ist. 
 
Und wir sind uns ja auch schon weitestgehend einig ge-
wesen, dass wir gesagt haben, okay, also 1 bis 4 Grund-
schule, und dann wird gemeinsam weiter gelernt bis in 

die 6. Klasse, und zwar nicht an der Regionalschule, 
sondern an der Grundschule. Es ist doch nicht so, dass 
das nicht in Ihren Gedankenwelten auch schon eine 
Rolle spielen würde. – Vielen Dank! 
 

(Marc Reinhardt, CDU: Nein, in unseren nicht.) 
 
Vizepräsidentin Elke-Annette Schmidt: Gestatten Sie 
noch eine zweite Zwischenfrage? 
 
Jutta Wegner, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Unbedingt, 
Herr Renz. 
 
Vizepräsidentin Elke-Annette Schmidt: Bitte schön! 
 
Torsten Renz, CDU: Ich habe jetzt zur Kenntnis ge-
nommen, dass Sie eine Auflösung der bestehenden 
Schulstruktur vornehmen wollen. Zum Schluss, es ist 
etwas untergegangen, deswegen will ich das noch mal 
nachschärfen und fragen: Wie sieht dann Ihre neue 
Struktur aus? Sie haben es begonnen zu beschreiben mit 
Klasse 1. Könnten Sie das noch mal für Klasse 1 bis 
Klasse 12 sozusagen darstellen, wie Ihre Vorstellungen 
sind? 
 

(Zuruf von Horst Förster, AfD) 
 
Jutta Wegner, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Das ist eigent-
lich überhaupt gar nicht schwer, weil die Schule meiner 
Kinder genau das auch in Mecklenburg-Vorpommern 
schon angeboten hat. Ja, Schule von 1 bis 3, wie in der 
Planschule, dann von 3 bis 6 und dann gemeinsam bis 
zum Abitur. Und ja, man wird dann im Hinblick auf den 
Hauptschulabschluss und auf den Gymnasialabschluss 
unterschiedliche  
 

(Horst Förster, AfD: Lerngruppen, oder wie?) 
 
Lerngruppen haben müssen.  
 
Vielen Dank!  
 

(Zuruf von Marc Reinhardt, CDU) 
 
Aber das bedeutet doch nicht,  
 

(Marc Reinhardt, CDU: Dann sind ja alle 
kleinen Schulen weg im ländlichen Raum.) 

 
dass wir dazu den Namen oder das Türschild „Gymnasi-
um“, „Regionalschule“ oder was auch immer brauchen. 
Ein solches System, eine solche Integrierte Gesamtschu-
le kommt dem individuellen Lernbedürfnis der Kinder 
entgegen, weil es einfach durchlässiger ist, weil es die 
Möglichkeit schafft, Spätstartern, dann eben auch noch in 
den nächsten Kurs,  
 

(Beifall Hannes Damm, fraktionslos) 
 
in die Gymnasialstufe überwechseln zu können. Und das 
scheitert in dem System, was Sie immer noch propagieren. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

 
Vizepräsidentin Elke-Annette Schmidt: Vielen Dank, 
Frau Abgeordnete!  
 
Weitere ...  
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(Der Abgeordnete Hannes Damm 
tritt ans Präsidium heran.) 

 
Du wolltest jetzt noch?  
 
Also es gibt noch eine Wortmeldung des Abgeordneten 
Hannes Damm.  
 
Bitte schön! 
 
Hannes Damm, fraktionslos: Vielen Dank, Frau Präsi-
dentin!  
 
Ich möchte gerade noch mal die letzten Worte von Jutta 
Wegner hier unterstützen, ganz ausdrücklich. Ich habe ein 
wirklich anspruchsvolles Studium absolviert an verschie-
denen Universitäten und trotzdem war ich in Klasse 5 
und Klasse 6 versetzungsgefährdet am Gymnasium, weil 
ich damals noch nicht so weit war. Insofern bin ich das 
beste Beispiel für genau solche Menschen, 
 

(Horst Förster, AfD: 
Klappt doch! Klappt doch!) 

 
die eben einfach ein bisschen später den Zugang zur 
Schule und dem schulischen System bekommen. Und 
trotzdem können die einen erfolgreichen Studien- oder 
Schulabschluss absolvieren. – Vielen Dank! 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD – 
Zuruf von Stephan J. Reuken, AfD) 

 
Vizepräsidentin Elke-Annette Schmidt: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter!  
 

(Stephan J. Reuken, AfD: 
Man begrüßt erst die Präsidentin.) 

 
Weitere Wortmeldungen liegen mir jetzt aber tatsächlich 
nicht vor und ich schließe die Aussprache.  
 
Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag der Frak-
tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN auf Drucksache 8/6595. 
Wer dem zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein 
Handzeichen. – Danke schön! Die Gegenstimmen? – 
Stimmenthaltungen? – Danke schön! Damit ist der An-
trag auf Drucksache 8/6595 bei Zustimmung der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und zweier fraktionsloser 
Abgeordneter, Stimmenthaltung der Gruppe der FDP und 
ansonsten Gegenstimmen abgelehnt.  
 
Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 25: Beratung des 
Antrages der Gruppe der FDP – Zukunftskompetenzen 
stärken – Neue Chancen durch bessere Bildung eröffnen, 
auf Drucksache 8/6486. 
 
Antrag der Gruppe der FDP 
Zukunftskompetenzen stärken – 
Neue Chancen durch bessere Bildung eröffnen 
– Drucksache 8/6486 – 
 
Das Wort zur Begründung hat die Abgeordnete Barbara 
Becker-Hornickel. 
 
Barbara Becker-Hornickel, FDP: Sehr geehrte Frau 
Präsidentin, meine Damen und Herren Abgeordneten, ja, 
noch ein Bildungsantrag! Unser Antrag setzt bei einer 
entscheidenden Frage an: Welche Bildung brauchen 
Schülerinnen und Schüler in Mecklenburg-Vorpommern, 

um in einer Welt zu bestehen, die sich schneller verändert 
als jede Stundentafel? Für uns als Gruppe der FDP ist 
klar, Bildung muss Orientierung geben, Selbstständigkeit 
ermöglichen und das Aufstiegsversprechen erneuern. 
Deshalb wollen wir ökonomische Bildung stärken und ein 
eigenständiges Fach Wirtschaft in der Sekundarstufe I 
einführen, denn wirtschaftliche Bildung findet heute zwar 
statt, aber ein eigenes Fach schafft Verbindlichkeit, Ver-
gleichbarkeit und klare fachliche Standards, es bedeutet 
pluralen, wissenschaftsbasierten Unterricht. 
 
Verbraucherrechte, Sozialstaat, Arbeitswelt, Nachhaltig-
keit, Unternehmertum und Finanzbildung gehören zu-
sammen. Schülerinnen und Schüler treffen früh Ent-
scheidungen über Konsum, Ausbildung, Verträge und 
Geld. Wer wirtschaftliche Zusammenhänge versteht, kann 
reflektierter, selbstbestimmter und verantwortungsvoller 
handeln. Wirtschaftliche Bildung ist deshalb Verbraucher-
bildung, Berufsorientierung und Demokratiebildung zu-
gleich.  
 

(Beifall David Wulff, FDP) 
 
Dabei darf es keine Bildung erster und zweiter Klasse 
geben. Ökonomische Kompetenzen müssen an allen 
allgemeinbildenden Schulen gestärkt werden, unabhän-
gig von Schulform, Wohnort oder Elternhaus. Damit un-
ser Vorschlag wirkt, brauchen wir qualifizierte Lehrkräfte. 
Qualität entscheidet sich an den Menschen, die es unter-
richten. Deshalb fordern wir gezielte, praxisnahe und 
kontinuierliche Weiterqualifizierung.  
 
Unser Antrag geht weiter. Wir wollen MINT-, Informatik- 
und KI-Kompetenzen entlang der gesamten Bildungs-
kette stärken. Die entscheidende Frage ist nicht mehr, ob 
Schülerinnen und Schüler Technologien nutzen, sondern 
ob sie diese verstehen, kritisch einordnen und verantwor-
tungsvoll damit umgehen können. Jugendliche müssen 
verstehen, was KI kann, was sie nicht kann, wie Daten 
genutzt werden, wie Desinformation entsteht und welche 
Risiken es gibt. Das ist Voraussetzung für digitale Souve-
ränität, Innovationsfähigkeit und Teilhabe. Dazu gehört 
unsere Forderung, schulische Profilbildung weiterzuent-
wickeln. Schulen sollen eigenverantwortlich Schwerpunkte 
setzen können in Informatik, Digitalisierung, Künstlicher 
Intelligenz und Wirtschaft. Dafür brauchen wir verlässli-
che rechtliche und organisatorische Rahmenbedingun-
gen, damit Schulen auch im ländlichen Raum profitieren. 
 
Ein Herzensanliegen ist die Förderung von Mädchen und 
jungen Frauen in MINT-, Informatik- und KI-Bereichen. Wer 
Perspektiven sichtbar macht, Vorbilder schafft und prak-
tische Erfahrungen ermöglicht, erweitert Entscheidungen. 
Deshalb wollen wir bestehende Maßnahmen systema-
tisch erfassen, evaluieren und weiterentwickeln für wirk-
same Ansätze.  
 
Schließlich stärken wir Kooperationen zwischen Schulen, 
Hochschulen, Forschungseinrichtungen und Unterneh-
men. Schülerinnen und Schüler brauchen Erfahrungsräu-
me und eigene Erfahrungen. Die pädagogische Verant-
wortung bleibt bei der Schule. Kooperationen dürfen kein 
Einfallstor für Werbung sein, sondern müssen transparent, 
qualitätsgesichert und bildungsorientiert gestaltet werden. 
Richtig umgesetzt machen sie Bildung konkreter, Über-
gänge leichter und Mecklenburg-Vorpommern innovativer.  
 
Meine Damen und Herren, dieser Antrag verbindet Wis-
sen mit Selbstbestimmung, Zukunftskompetenzen mit 
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Chancengerechtigkeit und Bildung mit Aufstieg. Wie ich 
vorhin schon gesagt habe, es ist immer richtig und immer 
an der Zeit, über Neues und auch über Strukturen nach-
zudenken. Ich bitte Sie, unserem Antrag zuzustimmen. – 
Schon jetzt vielen Dank! 
 

(Beifall David Wulff, FDP) 
 
Vizepräsidentin Elke-Annette Schmidt: Vielen Dank, 
Frau Abgeordnete! 
 
Gemäß Paragraf 84 Absatz 1 unserer Geschäftsordnung 
ist eine Aussprachezeit von bis zu 38 Minuten vorgese-
hen. Zu diesem Tagesordnungspunkt wurde weitere 
zusätzliche Redezeit gemäß Paragraf 84 Absatz 1a un-
serer Geschäftsordnung angemeldet. Ich sehe und höre 
keinen Widerspruch, dann ist das so beschlossen. 
 
Und für, ach so, die Fraktion der AfD beantragt, ihren 
Redebeitrag zu diesem Tagesordnungspunkt 
 

(Andreas Butzki, SPD: 
Traurig, traurig!) 

 
gemäß Paragraf 83a unserer Geschäftsordnung zu Pro-
tokoll zu geben. 
 

(Michael Noetzel, Die Linke: 
Bei Ihnen ist Bildung richtig wichtig! – 

Zuruf von Marc Reinhardt, CDU) 
 
Ich sehe und höre keinen Widerspruch, dann ist das so 
beschlossen 
 

(allgemeine Unruhe – 
Glocke der Vizepräsidentin) 

 
und ich eröffne die Aussprache.  
 

(Zuruf von Torsten Renz, CDU) 
 
Für die Landesregierung hat in Vertretung für die Bil-
dungsministerin die Justizministerin Jacqueline Bernhardt 
ums Wort gebeten. Bitte schön! 
 

(Unruhe vonseiten der Fraktionen 
der AfD und CDU) 

 
Ministerin Jacqueline Bernhardt: Sehr geehrte Frau 
Landtagspräsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren 
Abgeordnete! Wir haben einen Fachkräftemangel, 
 

(Torsten Renz, CDU: Bei der AfD 
genauso, bei der Bildung!) 

 
ob Ärzte, Verkäufer/-innen, Krankenschwestern, Lehr-
kräfte, Psychologen, bei den Köchen oder Busfahrern,  
 

(Unruhe vonseiten der Fraktionen 
der AfD und CDU) 

 
und diesen Mangel haben wir nicht nur in Mecklenburg-
Vorpommern, sondern wir haben ihn bundesweit. 
 

(allgemeine Unruhe – 
Ministerin Jacqueline Bernhardt 
wendet sich an das Präsidium.) 

 
Ich warte einfach ein bisschen. 

(Jens Schulze-Wiehenbrauk, AfD: 
Wir können doch noch mal aussetzen! – 

Zuruf von Torsten Koplin, Die Linke) 
 
Deshalb ist es vollkommen richtig, dass jeder und jede 
einzelne Verantwortungsträgerin und -träger gezwungen 
ist, Maßnahmen zu ergreifen, denn es gibt nicht nur den 
Mangel an Fachkräften, sondern einen Mangel an Men-
schen im erwerbsfähigen Alter. Während im Jahr 2000 
die Anzahl der Bevölkerung in unserem Bundesland 
bei 1,8 Millionen Menschen lag, waren es im Jahr 2023 
1,55 Millionen – eine viertel Million Menschen weniger. 
Bei den Erwerbstätigen verzeichnen wir einen Rückgang 
von circa 170.000 Frauen und Männern. Deshalb hat 
die rot-rote Landesregierung in den vergangenen Jahren 
bereits verschiedene neue Wege eingeschlagen. So ist 
das Tariftreuegesetz beispielgebend, denn wer gerechte 
Löhne zahlt, von denen man gut leben kann, wird es 
leichter haben, Fachkräfte zu gewinnen.  
 
Aber auch das neue Berufsorientierungskonzept, das 
gemeinsam mit den Industrie- und Handelskammern 
sowie den Handwerkskammern erarbeitet worden ist, ist 
entscheidend für die zukünftige Ausbildung der Fachkräf-
te und beinhaltet gleichzeitig wesentliche Elemente öko-
nomischer Bildung, die aber darüber hinaus immanenter 
Teil des Unterrichtsfachs Arbeit-Wirtschaft-Technik sind. 
Denn wie der Name schon sagt, werden in diesem Fach 
zentrale ökonomische und sozioökonomische Inhalte 
vermittelt, etwa die Rolle des Geldes, alles rund ums 
Einkommen oder der Wirtschaftskreislauf. Diese Schwer-
punkte werden dann im Sekundarbereich II im Fach 
Wirtschaft/Wissenschaftspropädeutik vertieft.  
 
Das zeigt, die Absicherung und Verortung ökonomischer 
Zusammenhänge in den Rahmenplänen ist bereits jetzt 
erfolgt. So wird beispielsweise für das Querschnittsthema 
„Bildung für nachhaltige Entwicklung“ im Rahmenplan 
explizit die Förderung des Verständnisses von wirtschaft-
lichen, ökologischen, sozialen und kulturellen Zusam-
menhängen formuliert. Somit wird dieser Antragspunkt 
bereits seit Jahren erfüllt, genau wie die Forderung der 
Antragsteller zur Fortbildung der Lehrkräfte. Auch hier 
zeigt sich eine breite Palette von Themen zur ökonomi-
schen Bildung, zu unternehmerischem Denken und Han-
deln in der Schule, aktuellen Herausforderungen für das 
Finanzsystem im Kontext von Klimakrise und Dekarboni-
sierung.  
 
Zudem sind in unserem Fortbildungsportfolio für jeder-
mann und jederfrau unter anderem folgende Themen 
rund um die Uhr abrufbar: Finanzbildung interaktiv ge-
stalten, Finanzielle Bildung einfach unterrichten und 
zahlreiche weitere Angebote für das Projektfach „Leben 
lernen“.  
 
Auch haben wir im vergangenen Monat einen Round Table 
„Mehr MINT wagen“ durchgeführt, um die intensiven, 
ressortübergreifenden, aber dezentralen Programme in 
einer MINT-Strategie zusammenzufassen und zu steu-
ern. Er steht unter der Schirmherrschaft der Ministerprä-
sidentin und liegt in der Zuständigkeit des Bildungsminis-
teriums. Durch die Einbeziehung des Wirtschafts- und 
Wissenschaftsministeriums sowie der Verbände, Kam-
mern, Unternehmen, Hochschulen und Forschungsinsti-
tute können die wirtschaftliche Innovationsfähigkeit und 
der Fachkräftebedarf besonders berücksichtigt werden. 
Die Mitwirkung der Gleichstellungsbeauftragten der Lan-
desregierung garantiert die Einbeziehung auch der unter-
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repräsentierten Gruppen, zum Beispiel von Frauen in 
MINT-Berufen.  
 
Sehr geehrte Damen und Herren, bei den anderen An-
tragspunkten kann Frau Oldenburg es kurz machen: Be-
reits seit dem Schuljahr 2016/2017 wird mit dem Konzept 
zur Begabtenförderung mit dem Schwerpunkt MINT an den 
Schulen gearbeitet. Aufgrund dieses Konzeptes haben 
sich sechs Gymnasien in Mecklenburg-Vorpommern als 
MINT-Profilschulen etabliert. Diese Schulen werden dafür 
auch entsprechend gefördert. Ihr Profil umfasst selbst-
verständlich auch den Bereich Informatik und den der 
Künstlichen Intelligenz. Darüber hinaus sind die Digitali-
sierung sowie die Nutzung und die kritische Reflexion 
Künstlicher Intelligenz sowie der Medienbildung immer 
und ständig gemeinsame Aufgabe aller Schulen. Erwäh-
nen möchte ich noch die hohe Zahl der Neugründungen 
von Schülerfirmen, das neue Unterrichtsangebot Globa-
les Lernen, die Netzwerke MINT-Schulen und das MINT-
forum MV sowie einen der wichtigsten Schulwettbewerbe 
„Jugend forscht“ sowie die Mathematikolympiaden und 
die Initiative „MINT-freundliche Schule“.  
 
Sie sehen, es ist vieles los. Es gibt Profilgymnasien, 
MINT-Initiativen, Fortbildungen, Unterrichtsfächer, die die 
Antragsinhalte bereits aufgreifen, umsetzen und weiter-
entwickeln. Ihr Antrag gab uns die Gelegenheit, Initiati-
ven kurz zu skizzieren und damit auch das Engagement 
der vielen Lehrerinnen und Lehrer sowie Schülerinnen 
und Schüler zu betonen, und Frau Oldenburg möchte 
sich dafür ganz herzlich bedanken. – Vielen Dank für Ihre 
Aufmerksamkeit! 
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen 
der SPD und Die Linke) 

 
Vizepräsidentin Elke-Annette Schmidt: Vielen Dank, 
Frau Ministerin! 
 
Für die Fraktion der CDU hat das Wort der Abgeordnete 
Torsten Renz. 
 
Torsten Renz, CDU: Sehr geehrte Frau Präsidentin! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich kann es mir 
einfach nicht verkneifen, wenn wir von Fachkräftemangel 
sprechen – und jetzt kommt der zweite Antrag in Folge 
zum Thema Bildung, und die AfD bezeichnet sich immer 
als die treibende Kraft in diesem Land –, dass Sie nicht in 
der Lage sind, bildungspolitisch hier einen Redebeitrag zu 
halten, sondern bei so wichtigen Themen, wenn es um 
ökonomische Bildung geht, wenn es um das Schulsys-
tem in Mecklenburg-Vorpommern geht, dass Sie betrof-
fen nach unten gucken, nur weil eine Person ausfällt. 
 

(Zuruf von Jens Schulze-Wiehenbrauk, AfD) 
 
Der mag ja dringende Gründe haben, aber dass Sie dann 
nicht mehr aussagefähig sind im Bereich Bildung, 
 

(Thore Stein, AfD: Können 
Sie im Protokoll nachlesen!) 

 
also da lässt sich die Begrifflichkeit „Fachkräftemangel“ 
gar nicht mehr toppen. 
 

(Beifall Marc Reinhardt, CDU – 
Zuruf von Jens Schulze-Wiehenbrauk, AfD) 

 
Das, glaube ich, gehört erst mal auf alle Fälle dazu.  

(Jens Schulze-Wiehenbrauk, AfD: 
Da haben Sie es uns aber gegeben! 

Jetzt sind wir alle ganz traurig.) 
 
Jetzt haben wir einen Antrag der FDP. Also ich tue mich 
echt schwer damit, wenn wir uns hier im Landtag damit 
befassen, mit solchen Aufforderungen, dass ein Fach 
Ökonomische Bildung 
 

(Horst Förster, AfD: Eben! – 
Zuruf von Jens Schulze-Wiehenbrauk, AfD) 

 
weiterentwickelt oder vertieft werden soll und wie auch 
immer. Und es ist ja jetzt schon in Ausführlichkeit darge-
stellt worden, 
 

(Zuruf von Horst Förster, AfD) 
 
sehr geehrte Frau Kollegin, von der Ministerin in Vertretung, 
 

(Zuruf von Andreas Butzki, SPD) 
 
und einfachste Recherche im Stundenplan beim Thema 
„Ökonomische Bildung im Bereich Wirtschaft und AWT“, 
da haben Sie alles im Prinzip enthalten. Ich will nicht sa-
gen, dass man das nicht besser machen kann, aber am 
Ende kommt es natürlich auch auf die Lehrkraft an, die 
entscheidend ist, wie solche Themen vermittelt werden. 
Und wenn Sie dann gleichzeitig – das will ich Ihnen jetzt 
nicht unterstellen, aber so ist ja das politische Geschäft 
inzwischen, heute wird Finanzbildung gefordert, morgen 
wird das gefordert. Es werden ständig neue Fächer ge-
fordert und keiner von uns, nehme ich uns alle mit ein, 
sagt, an welcher Stelle soll dann irgendwie mal was ge-
strichen werden.  
 
So, und insofern ist es natürlich eine Herausforderung, 
auch gerade Ihr Thema lautet ja „Neue Chancen durch 
bessere Bildung und Zukunftskompetenzen“. Also Sie 
bringen ja jetzt zum Ausdruck, dass es um Zukunfts-
themen geht, die sich ja auch ständig ändern, und zwar 
in einer Geschwindigkeit, dass wir tatsächlich aus meiner 
Sicht feststellen müssen, wir kommen da als Bildungs-
politik gar nicht hinterher. 
 

(Zuruf von Jens Schulze-Wiehenbrauk, AfD) 
 
Und deswegen ist ja die Frage, wie gehen wir damit um. 
 

(Zuruf von David Wulff, FDP) 
 
Und dann, glaube ich, ist es richtig, das, was bei Ihnen 
vorne steht, was Sie aber nicht ausführen im Antrag und 
auch nicht im Redebeitrag, dass das Entscheidende ist, Ihr 
Wort „Zukunftskompetenzen“. Da hat aber Politik auch schon 
vor Jahren, vor 10/20 Jahren darauf reagiert, indem man 
sich verabschiedet hat von den sturen Inhalten, sondern 
gesagt hat, aufgrund – und das ist tatsächlich eine revo-
lutionäre Entwicklung –, weil sich ja die Welt so schnell 
dreht, ob das KI ist, wir könnten Beispiele jetzt nennen 
ohne Ende, wir kommen ja gar nicht so schnell hinterher, 
und deswegen ist es entscheidend, Kompetenzen zu ver-
mitteln, Kompetenzen und noch mal Kompetenzen. Das 
kann man trivial zum Ausdruck bringen, indem man sagt: 
Lesen, Rechnen, Schreiben. Das ist natürlich etwas mehr, 
aber ich will das mal so ein bisschen bildlich darstellen.  
 
Und darauf aufbauend, dass die Schüler selbstständig 
handeln können, weil sie diese Kompetenzen haben, 
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daraufhin muss natürlich Schule gestaltet werden. Und 
wenn wir dann alle erleben, wie träge, wie lahm Bildungs-
politik nicht nur in Mecklenburg-Vorpommern, sondern 
generell ist und einfach mal in Wahlprogrammen oder 
auch in Anträgen einfach mal so hingeschrieben wird, wir 
brauchen neue aktualisierte Rahmenlehrpläne, dann bin 
ich tatsächlich mal reingegangen – ich will das noch mal 
exemplarisch, auch nicht unbedingt als Kritik zu werten, 
aber exemplarisch am Rahmenlehrplan AWT mal sagen –: 
Wenn Sie reingehen, Rahmenlehrplan in Mecklenburg-
Vorpommern, dann haben wir es bald geschafft, nämlich 
am 31.07.26 läuft der Rahmenlehrplan AWT für die, hier 
steht sogar da noch Haupt-/Realschule und Realschule, 
Integrierte Gesamtschule in Mecklenburg-Vorpommern, im 
Juli 26 läuft dieser Rahmenlehrplan aus. 
 

(Zuruf von Marc Reinhardt, CDU) 
 
Und wissen Sie, von welchem Jahr der ist? Untendrunter 
steht: Erprobungsfassung aus 2002. Ich will nur noch mal 
deutlich machen – parallel ist jetzt ein neuer Plan ent-
standen, der aufwächst ab 23, 
 

(Zuruf von Andreas Butzki, SPD) 
 
aber ich meine, das ist ja auch wieder so ein klassischer 
Fall für Silberhochzeit –, wir kommen gar nicht hinterher, 
und dann sagen wir, wir wollen ständig hier Rahmenlehr-
pläne ändern und entwickeln. Das, glaube ich, ist nicht 
mehr die Antwort auf die Herausforderungen der Zukunft.  
 
Ich will nicht sagen, dass wir die Lösungskompetenz in 
diesem Fall gepachtet haben. Ich sage Ihnen, der Weg 
kann nur sein, die Kompetenzen der Schüler zu stärken 
und darauf aufbauend, und das ist mein nächstes Stich-
wort „Selbstständige Schule“, so auszuleben und zu 
stärken, dass die Leute vor Ort, die Lehrer entscheiden 
können, wie das Ganze umgesetzt wird. Und da haben 
wir natürlich eine Rolle rückwärts gemacht in diesem 
Jahr. Ich will Sie einfach nur daran erinnern, insbesonde-
re Herrn Butzki: Wir haben zusammen die Selbstständige 
Schule auf den Weg gebracht in einer politischen Dis-
kussion, Frau Oldenburg hat ohne Rücksprache mit allen 
die Selbstständige Schule abgewickelt und hat gesagt, 
wir machen wieder Stundenpläne. 
 

(Sebastian Ehlers, CDU: Hört, hört!) 
 
Ich glaube, das ist nicht der Weg der Zukunft. Selbst-
ständige Schulen entscheiden vor Ort, die wissen aufgrund 
der Herausforderungen, wie sie sich schneller anpassen 
können, und da brauchen wir keine zentrale Lenkung.  
 
Und diese Anträge in dieser Form bringen uns nur be-
dingt weiter. Sie haben den Vorteil, dass Sie das Thema 
noch mal in die Öffentlichkeit gebracht haben, dass wir 
uns dazu austauschen sollen, aber ansonsten, glaube 
ich, müssen wir uns gemeinsam auf den Weg machen, 
Selbstständige Schule und Kompetenzentwicklung in den 
Vordergrund zu stellen. – Herzlichen Dank! 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der CDU 
und Thomas Diener, fraktionslos) 

 
Vizepräsidentin Elke-Annette Schmidt: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter! 
 
Für die Fraktion der SPD hat das Wort der Abgeordnete 
Andreas Butzki. 

Andreas Butzki, SPD: Sehr geehrte Frau Präsidentin! 
Werte Kolleginnen und Kollegen! Wie oft gab es Forde-
rungen nach mehr beziehungsweise neuen Unterrichts-
fächern in den letzten 15 Jahren, so lange bin ich jetzt im 
Landtag: Mal ging es um mehr Sport, es gab Forderun-
gen nach mehr Deutsch- und Mathematikunterricht, ha-
ben wir hier lange diskutiert. Ebenfalls sollten die MINT-
Fächer gestärkt werden, manche forderten mehr Stunden 
und früher im Fremdsprachenunterricht, gesunde Ernäh-
rung stand eine ganze Zeit im Mittelpunkt 
 

(Horst Förster, AfD: Genau!) 
 
und damit Biologie und Hauswirtschaft, und in dieser 
Woche das Fach Wirtschaft in der Sek I. Jeder Antrag 
klingt nachvollziehbar und logisch, aber nur bei der Ein-
zelbetrachtung und aus Sicht der Antragsteller. Schaut 
man sich aber die Gesamtstundentafel an – Herr Renz 
hat es ja gerade gesagt –, dann sieht es schon ganz 
anders aus, dann müssen Vorschläge für Kürzungen 
gemacht werden, und die fehlen natürlich, Frau Becker-
Hornickel. Und das muss im Einklang, das alles, mit den 
KMK-Vereinbarungen stehen. Oder will man, dass die 
Schülerinnen und Schüler noch einen längeren Schulall-
tag haben? Und das würde wiederum massiv die Freizeit-
aktivitäten vieler Jungen und Mädchen beschneiden. Und 
da wird es die Freiwillige Feuerwehr nicht geben, Sport-
vereine, Musikschule, andere Vereine, Institutionen. Die 
würden sich vielerorts massiv beschweren.  
 
Und dann kommen wir mal inhaltlich auf den Antrag zu 
sprechen, Frau Becker-Hornickel. Ich weiß, mit den Refe-
renten ist es im Augenblick mit Ihrer Gruppe da ein biss-
chen schwierig, aber wenn man sich da intensiver ein 
bisschen darauf vorbereitet hat, dann will ich mal anders 
herangehen, als Herr Renz eben, wo was ausläuft. Es ist 
am 01.08.2023, und aufwachsend gelten die Pläne: AWT 
Gymnasium/Gesamtschule von 7 bis 10, AWT Regionale 
Schule/Gesamtschule 7 bis 10, Wirtschaft Gymnasium 11 
bis 12. Und viele Ihrer Forderungen sind da bereits fest-
gehalten.  
 
Und ein weiterer Aspekt, der in Ihrem Antrag vollkommen 
fehlt, ist der Kompetenzerwerb. Der hat in einer immer 
komplexer werdenden Arbeitswelt eine viel größere Be-
deutung. Und die sogenannten Soft Skills, persönliche, 
soziale und methodische Kompetenzen, die über das 
Fachwissen weit hinausgehen, und Schlüsselfähigkeiten 
wie Teamfähigkeit, Kommunikationsstärke, Anpassungs-
fähigkeiten und emotionale Intelligenz werden immer 
entscheidender. Und deswegen war ich vorhin auch so 
sauer, Frau Wegner, weil Sie gesagt haben, der Lehrer 
soll nur für den Bildungsauftrag sein. 
 

(Jutta Wegner, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Hab ich überhaupt nicht gesagt! – Zuruf von 

Dr. Harald Terpe, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
 
Nein, er ist ganz explizit auch für den Erziehungsauftrag 
verantwortlich. Und ich habe es vorhin auch schon ge-
sagt, das Weltwissen, manche Studien sagen, von 11 bis 
13 Monaten, manche sprechen von 3 bis 5 Jahren, aber 
das verdoppelt sich so schnell, dass man da wirklich 
nicht mehr hinterherkommt. 
 
Und dem Bildungsserver – und das finde ich ganz, ganz 
wichtig – können Sie auch die Berufsorientierung ent-
nehmen. Gerade in diesem Bereich gab es viele positive 
Veränderungen in den letzten Jahren, die insbesondere 
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von den IHKs und Handwerkskammern begrüßt wurden. 
Die standen heute auch schon mehrfach in verschiede-
nen Zusammenhängen in Rede. Alles lässt sich nachle-
sen in der Verwaltungsvorschrift – können Sie sich gerne 
aufschreiben – vom 29. Januar 25 „Berufliche Orientie-
rung an öffentlichen allgemein bildenden und beruflichen 
Schulen des Landes Mecklenburg-Vorpommern“. Und es 
gibt eben auch das 25-tägige Schülerpraktikum, verteilt 
auf mindestens zwei Schuljahre, und die Praxistage 
während der Schulzeit in den Betrieben.  
 
In Ihrem Aufforderungsteil kommt es nicht nur mir so vor, 
dass Sie da irgendwas zusammengeschrieben haben: 
 
Sie fordern da unter II.1. ein eigenständiges Fach. Die 
Ablehnung habe ich Ihnen gerade begründet.  
 
Unter II.2., erfüllen wir bereits, Ihre Forderungen. Schauen 
Sie in die Rahmenpläne!  
 
Unter II.3., das IQ M-V, also das Institut für Qualitäts-
sicherung in Mecklenburg-Vorpommern bietet Fort- und 
Weiterbildung auch in diesem Bereich an, im AWT.  
 
Unter II.4., es gibt Leitlinien für den MINT-Bereich, Frau 
Ministerin hat es gesagt. Und übrigens, das „I“ heißt 
Informatik, man muss es also nicht extra aufführen.  
 
Unter II.5., es sind allgemeinbildende Schulen, und die 
meisten Schulen beschäftigen sich mit Informatik und KI 
und dem sinnvollen Umgang und der Anwendung. Ich 
habe vor Kurzem mit dem Schulleiter des Carolinums in 
Neustrelitz zusammengesessen, da haben wir uns auch 
mal unterhalten, und das wird intensivst in der Schüler-
schaft diskutiert. Und da muss natürlich in der Schule 
auch entsprechend gearbeitet werden, müssen auch die 
Lehrer da in dem Sinne geschult werden.  
 
Unter II.6. sollte man Jungen und Mädchen bei der För-
derung, beide in den Blick nehmen.  
 
Unter II.7., etliche Schulen haben Kooperationsvereinba-
rungen mit Forschungseinrichtungen – ich kann es hier ja 
bloß von meiner Heimatstadt sagen, beispielsweise in 
Neustrelitz arbeiten Schulen mit dem DLR zusammen, 
da gibt es auch ein School-Lab, im LEEA gibt es ein 
Energie-Lab –, und da legen die Schulen selbst ihre 
Schwerpunkte fest. 
 
Sie fordern mit dem Antrag nicht nur das Fach Wirtschaft, 
sondern Sie wollen – und ich überspitze es jetzt bewusst – 
aus einer allgemeinbildenden Schule eine Wirtschaftsschule 
machen. Und das ist mit der SPD und mit dieser Koalition 
definitiv nicht zu machen. Es gibt neben den Hauptfächern 
Deutsch, Mathematik und Fremdsprache auch MINT und 
die gesellschaftswissenschaftlichen Fächer. Auch Kunst, 
Musik, Sport, Religion und Philosophie haben ihre Be-
rechtigung und natürlich AWT, Wirtschaft mit den Betriebs-
praktika und Praxistagen. Dazu gibt es an den Schulen 
die verschiedensten Kurse und Freizeitaktivitäten, die ein 
Schulleben auch ausmachen, von den ganzen Exkursio-
nen und Projekttagen mal ganz zu schweigen.  
 
Aus meiner Rede können Sie sicherlich klar entnehmen, 
dass wir diesen Antrag ablehnen. – Herzlichen Dank für 
die Aufmerksamkeit! 
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen 
der SPD und Die Linke) 

Vizepräsidentin Elke-Annette Schmidt: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter! 
 
Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat das 
Wort die Abgeordnete Jutta Wegner. 
 
Jutta Wegner, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Sehr geehrte 
Frau Präsidentin! Kolleginnen und Kollegen! Dieser Antrag 
klingt modern. Er spricht von Zukunft, von Digitalisierung, 
von Chancen. Aber wenn wir genauer hinschauen, dann 
sehen wir, hier geht es nicht um Bildung im umfassenden 
Sinne, hier geht es vor allem um Verwertbarkeit. Schule 
soll nach diesem Antrag vor allem eines leisten, den Ar-
beitsmarkt bedienen. Das ist uns zu wenig, denn Bildung 
ist mehr. Bildung heißt nicht nur, später zu funktionieren, 
Bildung heißt, ein selbstbestimmtes Leben zu führen.  
 
Und eigentlich, Barbara, sind wir da ja völlig einer Mei-
nung: Wir wollen junge Menschen stärken, nicht nur als 
Arbeitskräfte, sondern als Persönlichkeiten, Menschen, 
die Verantwortung übernehmen für sich selbst, für ande-
re und für diese Gesellschaft. Ja, ökonomische Bildung 
ist wichtig, aber sie darf nicht einseitig sein. Wirtschaft ist 
kein Naturgesetz, Wirtschaft ist gestaltbar. Und genau das 
muss Schule doch vermitteln: kritisches Denken, Abwä-
gen, Hinterfragen, nicht nur, wie funktioniert ein Markt, 
sondern auch, wem nützt er und auf wessen Kosten. Der 
Antrag bleibt hier erschreckend eindimensional: Nach-
haltigkeit, Fehlanzeige, Klimakrise, kein Thema, soziale 
Gerechtigkeit kommt praktisch nicht vor. Dabei sind das 
die zentralen Fragen unserer Zeit. Eine Bildungspolitik, 
die das ausblendet, greift zu kurz.  
 
Auch die Idee eines eigenen Schulfachs Wirtschaft über-
zeugt uns nicht. Wir brauchen keine weitere Zersplitte-
rung, wir brauchen Zusammenhang. Das bestehende 
Fach AWT – wir haben schon darüber gesprochen – 
zeigt, man kann Arbeit, Technik und Wirtschaft gemein-
sam denken, praxisnah, lebensnah, ganzheitlich. Das ist 
der richtige Weg, nicht die einseitige Aufwertung wirt-
schaftlicher Inhalte.  
 
Und ja, wir wollen mehr Mädchen in MINT-Berufen, un-
bedingt. Aber das gelingt doch nicht durch Programme. 
Das gelingt durch ein Bildungssystem, das Rollensyste-
me aufbricht und echte Chancengleichheit schafft.  
 

(Thomas de Jesus Fernandes, AfD: 
Und wieder alles sein kann!) 

 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, dieser Antrag denkt 
Bildung zu eng, zu wirtschaftlich, zu kurzfristig. Wir brau-
chen aber eine Schule, die auf die Zukunft vorbereitet, 
eine Schule, die nachhaltig ist, digital und gerecht. Und 
dafür brauchen wir keine Ökonomisierung der Bildung, 
sondern eine Stärkung der Persönlichkeit der Schülerin-
nen und Schüler. Deshalb lehnen wir diesen Antrag ab. – 
Vielen Dank! 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

 
Vizepräsidentin Elke-Annette Schmidt: Vielen Dank, 
Frau Abgeordnete! 
 

(Zuruf von David Wulff, FDP) 
 
Für die Fraktion Die Linke hat das Wort die Fraktionsvor-
sitzende Jeannine Rösler. 
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Jeannine Rösler, Die Linke: Frau Präsidentin! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Kollegin Jutta Wegner 
hat es gesagt, der Antrag klingt auf den ersten Blick 
modern: Zukunftskompetenzen, Digitalisierung, MINT, 
Künstliche Intelligenz, wirtschaftliche Bildung, Kooperation 
zwischen Schule und Wissenschaft. Und wer wollte da 
ernsthaft behaupten, dass dies keine Rolle spielt? Und 
deshalb möchte ich gleich zu Beginn deutlich sagen, ja, 
Schülerinnen und Schüler müssen auf eine sich wan-
delnde Welt vorbereitet werden. Und trotzdem lehnen wir 
diesen Antrag ab, denn Zukunftskompetenzen sind 
längst Bestandteil der Rahmenpläne unseres Landes. 
Sie finden sich in vielen Fächern – das ist hier schon zum 
Ausdruck gekommen –, insbesondere in AWT sowie im 
Fach Wirtschaft, in Querschnittsthemen, in beruflicher 
Orientierung, Medienbildung, Demokratiebildung und auch 
in nachhaltiger Entwicklung.  
 
Die Zukunftskompetenzen entstehen eben nicht einfach 
isoliert in einem einzigen Fach. Sie entstehen im Alltag 
schulischen Lernens, wenn Schülerinnen und Schüler 
im Biologieunterricht über Klimawandel diskutieren, im 
Deutschunterricht Quellen bewerten, im Sozialkundeun-
terricht gesellschaftliche Konflikte analysieren oder im 
Informatikunterricht digitale Anwendungen reflektieren. Ge-
nau dann erwerben sie jene Kompetenzen, die heute häufig 
unter dem Begriff „Future Skills“ zusammengefasst werden.  
 
Schülerinnen und Schüler lernen in AWT, wirtschaftliche 
Zusammenhänge zu verstehen, technische Entwicklungen 
einzuordnen, gesellschaftliche Auswirkungen von Arbeit 
zu reflektieren, Daten auszuwerten, Entscheidungen 
kritisch zu hinterfragen, berufliche Perspektiven zu entwi-
ckeln und sich auch in wirtschaftlichen Prozessen zu 
orientieren – kurz, Zukunftskompetenzen werden fächer-
übergreifend aufgebaut, und genau das entspricht mo-
dernen Bildungsansätzen. Und insofern will ich nicht 
wiederholen, was die Kolleginnen und Kollegen hier 
bereits erwähnt haben. Wir lehnen diesen Antrag ab. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen 
der SPD und Die Linke) 

 
Vizepräsidentin Elke-Annette Schmidt: Vielen Dank, 
Frau Abgeordnete! Frau Fraktionsvorsitzende! 
 
Für die Gruppe der FDP hat noch mal das Wort die Ab-
geordnete Barbara Becker-Hornickel. 
 

(Rainer Albrecht, SPD: Barbara, 
fünf Minuten hast du mindestens!) 

 
Barbara Becker-Hornickel, FDP: Frau Präsidentin!  
 
Jetzt sage ich es auch mal, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, erst mal freue ich mich, dass unsere Bildungsminis-
terin sich über unseren Antrag gefreut hat, weil sie das 
gesehen hat, damit Ihnen die Gelegenheit zu geben, mal 
aufzuzählen, was alles schon geht. Das freut mich ja 
denn auch. 
 
Und, Frau Wegner, wir haben hier keinen Antrag vorge-
legt, dass wir eine völlig neue Bildungspolitik gestalten 
wollen. Alles, was Sie jetzt durchaus ja völlig zu Recht 
hier vorgetragen haben, das ist nicht unser Punkt, son-
dern wir haben uns einen Punkt herausgepackt, -gepickt, 
nämlich wenn es sich um Wirtschaft dreht. Alles andere 
völlig okay, aber ich denke, das hätte den Antrag total 
überpflichtet. 

Und natürlich weiß ich, was das Fach AWT bedeutet. 
Also ich weiß auch, es läuft aus, ist neu gestaltet. Aber 
gerade, weil in AWT Arbeit … – Was?  
 

(Christiane Berg, CDU: Wirtschaft-Technik!) 
 
Entschuldigung! –, Arbeit, Wirtschaft und Technik, und 
was hier noch alles vorgetragen wird, was alles in dieses 
eine Fach gepackt wird, aber genau da sehe ich doch die 
Gefahr, dass genau das, worum es uns hier geht, die 
Wirtschaft, die Ökonomie, eventuell dann doch etwas zu 
kurz kommt.  
 

(Zuruf von Andreas Butzki, SPD) 
 
Und es stimmt auch, dass in vielen, 
 

(Zuruf von Andreas Butzki, SPD) 
 
dass in vielen anderen Fächern Ökonomie durchaus eine 
Rolle spielt, aber zerfasert, zersplittert. Es ist nicht wirk-
lich so, dass man dort ökonomische Zusammenhänge für 
sich dann schon herausnehmen kann. 
 
Und Sie haben vorgetragen, es gibt Profilschulen. Das ist 
toll, dass es das gibt. Aber wir dürfen doch nicht nur 
Schüler in Profilschulen mit diesen Dingen und einem 
wirtschaftlichen Wissen dort – oh, Entschuldigung –, 
ihnen die Möglichkeit geben, dort dieses wirtschaftliche 
Wissen zu erwerben. Und auch die ganzen tollen Projek-
te, die es gibt, das ist mir schlicht und einfach zu wenig. 
Das machen immer die Schüler, die es unbedingt wollen, 
die dafür brennen, und die anderen brennen da eben 
nicht für und hören es sich nicht an, 
 

(Zuruf von Michael Noetzel, Die Linke) 
 
und haben nicht mal die Chance, damit in Berührung zu 
kommen.  
 
Und ja, „Jugend forscht“, großartig, aber auch das sind 
immer nur Einzelne. Das sind so kleine Nerds, so, wie es 
mein Sohn zum Beispiel war. Wenn der in der Ecke saß 
und sagte keinen Ton, und man fragte ihn, was machst 
du denn: Mutti, ich denke. So, davon, da lache ich heute 
noch drüber. 
 

(Heiterkeit bei Michael Noetzel, Die Linke) 
 
Er ist ja auch wirklich ein Wissenschaftler geworden, da 
waren schon die Anfänge.  
 
Und die Qualifizierung vorhandener Lehrkräfte, ja, natür-
lich, Menschen, die dafür geeignet sind. Sie haben ge-
sagt, die Soft Skills hätten wir nicht beachtet. Ja, natür-
lich, Empathie, Kompetenz, das müssen diese Lehrer 
machen, die sich das wünschen, die sich dazu berufen 
fühlen und die es leben wollen. Wir hören doch viel zu 
oft, ach, Wirtschaft, seid doch nicht so gierig, ihr immer 
mit eurer Ökonomie, ihr mit eurer Wirtschaft. Aber ganz 
ehrlich, Wirtschaft erhält unsere Gesellschaft am Leben. 
 

(Zuruf von Jens Schulze-Wiehenbrauk, AfD) 
 
Sie ist der Grundstock, dass alles funktioniert. Ich denke, 
das dürfen wir so nicht vergessen.  
 
Und Informatik und KI – wir haben, schon eine Weile her, 
wir haben bestimmt alle die Gespräche geführt mit dem 
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Schülerrat des Landes, die auch eine Umfrage gemacht 
haben: Wie zufrieden sind Sie denn mit den Fächern 
Informatik? Wie zufrieden sind Sie denn mit dem, was 
Sie in der Schule über KI lernen? Und die Umfrage war 
nicht unbedingt in dem Sinne positiv für unser Bildungs-
system. Die waren sehr enttäuscht und haben auch ganz 
klare Forderungen gestellt, was sie sich gerade in diesen 
Fächern wünschen. 
 
Ansonsten, denke ich, hier kann ich auch wieder nur 
sagen, es ist völlig legitim, darüber nachdenken zu dür-
fen, was kann man besser machen, was kann man sich 
besser vorstellen. Und ich denke, gerade im Bereich der 
Bildung, das wird nie zu Ende gedacht sein. Das ist et-
was, was lebt, wo immer wieder etwas dazukommt. Wir 
wollen die beste Bildung und wir wollen auch ganz tolle 
Lehrkräfte. Und ich glaube, auch da muss man sehr viel 
machen. Lehrkräfte müssen viel, einen höheren Stand in 
unserer Gesellschaft haben, viel mehr respektiert wer-
den, denn sie leisten etwas, jeden Tag, das wir gar nicht 
hoch genug einschätzen können. 
 

(Beifall Jutta Wegner, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 

und David Wulff, FDP) 
 
Damit bin ich am Ende. – Danke schön!  
 

(Rainer Albrecht, SPD: 
Hast du sehr gut gemacht, Barbara! – 

Die Abgeordnete Barbara Becker-Hornickel 
wendet sich an das Präsidium.) 

 
Vizepräsidentin Elke-Annette Schmidt: Ja, sehr gut, 
Barbara!  
 
Vielen Dank, Frau Abgeordnete! 
 
Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor und ich 
schließe die Aussprache.  
 
Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag der Grup-
pe der FDP auf Drucksache 8/6486. Wer dem zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. – Die 
Gegenstimmen? – Stimmenthaltungen? – Vielen Dank! 
Damit ist der Antrag auf Drucksache 8/6486 bei Zustim-
mung der Gruppe der FDP, Stimmenthaltung der Frakti-
on der CDU und der Fraktion der AfD, ansonsten Ableh-
nung abgelehnt.  
 
Meine Damen und Herren, entsprechend unserer Ver-
einbarung, nach 21:00 Uhr keinen neuen Tagesordnungs-
punkt mehr aufzurufen, beende ich an dieser Stelle die 
Landtagssitzung. Die Tagesordnungspunkte 26 bis 29 und 15 
werden morgen nach dem Tagesordnungspunkt 41 auf 
die Tagesordnung gesetzt. Ich sehe und höre keinen 
Widerspruch, dann ist das so beschlossen. 
 
Ich berufe die nächste Sitzung des Landtages für Freitag, 
den 5. Juni 2026, 09:00 Uhr ein. Die Sitzung ist ge-
schlossen. 
 

Schluss: 21:03 Uhr 
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Reden zu Protokoll gemäß § 83a GO LT  
zu TOP 14 
 
 
Jutta Wegner, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin, Kolleginnen und Kollegen, 
wenn ein Zug nicht fährt, ist das für viele Menschen in 
Mecklenburg-Vorpommern mehr als eine kleine Unan-
nehmlichkeit. Dann kommt jemand nicht zur Arbeit. Dann 
platzt ein Arzttermin. Dann wird der Weg zur Ausbildung 
länger, teurer oder schlicht unmöglich. Genau deshalb ist 
das Urteil des Europäischen Gerichtshofs zu den Tras-
senpreisen mehr als eine juristische Spezialfrage. Es 
kann ganz konkret darüber entscheiden, ob Regional-
züge bestellt, Takte verbessert und Verbindungen gesi-
chert werden können – oder ob am Ende über Kürzun-
gen geredet werden muss. 
 
Worum geht es? Im deutschen System können bei den 
Schienenentgelten sehr weitgehende Kosten angesetzt 
werden. Um die Folgen für den Schienenpersonennah-
verkehr abzufedern, wurde über Jahre eine gesetzliche 
Bremse eingezogen. Diese Bremse hat den Druck nicht 
gelöst, sondern verdeckt. Zulasten vor allem für den 
Güterverkehr, aber auch den Fernverkehr. Diese Besser-
stellung des Regionalverkehrs ist jetzt vom Europäischen 
Gerichtshof gekippt worden. 
 
Das Urteil will nicht den Regionalverkehr teurer machen, 
sondern faire Verhältnisse für alle Anbieter von Schienen-
verkehrsleistungen. Es hat einen Verstoß gegen Unions-
recht festgestellt, weil andere Verkehrsträger benachtei-
ligt wurden. Jetzt ist der Bund aufgefordert, eine Regelung 
zu finden, die europäischem Recht entspricht. Das kam 
nicht aus heiterem Himmel, ein Urteil in diese Richtung 
war lange erwartet worden. Umso mehr erstaunt es, dass 
auf Bundesebene keine Vorkehrungen getroffen wurden 
und seit dem Urteil Schweigen im Walde herrscht. Wir 
brauchen dringend Bewegung bei diesem Thema, und 
zuallererst vom Bund. Nicht ein neuer Notbehelf. Nicht 
ein weiteres Herumdoktern an einem ohnehin schiefen 
System. Sondern eine rechtssichere Lösung und eine 
grundlegende Reform der Schienenentgelte. Die Bundes-
länder, die seit der Bahnreform für den Regionalverkehr 
zuständig sind, brauchen Sicherheit für ihre Bestellungen. 
 
Das Problem bei den Trassenpreisen ist, dass aktuell jede 
Stärkung der Schiene durch den Bund am Ende dazu führt, 
dass die Länder höhere Trassenpreise zahlen müssen. 
Wenn Infrastrukturkosten, Abschreibungen und Rendite-
erwartungen immer weiter die Trassenpreise erhöhen, 
dann frisst das genau die Mittel auf, mit denen eigentlich 
mehr Angebot bestellt werden soll. Das ist absurd. Der 
Staat will mehr Verkehr auf die Schiene verlagern, macht 
aber die Nutzung der Schiene immer teurer. So schafft 
man keine Verkehrswende. So schafft man Unsicherheit. 
 
Für Mecklenburg-Vorpommern ist das besonders rele-
vant. Wir sind ein Flächenland. Viele Wege sind weit. 
Gute Bahnverbindungen sind nicht Luxus, sondern Da-
seinsvorsorge. Wer gleichwertige Mobilität ernst nimmt, 
muss dafür sorgen, dass Regionalisierungsmittel bei den 
Menschen ankommen: in besseren Verbindungen, verläss-
licheren Takten und bezahlbaren Tickets. Das ist eine 
Frage von gleichwertigen Lebensverhältnissen. 
 
Deshalb fordern wir erstens: Die durch das Urteil entste-
henden Mehrbelastungen im Schienenpersonennahverkehr 

müssen bis zu einer unionsrechtskonformen Neurege-
lung vollständig durch den Bund ausgeglichen werden. 
Ob über zusätzliche Regionalisierungsmittel oder einen 
gleichwertigen zweckgebundenen Mechanismus, liegt am 
Ende beim Bund. Entscheidend ist: Die Länder dürfen mit 
diesem Problem nicht alleingelassen werden. 
 
Zweitens muss die Landesregierung dem Landtag dar-
legen, was dieses Urteil für Mecklenburg-Vorpommern 
bedeutet. Welche Verkehrsverträge sind betroffen? Wel-
che Risiken entstehen für Ausschreibungen, Angebots-
umfang und Fahrpreise? Und was unternimmt die Lan-
desregierung auf Bundesebene? Das muss transparent 
auf den Tisch. 
 
Drittens braucht es die Systemreform. Die Nutzerfinan-
zierung muss sich im Regelfall stärker an den unmittel-
baren Kosten des Zugbetriebs orientieren. Die darüber 
hinausgehenden Kosten für Erhalt, Erneuerung und Aus-
bau der bundeseigenen Schieneninfrastruktur gehören 
grundsätzlich in die Bundesfinanzierung. 
 
Gerade die aktuellen Investitionen in die Schiene machen 
die Trassenpreise bei unveränderter Grundlage unkalku-
lierbar, die Entgelte müssen über mehrere Jahre planbar 
sein. Verkehrsunternehmen und Aufgabenträger können 
keinen guten Regionalverkehr organisieren, wenn die 
Kostenpfade ständig politisch nachjustiert werden. 
 
Zur FDP: Ja, die Gruppe hat einen ähnlich lautenden 
Antrag vorgelegt. Der richtige Kern ist erkennbar. Stei-
gende Trassenpreise dürfen die Regionalisierungsmittel 
nicht auffressen. Und ja: Die Organisation der Schienen-
infrastruktur ist keine Nebensache. 
 
Bündnisgrüne Linie auf Bundesebene ist 
–  eine konsequente Gemeinwohlorientierung der 

DB InfraGO, 
–  weniger Einfluss der Konzernholding, 
–  der Verbleib aller Gewinne in der Schiene, 
–  eine stärkere strategische Steuerung durch den Bund, 
–  ein verbindlicher Infraplan und 
–  ein überjähriger Eisenbahninfrastrukturfonds. 
 
Der Unterschied ist: Eine neue Organisationsstruktur 
allein löst das akute Problem nach dem EuGH-Urteil 
noch nicht. Wenn die Finanzierung weiter über steigende 
Nutzungsentgelte läuft, bleibt der Druck auf Länder, Ver-
kehrsunternehmen und Fahrgäste bestehen. Deshalb 
müssen Strukturreform, Finanzierungsreform und Tras-
senpreisreform zusammen gedacht werden. 
 
Für den Regionalverkehr heißt das jetzt zuerst: Der Bund 
muss drohende Mehrkosten vollständig ausgleichen. Für 
Güterverkehr und nachfrageschwache Fernverkehrsstrecken 
braucht es dauerhaft niedrigere Trassenpreise, damit 
mehr Verkehr auf die Schiene kommt. Und für die Infra-
struktur insgesamt braucht es eine Finanzierung, die 
nicht von Haushaltsjahr zu Haushaltsjahr wankt, sondern 
über mehrere Jahre verlässlich trägt. Das schafft Plan-
barkeit für Verkehrsunternehmen und Aufgabenträger. 
Und sie sorgt dafür, dass öffentliche Mittel nicht in 
steigenden Entgelten verschwinden, sondern bei den 
Menschen ankommen: in mehr Verbindungen, besseren 
Takten und bezahlbaren Tickets. 
 
Die Schiene ist öffentliche Infrastruktur. Sie ist Grundlage 
für Klimaschutz, Teilhabe und wirtschaftliche Entwicklung. 
Wer sie wie eine Einnahmequelle behandelt, bremst sie 
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aus. Deshalb muss der Bund jetzt handeln. Und deshalb 
muss die Landesregierung im Bundesrat Druck machen. 
Mecklenburg-Vorpommern darf nicht am Ende die Rech-
nung für ein System bezahlen, das der Bund falsch kon-
struiert hat. 
 
Wir bitten um Zustimmung zu unserem Antrag. 
 
Vielen Dank. 
 
 
David Wulff, FDP: 
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen und 
Herren, wir bringen heute einen Antrag ein, der auf den 
ersten Blick technisch klingt, in Wahrheit aber eine ganz 
einfache politische Frage stellt: Wofür wird das Geld in 
Mecklenburg-Vorpommern eingesetzt? Für bessere Ver-
bindungen im Land? Oder für die Reparatur eines fal-
schen Bundes-Systems? 
 
Denn genau darum geht es. Das Urteil des Europäischen 
Gerichtshofs vom 19. März hat das Problem nicht ge-
schaffen. Es hat das Problem sichtbar gemacht. Und 
dieser Unterschied ist entscheidend. 
 
Wer jetzt so tut, als sei Luxemburg schuld an der Lage, 
der macht es sich zu einfach. Die Wahrheit ist doch: Das 
deutsche Trassenpreissystem ist seit Jahren falsch kon-
struiert. Es setzt falsche Anreize. Es belastet die Schiene 
mit Kosten, die weder fair noch zukunftsfest finanziert 
werden. Wenn ein System dazu führt, dass mehr Investi-
tionen am Ende höhere Trassenpreise auslösen, dann ist 
das kein Zukunftsmodell, sondern ein Konstruktionsfehler. 
Genau diesen Konstruktionsfehler wollen wir mit unserem 
Antrag benennen und politisch korrigieren. 
 
Denn heute werden Infrastrukturkosten über die Nutzer 
der Schiene weitergereicht, statt sie transparent, ehrlich 
und planbar zu finanzieren. Die gesetzliche Verzinsung 
des Eigenkapitals der DB InfraGO wirkt als zusätzlicher 
Preistreiber. Am Ende zahlen Aufgabenträger, Verkehrs-
unternehmen und mittelbar die Fahrgäste die Rechnung 
für ein System, das der Bund über Jahre nicht reformiert 
hat. Und das ist nicht nur verkehrspolitisch falsch. Das ist 
auch finanzpolitisch unehrlich. 
 
Haushaltspolitische Ehrlichkeit gilt nämlich auch bei der 
Bahn. Kosten gehören transparent in die Finanzierung und 
nicht verkappt in die Rechnungen anderer. Genau des-
halb trägt unser Antrag bewusst diesen Titel: Schluss mit 
der Schuldenbremsen-Trickserei auf Kosten der Schiene. 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, für Mecklenburg-
Vorpommern ist das keine abstrakte Debatte. Unser Land 
ist ein Flächenland. Mobilität ist hier kein Symbolthema, 
sondern Voraussetzung für Teilhabe, für Ausbildung, für 
Pendler, für Tourismus und für wirtschaftliche Entwick-
lung. Wenn in einem Flächenland Regionalisierungsmittel 
nicht mehr in bessere Angebote fließen, sondern in stei-
gende Trassenpreise, dann wird der ländliche Raum 
doppelt bestraft. Dann fehlt das Geld dort, wo es eigent-
lich gebraucht wird: für Taktverdichtungen, für Reaktivie-
rungen, für Lückenschlüsse, für eine bessere Anbindung 
unserer Regionen. Dann fehlt es bei Projekten, die für 
unser Land wichtig sind: bei der Darßbahn, bei der Süd-
anbindung Usedoms über die Karniner Brücke, bei der 
Prüfung weiterer Verbindungen wie Parchim–Waren oder 
Neustadt (Dosse)–Güstrow. 

Wer dem ländlichen Raum ständig mehr Mobilität ver-
spricht, darf ihm jetzt nicht ausgerechnet die Mittel dafür 
entziehen. Und genau deshalb ist unser Antrag auch so 
klar in seiner Stoßrichtung: Regionalisierungsmittel sind 
für Verkehrsangebote und Infrastrukturentwicklung da. 
Sie sind nicht dafür da, als Ausfallbürgschaft für ein ka-
puttes Bundesmodell herzuhalten. 
 
Erstens: Der Bund muss die drohenden Mehrbelastungen 
vollständig und zweckgebunden kompensieren. Nicht 
teilweise. Nicht befristet nach Kassenlage. Nicht durch 
Umverteilung zulasten der Länder. Sondern vollständig 
und zweckgebunden. Denn Soforthilfe ist jetzt notwendig, 
um laufende Verkehrsverträge, Ausschreibungen und 
Ausbauvorhaben nicht zu gefährden. 
 
Zweitens: Wir brauchen eine echte Strukturreform des 
Trassenpreissystems. Nicht das nächste Provisorium. 
Nicht die nächste kurzfristige Reparatur. Sondern eine 
dauerhafte Lösung. Dazu gehört aus unserer Sicht, die 
Nutzerfinanzierung am Grenzkostenprinzip auszurichten. 
Dazu gehört, Erhalt, Erneuerung und Ausbau der Schie-
neninfrastruktur auf eine ehrliche und planbare Grund-
lage zu stellen. Und dazu gehört ein verbindlicher Infra-
strukturfinanzierungsfonds Schiene, damit nicht jedes 
Jahr neu improvisiert wird. Denn Aufgabenträger und 
Verkehrsunternehmen brauchen verlässliche Trassen-
preispfade. Wer Verkehrsleistungen bestellt, Fahrzeuge 
plant oder Ausschreibungen vorbereitet, der braucht 
Kalkulierbarkeit und nicht dauernde Ad-hoc-Reparaturen. 
Planbarkeit ist kein Luxus. Planbarkeit ist die Vorausset-
zung dafür, dass am Ende überhaupt investiert wird. 
 
Drittens: Wir brauchen mehr Wettbewerb und klare Ver-
antwortlichkeiten auf der Schiene. Wenn Netz und Be-
trieb organisatorisch vermischt bleiben und die Infrastruk-
tur nicht wirklich wettbewerbsneutral gesteuert wird, dann 
leidet der Zugang zum Markt. Dann leidet der Wett-
bewerb. Und am Ende leidet die Qualität. 
 
Liberale Bahnpolitik heißt deshalb: diskriminierungsfreier 
Zugang, transparente Steuerung und eine Infrastruktur, 
die dem Gemeinwohl dient und nicht Konzernlogiken 
folgt. Darum fordern wir auch eine echte Bahnreform II 
mit einer eigenständigen, bundeseigenen und gemein-
wohlorientierten Infrastrukturgesellschaft außerhalb des 
DB-Konzerns. 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, unser Antrag verbindet 
bewusst zwei Ebenen: kurzfristig entlasten und langfristig 
reformieren. Denn Soforthilfe ohne Reform wäre nur 
Symptombekämpfung. Und Reform ohne Soforthilfe wäre 
in der jetzigen Lage schlicht verantwortungslos. Beides 
gehört zusammen. 
 
Deshalb ist jetzt auch die Landesregierung gefragt. Sie 
muss auf Bundesebene Druck machen. In der Verkehrs-
ministerkonferenz. Im Bundesrat. Und gegenüber der 
Bundesregierung insgesamt. 
 
Unser Maßstab ist einfach: Kein Euro Regionalisie-
rungsmittel darf für Bundesfehler zweckentfremdet wer-
den. Mecklenburg-Vorpommern braucht mehr Schiene 
in der Fläche und nicht mehr Kosten durch ein falsches 
System. Wer Mobilität im ländlichen Raum ernst meint, 
muss jetzt handeln. Wer ehrliche Haushalte will, muss 
jetzt handeln. Und wer die Schiene stärken will, darf 
sich mit diesem Konstruktionsfehler nicht länger abfin-
den. 
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Ich bitte um Zustimmung zu unserem Antrag. 
 
Vielen Dank. 
 
 
Minister Dr. Wolfgang Blank: 
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin, 
sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, 
moin! 
 
Am 19. März 2026 hat der EuGH entschieden, dass die 
Trassenpreisbremse für den Schienenpersonennahverkehr 
in Deutschland gegen EU-Recht verstößt. Damit darf die 
Trassenpreisbremse im Genehmigungsverfahren für die 
Trassenpreissysteme der Deutschen Bahn nicht mehr 
angewendet werden. 
 
Trassenpreise sind die Gebühren, die Eisenbahnverkehrs-
unternehmen an den Infrastrukturbetreiber zahlen, um das 
Schienennetz nutzen zu können. Dabei sind sie für den 
Schienenpersonennahverkehr bisher gesetzlich gedeckelt. 
Im Fern- und Güterverkehr ist das nicht der Fall.  
 
Die Trassenpreisbremse wurde 2016 eingeführt. Sie 
koppelt die Entwicklung der Trassenpreise im Schienen-
personennahverkehr an die Regionalisierungsmittel. Ziel 
war es, die Länder davor zu schützen, über steigende 
Trassenpreise indirekt Infrastrukturkosten des Bundes 
mitzufinanzieren. In der Folge sind die Trassenpreise im 
Schienenpersonennahverkehr nur moderat gestiegen und 
waren von der tatsächlichen Kostenentwicklung bei der 
Deutschen Bahn weitgehend entkoppelt. 
 
Diese Kosten sind jedoch im Jahr 2024 deutlich gestie-
gen. Für das Trassenpreissystem 2025 hatte das spürbare 
Auswirkungen: Im Schienengüterverkehr und im Schienen-
personenfernverkehr stiegen die Entgelte überproportional 
um 16,2 Prozent bzw. 17,7 Prozent gegenüber dem Vor-
jahr. Beim Schienenpersonennahverkehr nahmen sie 
demgegenüber nur um 0,6 Prozent zu. Gegen diese 
Entwicklung haben die Deutsche Bahn und mehrere 
Eisenbahnverkehrsunternehmen geklagt. Für die Trassen-
preissysteme 2025 und 2026 hat die zuständige Bundes-
netzagentur inzwischen Verfahren zur Aufhebung der 
bisherigen Genehmigungen und zur Neubescheidung der 
Anträge eingeleitet. 
 
Die Deutsche Bahn hat daraufhin am 23. April 2026 neue 
Trassenentgelte beantragt. Diese sehen vor, die Entgelte 
im Schienenpersonennahverkehr für 2025 rückwirkend 
um 10,2 Prozent und für 2026 um weitere 9,1 Prozent zu 
erhöhen. Gleichzeitig werden der Schienenpersonenfern-
verkehr und der Schienengüterverkehr deutlich entlastet. 
 
Für Mecklenburg-Vorpommern ergeben sich daraus nach 
Mehrbelastungen für die Jahre 2025 und 2026. Für das 
Land ist daher klar: Diese Mehrkosten, die sich auch in 
den Folgejahren fortsetzen werden, müssen vollständig 
durch den Bund ausgeglichen werden – über eine ent-
sprechende Erhöhung der Regionalisierungsmittel. Darin 
sind sich die Länder einig. 
 
Die wesentlichen Forderungen der vorliegenden Anträge 
wurden durch die Länder im Rahmen eines einstimmi-
gen Beschlusses in der Verkehrsministerkonferenz am 
26. März 2026 bereits an den Bund adressiert. Der Bund 
hat signalisiert, eine zügige Reform der Trassenpreise 
innerhalb des bestehenden Rechtsrahmens anzustreben, 

um eine Neuregelung rechtzeitig für das Trassenpreis-
system 2027 umzusetzen. 
 
Allerdings haben die bisher geführten Gespräche mit 
dem Bundesministerium für Verkehr aus Sicht der Länder 
bislang noch keine hinreichende Konkretisierung der ge-
planten Trassenpreisreform ergeben. Seitens des Bundes 
wurden bisher weder konkrete Zielmodelle noch belast-
bare Aussagen zur Finanzierung vorgelegt. Im Mittel-
punkt der Gespräche standen bislang überwiegend ein-
zelne mögliche Anreizmechanismen innerhalb des be-
stehenden Systems. 
 
Mit meinen Länderkolleginnen und -kollegen bin ich darin 
einig, dass zunächst eine Verständigung über die grund-
legenden Finanzierungsfragen zu treffen ist. Darüber 
hinaus muss die Zielrichtung einer künftigen Trassen-
preisreform klar sein sowie die verfassungs- und europa-
rechtlichen Rahmenbedingungen beachtet werden. Sei-
tens der Länder ist gegenüber dem Bund darauf hinge-
wiesen worden, dass ohne konkrete Modellvorschläge 
des Bundes weder Kostenwirkungen noch Verteilungs-
wirkungen angemessen bewertet werden können. 
 
Die weiteren Gespräche zwischen Bund und Ländern 
werden nicht einfach sein. Im Sinne eines finanzierbaren 
Schienenpersonennahverkehrs ist der Bund jedoch auf-
gefordert, seine Regionalisierungsmittel entsprechend zu 
erhöhen. Die Länder werden den Bund nicht aus seiner 
Verpflichtung entlassen. 
 
Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit! 
 
 
Thomas Würdisch, SPD: 
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin, 
sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, 
 
heute beraten wir gleich zwei Anträge der Opposition 
zum Urteil des EuGH vom 19. März. Das Thema ist wich-
tig, weshalb ich Ihnen dafür danke, es auf die Tagesord-
nung des Landtages gebracht zu haben, auch wenn es 
meiner Meinung nach dafür nicht zweier nahezu de-
ckungsgleicher Anträge bedurft hätte. Vermutlich hätte 
ein Änderungsantrag der FDP zum bereits deutlich älte-
ren Antrag der GRÜNEN ausgereicht. 
 
Die Forderungen in Ihren Anträgen haben mich aber 
unabhängig davon trotzdem überrascht. Direkt im An-
schluss an das Urteil des EuGH zu den Trassenpreisen 
im Regionalverkehr hatte unsere zuständige Staatssekre-
tärin im Wirtschaftsministerium, Ines Jesse, reagiert und 
vor zusätzlichen Kosten des Landes gewarnt und vom 
Bund die Kompensation der aus dem Urteil zu erwarten-
den Mehrkosten in Form einer verlässlichen Finanzierung 
gefordert. 
 
Ich stelle also fest, II.1. des GRÜNEN-Antrags sowie II.1. 
des deckungsgleichen FDP-Antrags waren an dieser Stelle 
also bereits erfüllt. Trotzdem sahen die GRÜNEN noch 
am selben Tag die Notwendigkeit, diese bereits erfüllte 
Forderung noch einmal in einen Antrag zu schreiben.  
 
Von der Gruppe der FDP möchte ich hier gar nicht erst 
sprechen, da deren Antrag erst vor 2 Wochen kam. 
 
Aber gehen wir weiter im Antragstext: Forderung II.2. 
über die Höhe der finanziellen Mehrbelastung des Lan-
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des durch das Urteil haben Sie gerade der Rede des 
Ministers entnehmen können. Es handelt sich also um 
ca. 20 Mio. € in 2025 und 2026.  
 
Auch über die Beschlüsse der Verkehrsministerkonferenz 
sowie der Konferenz der Chefinnen und Chefs der Staats-
kanzleien der Länder im Mai und dortige Beschlüsse 
wurde bereits berichtet. Natürlich hätten Sie diese Fra-
gen auch im Wirtschafts- oder Finanzausschuss stellen 
können, die seit der Einreichung des Antrags jeweils 5x 
getagt haben, oder Sie hätten eine kleine Anfrage stellen 
können und die Antwort spätestens im April erhalten. 
 
Auch diesen Punkt können wir nun also pflichtbewusst 
als bereits erledigt abhacken. 
 
Falls Sie noch im FDP-Antrag nach der deckungsglei-
chen Stelle im Antragstext suchen, finden Sie diese dort 
unter II.5. 
 
Nun kommen wir zum interessanten Teil beider Anträge 
II.3., der Forderung das Trassenpreissystem zu reformie-
ren. Glauben Sie mir und meiner Fraktion, wenn ich 
Ihnen versichere, bei diesem Punkt haben Sie uns auf 
ihrer Seite. Auch wir unterstützen eine Reform der aktuel-
len Regelung und seiner negativen Auswirkungen für 
unser ganzes Land. 
 
Tatsächlich hat mein Kollege Herr Falk bereits vor fast 
genau einem Jahr, am 27.06.2025 hier an diesem Pult 
gestanden und Ihnen die negativen Effekte dieses Sys-
tems für unser Fernverkehrsangebot im Land beschrie-
ben. Er hatte gewarnt, dass eine Finanzierung der Gleis-
sanierungen zu genau dem Dilemma führen würde, in 
dem wir uns heute befinden. Damals hatte er auch Ross 
und Reiter dieser Strategie benannt. Es waren Herr Lindner 
und Herr Wissing, die für das goldene Kalb der FDP, der 
schwarzen Null im Bundeshaushalt bereit waren, mithilfe 
von Taschenspielertricks die eigenen Haushaltslöcher 
auf Bahnfahrende und den Schienengüterverkehr abzu-
wälzen. 
 
Die Rechnung dafür zahlen also Kunden des Fern- und 
Güterverkehrs seit 2023. Ab diesem Jahr werden auch 
Kunden des Regionalverkehrs dafür aufkommen müs-
sen, wenn der Bund diesen Fehler im System nicht end-
lich nachhaltig behebt, statt durch EU-rechtswidrige 
Flickschusterei zu versuchen, den Regional- gegen den 
Fern- und Güterverkehr auszuspielen. 
 
Was MV und was unsere Bürgerinnen und Bürger brau-
chen, ist endlich eine auskömmliche Finanzierung der 
Schiene durch den Bund, die es nicht nur den Kundinnen 
und Kunden, sondern auch den Verkehrsunternehmen 
und ihren Angestellten ermöglicht, langfristig zu planen. 
Die vorliegenden Anträge bringen unser Land bei den 
Verhandlungen mit Berlin dafür leider keinen Zentimeter 
weiter. Wir werden deshalb beide Anträge ablehnen. 
 
Vielen Dank! 
 
 
Stephan J. Reuken, AfD: 
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen und 
Herren, wir behandeln heute zwei Anträge zu einem 
Problem, das für Mecklenburg-Vorpommern sehr konkret 
werden kann: Und das sind steigende Trassenpreise im 
Regionalverkehr. 

Zunächst einmal ist festzustellen, das Urteil des Europäi-
schen Gerichtshofs vom 19. März 2026 hat diese Situati-
on nicht verursacht. Es hat vielmehr sichtbar gemacht, was 
seit Jahren falsch läuft. Die Entscheidung aus Luxemburg 
legt einen Konstruktionsfehler offen, der bereits lange im 
deutschen Schienenfinanzierungssystem angelegt ist. 
 
Der EuGH hat die starre gesetzliche Trassenpreisbremse 
beanstandet, weil dem Infrastrukturbetreiber durch die 
vorgegebene mathematische Formel kein ausreichender 
Entscheidungsspielraum bei der Entgeltbildung verblieb. 
Damit fällt ein Instrument weg, das die Entwicklung der 
Trassenentgelte bislang begrenzt hat. 
 
Doch die eigentliche Frage lautet: Warum waren solche 
Eingriffe überhaupt notwendig? 
 
Die Antwort liegt im deutschen Vollkostensystem. Wäh-
rend nach europäischem Recht die Bepreisung anhand 
der unmittelbaren Kosten des Zugbetriebs den Regelfall 
darstellt, werden in Deutschland über die Trassenpreise 
zusätzlich Infrastruktur-, Verwaltungs- und Kapitalkosten 
auf die Nutzer umgelegt. Das belastet den Schienenver-
kehr seit Jahren und schwächt seine Wettbewerbsfähig-
keit gegenüber anderen Verkehrsträgern. 
 
Hinzu kommt ein weiterer Fehlanreiz: Eigenkapitalzufüh-
rungen des Bundes an die DB InfraGO können aufgrund 
der gesetzlichen Eigenkapitalverzinsung selbst zum Kos-
tentreiber werden. Die Bundesnetzagentur hat ausdrück-
lich darauf hingewiesen. Das bedeutet im Ergebnis, dass 
Maßnahmen zur Stabilisierung der Infrastruktur über Um-
wege sogar zu höheren Trassenpreisen führen können. 
Die Folgen treffen besonders die Bundesländer. 
 
Für Mecklenburg-Vorpommern geht es nicht um eine 
abstrakte Debatte über Bahnstrukturen oder Konzern-
organisationen. Es geht um die Frage, ob künftig genü-
gend Geld für einen leistungsfähigen Regionalverkehr 
zur Verfügung steht. Wenn Regionalisierungsmittel zu-
nehmend dafür verwendet werden müssen, steigende 
Trassenpreise auszugleichen, dann fehlen diese Mittel 
an anderer Stelle. Dann fehlen sie für Taktverdichtungen, 
für bessere Anschlüsse, für die Anbindung ländlicher 
Regionen und für dringend notwendige Infrastruktur-
maßnahmen. Gerade ein Flächenland wie Mecklenburg-
Vorpommern kann sich eine solche Entwicklung nicht 
leisten. 
 
Bereits im Gesetzgebungsverfahren hatte der Bundesrat 
darauf hingewiesen, dass Mehrbelastungen im Schie-
nenpersonennahverkehr nicht über Trassenpreise auf die 
Länder abgewälzt werden dürfen. Diese Warnung war 
berechtigt. Denn für das Jahr 2026 stand bei Wegfall der 
bisherigen Trassenpreisbremse eine Dynamisierung der 
SPNV-Trassenentgelte von bis zu 23,5 Prozent im Raum. 
Das verdeutlicht, welche finanziellen Risiken hier beste-
hen. 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, zum Antrag von Bünd-
nis 90/Die Grünen: Der Antrag beschreibt die Problem-
lage im Wesentlichen zutreffend. Auch wir sehen die 
Gefahr steigender Belastungen für den Schienenperso-
nennahverkehr und die Notwendigkeit, auf Bundesebene 
tätig zu werden. Allerdings bleibt der Antrag in seinen 
politischen Konsequenzen zu vorsichtig. Er benennt die 
Fehlentwicklungen, vermeidet jedoch an entscheidenden 
Stellen klare Festlegungen zur Verantwortungsübernah-
me des Bundes und zu den strukturellen Ursachen des 
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Problems. Deshalb können wir dem Antrag nicht zustim-
men. Da jedoch wichtige Teile der Problembeschreibung 
zutreffend sind, werden wir uns enthalten. 
 
Zum Antrag der FDP: Dieser Antrag benennt die Ursa-
chen deutlich klarer. Er stellt fest, dass die heutige Situa-
tion nicht Folge des EuGH-Urteils ist, sondern Ergebnis 
eines seit Jahren fehlerhaft konstruierten Trassenpreis-
systems. Vor allem fordert er die vollständige und zweck-
gebundene Kompensation möglicher Mehrbelastungen 
durch den Bund. Genau das ist der richtige Ansatz. Es 
darf nicht sein, dass Länderhaushalte oder Regionalisie-
rungsmittel die Folgen einer verfehlten Bundespolitik 
tragen müssen. Ebenso richtig ist die Forderung nach 
einer transparenten und langfristig planbaren Finanzie-
rung der Schieneninfrastruktur aus Bundesmitteln sowie 
die Forderung nach einer grundlegenden Reform des 
Trassenpreissystems. Wer die Infrastruktur besitzt und 
die Finanzierungsregeln festlegt, der muss auch die 
Verantwortung für die daraus entstehenden Kosten über-
nehmen. Deshalb werden wir dem Antrag der FDP zu-
stimmen. 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, wir brauchen keine 
weitere Verschiebung von Kosten zwischen Bund und 
Ländern. Wir brauchen klare Zuständigkeiten und klare 
Verantwortung. Bundesinfrastruktur muss aus Bundes-
mitteln finanziert werden. Regionalisierungsmittel müs-
sen für Regionalverkehr eingesetzt werden – für bessere 
Angebote, bessere Verbindungen und bessere Mobilität 
für die Menschen in Mecklenburg-Vorpommern. Dafür 
müssen wir uns einsetzen! 
 
Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 
 
 
Sabine Enseleit, CDU: 
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin, 
sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, 
 
wir behandeln heute zwei Anträge unter einem Tages-
ordnungspunkt, die denselben rechtlichen Auslöser ha-
ben: das Urteil des Europäischen Gerichtshofes vom 
März dieses Jahres. Der EuGH hat die bisherige deut-
sche Trassenpreisbremse für unzulässig erklärt – und 
das stellt auch Mecklenburg-Vorpommern vor gewaltige 
finanzielle Herausforderungen. Die unserem Bundesland 
zur Verfügung stehenden Regionalisierungsmittel drohen 
durch explodierende Nutzungsentgelte der DB InfraGO 
aufgebraucht zu werden. Dieses Geld fehlt uns dann 
zwingend für den ländlichen Raum und für unsere strate-
gischen Infrastrukturprojekte. Wir wollen die Reaktivie-
rung der Darßbahn, wir brauchen die Südanbindung 
Usedoms über die Karniner Brücke, wir prüfen Strecken 
wie Parchim–Waren. 
 
All diese Vorhaben stehen auf dem Spiel, wenn das Geld 
für die bloße Nutzung der bestehenden Gleise verbrannt 
wird. Im Ziel, unsere heimischen Strecken vor Kosten-
steigerungen zu schützen, sind wir uns also fraktions-
übergreifend einig. Aber schauen wir uns an, wie die 
beiden Fraktionen dieses Thema heute hier aufbereiten. 
 
Die FDP-Gruppe verbindet die Debatte sehr stark mit 
einer grundsätzlichen Kritik an der Struktur des DB-
Konzerns und an der Finanzierungspolitik des Bundes. 
Diese Diskussion kann man führen. Allerdings hilft uns 
eine langfristige Strukturdebatte über die Organisation 

der Bahn derzeit nur begrenzt bei der akuten Herausfor-
derung, vor der die Länder jetzt stehen. Denn unser 
unmittelbares Problem ist die Frage, wie wir Kostenstei-
gerungen im SPNV vermeiden und Planungssicherheit 
für unsere Verkehrsverträge schaffen. 
 
Der Antrag der Grünen konzentriert sich stärker auf die 
Frage einer rechtssicheren Reform des Trassenpreissys-
tems. Auch hier lohnt sich ein differenzierter Blick. Das 
EU-Recht sieht als Grundprinzip eine Orientierung an 
den Grenzkosten vor. Eine Absenkung des Trassen-
preisniveaus auf dieses Grenzkostenmodell würde die 
Schiene im Wettbewerb mit der Straße spürbar stärken. 
Gleichzeitig hätte eine solche Umstellung erhebliche 
finanzielle Auswirkungen auf den Bundeshaushalt. Die-
ses Modell würde den Bund rund 2 Milliarden Euro pro 
Jahr zusätzlich kosten. 
 
Das Bundesverkehrsministerium hat die Dimension des 
Problems allerdings längst erkannt und bereitet intensiv 
eine europarechtskonforme Reform vor, die voraussicht-
lich zur Fahrplanperiode 2027 wirksam wird. 
 
Für Mecklenburg-Vorpommern bleibt entscheidend, dass 
unsere Regionalisierungsmittel auch künftig in ein ver-
lässliches und attraktives Verkehrsangebot investiert 
werden können – und nicht in immer weiter steigende 
Trassenpreise fließen. Da die notwendige Reform jedoch 
bereits auf Bundesebene vorbereitet wird, bedarf es 
dieser Anträge auf Landesebene heute nicht. Wir lehnen 
den Antrag der FDP daher ab und werden uns beim 
Antrag der Grünen enthalten. 
 
Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit! 
 
 
Henning Foerster, Die Linke: 
 
Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, der Begriff 
Trassenpreise, oft auch als Schienenmaut bezeichnet, klingt 
sperrig, hat aber immense Bedeutung im Schienenverkehr. 
Denn Trassenpreise sind Gebühren, die Eisenbahnver-
kehrsunternehmen zahlen müssen, um das Schienennetz 
nutzen zu dürfen. Dieses Netz wird von der Infrastruktur-
sparte der Deutschen Bahn AG, der DB InfraGo, betrie-
ben. Jedes Mal, wenn ein Regionalzug, ein Fernver-
kehrszug oder ein Güterzug über die Gleise fährt, fallen 
solche Entgelte an. Die Höhe der anfallenden Gebühren 
wird von der Bundesnetzagentur genehmigt. 
 
Man kann es vereinfacht so sagen: Ohne Trassenpreise 
fährt kein Zug. Und wenn sie steigen, hat das direkte 
Auswirkungen auf Ticketpreise, Angebotsdichte und so-
mit auf die Attraktivität des gesamten Systems Schiene. 
Im Jahr 2025 hat die Bundesnetzagentur die Trassen-
preise im Nahverkehr gekürzt, gleichzeitig aber Fern- und 
Güterverkehr stärker belastet. Dagegen haben die schon 
erwähnte DB InfraGo und weitere Eisenbahnverkehrs-
unternehmen geklagt – mit Erfolg. Das Urteil des Europä-
ischen Gerichtshofs aus dem März 2026 hat weitreichende 
Folgen. Nach Einschätzung der Eisenbahn- und Ver-
kehrsgewerkschaft (EVG) entstehen Mehrkosten von bis 
zu zwei Milliarden Euro. Ohne einen Ausgleich durch den 
Bund drohen folglich Angebotskürzungen und Abbestel-
lungen im Nah- und Regionalverkehr. 
 
Diese Einschätzung wird auch von der Verkehrsminister-
konferenz geteilt. Die Länder warnen ausdrücklich vor 
erheblichen finanziellen und planerischen Risiken, vor 
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allem für den SPNV, und fordern, dass der Bund die 
Mehrbelastungen der Jahre 2025 und 2026 vollständig 
kompensiert. Zugleich machten sie auf der letzten Ver-
kehrsministerkonferenz deutlich, dass die bisherigen 
Erhöhungen der Regionalisierungsmittel bei Weitem nicht 
ausreichen. Für den Zeitraum von 2026 bis 2031 wurde 
ein zusätzlicher Bedarf von 14 Milliarden Euro ermittelt. 
Das war allerdings noch vor dem EuGH-Urteil. Dazu 
kommen also noch einmal ca. 2 Mrd. Euro. Fakt ist, wenn 
hier nicht gehandelt wird, ist die Konsequenz klar: Züge 
werden in erheblichem Umfang abbestellt.  
 
Deshalb fordert meine Fraktion eine deutliche Kurs-
korrektur. Die verabredete Dynamisierung der Regionali-
sierungsmittel muss auf mindestens fünf Prozent jährlich 
angehoben werden – statt der bisherigen drei Prozent, 
die mit der Kostenentwicklung längst nicht mehr Schritt 
halten. 
 
Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, für die 
Linksfraktion steht immer auch die Sicherung von Ar-
beitsplätzen im Mittelpunkt. Denn jeder weiß, ein stabiles 
Angebot bedeutet sichere Jobs. Werden hingegen Leis-
tungen gekürzt, geraten auch Beschäftigte unter Druck. 
Auch deshalb brauchen wir eine dauerhafte und verläss-
liche Finanzierung des gesamten Systems SPNV – im 
Interesse der Fahrgäste und der Beschäftigten. Ohne 
Unterstützung des Bundes werden die Länder angesichts 
ihrer angespannten Haushaltslagen gezwungen sein, das 
Angebot drastisch zu reduzieren. Das wäre ein massiver 
Rückschritt für die Verkehrswende.  
 
Deshalb sollten wir Bundesverkehrsminister Schnieder 
auch heute noch einmal an die Zusagen aus dem Koaliti-
onsvertrag zwischen Union und SPD erinnern. Dort wurde 
versprochen steigende Kosten abzufedern, den Status 
quo zu sichern und Spielräume für zusätzliche Verkehrs-
angebote zu schaffen. Bislang hinkt die Bundesregierung 
jedoch auch bei der Reform des Trassenpreissystems 
den eigenen Ansprüchen hinterher. Dabei liegen die 
Anforderungen klar auf dem Tisch: eine spürbare und 
dauerhafte Absenkung der Trassenpreise, eine stärkere 
Entkopplung von kurzfristigen Kostenschwankungen sowie 
ein leistungs- und qualitätsorientiertes Entgeltsystem, das 
die Realität auf der Schiene endlich angemessen abbil-
det. 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, das Urteil des Europäi-
schen Gerichtshofs ist mehr als eine juristische Ent-
scheidung. Es ist ein Warnschuss. Wenn wir ihn ignorie-
ren, drohen steigende Preise und/oder ein ausgedünntes 
Angebot. Am Ende zahlen die Bahnkunden für beides die 
Zeche. Dies gilt es zu verhindern, ich denke da sind wir 
uns unabhängig von konkreten Antragsformulierungen in 
diesem Hause weitgehend einig. Die Wege, die dorthin 
führen sollen, sind allerdings sehr unterschiedlich. Das 
zeigt sehr deutlich der Antrag der FDP. Da ich schon 
2006 gemeinsam mit vielen Kolleginnen und Kollegen die 
Kampagne „Schütze Deine Bahn“ gegen die Zerschlagung 
des Integrierten Konzerns unterstützt habe, fühle ich 
mich da natürlich auch ein Stück weit herausgefordert.  
 
Die Gruppe der FDP argumentiert sinngemäß, dass eine 
Trennung von Netz und Betrieb bei der Deutschen Bahn 
mehr Wettbewerb, niedrigere Preise und bessere Quali-
tät schaffen würde. Das weise ich zurück, als Mitglied der 
Linksfraktion in diesem Hause, aber auch als Mitglied der 
Eisenbahn- und Verkehrsgewerkschaft. Und deshalb 
möchte ich auf folgende Dinge hinweisen:  

Erstens löst eine Zerschlagung die eigentlichen Probleme 
nicht. Die Krise der Deutschen Bahn geht vor allem auf 
jahrzehntelange Unterfinanzierung, marode Infrastruktur 
und politischen Investitionsstau zurück – nicht auf die 
integrierte Konzernstruktur. Die organisatorische Tren-
nung von Netz und Betrieb würde keine einzige Weiche 
modernisieren und keinen zusätzlichen Zug fahren las-
sen.  
 
Zweitens gehören Netz und Betrieb technisch zusam-
men. Der Bahnverkehr ist ein hochkomplexes Gesamt-
system. Fahrpläne, Baustellenmanagement, Instandhal-
tung und Betrieb müssen eng verzahnt sein. Eine Auf-
spaltung würde hingegen für zusätzliche Schnittstellen, 
Bürokratie und Abstimmungsprobleme sorgen. 
 
Drittens garantiert Wettbewerb allein noch keine bessere 
Bahn. Dazu muss man nur einmal über den Tellerrand 
schauen. Insbesondere der Weg, den Großbritannien 
gegangen ist, zeigt, dass Zersplitterung häufig zu Chaos, 
höheren Kosten und schlechter Koordination führt. Wett-
bewerb auf der Schiene funktioniert nur begrenzt, weil 
das Netz selbst ein natürliches Monopol bleibt. Die zent-
rale Frage ist daher nicht Wettbewerb, sondern ausrei-
chende öffentliche Finanzierung.  
 
Viertens birgt der von der FDP vorgeschlagene Weg die 
Gefahr von Tarif- und Sozialdumping. Eine Trennung 
führt zu mehr Ausschreibungen und Privatisierungen. 
Dadurch drohen Beschäftigte noch stärker als ohnehin 
schon unter Kostendruck zu geraten. Zumindest besteht 
die Gefahr schlechterer Entgelt- und Arbeitsbedingungen 
sowie wachsender Unsicherheit.  
 
Fünftens birgt eine neuerliche Strukturdebatte die Ge-
fahr, dass wieder wertvolle Zeit vergeht, die dringend für 
den Ausbau sowie Digitalisierung und Sanierung des 
Netzes gebraucht wird. Statt die Bahn leistungsfähiger zu 
machen, würde eine Aufspaltung enorme Management- 
und Umbaukosten verursachen.  
 
Und sechstens sei darauf hingewiesen, dass ja auch 
unter den aktuellen Bedingungen bereits Wettbewerb 
existiert. Tatsächlich fahren bereits heute zahlreiche 
private Anbieter auf dem DB-Netz.  
 
Deshalb will ich zum Schluss noch einmal feststellen, 
nicht die Trennung von Netz und Betrieb ist die Lösung, 
sondern massive öffentliche Investitionen, eine bessere 
Finanzierung der Infrastruktur und eine stärkere Ge-
meinwohlorientierung innerhalb eines integrierten Bahn-
systems. 
 
Vielen Dank für die Aufmerksamkeit! 
 
 
Jutta Wegner, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin, Kolleginnen und Kollegen, 
nach dieser Debatte will ich drei Dinge festhalten. 
 
Erstens: Natürlich ist der Bund zuständig. Genau deshalb 
richtet sich unser Antrag an die Landesregierung mit der 
Aufforderung, im Bundesrat Druck zu machen. Wer heute 
sagt, das sei alles Sache des Bundes, beschreibt nur die 
halbe Wahrheit. Die andere Hälfte lautet: Mecklenburg-
Vorpommern ist betroffen, wenn die Kosten steigen. 
Mecklenburg-Vorpommern bestellt Regionalverkehr. Und 
Mecklenburg-Vorpommern muss ein Interesse daran 
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haben, dass Regionalisierungsmittel nicht durch höhere 
Trassenpreise aufgefressen werden. 
 
Zweitens: Es reicht nicht, jetzt auf genaue Berechnungen 
zu warten und bis dahin politisch stillzuhalten. Niemand 
behauptet, dass morgen früh der erste Zug gestrichen 
wird. Aber das Risiko liegt auf dem Tisch. Wenn die bis-
herige Bremse wegfällt und keine rechtssichere An-
schlusslösung kommt, entstehen Mehrkosten. Und wer 
erst reagiert, wenn Fahrpläne gekürzt oder Fahrpreise 
erhöht werden, kommt zu spät. 
 
Drittens: Ja, die Ursachen dieses Problems liegen auch 
in früheren Finanzierungsentscheidungen des Bundes. 
Aber daraus folgt doch gerade nicht, dass wir jetzt mit 
den Schultern zucken. Daraus folgt, dass der Bund die 
Schieneninfrastruktur endlich anders finanzieren muss: 
verlässlich, auskömmlich und so, dass die Kosten nicht 
immer weiter über die Nutzungsentgelte bei Ländern, 
Verkehrsunternehmen und Fahrgästen landen. 
 
Wenn die Koalition heute sagt, man müsse erst einmal 
prüfen, dann sagen wir: Prüfen ja, aber nicht als Vorwand 
fürs Nichtstun. Genau deshalb fordern wir einen Bericht 
an den Landtag. Welche Kosten drohen? Welche 
Verträge sind betroffen? Welche Risiken entstehen für 
Ausschreibungen und Fahrpreise? Das muss transparent 
werden. 
 
Und wenn hier auf große Strukturfragen der Deutschen 
Bahn verwiesen wird, dann sage ich: Diese Debatte ist 
wichtig. Die Infrastruktur muss gemeinwohlorientiert, 
transparent und diskriminierungsfrei organisiert werden. 
Aber eine neue Struktur allein bestellt keinen einzigen 
zusätzlichen Zug in Mecklenburg-Vorpommern. Ent-
scheidend ist, dass der Bund die Infrastruktur so finan-
ziert, dass die Trassenpreise planbar und tragbar blei-
ben. 
 
Am Ende ist die Frage sehr konkret: Wollen wir warten, 
bis steigende Schienenentgelte den Regionalverkehr im 
Land unter Druck setzen? Oder wollen wir jetzt gemein-
sam deutlich machen, dass Mecklenburg-Vorpommern 
eine schnelle, rechtssichere und vollständig ausfinanzier-
te Lösung braucht? Wir bitten deshalb um Zustimmung. 
 
Vielen Dank. 
 
 
David Wulff, FDP: 
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen und 
Herren Abgeordnete, nach dieser Aussprache möchte ich 
einen Punkt besonders klar machen: 
 
Der Unterschied zwischen dem Antrag der Grünen und 
unserem Antrag liegt nicht darin, ob wir das Problem 
sehen. Der Unterschied liegt darin, wie tief wir an die 
Sache herangehen. Ja, die Grünen benennen die akute 
Gefahr steigender Trassenpreise. Ja, natürlich muss der 
Bund jetzt kurzfristig verhindern, dass den Ländern und 
dem SPNV zusätzliche Lasten aufgebürdet werden. Aber 
genau da fängt der Unterschied an: Die Grünen bleiben 
beim Ausgleich stehen. Wir gehen an die Ursache. Denn 
wer heute nur kompensiert, ohne das System zu ändern, 
der kann die nächste Debatte gleich mitbestellen. Dann 
sitzen wir in ein paar Monaten wieder hier und reden 
über dieselbe Fehlkonstruktion, nur mit neuen Zahlen 
und noch größerem Schaden. 

Und ich sage auch sehr deutlich: Es reicht nicht, jetzt so 
zu tun, als gehe es nur um eine technische Bundesfrage, 
bei der das Land freundlich abwarten müsse. Gerade weil 
das Problem in Berlin gemacht wurde, muss Mecklenburg-
Vorpommern in Berlin Druck machen. Im Bundesrat, in 
der Verkehrsministerkonferenz und gegenüber der Bun-
desregierung insgesamt. Wer hier mit den Schultern zuckt, 
verteidigt nicht die Interessen unseres Landes. 
 
Ein zweites Gegenargument hören wir ebenfalls immer 
wieder: Hauptsache, es fließt erst einmal mehr Geld. 
Auch das greift zu kurz. Natürlich braucht es Geld. Aber 
Geld allein macht aus einem falschen System noch kein 
richtiges. Wenn Infrastrukturkosten weiter unehrlich über 
Trassenpreise auf Nutzer, Aufgabenträger und am Ende 
auf die Länder verschoben werden, dann bleibt die Logik 
dieselbe: Der Bund versteckt Kosten, und andere sollen 
sie tragen. Das ist weder verkehrspolitisch klug noch 
haushaltspolitisch sauber. 
 
Und dann kommt oft der nächste Reflex: Wer Reform 
sagt, wolle die Bahn zerschlagen. Nein, genau das wol-
len wir nicht. Wir wollen klare Verantwortlichkeiten. Wir 
wollen eine Infrastruktur, die dem Gemeinwohl dient. Wir 
wollen diskriminierungsfreien Zugang und fairen Wettbe-
werb auf der Schiene. Denn Wettbewerb ist kein Selbst-
zweck. Wettbewerb sorgt dafür, dass Qualität, Effizienz 
und Verlässlichkeit steigen. Gerade davon profitieren die 
Fahrgäste in einem Flächenland. 
 
Es geht also nicht um Ideologie. Es geht um ein einfaches 
Prinzip: Infrastruktur muss so finanziert werden, dass 
Mobilität besser wird und nicht teurer. Und deshalb ist 
unser Ansatz konsequenter als der der Grünen: kurzfristig 
schützen, Regionalisierungsmittel ausdrücklich sichern 
und gleichzeitig das System so reformieren, dass der 
gleiche Fehler nicht immer wieder neue Löcher reißt. 
 
Meine Damen und Herren, die Grünen beschreiben das 
Symptom. Wir benennen den Konstruktionsfehler. Die 
Grünen fordern mehr Geld. Wir fordern mehr Verantwor-
tung. Und genau das braucht Mecklenburg-Vorpommern: 
nicht nur eine kurzfristige Beruhigung, sondern eine Lö-
sung, die auch morgen noch trägt. 
 
Vielen Dank. 
 
 
Rede zu Protokoll gemäß § 83a GO LT  
zu TOP 22 
 
 
Barbara Becker-Hornickel, FDP: 
 
Sehr geehrte Präsidentin, 
meine Damen und Herren Abgeordnete, 
 
der Titel der Aussprache setzt einen falschen Akzent. Wir 
brauchen gute Kenntnisse, Bildung auf allen Gebieten; 
demokratische Bildung gehören dazu. Aber wenn man 
sich die gesamte Studienlage anschaut (PISA, IQB-
Bildungstrend, IGLU, TIMSS), dann ist das Bild eindeutig: 
Die Kompetenzen unserer Schülerinnen und Schüler 
sinken bundesweit. 
 
Und Mecklenburg-Vorpommern? Zur Wahrheit gehört: 
Dieses Land verliert ebenfalls. Aber weniger stark. In 
Mathematik unter dem Bundestrend, in den Naturwissen-
schaften weiterhin überdurchschnittlich. 
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Die zentrale Frage lautet: Warum sinkt die Leistungsfä-
higkeit insgesamt? Alle großen Studien zeigen denselben 
Befund. Die basalen Kompetenzen gehen zurück. Immer 
mehr Schülerinnen und Schüler erreichen die Mindest-
standards nicht. Und gleichzeitig sinkt etwas, das in kei-
ner Tabelle direkt steht, aber in allen Befunden sichtbar 
wird: die Leistungsbereitschaft. 
 
Leistungsbereitschaft heißt, sich anzustrengen, durchzu-
halten, sich mit schwierigen Inhalten auseinanderzusetzen. 
Genau das ist aber die Voraussetzung für Kompetenzauf-
bau. Und genau hier liegt ein blinder Fleck der aktuellen 
Bildungspolitik. Während die Leistungen messbar zu-
rückgehen, verschiebt sich die Debatte weg von Anforde-
rungen hin zu einer Senkung des Leistungsniveaus. 
 
Demokratiebildung, Partizipation, dazu gehört umfang-
reiches Wissen. Urteilsbildung setzt etwas voraus: Wer 
nicht sicher lesen kann, kann keine politischen Argumen-
te prüfen. Wer mathematische Zusammenhänge nicht 
versteht, kann keine wirtschaftspolitischen Entscheidun-
gen bewerten. Wer naturwissenschaftliche Grundlagen 
nicht beherrscht, kann keine informierten Entscheidun-
gen in einer modernen Gesellschaft treffen. 
 
Deshalb gilt: Ohne Fachkompetenz keine Urteilskompe-
tenz. Und ohne Leistungsbereitschaft keine Fachkompe-
tenz. Wir müssen die Prioritäten wieder richtig setzen. 
Mehr Fokus auf Mathematik, Naturwissenschaften und 
Sprache. Mehr Fokus auf Unterrichtsqualität. Mehr Fokus 
auf klare Leistungsanforderungen und Verlässlichkeit. Nicht 
weniger Demokratiebildung, sondern eine breit angelegte 
demokratische Bildung. 
 
Vielen Dank. 
 
 
Rede zu Protokoll gemäß § 83a GO LT  
zu TOP 24 
 
 
Enrico Schult, AfD: 
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin, 
sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, 
 
der Reformbedarf im Bildungssystem ist erwiesenermaßen 
gewaltig. Da sind sich nahezu alle Praktiker und Eltern 
einig. Nur die Landesregierung scheint das nicht wirklich 
so zu sehen. 
 
Auch die Vorstellungen der Grünen, die aus dem uns 
vorliegenden Antrag ersichtlich werden, gehen mit den 
unsrigen weit auseinander. Die Grünen sehen eine inklu-
sive Schule jedoch grundheraus als Stärke. Das ist doch 
etwas naiv und greift zu kurz. 
 
Wir dagegen stehen für die konsequente Umsetzung des 
Leistungsprinzips, den Erhalt des mehrgliedrigen Schul-
systems und die Schaffung echter Inklusion durch den 
Erhalt der Förderschulen Lernen. Um nur die wichtigsten 
Forderungen zu nennen. Die Durchlässigkeit ist dabei 
jedoch sicherzustellen. 
 
Eine zentrale Voraussetzung für die Schaffung einer freien 
und geistig anregenden Lernatmosphäre ist die konsequente 
Einhaltung des Beutelsbacher Konsens. Hier, meine Damen 
und Herren, wurde in den letzten Jahren nicht nur ge-
schlampt, hier wurde richtig Missbrauch zu Lasten des 

freien Meinungsdiskurses betrieben. Ich erinnere nur an den 
völlig unverhältnismäßigen Polizeieinsatz vor aller Augen 
am Richard-Wossidlo-Gymnasium in Ribnitz-Damgarten 
oder an den „ekelhAfD“-Pullover einer Lehrerin auf Usedom. 
Diese Entwicklungen sprechen einem demokratischen 
Bildungsverständnis Hohn und gehören unterbunden. 
 
Genauso abgeschafft gehört die Frühsexualisierung an 
den Schulen. Staatlich finanzierte und protegierte Gender-
Ideologie kann bei jungen Menschen in der Findungspha-
se ihrer Identität zu irreversiblen Entwicklungsstörungen bis 
hin zur vermehrt auftretenden Geschlechtsdysphorie – 
meine Kollegin Petra Federau hat dazu kürzlich die er-
schreckenden Zahlen kommentiert – führen. Das ist nicht 
nur unverantwortlich gegenüber den Kindern und Jugend-
lichen, sondern zeugt auch von einem völlig gestörten 
Gesellschaftsbild, das von linken und grünen Aktivisten 
bewusst zur Verunsicherung der Menschen im Land 
instrumentalisiert wird. 
 
Die Schulen haben aber ganz andere Aufgaben: Die 
Sicherung der schulischen Kernkompetenzen wie Lesen, 
Schreiben und Rechnen. Aber gerade hier ist das Kind in 
den letzten Jahren nicht nur in den Brunnen gefallen, 
sondern – entschuldigen Sie den saloppen Ausdruck – nahe-
zu abgesoffen. MV liegt nach dem INSM-Bildungsmonitor 
und dem IQB-Bildungstrend deutschlandweit zwar im 
Mittelfeld, die jüngste UNICEF-Studie bestätigt Deutsch-
land insgesamt gesehen jedoch eine katastrophale Lage 
beim Bildungsniveau: So verfügen 40% der 15-Jährigen 
nicht über die Mindestkompetenz in Lesen und Mathema-
tik. Das ist eines Industrielandes unwürdig und muss ein 
deutliches Alarmsignal sein. 
 
Die MINT-Fächer und die ökonomische Bildung müssen 
daher strukturell gestärkt werden, und nicht die unter den 
Pseudonymen „politische Bildung“, „politische Aufklärung“ 
oder „Demokratiebildung“ durchgeführten Indoktrinations-
aktivitäten links-grüner Ideologen. Grundsätzlich gilt: Wir 
müssen die Regional- und Berufsschulen inklusive der 
Sanierung und Modernisierung der Schulbauten stärken. 
Dazu gehört genügend hochqualifiziertes Personal, eine 
angemessen bauliche Ausstattung und eine leistungs-
fähige digitale Infrastruktur. Unser Ziel muss es sein, 
Bildungsland Nummer 1 zu werden. Das ist auch mög-
lich, man muss es nur wollen! 
 
Wichtig dafür ist die Etablierung eines entsprechenden 
Menschen- und Absolventenbildes als Grundlage der 
Schulpädagogik. Wir sprechen hier vom Leistungsprinzip 
und klassischen Tugenden wie Disziplin, Respekt und 
Durchhaltevermögen. Es muss darum gehen, aus den 
Schülern leistungsbereite und leistungsfähige, selbstbe-
wusste Menschen zu machen, die den Herausforderun-
gen der heutigen Zeit mit Engagement, Fleiß und gefes-
tigter kultureller Identität begegnen. 
 
Dafür müssen wir den Lehrermangel konsequent be-
kämpfen und die Qualifikation des Lehrpersonals sicher-
stellen. Für einen souveränen Umgang mit der Migration 
an den Schulen braucht es Vorschaltklassen für Kinder 
ohne ausreichende Sprach- und Sozialkompetenz. Wir 
brauchen zudem eine wohnortnahe Versorgung mit 
Schulen, stundenlange Busfahrten müssen der Vergan-
genheit angehören. Nur so können wir das Beste aus 
unseren Schülern herausholen! 
 
Daneben bedarf es in der heutigen Zeit eines professionel-
len Umgangs mit den Herausforderungen der KI. Gleich-
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zeitig muss die Handynutzung bis zur 7. Klasse zum 
mentalen Schutz und für die Stärkung der Konzentrati-
onsfähigkeit der Schüler untersagt werden.  
 
Zu guter Letzt: Die Berufsschulen als elementarer Be-
standteil des Bildungssystems dürfen nicht vergessen 
werden. Sie leisten einen wichtigen Beitrag zur Ausbil-
dung der jungen Menschen im Land. Abitur ist nicht alles! 
 
Meine Damen und Herren, Sie sehen, die Liste der 
Herausforderungen ist lang. Wir alle sind gut beraten, 
diese Herausforderungen ernst zu nehmen und uns nicht 
im parteipolitischen Klein-Klein zu verlieren. Die Aufgabe 
ist zu groß und wir sind es unseren Kindern schuldig. In 
diesem Sinne: Packen wir es an! Wir haben genügend 
Vorschläge eingebracht. Den vorliegenden Antrag lehnen 
wir ab. 
 
Vielen Dank für die Aufmerksamkeit! 
 
 
Rede zu Protokoll gemäß § 83a GO LT  
zu TOP 25 
 
 
Enrico Schult, AfD: 
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin, 
sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, 
 
da haben wir es mal wieder mal mit einem Wiedergänger 
zu tun. Die ökonomische Bildung allgemein und an den 
Schulen im Besonderen war hier schon häufiger Thema. 
Ich erinnere nur daran, dass wir als AfD-Fraktion bereits 
zwei Anträge dazu eingebracht haben. Die FDP hatte 
das Thema letztes Jahr auch schon einmal bespielt. 
Warum sie es jetzt noch einmal bringt, erschließt sich mir 
nicht. 
 
Aber kommen wir zu den Fakten. Dass die ökonomische 
und finanzielle Grundbildung in Deutschland ausbaufähig 
ist, was sich u. a. an einer im Vergleich mit anderen 
westeuropäischen Staaten niedrigen Aktienquote aus-
drückt, ist kein Geheimnis. Mecklenburg-Vorpommern 
macht da keine Ausnahme. 
 
Nun besteht nach geltender Stundentafelverordnung bereits 
das Fach „Arbeit-Wirtschaft-Technik/Berufliche Orientierung“ 
an den Schulen des Landes, sodass man fairerweise 
nicht behaupten kann, dass das Bildungssystem in MV 
hier komplett blank dasteht. Wir hatten bereits in einem 
Antrag aus dem Jahr 2023 gefordert, dass die Rahmen-
richtlinien der Unterrichtsfächer der allgemeinbildenden 
Schulen überprüft werden sollen, inwiefern sie den Erfor-
dernissen ökonomischer und finanzieller Bildung genügen. 
Den hatten Sie, liebe Abgeordnete, erwartungsgemäß 
mehrheitlich abgelehnt. Und dann muss man bei der 
aktuellen Lage an den Schulen auch ehrlich sein und 
konstatieren, dass die Einführung eines Schulfaches 
„Wirtschaft“ zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht nur wegen 
des akuten Lehrermangels unrealistisch ist. 
 
Die FDP fordert zudem die Stärkung der MINT-
Kompetenzen. Auch das dürften sie fleißig von uns ab-
geschrieben haben. Ich kann Ihnen gar nicht aufzählen, 
wie oft und gebetsmühlenartig ich als bildungspolitischer 
Sprecher die Stärkung der MINT-Fächer an den Schulen 
des Landes gefordert habe. Unsere Fraktion hat dazu 
mehrere Kleine Anfragen gestellt und es gehört zu unse-

ren Kernforderungen, den MINT-Fächern deutlich mehr 
Präsenz im Unterricht einzuräumen. Es hat sich nämlich 
abgezeichnet, dass bei der Leistungskurswahl an den 
Gymnasien in den letzten Schuljahren eine deutliche 
Verschiebung hin zu Sprachen, künstlerisch-musischen 
sowie gesellschaftswissenschaftlichen Fächern stattge-
funden hat. Gegen diese Fächer ist nichts einzuwenden, 
aber die Grundlage für Forschung, Wissenschaft und 
ökonomisches Wachstum sind und bleiben die MINT-
Fächer. 
 
Des Weiteren fordert die FDP die Ergänzung der Profil-
bildung von Schulen um Schwerpunktsetzungen in In-
formatik, Digitalisierung, Künstlicher Intelligenz und Wirt-
schaft. Das halten wir grundsätzlich für eine sinnvolle 
Idee. Da wollen wir gar nicht meckern. Nur an der Um-
setzung hapert es wie üblich gewaltig. Ich spreche da nur 
mal die flächendeckende Ausstattung der Schulen mit 
W-LAN an. Zudem werden im Antrag die Bedeutung 
beziehungsweise die wirtschaftlichen Auswirkungen von 
KI und Digitalisierung für den Arbeitsmarkt in MV über-
bewertet. Ja, es gibt Tech-Start-ups und Unternehmen, in 
denen Technologie und KI eine immer größere Rolle 
einnimmt. Aber ein großer Teil der Arbeitgeber in MV 
sind KMUs mit wenigen Mitarbeitern, wenig Technologie-
anwendung und vergleichsweise geringer internationaler 
Verflechtung. 
 
Und nun kann ich es mir nicht verkneifen, einmal auf die 
sprachliche und rhetorische Ausgestaltung des Antrages 
einzugehen. Ich muss es so formulieren, es handelt sich 
um einen klassischen Phrasen-Drescher-Antrag. Es 
werden kaum konkrete Maßnahmen bis auf die Einfüh-
rung des Faches „Wirtschaft“ benannt. Weite Teile des 
Antrags sind austauschbar und kaum MV-spezifisch. Sie 
würden genauso nach NRW passen. Nicht, dass da einer 
bei den Kollegen in Düsseldorf abgeschrieben hat … 
 
Und dann strotzt der Text nur so von affektierter Akade-
mikerrhetorik. Da wird von „praxisnahen Erfahrungsräu-
men“, „transparenten Entwicklungsperspektiven“ oder der 
Stärkung von „Selbstwirksamkeitserwartungen“ schwadro-
niert. Nicht übel nehmen, liebe Kollegen von der FDP, 
aber genau das ist der Grund, warum die Menschen das 
Vertrauen in die Politik verlieren oder sich angewidert 
abwenden. Niemand im realen Leben weiß, was „Selbst-
wirksamkeitserwartungen“ sein sollen, außer übertaktete 
linke Soziologen, die seit dem Studium nie wieder aus 
ihrer urbanen Macha-Latte-Bubble rausgekommen sind.  
 
Was wirklich gebraucht wird, sind handfeste Maßnahmen 
zur Verbesserung des Schulalltages und der Aus- und 
Weiterbildung weiter Teile der Bevölkerung. Und da sind 
wir schnell bei Volkshochschulen, Berufsschulen und 
allgemeinbildenden Schulen. Alles Dinge, die wir seit eh 
und je fordern und die Sie, liebe Abgeordnete der soge-
nannten „demokratischen“ Fraktionen – Blockparteien 
wäre wohl passender –, aus Prinzip ablehnen, anstatt 
sich konstruktiv mit uns in den Dialog zu begeben. Das 
würde wirklich heißen, Verantwortung für das Land und 
die Bildungsmöglichkeiten der Menschen zu übernehmen. 
Wie oft lese ich von Bildungsgerechtigkeit, Chancen-
gleichheit und sozialer Teilhabe. Bitte schön! Das wäre 
doch einmal ein Beitrag zum interfraktionellen Diskurs 
zum Wohle der Menschen in MV! 
 
Fassen wir noch einmal zusammen: Grundidee des An-
trags richtig, aber kaum konkrete Maßnahmen, Themen 
redundant und schon mehrfach parlamentarisch bespielt, 
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Ausgestaltung des Textes weitgehend unspezifisch, nicht 
MV-bezogen und akademisch übersteigert. Wir werden 
uns enthalten. 
 
Vielen Dank für die Aufmerksamkeit! 
 
 


